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•. 11. Sitzung, 20. März 1956 271 

11. Plenarsitzung des Landta.ges Rheinland-Pfalz 
am 20. l\lärz 1956 

Die Sitzung v.rird um 9.38 Uhr durch den Viz.epräsiJden~ 
ten Bögler eröffnet. 

Vizepräsident Bögler: 
Die 11. Sitzll.lllg des Landtages Rheinland-Pf.alz ist er
öffnet. Beisitzer der heutigen Si~ng sind die Herren 
Abgeoroneten Lutwit.zi und Reinhard. Die Rednerliste 
führt der Abgeordnete Lutw:itzi. Entschuldigt fehlen 
die Abgeordneten Brune, Frau Dr, Gantenberg, Kali
nowski. Dr. Nowack., Stübinger und Frau Wolf. Als 
Gasthörer an dieser Sitzµng nehmen teil die Vertreter 
der verschiedenen Schularten des Landes, die Land-

. wirtschaftsschule Ingelheim und die Landwirtschafts
schule Polch in der Eifel: Ich begrüße unsere Gäste 
auf das herzlichste. ' 

(Beifall des Hauses.) 

Zur Be-atung steht 
Einzelplan 09 - Ministerium für Unterricht 

Kultus -
Die Berichters~attung hat liebenswürdigerweise Herr 
Abgeordneter Dr. Habighorst an Stelle der erkrankten 
Abgeordneten Frau Dr. Gantenberg übernommen. Ich 
erteile ihm das Wort. 

, Abg. Dr. Habighorst: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Haus
halts- !UITT.d Finam:ausschuß ihat sich in den Sitzungen 

. am 23„ 24., 26. und 27. Januar 19:>6 mit dem Etat des 
Kultusministeriums - Einzelplan 09 der Regierungs..:
vorlage - eingelhend .beschäftigt. Aus der Vielzahl dier 
Sit"zungen wollen Sie schon ersehen, daß der Haus
haJ. ts- 1Nl.d Finanzausschuß in diiesem Jahre die Ge
samtmaterie sehr einlgehend beraten hat. Da es sich bei 
diesen Kulturberatungen weniger um. Prinzipien als 
um Zahlen des Haushaltes un.d Aribeitsgrundlagen han
delte, war die Haltung des Aussch'USses fast in allen 
·Fragen einheitlich. Ich will nicht über Positionsver
änilerungen berichten, die Ihnen in dier Drucksache 
II/95 vo.rliegen, sondern auf die Punkte und Debatten 
eingehen, die sich um die wesentlichen Sachverlhalte 
drehen. 
Zu Kapitel 01 gab es keine Veränderungen und keine 
Disku-ssionen. Zu Kapitel 02 - das sind diie allgememen 
Bewilligungen - erfuhr der Titel 600 eine Erhöhung. 
Er um.faßt die Leistungen des Landes au! Grund des 
Staatsabkomanens z;ur Finanzierung wissenschaftlicher 
Forschungseinrichtungen m.!it· überregionalem Wir.:. 
kungsbereich. Der Etat für den Gesamtbereich dieser 
Institute wird gemeinsam von den Kultusministerien 
und den Finanzministerien aller Länder festgelegt. Er 
lag bei der Vorlage unseres Etats noch nicht endgültig 
vor. Die in der Regierungsvorlage genannte Zaihl wac 
eine .sch.ä tzung, d1e jetzt ·auf.An trag !des· Finanzmini91iers 
und des K.ultusmin:isters um 160 800 DM erhöht wurde. 
Für unser Land liegen in diesem Staatsabkommen drei 
Institute: das Max-Planck-Institut für Kern-Chemie, 
das Römisch~Germainische Zentralmuseum und das In
stitut für lanqwirtschaftliche Arbeitswissenschaft und 
Lam:lJwirtschaftliche Tecb.nik in Bad Kreuznach. 
Der Titel 62'.2 verursachte ~ne längere Aussprache, 
wenn auch keine Debatte. Der Kwturpolitische Aus
schuß hatte sich bei Gelegenheit ' der Beratung der 
Schulgeldfreiheit und Lernmittelfreiheit mit den Fra
gen der Stipendien und Erziehun.gsbeiihilfen einge'hend 
befaßt und dem Haushalts-: und Finanzausschuß ·die 

F.mpfehlung .gegeben, im besonderen Hinblick auf d1e 
vermehrten Unkosten bei der Unterbringung d.er Kin
der vom Lande eine Erhöhung um 50 000 DM zU ver
anlassen. Der Titel wrde darum von 250 000 DM aurf 
300 0-00 DM erhöht mit der Zusatzerläuterun"g: „und rur 
verstärkten Förderung der Schüler vom Lande". Nach 
einer Information des Kultusministeriums geschieht 
die Verteilung dieser Mittel auf Vorschla'g der Lehrer.:. 
kollegien, meistens eines Ausschusses di.eser Kollegien,. 
die die Yerhältnisse der einzelnen Schiller besser ken
nen, als das dem Ministerium möglich sein könnte. Es 
sind im laufenden Jahr Stipendüm von je 200 DM an 
715-0 Schüler verteilt worden, den gleichen Satz· hat das 
Kultusministerium für 260 Studenten bewilligt. Im 
Anschluß an diese Aussprache machte der Herr Kul
tusminister darauf aufmerksam, daß in diesem Etat 
-die Schulgeld.freistellen an den staatlichen !höheren'Schu
Ien Uilßeres Landes 35 Prozent, an den Aufbauschulen 
und d~n pädagogischen Akademien 45 Prozent betra
gen. Damit sind sie höher als in der zur Zeit in Nord
rhein-Westfalen' beschlossenen Regelung. Auf ·idli.e. 
Scllulg:eldfrage komme ich gleich an der entsprechen
den Stelle· noch e'inmal zurück. In dem. Kapitel der 
Allgemeinen Bewilligungen handelt es sich um solche 
Etatansätze, die den freien .schöpferischen Kräften des 
Landes die Möglichkeit zur .Entfaltung .geben oollen. 
Wie in den Vorjahren hat auch in diesem Jaihr der 
Ausschuß sein oft bewiesenes Verständnis für diese 
Bezirke emeut unter Beweis gestellt und in einh-elliger 
Ar.beit ver.sµcht, i:m Rahmen des Möglichen einige 
Posten zu heben. -

Das Volksschulwesen, das Volkshochschulwesen und das 
ländliche Volksbildungswesen erhielten eine Verstär
kung ihrer Positionen um je 50 000 DM, das heißt im 
ersten Fall von 300 000 DM auf 3M 000 DM und im 
zweiten Fall von 100 000 DM auf 150 000 DM. Bei dem 
ersten Posten wur4en 20 000 DM zweckgebunden für 
die Einrichtung. (!er beiden neuen Volkshochschulheime 
in Daun bei Kirn und in Lambrecht in der Pfalz. 
Der Titel 647, der für die kulturelle Betreuung der Ver
triebenen und Flüchtlinge bereitgestellt wird - wobei 
der Ton du!chaus auf „kulturell" zu legen ist -, wurde 
von 12 oog DM auf 15 o·oo DM erhöht. 
Kapitel 07 ist das der Volksschulen. Von mehreren Mit
gliedern des AUB.Schusses wurde das Problem des man
gelnden Lehrernachwuchses zur Debatte gestellt und 
eingehend erörtert. Man beschäftigte sich mit informa
torischen Zahlen, die das Kultusministerium bekannt
gab. Bei einem Stellenplan von insgesamt 9355 Lehrern 
sind 263 Stellen zur Zeit nicht bes.etzt, und zwar aus 
Mangel an Lehrkräften. Der errechnete Zugang für 1956 
wird' voraussichtlich betragen an Absolventen der Päd
agogischen Akademien 277, an ~lüchtlingen und Lehrern 
der SBZ 4-0, aus anderen Ländern 10, also insgesamt 327. 
Diesem Zugang von 327 steht ein' voraussichtlicher Ab
gang von 232 gegenüber, und zwar durch Pensionierung 
172., durch Tod oder aus sonstigen Gründen 30, Abwan-

-derung in andere Länder auch 30, so daß also der über
schuß rund 95 Lehrkräfte beträgt. Das ist zwar ein 
Mehr, daß aber weder den Bedarf völlig deckt noch für 
längere Krankheitsfälle ein wünschenswertes Polster 
schafft. Dieses übel kann nicht durch Stellenerhöhung 
beseitigt werden, denn die notwendigen Stellen stehen 
bereits zur Verfügung, weil der Haushalts- und Finanz
ausschuß diese Stellen etatisiert. hat; eine .Änderung 
kann nur eintreten durch Maßnahmen, ·die den Beruf 
des Lehrers nach der ideellen und materiellen Seite hin 
attraktiver machen. Darum mußte sich der Ausschuß 
damit begnügen, einige Anregungen in dieser Richtung 
zu geben, den Stellenplan aber zu belassen und nur den 
Ansatz - der nach der Ist-Zahl des laufenden Jahres 
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offensichtlich zu gering angesetzt war - um 733 200 DM 
zu erhöhen. 
Übt'i.gens erscheinen "in diesem Jahr in Titel 101 dieses 
Kapitels zum erstenmal 81• Stellen für Anstaltsschulen, 
die nach § 25 des Volksschulgesetz.es vom Lap.de über
nommen werden. Da diese Stellen unter Titel 101 auf
geführt sind, Wurde der Titel 606 nicht im Ansatz, aber 
im Text geändert. Er hieß in der Vorlage: „Zur Durch
führung des§ 25 des Volksschulgesetzes." Er lal.'itet nrun: 
„Zuschüsse für nichtöffentliche Volksschulen." 

Der Ansatz des Titels 105 - Unterhaltszuschüsse für 
Beamte irn Vorbereitungisdienst - 'wVtlrde um 100 000 
D-Mark gekürzt, da ja alle Anwärter in den vollen 
Schuldienst übernommen werden. Ein wichtiger Punk~ 
- i~11. möc..~te sagen, eiii Herzensar-J.iegen aller Au3-
schußmi tglieder -, der zu langer Debatte Anlaß gab, 
war der Titel 607 - Zuschüsse zu den Volksschulneu
bauten -. Eine lange Debatte ergab sich nicht über <lie 
Notwendigkeit, den im Ent'Nllrf vorgesehenen Betrag 
von 3 Millionen DM zu verdoppeln' und damit den 
Ansatz des Vorjahres, der 3 Millionen DM im Ordent
lichen und 3 Millionen DM im Außerordentlichen Haus
halt vorsah, wiederherzustellen, son<lern über den 
wirksamsten I\.jodus der Verwendung dieser 6 Millio
nen DM. Reine Zuschüsse für Zinsverbilligungen - eine 
Metli.ode mit zwar größerem Nutzeffekt, aber auch mit 
der Notwendigkeit einer Festlegung einer Etatsumme 
für längere Jahre -, Einbezi~hung vcm Lelµ-erdienst
wohnungen und Turnhallen, das waren die Diskus
sionspunkte. Der Ausschuß einigte sich auf den Ansatz 
voi;i 6 Millionen DM, und zwar mit folgen<ler Erläute
rung zu Titel 607: a) Zuschüsse für Volksschulbaut~n 
un.d Lehrer<lienstwohnungen 5 20CHMlO DM, b) Zinsver
billigungen mit einer Laufzeit bis zu 10 Jahren 500 000 
D-Mark, c) Zuschüsse für Turnhallen im Zusammen
hang mit Volksschulbauten erstmalig 300 000 DM. Die 
Summe unter Buchstabe b) aktiviert, wenn man eine 
durchschnittliche Zinsverbilligung von 3 v. H. ·ins Auge 
faßt, einen Bauvoh.unen von 16,6 Millionen DM. 

Es lagen für 1956 nach Angabe des Kultusministeriums 
246 Anträge auf Zuschüsse für Volksschulbauten' vor 
mit einem Gesamtbauvolumen von 4S Millionen DM, 
wovon die Gemeinden 15 Millionen DM Zuschüsse vom 
Land erwarten. Es kann also auch in diesem Jahr nur 
ein Schritt weiter vorwärts getan werden zur Lösung 
der Schulraumnot, aber es ist immerhin ein Schritt 
vorwärts. Dabei ergibt sich, daß die Bauvorhaben in 
diesem Jahr 1956 einen Höchststand erreichen. Ich wie~ 
derhole; 49 Millionen DM mit 15 Millionen, die als 
Landeszuschuß erwartet werden. F'fu 1.957 liegt ein e~t
sprechendes Bauprogramm bereits VOl', und z.:wru:;, ein 
Bauprogramm von 35 Millionen mit der Erwartung 
eines Landeszuschusses. von 10 Millionen DM. Für 1958 
ist ein Gesamtprogramm vo.n 29 Millionen DM mit 8 
Millionen DM Landesz.uschuß vorgesehen. 

kh kann gleich hinzufügen, daß für Realschulbauten 
200 0-00 DM zur Verfügung gestellt wurden statt dP.s 
Ansatzes von 100 000 DM, und für Berufsschulbauten· 
3 Millionen DM statt 1,5 Million DM der' Regierungs
vorlage, wobei immer nur der Ans'atz. des Vorjahres 
wiederhergestellt wurde unter Herübernahme aller Zu
schüsse aus dem Außerordentlichen Haushalt in den 
Ordentlichen Haushalt. 
Kapitel höher·e Schulen: Die Regiel'U!lgsvor1age sieht 
hier für alle staatlichen Schulen einen Freistellenansatz 
von 35 v. H. gegenüber bisher 30 v. H. vor. Der Aus
schuß erklärte sich mit dieser .Regelung einverstanden, 
hält es aber für eine Frage der Gerechtigkeit, <'lie 
kommunalen und die privaten höheren Schulen in glei
cher Weise in die Lage zu versetzen, diese 35 v. H. an 

Freistellen gewähren z:u können, das heißt, das Land 
übernimmt <len Anteil an Freistellen, der über die 

·zumutbaren 10 v. H. hinausgeht. Aus "diesem Grunde 
wurde der Titel 600 - Zuschüsse für kommunale hö
here Sch.ul~m - von 115 Millio11 DM auf 1 950 000 DM 
erhöht, Titel 601 - Zuschüsse für private höhere Schu
len -, von 800 O<l•O DM auf 1110 0-00: DM. Ein entspre
chender Anteil dieser Zuschüsse ist zweckgebunden als 
Ersatz für den Schulgeldausfall durch die Gewährun~ 
von 35 v. H. Freistellen. 

Beim Berufs- und Fachschulwesen teilte das Kultus
ministerium mit, daß narh vorsichtigen Schätzungen in 
der Wirtscll;aft 38 0{)0 Ingenieure - nicht Dlplom-Inge- . 
nieure! - fehlen. Diese Tatsache zwingt unser beson
deres Interesse für die Faclichulen. So begrüßte der 
Ausschuß die Zusage sowohl des Finanz.- als auch des 
Kultusministeriums, daß die Ingenieurschule in Kai
serslautern bestimmt in diesem Jahre gebaut bzw. daß 
mit <lern Bau begonnen v.rird. 

(Abg. Hülse·r: Bravo!) 

Der Ausschuß bittet ,darüber hinaus das Kultusmini
sterium um Vorschläge, v;ie die Lehrkräfte für die Ver
einigten teclmischen•Lehranstalten inKobleruz -die heute 
800 Schiller umfassen und sich gut bewährt haben -
gesichert werden können. Der Ausschuß stößt bei dem 
Vergleich der verschiedenen Fachschulen auf die Tat
sache, daß der Prozentsatz der Freistellen sehr variabel 
ist; er schwankt zwischen 10 und 30 v. H. Die Zahl der 
Freistellen wird vom Ausschuß für alle Schulen dieser 
·Art allgemein auf 20 v. H. festgesetzt; nur die ~taat
liche Kunstschule- in Mainz behält wegen der besonde
ren Eigenart der Schülerzusammensetzung den bisher 
schon gewährten Satz von 30 v. H . 

Am Nachmittag eines der Sitzungstage hat der Aus
schuß die neu erstellten Gebäude der Universität und 
der Kliniken besichtigt. Es handelt sich um naturwis
senschaftliche Institute, Laboratorien und Hörsäle in 
der Universität, die ausgezeichnet und zweckentspre
chend erstellt und eingerichtet worden sind. Soweit in 
ihnen nicht jetzt schon lebhaft gearbeitet wird, können 
diese Einrichtungen im Laufe des Sommersemesters in_ 
Betrieb genommen werden. Bei den Kliniken wurde der 
neunstöckige, nunmehr vollendete. Bau der Hals-, Na
sen- und Ohrenklinik, die Hebammenanstalt und der 
Neubau des Strahleninstitutes besichtigt. 

In der Beratung setzte sich der Ausschuß erneut mit 
deqi Vertrag ausein<mder, der in bezug auf die Städti
schen Krankenanstalten zwischen dem Land und der 
Stadt Mainz. abgeschlossen wurde. Es wurde die Sorge 
zum Ausdruck gebracht, daß bei der Investierung der 
Millionen-Beträge durch das Land die Eigenturnsver
liältnisse immer schwi~riger werden. Es wurde erneut 
darauf hingewiesen, daß der Betrag von 200 000 DM, den 
die Stadt Mainz nach dem Vertrag als Zuschuß zahlt, in 
gar keinem Verhältnis ·steht zu dem Zuschuß, den das 
Land aufbringen muß und der jetzt bei rund 4 Millio
-nen DM liegt, und ebenfalls in gar keinem Verhältnis zu 
·dem Aufwand, den andere. Städte für ihre Kranken
häuser aufzubringen haben. Der Ausschuß faßte folgen
den Beschluß: 

Die Landesregierung wird ersucht, die Verhandlun
gen mit der Stadt Mainz mit Nachdruck weiterzufüh
ren, um die auf Grund des Vertrages geltenden 
Eigentumsverhältnisse ;zu ändern. 

Soweit' mein Bericht. 

Der Haushalts- und Finanzausschuß bittet das Hohe 
Haus, dem Antrag II/95 nach Beratung seine Zustim
mung zu geben. 

(Beifall des Hauses.) 
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Vizepräsident Bögler: 
Ich danke Herrn Abgeordneten Dt. Habighorst für seine 
B.erichterstattung und eröffne die Aussprache. Das Wort 
hat Herr Abgeordneter Dr. Rösler von der Fraktion 
der cbu. 

Abg. Dr. Rösler: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herrenr So wie 
für jeden Einzelmenschen e.ine qualifizierte Schul- und 
Berufsausbildung erfahrungsgemäß das kostbarste Ei
gentum ,darstellt, so bedeutet der fünanzieille Kosten
aufwand für gute Schulen mit g~i'egenen Emiehungs
und Bildungszielen ohne Zwei1iel die sich. am besten 
verzinsende Ka1oitalanlaJ.Ete für die Zukunft eines Volkes. 
Daß die Investitionen d~für hoch sind und der Gewinn 
erst nach Jahren sichtbar wird, Hegt in der Natur 
der Sache. Ein erster Blick aui den Kultusetat, scYW~it 
er die Volks- Real-, Berufs- und Berufsfachschulen 
betrifft, doku~entiert das hohe Verantwortu.riigsbe
wußtsein, das -dieses Hohe Haus im Interesse unserer ' 
Jugend den Schiulen entgegenzubringen gewillt ist. Die 
Erhöhung der Zuschüsse zum Sch.Ulhausneubau a;uf 
6 Millionen Dl\II bei Volksschulen mit der entsprechen
den Aufgliederung, wie sie der Berichterstatter eben 
gegeben hat, ·auf 3 Millionen pM bei den Berufs- und 
:&!rufsfachschulen und au.! ·250 000 DM bei dien Rea.1-
sch·ulen beweist, daß Landtag und Regierung von 
Rheinland-Pfalz keine Anstrengungen l>cheuen, um. das 
so brennende Problem der Schulraumnot allmählich 
zu lösen. 
Für den Bereich der Volksschulen darf hier .gesaigt 
werden, daß das neue Volksschulgesetz mit <ler Schaf
fung von klaren Rechtsvel'hältnissen Rechtssicherheit 
und damit die für den Schulbetrieb so unerläßliche 
Befriedung und Ruhe gebracht hat. 

(Abg. Kuhn: Weiter a.uch nichts!) 
Eine wesentliche- und notwendiioge . Ergän:ziung zum 
Schulgesetz stellt <las 5"...hwpfliclltgesetz dar, das eine 
einheitliche Regelung in bezug auf die Dauer der 
Schulzeit, Eintritts„ und . .AJbgangstermine usw. bringt 
und damit in umfassender Wei.ISe die gesamte äußere 
Schulordnung betrifft. 
In diesem Zusammenhang, meine sehr •geehrten Damen 
und Herren, möchte ich Ihre Aufmerk9amkeit einen 
Augenblick auf eine Frage hinlenken, die uns in unse
rer Verantwortungspflicht gegenüber dem Gemein-' 
wohl sicher allen am Herzen liegt, es ist die Frage der 
inneren Schuldisziplin. Jeder FamiJ.ienvater weiß, d'aß 
heute auf sein Km schon außerhalb der Schule eine 

. gailiZ~ Fülle mehr oder weniger unkontrollierbarer 
Erziehungseinflüsse einwirkt, die die Erziehungsauf
gaben in unserer gegenwärti•gen zeit ni·cht nur außer
ordentlich erschsweren, sondern sie vor völlig neue 
Prob-lerne stellen. Ich meine mit diesen von außen her 
auf das Kind ei..111.x.rirkendien Erz!ahtLYlgseinflüssen hi·cht 
nur den schlechten Film, die Schiund- bzw. Schmutz
literatur, die trotz Verbots den Jugend.liehen noch 
immer in einem erschreckendieal Maße zugänglich ist, 
sondern denke vor allem auch an da'S zunehmende 
schlechte Beispiel, das von der jüngeren Erwachsenen
Generation den Jugen~Uichen und auch den Kindern 
heute vielfach. gegeben wird. Wie sich diese Befind
lich.keiten heute bereits in den Volksschulen, noch mehr 
aber in den Berufsschulen auswirken, wird man sich 
gut vors~ellen können, wenn man überlegt, daß drl.e 
Disziplinlosigkeit ein·es einzelnen den ordnungsgemä
ßen Unt.errlcht von 30 anderen stört und diese alle 
irgendwie in Mitleidenschaft zieht. Die game Fülle 
dieser Schwierigkeiten, meine Damen und Herren, 
liegt dabei aber auf den Sctu.i.J.tern des Lehrers, dessen 

·' 

ertleherische Kleinarbeit, die man vielleicht besser . 
manchmal auch Holzhackerarbei.t nennen s~llte, in';, · · , 
der Öffentlichkeit leider nicht immer die notwendige .. ·:.; · ~"' 
Würdigung und Anerkennung findet. Vielleicht ist · 
auch hierfu ein Grund zu sehen, warum - wie der Be-' -,J:-ß 
richterstatter uns eben ausführte - wir rinet;t derarti- . -·' .. "' 
gen Lehrermangel haben und vom Beruf selbst nicht 
mehr der Anreiz aus.geht, der eigentlich. von dem 
Lehrberuf ausgehen sollte. Da ich mir darüber im kla-

• „ 
. \~ 

ren bin, doa.ß weder .mit Schulstrafe noch mit der Elin- „ • 

räumu.Illg des Züchtigungsrechtes dieses schwierige Pro-· - -, ;.;, 
hlem gelöst werden kann, möchte ich in echter Sorge 
um die ZuJkun:ft der kommenden Generation an alle 
Verantv.ror.tl.ichen appellieren, angefangen von den El- · 
·tern bis zu:r Lan~esr:egiertLtig, dieses Problem doch iu ..... 
erkennen, und sie bitten, in enger Fühlungnahme mit ~· 

den Lehrern alles in ihren jeweiligen Möglichkeiten Ste-.:. , .. :~ 
hende zu tun, um unsere Jugend vor den besagten Er- .. 
ziE>.hungseinflüssen zu bewahren. Ich b-in überzeugt, 
meine Damen und H~rren, daß dieselben J.ugendlichen, 
von denen wir heute, wenn es nötig ist auch mit' ent- · · · '>•"· 
sprecheilld~.r Strenge, Fleiß, AMtändigkeit, Rücksich.t- .,. • · :~ 
n.ahme, gutes Benehmen, Gehorsam und Strebsamkeit 
verlangen, es uns danken werden, sobald sie einmal 
erkannt haben, daß man auf diesem Wege allein ein 
brauchbarer Mensch· wei:-den kann. 

'. (Sehr richtig! bei der CDU.) · 
Nun, weiter zum Etat. Was die Mittelschulen angeht. 
Realsch'lLlen oder E-Klassen mit den Aufbauzügen, ist 
zu sagen, d.aß diese Schulgattung noch außerordentlich 
aus·baufähig ist und wcihl ganz allgemein als eine kul
turpolitische NotWend~gtkeit erkannt wird. Sie wollen 
das Mittelstück zwischen Volks- und höherer Schule. 
darstellen und: haben damit wohl auch eine echte 
'Aufgabe zu erfüllen. Für eine Uranenge von Berufen, 
für di~: man heute das Abitur als Voraussetzung for-
dert, wird morgen die ·Mittelschule genügen, weil es 
sich mättlerweile herausgestellt h:at, daß der Abschluß 
der Mittelschule sogar die gediegenere und sachliqi. 
bessere Voraussetzung für eine ganze ~ihe mittlerer 
und ·gehobener Dienste ist. . · 

{Ab.!:_ Völker: Das ist aber schon lange bekannt!) 

Es ist glattweg ein Unfug, um nich.t zu sagen ein Ver
gehen am Jugend.liehen, wenn man von einem Lehr
ling beispielsweise in einem Zuckerwarengeschäft das 
Abitur verl.rufgt, wie es vorgekommen sein soll. . 
HinsiclJ.tlich der Berufsschulen .darf mit Befriedigung 
festgestellt werden, daß diese Ausbildungsstätte und-
ihre Probleme sich eines wachsenden Interesses in der 
breiten Öffentlichkeit erfreuen. Durch die Verabschie
dung des Berufsschulgesetzes, des Beruisschullehrer
besoldungsiesetzes, durch die Verordnung über die 
Laufbahnbestimmungen der Berufsschullehrer und 
, durch das Berufsschulpflichtgesetz hat der rhein1and- , 
pfä!zL~lie Gesetzgeber nicht nur <l'iesen ner.!en und 
außerordentlich bedeutungsvollen Schuizweig umfas
send geordr:iet, 'sondern auch sein Interesse und seine 
Verantwortung gegenüber den Bildungszielen des klei
nen Mannes in hervorragender Weise do)rnmentiert. 
Das Benusschullehrerbesoldungsgesetz trägt in Zu
sammenhang mit den sogenannten Lau.fbahnbestim
mun.gen den hohen Ausbil<iun.gsanfol"derungen, die an 
die Berufsschullehrer gestellt werden, Rechnung. Als 
konkrete Auswirkung dieses Gesetzes sei das spürbare 
Absinken der Abwanderung von Berufsschullehrern in 
Länder mit ehemals besserer Besoldung vermerkt. Dar-
über hinaus konnte eine Reihe von Neueinstellungen 
vorgen()mmen werden. So ist der Bedarf an Landwirt
schaftslehrern im Lande Rheinland-Pfalz bereits heute. 
der an Handelsoberlehrern in etwa zWei bis drei Jah-
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ren gedeckt. Ein erhebliche1· Bedarf besteht allel'dings 
noch auf dem Sektor des Metallgewerbes, der im we
senUichen auf die günstigeren Lohnverhältnisse in der 
freien Wirtschaft zurückzuführen ist. Trotz der starken 
finanzielle:n Inanspruchnahme der Kreise durch die 
Berufsschulen darf festgestellt werden, daß die Mehr
zahl der neuen Schulträger sich mit großem Interesse 
der Berufsschulen annimmt, was nicht zuletzt in den 
doch: recht zahlreichen Berufsschulb'auvorhaben einen 
deutlichen Ausdruck findet. 
Für den Sektor des Ingenieurschulwesens ist die Tat
sache bemerkenswert, daß zur Zeit im Bundesgebiet, 
wie eben schon angedeutet wurde, etwa 40 00'0 Fach
schulingeni.eure eingestellt werden könnten. Eine sol
che Zahl stellt an die maßgebenden Stellen, die für di~ 
Ausbildung des technischen Nachwuchses verantwort
lich sind, die Forderung, das Leistungsvermögen der 
Ausbildungsstätten nach Kräften zu föl"dern. Das Land 
hat den vorgetragenen Wünschen bereits Rechnung 
getragen durch Beträge für kommunale Ingenieur
schulen und vor allen Dingen auch durch die Zurver
fügungstellung der Beträge für die Ingenieurschule in 
Kaiserslautern. Es wird sich wahrscheinlich, um die
sem großen Bedari an Ingenieuren gerecht zu werden, 
eines Tages die Notwendigkeit el"geben, Parallelseme
ster einzurichten, was allerdings auf der anderen Seite 
natürlich einen bedeutenden Mehrbedarf an Dozenten 
erfordern würde. Trotz alledem darf und · muß der 
Staat hier alles tun, um den Erfordernissen der Wirt
schaft g~rade auf dem Gebiet des Ingenieurnachwuch
ses gerecht zu werden. 
Das, meine Damen und Herren, wäre meine Stellung
nahme zu <lern Kapitel Volksschule, Realschule und 
Berufsschulen. Ich darf Sie bitten, diesem Teil des 
Haushaltsplanes Ihre Zusthnmung zu erteilen. 

(Beifall im Hause.) 

Vizepräsident Bögler: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Kuhn von der Frak-
tion der SPD.' · 

Abg. Kuhn: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Bei den 
Haushaltsberatungen geht es um die Abmessung von 
Größenordnungen in GeW. Den Größenordnungen bei 
einem Haushalt.liegt jeweils der jährliche Bedarf eines 
staatlichen Aufgabengebietes zugrunde. Wird z.uviel 
in den Haushalt hineingesteckt, dann sprechen wir von 
Verschwendung. Ein Zuwenig ist auch eine Gefahr, 
nämlich eine Gefahr für die Erfüllung der staatswich
tigen Aufgaben. Die Gefahr besteht darin, daß bei einer 
unzulänglichen Zuwendung von Haushaltsmitteln das 
betreffende· A\1fgabengebiet nicht hinreichend bearbei
tet oder nicht in einem zeitgemäßen Zustand gehalten· 
wird. Es geht hier wie bei der Verwaltung eines alten 
Wohnhauses. Das Haus existiert wohl, aber wenn man 
die Zuwendungen vernachlässigt für Reparaturen und 
Renovierungen., gerät das Anwesen m einen unzeitge
mäßen Zustand, es veraltet und büßt erheblich an 
Wert ein. Die Zuwendungen an Haushaltsmitteln für 
die verschiedenen Bildungseinrichtungen im Haushalts
plan des Ministerillins für Unterricht und Kultus haben 
wir zusammengestellt, Wld zwar nicht nur für den 
die~jährigen Etat, sondern auch für dioe vorangegan
genen. 
Ich habe mir die Haushaltsrechnung der Jahre 1950 bis 
1953 vorgenommen und die Haushaltsansätze v0n 1954 
bis heute. Ich habe nun eine Untersu.chung ang~stellt, 
wie diese Zahlen sich entwickeln, insbesopdere die 

Zahlen auf der Ausgabenseite. Hierbei stellt man fest, 
daß diese Ansätze oder Rechnungsbeträge von Jahr zu 
Jahx- sich steigern. Nehmen wir zum Beispiel die Au!
wendungen für die Volksschulen. Im Jahr 1950. brach
ten wir für die Volksschulen 43 M;illionen DM auf. 
1956 sind es 77 Millionen DM. Wenn Sie Prozentsätze 
nehmen und setzen für 1950 10() ein, so gelangen Sie 
zu der Feststellung, daß wir bei 1956 auf 172 v. H. an
gelangt smd. Man kann also sagen: Die Ausgaben für 
die Volksschulen betragen im Jahr 1956 <las 13/4fa<:he 
des Jahres 1950. Diejenigen der Mittelschulen· haben 

·sich um das 23/~fache gesteigert, nämlich auf Z76 v. H., 
und die höheren Schulen zeigen eine steilansteigende 
Li.nie auf, nämlich die Steigerung von lfäl auf 234 v. H. 
in dem diesjährigen Ansatz.. Natürlich erfreut sich die 
Universität eines ganz jähen Anstieges, nämlich von 
100 auf 450 v. H. 

(Hört-Hört-Rufe bei der SPD. - Abg. Matthes: 
Alles relativ!) 

' - Relativieren wir nicht so sehr, es gibt auch absolute 
Größen, die beachtet wet'den müssen. Ich weroe Ihnen 
das zeigen. Allen Steigerungen liegen zu einem Teil 
Tatsachen zugrunde, die für alle zutreffen, nämlich 
der höhere Besoldungsaufwand, die Vermehrung des 
Personalbestandes und die Preiserhöhungen des säch
lichen Aufwandes. 

(Abg. Dr. Boden: Nein, das ist sehr verschieden!) 
Es sind allerdings man.ehe Aufgabengebiete über ihren 
Ansatz weit hinausgewachsen. Das trifft für die Uni
ve.rsitäf zu. 
Wenden wir uns bei unserer Untersuchung einer an
deren Zahlenseite zu, nämlich. derjenigen der jähr
lichen Staatseinnahmen, so stellen wir fest, daß sich 
gegenüber 1950 dieselben um das 2i/rlache vermehrt 
haben. Demgegenüber vermerkten wir vorhin die is;,_ 
fach gesteigerte Zuwendung für Volksschulen. Deut
licher winl. das Zahlenbild, wenn wir Staatseinnahmen 
und Volksschulaufwand des. Landes in Beziehung set
zen. Ich nehme eine absolute Zahl. 1950 verz.eichneten 
wir 4.44 Millionen DM Einnahmen, 1956 setzen wir 
1112 000 000 DM an. Dex- Volksschulaufwand 1950 be
trug 9,69 v. H. der Staatseinnahmen. Der diesjährige 
Ansatz beträgt 6,96 v. H. der Staatseinnahmen. 

(Hört-Hört-Rufe bei der SPD.) 

Das ist ·relativ und doch absolut! 
(Beifall bei der SPD. - Abg. Dr. Boden: Sie kön
nen aber nicht die Globalziffern der Einnahmen 
als Staatseinnahmen bezeichnen, denn da sind die 

ganzen Zuschüsse drin enthalten!) 
·- Sie gestatten, ich darf vielleicht einige Betrachtungen, 
dabei anstellen. Es ist immerhin eine Feststellung, die 
gemacht werden muß. In einem finanzschwachen Lande 
brachte man im Jahre 1950 trotz seiner Armut 9,69 v. H. 
der Einnahmen für die Kinder, des Volkes auf. Das aus 
der wirtschaftlichen Prosperität profitierende Land 
Rheinland-Pfalz mit seinen vermehrten Einnahmen 
weist den Volksschulen einen verminderten prozentua
len AnteJl zu. 

(Abg. van Volxem: Unmöglicher Vergleich!) 

- Ja, meine Herren, Sie müssen Vergleichszahlen heran
holen, sonst kann man keine Beratungen durchführen. 
Es geht um Zahlen und um ihre Vergleiche, damit wir 
einen Boden und ein·e Basis finden. 

(Beifall bei der SPD.) 
Man wird den Einwand machen, daß mit dem Ansatz 
von 77 441 000 DM nicht. das letzte Wort gesprochen sei. 
Aber es dürfte dem Herrn Kultusminister oder dem 
Herrn Ministerpräsidenten doch nicht entgangen sein, 
daß auch in den abgeschiossenen Haushaltsrechnungen 
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die Kurve sinkend ist. Ich stelle folgende Za,hlen her
aus. Aufwendungen für die Volksschulen: 

1950 9,69 v. H. 
1951 8,05 v. H. 
1952 7,11 v. H. 
1953 8,1 v. H. 
1954 8,44 v. H. 
1955 7,59 V. H. 
1956 6,96 v. H. 

Wir Sozialdemokraten sehen darin eine Bedrohung 
einer der wichtigsten Bildungsstätten unseres Volkes 
und fordern, daß hier Einhalt geboten wird. Die Auf
gaben des Staates auf dem Gebiet des Volksschulwesens 
sind nämlich nicht erfüllt. Wir stellen mit Sorge fest, daß 
kein Grund vorhanden ist, Einnahmenanteile zugunsten 
anderer Aufgaben des Staates freiwillig aus dem Kul
tusetat an andere abzutreten. 

(Sehr richtig! be.i der SPD.) 

Wir haben zwar keinen Verdacht, daß die fehlenden 
·Prozente in einen „Kampf-Schatz" des Herrn Minister
präsidenten gegen die Neugliederung _wandern - dafür 
reicht es in diesem Lande sowieso nicht aus-, 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

aber wir fordern ein angemessenes Verhältnis zur Ein
nahmenseite, das angesichts der Bedeutung von Erzie
hung und Unterricht in zeitgemäßer Art verlangt wer
den muß. · 

Die Öffentlichkeit ist an unserer Volksschule und ihren 
Einrichtungen mehr interessiert, als seitens der Dirigen
ten der Verwaltungen und Schulen verlautet und an
erkannt wird. Man tritt dem Interesse der Eltern zu
weilen mit amtlichen Maßnahmen entgegen, die gemäß 
dem einzuhaltenden demokratischen Regierungsstil 
fraglich erscheinen. So kann ich ein Beispiel aus meiner 
nächsten Umgebung anführen. Die Eltern eines Kindes, 
das eine Simultanschule besucht, wenden sich gegen die 
Überfüllung einer Schulklasse, die seit Monaten mit 62 
Kindern beschickt wird. Die Beschwerd.en finden kein 
Gehör. Da'nn startet ein Vater, der Gewerbeoberlehrer 
ist, einen Zeitungsartikel, in dem er den Zustand geißelt. 
Kurz darauf werden die Eltern von der Schulaufsichts
behörde zusammengerufen und p~inlichst vernommen. 
Es ging um die Urheberschaft dieses fraglichen Zei-· 
tungsartikels. Ein nichtbeamteter Vater berichtete, daß 
sicll die Eltern fast unter Druck gesetzt fühlten. 
Ohne hier über die Grenzen des Elternrechts, wie wir 
das bei anderen Gelegenheiten getan haben, zu polemi
sieren, erscheint uns die Einschränkung des Rechts der 
Meinungsfreiheit eines durch die Verfassung garantier
ten Grundrechts. Wir stützen uns dabei auf die Ausfüh
rungen des Herrn Ministerpräsidenten vom gestrigen 
Tage. Was fÜr den Präsidenten des Verfassungsgerichts
hofes nach qer Meinung des Herrn Ministerpräsidenten 
recht ist, muß für den Vater, der zwar nur Gewerbe
oberlehrer ist, billig sein! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Wenp die Eltern nur bei einer Umwandlung, bei einer 
Konfessionalisierung der Schulen auf den Plan treten 
dürfen, dann sehen wir die Praxis der Schulpflege als 
zu dürftig ausgestattet an. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Indes, wo bleibt die Initiative der hohen Schulbüro
kratie? Man hat im Volksschulgesetz dieser hohen Büro
kratie eine ziemlich umfassende Zuständigkeit gegeben. 
Es können unmittelbare Einwirkungen vom Ministe
rium in Mainz aus bis in eile kleinste Dorfschule hinein 
erfolgen. Wir sind erstaunt darüber, daß man hier so 
schlecht nach dem Rechten sieht, 

Nun komme ich zu dem Problem der überfüllten Volks
schulklasse, - eine Angelegenheit, die man nicht mehr 
von der Tagesordnung absetzen k~nn; sie wird alle die 
neugebildeten Schulausschüsse. in unseren Städten be
schäftigen. Die Frage wird uns solange beschäftigen, bis 
der Herr Minister seinen Anteil Prozente wieder erhal
ten hat, damit er die hohen Klassenfrequenzen abbauen 
kann. Ich glaube, daß jeder, der einigermaßen einep. 
Sinn für Erziehung und Unterricht hat, mit mir darin 
übereinstimffit, daß die überfüllte Schulklasse nicht eine 
Angelegenheit der inneren Schuldisziplin, sondern eine 
Angelegenheit der Schulorganisation ist. Und dafür iSt 
die Schulaufsichtsbehörde in allererster Linie verant
wortlich. Da möge man hier Tiraden halten, wie man 
will, die·Rechnung geht bei Volksschulklassen mit mehr 
als 45 Kindern überhaupt nicht· au{ 

Ich darf Sie um einige Aufmerksamkeit. bitten, um 
Ihnen darzulegen, wie wir die überfüllte Volksschul
klasse ansehen. Wir haben eine gewisse Gedankenreihe 
an diese Betrachtung anzuschließen. überfüllte Volks
schulklasse heißt: Errichtung einer Stätte, in die man 
Lernrekruten hineinpfercht; d. h. Schuldressur, d. h. -
Lernmaschine, d. h. gezüchtete, wenn nicht durch Züch
tigung erzielte Schülerbereitschaft, d. h. Vorstufschule 

· zum unsterblichen Barras! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD. - Widerspruch bei 
<:J.er CDU. - Zum Teil Heiterkeit bei der CDU.) 

- Sie lachen, Herr Kollege! Aber es wird weiter geübtl 
(Abg. Pickel: An welche Adresse war das?) . 

- An welche Adresse: Meinetwegen nach Andernach! 
Die werden sich freuen. 

(Unruhe bei der CDU.) 
- Ein Moment, meine Herren, wir befinden uns ja im
merhin noc.11 im \11est!ic.l-}en Europa. Die Zeitschrift "Die 
Gegenwart" hat ein Schlaglicht auf unsere Schulen fal
len lassen und dabei den lapidaren Satz vorangestellt: 
· Es gibt eine optimale Verhältniszahl von Schülern 
zu~ Lehrer. Sie liegt etwa bei 1 :22 

Ich wiede.i-hole: 1 zu 22! Der Autor führt dann weit<?r 
aus: 

und gilt für alle Länder westlicher Bildung. 

Die Zahlen, die ich nun anführe, werden diesen west
lichen Beobachter verleiten, uns bildungsgeographisch 
hinter den Ural zu versetzen. 

(Heiterkeit bei der SPD. - Abg. Hachenberg: Sind 
hinter dem Ural Schulen?) 

- Sie werdep sich wundern!· 
In einei; Stadt mit 65 Schulklassen sehen die Zahlen wie 
folgt aus: 

9 Klassen mit 45 bis 50 Kindern 
3 50 " 55 » 

3 . " 50 " 60 
1 „ 60 und mehr „ 
Von 65 Klassen sind 16 überfüllt! 

In einer Stadt mit 112 Schulklassen: 
19 Klassen mit 46 bis 50 Kindern 
14 " 51 " 55 " 
1 " 56 " 60 

In einer Stadt mit 165 Schulklassen; 
59 Klassen mit 45 bis 50 Kindern 

2 „50.„56 

Man wird nun die der Landschulen entgegenhalten. Ich 
zitiere das selbst. Einen Moment! 
Ort B: evangelische Volksschule 7 Schüler l Lehrer 

Ort S: 
katholische 20 1 
evangelische 
katholische 

" 

26 
Hi » 

1 
l 

" 

'··.:·11. 

H-· 
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Ort N: evangelische 14 „ 1 
katholis<:he 25 l 

" 
Ort L: evangeliscP.e " 

8 1 

katholische 38 
" 

l 

Ort M: evangelische 19 1 
katholische 35 

Das ist die Kehn;eite zu dE'm Vorhergehenden! Ichd'arf 
· Ihnen sagen. der erste „Erfolg" unseres Volksschulge

setzes! 
(Beifall bei der SPD.) 

Das ist der erste schlagende Erfolg, der sich erweitern 
wird, je mehr das Gesetz durchgeführt wird, auf der 
einen Seite die Zwergschule, auf der anderen Seite die 
Mammutschule. 

(Abg. HüJser: Das war schon vor dem Volks-
schulgesetz so!) 

- Verehrter Herr Kollege! Das Gesetz gibt die gesetz
liche Handhabe, diese Zwergschulen 'in extenso weiter 
auszubauen und keine Möglichkeit, Mammutklassen 
von oben herunterzuhobn. 

(Beifall be1 der SPD. - Abg. van Volxem: 
Die Rechnung stimmt nicht!} 

Wenn das jet:;:t gültige Volksschulgesetz durchgeführt 
werden soll, und zwar unter dem Grundsatz einer orga
nischen Weiterentwicklung unseres Schulwesens, dann 
ist dabei zu beachten, daß eben die Reeh!te aller Kin
der und aller Eltern berücksichtigt werden müssen.. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Das sr:tzt folg~ndes voraus: Vermehrung der Lehrer
stellen und ihre Besetzung und die Forcierung des 
Schulbaues. 

(Abg, Hülser: Aber geographisch kann es nicht 
geändert wer<len!) 

Diese Maßnahmen sind notwendig, damit wir in den 
Schul-Baedeker Europas richtig einge-ortet, aber nicht 
in me östliche Bildungshemisphfü-e versetzt werden. 
Die Vermehrung des Lehrernachwuchses macht die 
Errichtung einer simultanen Lehrerakademie erforder
lich. Mein Kollege Hertel wird bei unserem Antrag 
Il/109 ·eingehend darüber . .sprechen. Auch ich habe allen 
Grund, darauf einzugehen ; denn hier habe ich einen 
Brief an eine Ab1turien"tin, die sich bei uns als Erzie
herin au1hält, in dem folgende Abweisi.mg steht: 

Zu unserem Bedauern müssen wir Ihnen mitteileti., 
daß Sie wegen des starken Andranges zu unsere11 
Pädagogischem Akademien und der b€grenzten Zähl 
der Studienplätze n icht z.um Studium an einer unse
rer Pädagogischen Akademien zugelassen werden 
können. 

Meine Drunen und Herren! Das spricht Bände, wo uns 
auf der and<;:ri=n Seite 2.63 Lehrer: zugegebene1·maßen 
im Lande fohlen. Aufbaubereiten Kräften stößt man 
vor. den Kopf, man hai Iminen Platz! Das ist der erste 
Nasenstüber! .Pas tragt a ber nicht dazu bei, um der 
jungen Generation die Mitarbeit im Schuldienst über
haupt attraktiv zu machen. 

Ich nehme eine andere Sach~ heraus - wenn z. B. die 
Koblenzer Bezirksregierung einen Turnkleidungserlaß 
herausgibt - -

(Abg, Hertel: Hört[ Hört 1) 

Wenn Sie den lesen, dann fühlen Sie sich ih.i.nter den 
Wald versetzt. 

(Heiterkeit im Hause. - Abg. Sassenroth: Mittelalterl) 

So etwas stößt junge Menschen ab. Der Erlaß des 
Herrn Beermann schreföt eine faltenreiche Turnbluse 
und lange Trainingshose für Mädchen vor. 

{Heiterkeit im Hause.) 
' 

Der Erlaß verbietet den Knaben, den Oberkörper zu 
entblößen. Ja, meine Damen und Herren, 

(Abg. Sassenroth : Mittelalter!) 

das ist die WiedeX'au-fl~bung des Badeiwickels Minister 
Brach.tscher Prägung. 

(Heiterkeit und Beifall des Hauses.) 

Der Turnzwickel in Rheinland-Hessen-Nassau ist ein 
„Spiegel"reifer Rückfall in eine regierungsautoritäre 
Zeit, ein Anachronismus im Geschichtskapitel des rhei
nischen Provi.nizia:lisrn'US. 

(Sehr gJUt! bei der SPD.) 

Wenn man jedoch von seiten der Regierung erklärt, 
daß diese Maßna..h_rnen zur Verhütung von Vergehen 
erforderlich sind!, dann werfen wir die Frage auf: Ver
sagt in unserer Lehreraus.bildung das Prinzip der Aus
lese?... Die Auslese wird nur dort richtig sejn, wo der 
zukünftige LelIDamtsanwärter sich bewähren kann. Das 
gelingt natürlich nicht in der muffigen Luft etwa der 
alten Lehrerseminarinternate, son•d~rn nur in der 
Atmosphäre einer ·gewissen akademischen Fr-eiheit, in 
welcher der zukünftige Erzieher an Ver:mtwortung 
und Selbsterziehung gewöhnt wird. 

Wie ich Ihnen schon sagte, befriedigen uns die Zahlen 
des 'Lehrernachwuchses nicht. Wir nehmen nicht an -
so ungefähr kann man es diesem Briefe entnehmen -, ·' 
daß die La:ndesreg!ierung .aus dem Un.genügeo, .aus der 
Not eine Tugend macht. Die Ver·mehrung der Lehr
kräfte hat auch noch eine andere weitel"e Vorausset
zung, nämlich d'ie Hebung der Besoldung. Es ist uns 
bevroßt, daß die. Lehrerbesoldungsfr-age eine gewisse 
Problematik in sich birgt, zumal im allg\?meinen Be
amtenbesoldungsrecht eine diesem Beru.fsstand ange
pc;ßte Regelung nicht vorhanden ist. Wir Soziald'Cln.O
kraten denken in diesem Falle weder an besoldungs
rechtliche Spfüfindigkeiten noch stören v:ir uns dabei 
an den allgemeinen Laufb;Jihnrichtlinien des Beamten
rechtes. Es geht uns in aller erster Linie um den Er
zieher, um den Bildner unserer Jugend, um den be
herrschenden Faktor unserer VolkseI"Zlehung. Die Vor
bi1dung der Lehrer und das hohe Maß von Verantwor
tung, das sie für die geistige Entwicklung eines jeden 
Schulkindes Tag fii.r Tag zu erfüllen haben, nicht zu
letzt die Anforderungen, die wir run die charakte.l'lichen 
und geistigen Qualitäten der Lehrer stellen, sind hin
reich.ende Gründe, diese unsere Bewertung der Schul
arbeit durch eine entsprec.1--tende Besoldung zum Aus
druck zu bringen. Die Wandlungen in unserem Ge
sellschaftskörper müssen dabei auch berucksich.tigt 
'..Verden. Die LehrerbesoldUin·g muß ge-hoben werden, 
eine Forderung, die wir - auch in der Vergal1lgenheit -
nie aus dem Auge verloren haben. Wenn der jungen 
Generation mrehr als bisher zum Bewußtsein kommt, 
daß die beamtete Erzieherarbeit mehr ist als der Auf
trng des Elternwillens, mehr ist als das Reglement der 
Schul\•erwa•ltung und mancher unz.eitgemäßer Impon
derabilien, dann werden wir auch wieder den er:for
derlichen Nachwuchs haben. Darum gebe man den 
Herren Schulräten mehr Bewegungsfreiheit bei ilu:en 
schulpflegerischen Bemühungen.. Daß die Regierung 
von Olbenf in die Intensionen des Schulrates eiil.greift, 
muß eine Grenze haben, seien es nun Versetzungen, 
Berufungen oder Beförderungen Uinid anderes mehr. 
Vor allem darf der lebendige Kontakt des Schulrates 
mit seinen Lehrern bel der Durchführung des Volks
schulgesetzes nicht verlorengehen. Verwaltungsnor
mung in Ehren! Aber die k<>lle~ale Verbundenheit im 
Bewußtsein des hohen menschlichen und staatspoliti
schen Auftrages der Erziehung darf doarüber nicht zer
hroc'hen werden. 
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Ich will nicht aud: das Lancl)e-hrerproblem eingehen; es 
ist ungelöst! Wir erwarten von dem Ministedum, daß 
es uns m absehbarer Zeit dazu beachtliche Vorschläge 
macht. Der Lehrerdienstwohnungsbau sollte ein Mittel 
sein, den Lehrer auf~ LanJCl.e zu binden. Die Leh-. 
rerdienstwo'hnung hat auch ihre rechtlich·~ V~ranke
rung im Schu:l:gesetz gefunden; aber die Durchlührung 
stößt doch auf so gr0ße Schwierigkeiten, daß man wirk
lich fragen kann: Wird etwas daraus? Wir hoffen, daß 
uns die Landesregierung hierzu konstruktive, die Ge
meinden entlastende Vorschiläge in absehbarer Zeit 
unterbreitet. 

:Cch komme zum Volksschulgesetz:. Zehn Monate ver
harrten die Durchführungsbestimmungen im Schoße 
der Landesregierung. Als die Bestimmungen dwül 
herauska.xnen, vvurdc wus dem Bummelzug ein Schnell
zug: die einen, mit denen die Schulausschüsse gebildet 
werden sollen, haben reichliches Kopfschütteln ver
ursacht. Ich erwähnte die F·orcierun..g des ~hulbaues. 
Wen:n ich richtig aufrechne, dann hat das Lan4 für den 
Volkssch'U:Lbau . keine 20 Millionen DM aus eigenen 
Mitteln aufgebracht. cDer dli.esjährige Ansatz ist ~r
freulich, sollte uns jedoch keineswegs von einem Ver
.gleich mit unserem Nachbarland Hessen albhalten. 
Dort hat man für Volksschulen bis 1953 41 Millionen, 
für Berufsschulen 3 Millionen, für höhe-re SchU!len 6,5 
Millionen, also rund 5() Millionen von seiten des Lan
des aufgebracht. 

(Abg. Dr. Habighorst:"Haben wir zusammen auch!) 

- Nein! Das können Sie nicht nachweisenr bringen Sie 
mir bitte- den Nachweis'; der liegt nicht vor, und Sie 
werden es bestimmt nicht fertigbringen. 

Die Schulbauprogramme liegen unserer Lande,sregie
rung vor. Man sollte die Durchführung mit Nachdruck 
betreiben und finanzschwachen Gemeinden unter die 
Arme greifen: Bei der Verabschiedung des Volksschul
gesetzes hat der Herr Kultusminister in Aussicht ge
stellt, daß man der Weiterverbreitung der Aufbauzüge 
in den Volksschulen erst dann nähertreten I~önnte, wenn 
die · Ständige Konferenz der Kultusminister darüber 
entschieden hätte. Inzwischen ist uns bekannt, daß diese 
Institution sowohl Mittelschul- als auch Aufbauzüge 
akzeptiert. Wir fragen uns daher: Warum hat man die 
Zeit ungenutzt verstreichen lassen? Denn gleich ob Mit
telschule oder Aufbauzug: Die Eltern verlangen dies~ 
:weitergehenden Bildungseinrichtungen ganz energisch. 
Die überfüllten höheren Schul~n fordern sie ebenso. 
Wer sich das Zahlenbild über die Zusammensetzung 
aller die allgemeinbildenden Schulen besuchenden Kin
der in Rheinland-Ffalz und Hessen ansieht, stellt den 
geringen Prozentsatz an Mittelschulen in Rheinland- , 
Pfalz mit Bedauern fest. In Rheinland-Pfalz entfällt auf 
11 Volksschüler l Mittelschüler, .in Hessen entfallen auf 
55 Volksschüler 10 °Mittelschüler. Das Verhältnis der 
Volksschüler zu den.höheren Schülern ist in Rheinland
Pfalz 6,7 Volksschüler : l höherer Schüler, in Hessen 
5 ,3 Volksschüler : 1 höherer Schüler. Ich will hier keine 
plumpe Gleichmacherei heranziehen. Aber die Zahlen 
sollten uns ddch zu denken geben. Die Errichtung der. 
Aufbauzüge stehen weniger SchwierigKeiten entgegen, 
als daß die Landesregierung Schulträger findet, Mittel
schul.en einzurichten. Die Landesregierung muß sich ent
scheiden, den Bildungsbemühungen breitester Volks
schichten in diesem Falle entg~genzukommen. 

Bei der Behandlung des Gesetzentwurfes über die Schul
geld- und Lernmittelfreiheit hat man die Förderung der 

·Begabung in den Vordergrund' gestellt. Ich kann aber 
feststellen, daß man diesen Begriff zwar herausgestellt, 
aber nichts getan hat, ui;n begabten Volksschülern eine 
weitergehende Schule zu eröffnen, sei es nun Aufbauzug 

---·~--~. 

oder sei es Mittelschule. Man ist un:s eigentlich bei der 
ablehnenden Haltung zu unserem Gesetzentwurf über 
Schulgeld- und Lernmittelfreiheit. den Nachweis sch4l-· 
dig geblieben, daß man neue Wege der Begabtenförde- ' 
rung und solche der Begabtenauslese zu gehen bereit ist .. 
In diesem Hause hat man 'nicht den Mut gehabt, vor der' 
Öffentlichkeit zu .erklären, daß man den sozialdemokra
tiscpen Gesetzentwurf ablehnt. 

(Sehr richtig! bei der SPD.). 
Im Kulturpolitischen Ausschuß räumte man lediglich 
ein, daß man sich mit der Materie beschäftigen wolle, 
und ließ eine Beratung unseres Geset_zentwurfes nicht 
zu. Wir betrachten diese Angelegenheit nicht als erledigt 
an und verweisen auf. die Tatsache, daß der CDU-Mini
sterpräsident Arnold in N'"ordrhein-VVestfalen noch kurz 
vor seinem Abg;>.ng eine Vorloge uber weitgehende · 
Schulgeldfreiheit eingebracht hatte. Somit steht Rhein
land-Pfalz unter den deutscpen Ländern als einziges 
Larid, das die, generelle Schulgeldfreiheit ablehnt. Man 
hat die Kostenfrage dieser M.aßnahmen mit in den Vor-· 
dergrund gestellt und von Beträ~en gesprochen, die kei
neswegs beJegbar waren. Das Land,. Hessen hat bei .der 
honen Zahl der höheren Schüler und den 15 000 Imma
trikulierten de.r vier Univers~täten l,Jnd Hochschulen 
1953 18 Millionen DM aufgebracht; in Rheinland-Pfalz 
gab man dagegen beinahe astronomische Zahlen an. An 
dieser Stene hat vor einiger Zeit der Botschafter der· 
Vereinigten Staaten von Amerika gestanden und eine ·· 
Lanze für die Demokratie in Europa gebrochen. Der
selbe Herr weist in seinem Buch mit dem Titel „Gieich
heit der C'h,ancen" nach, wie urdemokratisch das Prin""·,„,. 
zip der Schulgeldfreiheit ist und welch ein integrieren- · 
der Bestandteil in der amerikan{schen freien Demokra-
tie es ist. An derselben Stelle hat sich unser Herr Kul- · 
tusminister Dr .. Finclc erhoben und die Behauptung auf
gestellt. die Schulgeldfreiheit führe zum kollektivisti
schen Staatswesen. 

.(Hört! Hört! uru:.i Heiterkeit bei der SPJ:).) 

Dort die erwiesene Erfahrung, daß in Amerika die Schµl
geldfreiheit ein Mittel der Hebung der allgemeinen 
Volksbildung und ,ein .4\1.Iittel der sozialen Integration, 
eine Quelle des q,emokratischen Staates ist, hier das Ge
genteil! Es geht hier nicht: Dr. Finclc kontra Conant; 
aber, meine Damen und Herren, ~s geht um einen Ge
schichtsirrtum, dem Herr Dr. Finck erlegen ist. 

(Abg. Matthes: Das wird sich noch erweisen!) 
Herr Matthes! Es handelt sich um e)nen Geschichtsirr
tum, wie wir ihn ja so oft im abendländischen Kultur
kreis erleben. , 

(Abg. l\/Iatthes: Das ist noch gar nicht Geschichte 
geworden!) ' 

Ich erinnere nur an einen Professor unseres Euro
päischen Geschichtsinstitutes. Wir wollen die Reihe der 
Geschichtsirrtümer nicht fortsetzen; denn unser Volk 
hat diese Geschichtsifrtümer immer bezahlen müssen. 

(Sehr richtig! und Beifall bei der SPD.) 

Ich bedaure, daß der Herr Minister nicht da ist. Sie 
wissen, wir treffen uns hier immer in sehr ·angeregter 
Sitzung. 

(Sehr gut! bei der SPD. - Beifall.im Hause.) 
Ich bedaure es;' denn ich müßte ja den Herrn Minister 
fragen; ob er s~cil diesem meinem Urteil gerne beugt.. 
Im anderen Falle müßte ich ihm folgendes unterstellen, 
daß seine Argumentation: generelle Schulgeldfreiheit 
= Kollektivismus ein böswilliger Angriff gegen die 
Opposition ist. · 

(Widerspruch bei der CDU.) 

Der Herr Minister hat nämlich jeweils, wenn die Op-· 
position Schulgesetze ode~ ähnliche Gesetze einbrachte, 
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heftig reagiert, und da ist ihm manches Mittel recht 
gewesen, was wir zwar nicht sehr fair gefunden haben 
und auch nicht als saubere demokratisc.'1.e Regierungs
methode bezeichnen können. Aber nichtsdestoweniger 1· 
Es geht darum, daß die Opposition, wenn sie Schul
gesetzentwürfe o,cl.er Gesetzentwürfe aus demselben 
Bereich einbringt, sich nicht immer abweisen lassen 
kann mit dem Hinweis: es wird erledigt und wird 
überwiesen und geht unter dem Tisch unter. Will man 
eine Methode daraus machen, meine Damen und Her
ren, so frage ich Sie in der Regierungskoalition? :Pas 
bedeutet, der Öffentlichkeit Sand in die Augen zu 
streuen, die Opl)Gsition sei nur negativ. 

(Sehr richtig! bei ·der SPD.) 
Wir haben in unserem Gesetzent\<l'Urf für Scliulgeld
freiheit nachgewies~n, daß die Sch'l.llgeldfreiheit eine 
abs~lut positive demokratische Einrichtung ist. 

(Sehr richtig! und Beifall bei ~er SPD.) 
Ihre Ablehnung, meine Herren, werden Sie eines 
schönen Tages bereuen. Wir sehen den Tag voraus, an 
dem Sie hier antreten und einen ähnlichen Gesetzent
wurf einbringen werden. Wir werden dann nicht da
gegen stimmen, aber v.,ir werden Sie an die heutige 
Situation erinnern. 
Meine Damen und Herren! Ich komme zum Scliluß, 
Worum ging es uns? Es ging uns bei d'er Beratung des 
Kultusetats lediglich darum, daß meh1· Mittel bereitge
stellt werden, um unsere Schulen und unsere Bildungs
einrichtungen auf ein zeitgemäßes Niveau zu bringen. 
Wir fordern Sie alle auf, mit dafür einzutreten, daß die 
fiskalische Denkart der Landesregierung überwunden 
und der Sache des Volkes - nämlich der Volksbildung 
- eine breite Gasse bereitet wird. 

(Starker Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Bögler: 
Das Wort hat Herr Abgordneter Dr. Dr. Christoffel von 
der Fraktion der CDU. 

Abg. Dr. Dr. Cbristoffel: 
Herr Präsident! Meine Damen :·und ·Herren! Nachdem 
mein Fraktionskollege, Herr Dr. Rösler, vorhin über 
unsere Auffassung in verschiedenen Punkten des Volks
schulwesens gesprochen hat, obliegt es mir, nun einiges 
über die höheren Schulen zu sagen. Vorher möchte ich 
aber noch kurz auf ej.niges, wa.s von meinem Vorred
ner, Herrn Abgeordneten Kuhn, gesagt wurde, ein
gehen. 
Herr Kuhn hat von der Steigerung unserer Ausgaben 
für die Volksschulen gesprochen, und er'hat die abso
lute Steigerung seit 1~50, die 175 v, H. beträgt, in Ver
gleich und in Gegensatz gesetzt zu der relativen Stei
gerung. Diese Steigerung der Gesamtausgaben soll nach 
seiner Berechnung in dem gegenwärtigen Haushalt 6,7 
v. H. betragen, während sie 1950 9,8 oder 9 v. H. be
tragen hat. Das klingt zunächst bestechend. Aber - so 
frage ich Sie, meine Damen und Herren ..., kann man 
die Ausgaben für ein Gebiet mit den Gesamtausgaben 
in eine solche Relation bringen? · 

(Abg. Kuhn: Nein, mit den Einnahmen!) 
Und das zweite, was noch wesentlicher ist: Müßte man 
denn nicht unsere Ausgaben - in ihrer Relation meinet
wegen zu den Gesamtausgaben - in Vergleich setzen 
mit. den Ausgaben anderer Länder? Das aber hat Herr 
Kuhn unterlassen, Ich glaube nämlich, wenn er uns 
auch diese Vergleiche hier vorgetragen hätte, dann 
würden, die Dinge ein anderes Gesicht bekommen 
haben. 

(Abg. Kuhn: Das will der 
Herr, Ministerpräsident nicht!) 

Herr Kuhn spricht auch in einem sehr kritischen und 
angreiferischen Sinne von unseren überfüllten Volks
schulklassen. Wir wissen, daß wir noch nicht soweit 
sind, wie wir kommen wollen. Herr Kuhn müßte doch 
wissen - er ist ja Mitglied des Kulturpolitisch!ffi Aus
schusses -, daß wir uns seit Jahren bemüht' haben, 
die Klassenmeßzahl herabzusetzen, die Klassendurch
schnittszahl zu senken, und daß uns das auch schon 
:ru einem erheblichen Teil gelungen ist. Im Volksschul
gesetz ist ja die Durchschnittszahl mit 40 verankert. 
Wenn das auch noch nicht überall durchgeführt werden 
konnte, so liegt das daran, daß hier noch irruner Mangel 
an Klassenräumen herrscht. Den haben aber nicnt wir 
allein, sondern den haben die anderen Länder genau
so, und es hätte mich sehr interessiert, von Herrn 
Kuhn einmal diese Relationen zu hören: Wie steht es 
mit den Volksschulbauten in den anderen Ländern und 
wie steht es bei uns, immer in genauer Relation. In 
gern;mer Relation auch in bezug auf die Einwohnerzahl 
hier und dort Man kann nicht sagen - beispielsweise-, 
Hessen hat soundso viel ausgegeben für die Volksschu
len, Rheinland-Pfalz aber nur soviel; denn man muß 
auch dazu sagen, wieviel Einwohner wir haben und wie
viel Einwohner Hessen hat. Ich bin für statistische Fest
stellungen sehr dankb.ar, ich muß aber darum bitten, daß 
sie auch wirklich vollständig sind und daß dabei nicht 
aus tendenziösen Gründen die Gewichte nach Belieben 
verlagert und die Akzente so, wie man es haben will, 
gesetzt werden. 

(Beifall bei der CDU. - Abg. Hitter: 
Was haben Sie denn bis jetzt an Relationen 

widerlegt? - Abg. Sassenroth: 
Brin~n Sie uns andere Beweise!) 

- Ich sage Ihnen ja, daß ich im Augenblick nicht in der 
Lage bin, Ihnen eine solche Rechnung hier a.ufZu-
machen! 

(Weitere Zurufe der .SPD.) 

Ich mache sie deshalb nicht auf, weil sie außerordentlich 
schwierig ist und weil sie fragwürdig ist. Wenn es aber 
ein .anderer 'tut, dann muß ich für mich d.acs Recht in 
Aruspruch nehmen, diese Aufrechnuing dann auch ent
sprechend :ru beleuchten. 

(Zuru'.f <ler SPD: Aber nur, wenn Si~ Beweise 
haben! - Abg. Kuhn: Eben!) 

Herr Kuhn hat auch von dem Landlehrer-Problem 
gesprochen. Das Ist ein Problem, und es ist auch nicht 
völlig gelöst. Wje überhaupt die meisten Probleme in 
unserem gesamten Scliulwesen noch nicht völlig gelöst 
sind. Das hat ja auch niemand behauptet. Es ist bei
nahe gut, daß sie noch nicht völlig gelöst sind, 

(Abg. König: Na! Na! Nal) 

denn wir wollen ja immer weiter arbeiten. Wir leben 
doch in einer Zeit der Dynamik. 

(Zurufe un.d ironische Heiterke;i.t bei der SPD.) 

Es ist also leicht, aus allen Gebieten etwas herauszu
greifen, wo noch nicht alles so ist, wie man es sich 
wünscht oder wie man es sich erträumt. 

(Abg. Kuhn:~Wir werden nie arbeitslo5! - Weitere 
Zurufe der SPD.) 

Was Herr Kuhn über die Frage der Schuldgeldfreiheit 
und über die Begabtenförderung gesagt hat, darauf 
werde ich noch zurückkommen. Was mich aber sehr 
gewundert hat - ich möchte das vorwegnehmen -, das 
ist der Vergleich, den Herr Kuhn in der Serie seiner 
Vergleiche auch mit Amerika angestellt hat. 

(Ab~. Dr. Habighorst: Sehr wahr!) 
Bisher war mir bekannt, daß die SPD - g·ewiß aus 
einer gewissen Berechtigung heraus - sich gegen den 
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Amerikanismus sträubt, nnd nun wird uns auf einmal 
Amerika als ein leuchtendes Beispiel vorgeführt! 

(Zurufe und wachsende Unruhe bei der SPD.) 

Dabei ist doch jedem Kind bekannt, daß die Voraus
setzungen in Amerika - die materiellen V.oraussetzun
gen und auch andere ~ mit den unsrigen nicht ver
glicllen wer<l.en können. 

(Zurufe der SPD.) 

Wenn Herr Kuhn hier ernsthaft in einen Vergleich 
hätte eintreten wollen, dann hätte er zum mindesten 
auch zugeben müssen, welc;:he überragende Bedeutung 
in Amerika - im Gegensatz zu uns - die Privatschulen 
haben. 

Dies nur, meine Damen und Herl'en, zu der Gepflogen
heit, Vergleiche dieser Art .anzustellen. Ich darf dann 
nun zu meineip. eigentlichen Them.a kommen, nämlich 
zu einigen Fragen des höheren Schulwesens. Auch hier 
- das ist richtig und' das wissen wir .- gibt es imm~r 
noch die Not der Unterbringung, auch hier sind noch 
längst nicht alle Gebäude wiederaufgebaut. Allein L„ 
einer Stadt wie Trier sind noch zwei große staatliche 
höhere Schulen ohne Heim und befinden sich in dürf
tigen und unangemessenen Zuständen. Das wissen wir, 
und wir sind ja auch willens - und wir haben diesen 
Willen ja auch: bewiesen -, Abhilfe zu schaffen, sobald 
es uns möglich isl. Wir begrüßen es deshalb, daß auch 
in dem neuen Etatjahr der Wiederaufbau der staat
lichen höheren Schulen planmäßig und ungeschmälert 
weitergeht und daß z. B. an Zuschüssen für die .Neu
bauten nichtöffentlicher höherer Sc9.ulen immerhin 1,6 · 
Million DM und für den Wiederaufbau von privaten 
höheren Schulen immerhin 3-0C>O-OOi DM wieder vor
gesehen· sind. 

In einem gewissen Zusammenhang, meine Damen und 
Herren, mit der Schulraum- und Klassenraumfrage 
steht eine der drückendstei;i. Sorgen unserer höheren 
Schulen, nämlich der übermäßige und sich immer noch 
steigernde Andrang zur höheren Schule. Auch hier 
muß ich auf eine Zahl zurückkommen, die Herr Kuhn 
eben· vorgetragen hat. Er hat es ~ls einen Vorzug 
des höheren Scl:iulwesens in HesS<an U'n Vergleich zu 
dEm unsrigen herausgestellt, daß in Hessen auf 6,7 
Volksschüler ein höherer Schüler kommt -

(Abg. Kuhn: Auf 5 Volksschüler!) 

und bei uns auf 5 Volksschüler ein höherer Schtiler. 
(Abg. Kuhn: Umgekehrt!) 

- So habe ich Si-e verstanden. 
(Abg. Kuhn : Nein, es ist umgekehrt!) 

- So? Nun, ich glaube mich aber nicht getäusdJ.t zu 
haben! 

(Heiterkeit des Hauses.) 

Immerhin bin ich der Auffassung, meine Damen und 
Herren, daß hier iln der Überprüfung des höheren 
Schulwesens die Ursache des Übels nicht so sehr beim 
Staat liegt - also weder bei dem Staat Hessen, Herr 
Kuhn, noch bei dem Staat Rheinland-Pfalz - und auch 
nicht bei der Schule, sondern bei den Eltern, ooi den 
Eltern, die nicht einsehen wollen, daß nun einmal 
nicht ein jeder 'zum wissenschaftlichen Studium beru
fen ist. Und ich möchte sagen, Gott sei Dank ist es 
nicht so. Es · liegt an den Eltern, die aus einem fehl
gesteuerten sozialen Ehrg-eiz heraus glauben, sich un
bedingt zu dein, wa.51 sie sich sonst alles leisten kön
nen, auch noch einen Abiturienten leisten zu müssen. 
Und das Spiel endet dann sehr oft mit dem „abge
brochenen Gymnasiasten", zum Unglück für den be
dauernswerten jungen Menschen und für sein-e Fa-

milie. Von den Schäden, die föe Schule und die der 
Staat· - der das Schulwesen ja trägt - dabei davontra·~ 
gen, ganz zu schweigen, meine Damen und Herren. 

(Abg, Dr. Habighorst: Sehr wahr!) 

Der Grundsatz: Nur die Besten!, der beim Sport .recht 
ist, sollte auch in der Schule billig sein. Das A und Ö, 
aller Schulreform - was man s!ch darunter auch immer 
vorstellen mag - ist nun einmal die Frage der B~
gabtenauslese, und ihr wiederum entspricht von seiten 
des Staates die s>ehr hohe und sehr schwierige Auf
gabe der Begabtenförderun;g. 

Denn wfr von der CDU stehen auf dem Standpunkt, 
auf dem das ganze Haus wohl steht, 'l.Vie ich anneh
men darf, daß bei uns kein bildungsfähiges und bil
dungswilliges Kind, wenn die Eltern es nicht anders 
wollen, von der höhererr Schulausbildung ausgeschlos
sen werden darf. 

(Abg. Hülser: Sehr richtig!) 

Damit aber, meine Damen und Herren, ist die Frage 
d.er Schulgeld- und Lernmittelfreiheit, über die wir 
ja von Herrn Kuhn aus der Sicht der SPD ein~ges 
gehört haben, oh1.1e weiteres aufgeworfen. Die Frage 
ist nicht neu. Seit dem Beginn der 20er J,ahre scho'1. 
steht sie in der öffentlichen Erörterung. Aber immer 
noch, möchte ich Herrn Kuhn entgegenhalten, gehen 
die Meinungen der Schulpolitiker hier auseinander. 

(Abg, Sassenroth: Aber nur in Rheinland-Pfalz!) 

- Darauf komme ich noch, Herr Kollege! Die Bezeich
nung „Schulgeld- und Lernmittelfreiheit" deutet das 
eigentliche Problem ja nur äußerlich an:. In seinem 
Kern handelt es sich doch hier um füe Frage: Wie 
kann die Förderung der wirklich begabten Kinder aus. 
allen Sc..1'.ic..htien unseres Volkes am besten, das heißt 
auf die pädagogisch wirksamste, sozial gerechteste und 
staatspolitisch zweckmäßigste Weise geschehen? Im 
demokratischen St.aat geht es doch dar,um, das Aus
leseprinzip .in Einklang zu bringen mit dem demokra
tischen Grundsatz, daß alle Kinder ein gleiches Recht 
a~ Bildung oder, wie es der Artikel 2 des Grundge
setzes ausdrückt, das Recht auf die freie Entfaltung · 
ihrer Persönli~eit haben. Daß es zur Verwirklichung 
der beiden Grundsätze, die man nicht künstlich von
einander trennen darf, des Grundsatzes des gleichen 
Rechtes auf Bildung einerseits und des Grundsatzes 
der Begabtenauslese andererseits, versclliedene. Wege 
gibt, das wird doch kein Einsichtiger bestreiten wollen. 
Nun wirft aber - auch das ist unbestreitbar - die 
Fr.age der bestmöglichen Durchführung der Begabten
förderung wiederum eine Reihe wichtiger Probleme 
auf, Probleme pädagogischer, psychologischer, sozialer 
und, sagien wir es ruhig, auch finanzieller Natur. Diese 
Probleme müs~ alle im Zusammenhang miteinan
der und entsprecllend ihrem Gewicht bei der Lösung 
der Frage berückSichtigt werden. Wir Christlichen 
Demokraten glauben nun, diese Frage am besten lösen 
zu können, indem wir der individuellen Begabtenför
derung den Vorzug geben, und sie, soweit es uns eben 
möglich ist, in wachsendeni Maße ausbauen. Wir sind 
der Meinung, daß eine generelle oder kollektive und 
automatisclle Schulgeld- und Lernmittelfreiheit da-· 
gegen auf eine Massenförderung abzielt, die wir mit 
ihren inflationistischen Folgen für die höher€ Schule 
und mit ihren verflachenden und erdrückenden Wir
kungen auf die Bildungsaufgaben der höheren Schule 
eben nicht wollen. Es ist ja eigenartig, daß Herr 
Kuhn vorhin immer nur von der Schulgeldfreiheit ge.: 
sprachen . hat, obwohl diese beiden Freiheiten, Schul
geld- und Lernmittelfreiheit, doch im allgemeirum in 
einem Atemzuge genannt werden und obwohl doch in 
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dem Urantrag der SPD auch diese beiden Freiheiten 
gewollt sind. 

(Abg. Hertel: In einem so a·rmen Land· sind wir 
froh, wenn wir mal eins durchgeführt haben!) 

- Ja, darauf ·will ich gerade näher eingehen, Herr 
Kollege Hertel. Ich darf da auf einige Kronzeugen 
verweisen. Es hat weht allein, verehrter Herr Kollege 
Hertel, mit der materiellen Leistungsfähigkeit .etwas :>u 
tun, sondern es stehen noch andere Betrachtungen 
hier an. Ich darf Sie auf das Gutachten des Deutsclien 
Ausschusses !Ur das Erziehungs- und Bildungswesen 
hinweisen, immerhin ein unvoreingenommener Zeuge. 
Es heißt in diesem Gutachten wörtlich: · 

Zum Unterschied von der Schulgeldfreiheit darf die 
Lernmittelfreiheit nicht allein unter sozialen Ge
sichtspunkten betrachtet werden. Ihre Einführung 
hat weittragende Folgen für die Erziehung. Sie be
berührt unter anderem das Verhältnis des Schülers 
zum Besitz und hat einen tiefen Einfluß auf sein Ver
hältnis ZlJ. den Mitteln geistiger Bildung, insbeson
dere zum Buch. Die bisherigen Erfahrungen reichen 
noch nicht aus, um eine Entscheidung über die ein
heitliche Einführung der Lernmittelfreiheit im gan
zen Bundesgebiet zu rechtfertigen. 

Das ist das Urteil des Deutschen Ausschusses für das Er
ziehungs- und Bildungswesen. Aber wenn Sie noch ein 
anderes Urteil hören wollen, meine Damen und Herreh 
von der SPD, das sicher in Ihren Augen als unvoreinge
nommen gelten wird und das auch noch den Vorzug hat, 
ein Urteil von Praktikern zu sein, es ist nämlich das 
Gutachten der Gewerkschaft Erziehung und Wissen
schaft des Deutschen Gewerkschaftsbundes in Hessen. 
Es ist schade, daß ich Ihnen das Expose nicht ganz vor
tragen kann. Es hat den Titel „6 Jahre Lernmittelfrei
heit in Hessen". Abel· ich möchte Ihnen doch wenigstens 
den Schlußsatz nicht vorenthalten. Er lautet: 

Zusammenfassend darf nach sechsjähriger Erfahrung 
in Hessen festgestellt werden, daß das Prinzip der 
Lernmittelfreiheit zwar bejaht wird, aber nur unter 
Berücksichtigung der wirtschaftlichen und pädagogi
schen Möglichkeiten und Notwendigkeiten, daß es 
aber fraglich erscheint, ob eine absolute Lernmittel
freiheit psychologisch richtig ist. 

Sie sehen auch hiel' die Verlagerung des Standpunktes 
von der rein materiellen Ebene auf die Ebene der 
geistigen Erziehung, der Bildung. Das ist ja auch nicht 
verwunderlich, da wir es mit Dingen der Erziehung hier 
zu tun haben. Wenn man weiter erwägt, daß für die 
Durchführung der beiden Freiheiten, sowohl der Frei
heit des Schulgeldes wie der der Lernmittel bei uns etwa 
25 Millionen DM - so hat es der Kultusminister seiner
zeit errechnet - erfo1·derlich wären, wovon der Löwen
anteil auf die Lernmittelfreiheit entfallen würde, so 
dürfte an die Einführung der Lernmittelfreiheit bei uns 
ja einstweilen kaum zu denken sein. 
Wie aber, meine Damen und Herren, steht es mit der 
Schulgeldfreiheit, über die allein vorhin Herr Kollege 
Kuhn Äußerungen gemacht hat. Es ist über diese Frage 
am 25. Oktober vorigen Jahres in diesem Hause schon 
einiges gesagt worden. Ich will aber unseren Standpunkt 
noch einmal klarlegen. Wir von der CDU sind nach wie 
vor der Meinung, daß, wenn man das äußerst schwierige 
Problem der Begabtenauslese, das ja einKernstück jeder 
echten Schulreform von innen her darstellt, überhaupt 
mit der Schulgeldfreiheit in Verbindung bringt, was 
sehr fragwürdig ist, diese Schulgeldfreiheit dann eher 
hemmend als fördernd wirken muß. Würde denn, so fra
gen wir uns, durch die generelle und schematische 
Schulgeldbefreiung wirklich die gleiche Chance für alle 
begabten Kinder, die wir doch alle wollen, erreicht? In 

unserm größtenteils ländlich und landwil'tschaftlich ge
lagerten Lande doch schon allein deshalb nicht, weil sich 
die Lage der Landkinder noch ehe!:" verschlechtern 
würde. Denn die den Landkindern bisher gewährten und 
gerechtel'\'{eise in Zukunft noch zu vermehrenden Er
ziehungsbeihilfen müßten dann ja entfallen, 

(Abg. Dr. Brühne: Warum?) 
weil der Staat diese neben den hohen Kosten der allge
meinen Schulgeldbefreiung nicht auch noch tragen 
könnte. 

(Abg. Dr. •Brühne: In Rheinland-Pfalz!) 

- überall, nicht nur in Rheinland-Pfalz. 
(Abg. Dr. Brühne: Andere machen es doch!) 

- Ich komme noch darauf zurück. Für eine Landfamilie 
stellen aber die Pensions- und Internatskosten eine un
gleich höhere Belastung dar als das Schulgeld. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 
Der begabte· Nachwuchs auf dem Lande bei uns würde 
also - wir müssen die Dinge vom praktischen Stand
punkt aus sehen - mehr als bisher zugunsten der städti
schen Intelligenz benachteiligt sein. 

(Abg. Dr. Brühne: Das muß nicht sein!) 

Es ist doch auch ernsthaft zu fragen, meine Damen und 
Herren, ob sich die generelle Schulgeldfreiheit nicht er
zieherisch und psychologisch auch ungünstig auswirken 
kann. Wollen wir denn auf die hoben sittlichen Werte 
ganz verzichten, die darin liegen, daß die Kinder und 
ihre Familien für die höhere Ausbildung und dem sozia
len Aufstieg Opfer bringen müssen? 

(Sehr richtig! bei der CDU.} 
Solche Opfer tragen doch entscheidend zur Persönlich
keitsbildung des jungen Menschen bei. 

(Sehr richtigl bei der CDU.) 

Meine Herren von der SPD! rch habe noch wohl den 
sehr guten Klang der Worte eines Ihrer Vertreter im 
Ohr, der lange Zeit eines der wichtigsten Ämter im Kul
tusministerium innegehabt hatte, der stolz darauf war 
und diesem Stolz immer wieder Ausdruck gegeben hat, 
daß er, aus einer kleinen gedrückten Familie ~tam
mend, es unter gr.oßer Mühe und vielen Entbehrungen 
so weit gebracht hat. 
Sie können ihn fragen, er wird es Ihnen besti:itigent 
Werm. wir aber die Lasten und Sorgen der Ausbildu~g 

. unserer Kinder immer mehr dem Staat überlassen, ge
raten wir da nicht in die Gefahr, auch auf kulturellem 
und geistigem Gebiet nach und nach in einen Wohl
fahrtsstaat zu verfallen? Ist es nicht besser, bei der 
Elternschaft die Initative und das Verantwortungsge
fühl für die Erziehung ihrer Kinder zu wecken und zu 
stärken, anstatt auch dies dem Staat aufzubürden? Ist 
es denn wirklich sozial gedacht, den heute schon nicht 
wenigen Eltern1 die keine Geschenke nötig haben und 
s ie auch nicht wollen, ganz allgemein die Schulgeld
freiheit auf Stäatskosten zu gewähren? Denn diese 
Mitt el müßten dann doch für andere wichtige volks
erzieherische und kulturelle Aufgaben verlorengehen. 
Oft hört man auch gegen die individuelle Begabten
förderung, wie wir sie vertreten, den Einwand, sie 
führe za einer beschämenden Diskriminierung der mit 
Freistellen ausgestatteten Kinder. Es ist aber doch 
heute schon so, daß diejenigen Kinder, die in den Ge
nuß von ganzen oder teilweisen Freistellen, Geschwi
sterermäßigung usw. kommen, die Mehrheit in der 
Klasse ausmachen. Bei einer richtigen Beurteilung und 
als Mittel der Begabtenförderung könnten und müß~ 
ten doch diese Zuwendungen als Leistungsprämien an
gesehen werden. Sie werden auch schon weithin als 
Prämie angesehen.,' keineswegs aber als Almosen. Tm 



· ~ ~··. 
·„ 

11. Sitzung, 20. März 1956 281 

(Dr. Dr. Chrlsto!fel) 

üorigen dürfte es auch nicht schwer sein, die Gewäh
rung dieser Zuwent'lungen vertraulich zu behandeln, 
vertraulicher, ~ls es vielleicht da und dort bisher 
geschehen ist. Das hat der Herr Kultusminister im 
Kulturpolitischen Ausschuß übrigens auch zugesichert. 
Es ist richtig, Herr Kuhn, die meisten Bundesländer, 
ja fast alle, haben sich für die Einfühnmg der Schul
geldfreiheit entschieden; als letztes auch Nordrhein
Westfalen. Es will sie, wie Sie wissen, stufenweise · 
über eine Reihe von Jahren hin durchführen. Wenn 
wir bisher bei der individuellen Begabtenförderung 
verblieben sind, so kann man mit Recllt fragen, ob 
wir uns denn mit unseren Ausgaben für diesen Zweck 
unter tien anderen Ländern sehen la·ssen können. Wir 
sind der Meimm.g, wir kö~n es. Das Kultusministe
rium hat errechnet, daß im lauf-enden Schuljahr für 
Schulgeldermäßigung, Ges~wisterermäßigung; und son
stige Unterstützungen 1,97, also fast 2 Millionen DM 
zur Verfügung standen und .auCh voll ausgegeben wor
den sind. 
Was die Erziehun·gsbeihilfen angeht, so sind sie, wie 
der Herr Berichterstatter vorher ausgeführt hat, als 
Stipendien von je 2<10- DM an 750 Schiller gewährt 
worden. Unsere Leistungen auf diesem Gebiet sind -
und da wiederhole ich die Feststellung d-es Herrn Be
richterstatters - sogar höher als die von Nordrhein
Westfalen in diesem Jahr. Am 25. Oktober vorigen 
.Jahres bat der Herr Kultusminister vor diese~ Hause 
- ich zitiere wörtlich - erklärt: 

. Nach meiner Ansicht haben es Landesregierung und 
Landtag in der Hand, bei d,er Aufstel1ung der jähr
lichen Haushaltspläne die Fi:age der Schulgeldbe
freiung, Begabtenförderung und Lernmittelfreiheit 
jeweils zu überprüfen und im Rahmen der pädago
gischen Notwendigkeiten und der · wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit das Erforderliche zu beschließen. 
Wenn es gewlinscht wird, daß das in diiesem Jahr 
bei den Beratun.gen des Haushalts berücksichtigt 
wird, bevor die Gesetze verküµdet werden, so wäre 
das auch vom St;mdpunkt der Landesregierung aus 
zu begrüßen. Wir sind jedenfalls gerne be'reit, zu
sammen mit diesem Hohen Hause, vor allem mit 
d-em Haushalts- und Finanzausschuß und dem Kul
turpolitischen Ausschuß, über diese Fragien zu dis
kutieren und. eine positive Entscheidun·g herbeifüh
ren zu helfen. 

Soweit <He Erklärung des Herrn Kultusministers. Dem
entsprechend hat der Kulturpoldtische Ausschuß bei der 
Beratung des Urantrages der Fraktion der SPD über 
die Einführung der Schulgeld- und Lernmittelfreiheit 
eine Empfehlung einstimmig beschlossen, die dann auch 
bei der Beschlußfassung des Haushalts-· und Finanz
ausschusses über den Etat des Kultusministeriums volle 
Berücksichtigung gefunden hat. 
Der Haushalt sieht jetzt vor, daß bei den staatlichen 
höheren Schulen 35 v. ·a. ·- bisher 30 v. H. - und bei 
den Aufbauschulen 45 v. H. SchuldgeldbefTeiung ge
währt werden kann. Damit auch die kommunalen und 
privaten höheren Schulen, die bisher begreiflich~r
weise im Rückstand damit waren, von nun ab die glei
chen Sätze bewilligen können., sind die Zuschüsse da
für zweckgebunden entsprechend erhöht worden, und 
zwar bei den kommunalen höheren Schulen um 450 000 
und bei-den privaten höheren Schulen um 310 000 DM. 
Damit sind diese nichtstaatlichen höheren Schulen .ih 
den Stand gesetzt, die gleiche Schulgeldfreiheit zu 
gewähren, wie sie auch bei den staatlichen Schulen 
gewährt wird. Die Begabtenförderung ist also in dem 
Sinne verbessert worden, daß nun die staatliche, die 
kommunale und die ptivate höhere. Schule in bezug 
auf die Schulgeldbefreiung gleichgestellt sind. Das ist 

ein sehr großer Fortschr-itt für die Schüler der bisher 
benachteiligten Schulen. 
Aber das mildert keineswegs die schweren und ernsten 
finanziellen Sorgen der kommunalen Schulträger. Diese 
Sorgen sind hier im Hause so oft dargelegt wol'den, 
daß ich es mir ersparen kann, das noch einmal zu 
wiederholen. Ich nehme aber Gelegenheit, noch ein
mal den dringenden Appell an die Landesregie.rung 
zu richten, endlich den schon lange versprochenen und, 
wie ich hore, nun fertiggestellten Gesetzentwurf über 
die Finanzierung und Rechtsstellung der kommunalen 
höhe,en Schulen dem Landtag :vorzulegen. 

(Beifall des Hauses.) 
Das gleiche. gilt auch für das Privatschulgesetz. Man 
konnte vor einigen Tagen über den edlen Rangstreit-

··zwischen Nordr.hein-Westfalen und Baden-Württem
berg in der Zeitung lese:n, nämlich darüber, wer voh 
timen der Fortschrittlichste in ·der Betreuung d~ 
Privatschule sei. In <lem Privatschulgesetz von Nord-· 
rhein-Westfalen heißt es, daß die Zuschüsse, auf die 
private Schulen ein Anrecht haben, zur. Sicherung der 
Gehälter und Altersversorgung der Lehrer sowie für -
die unterrichtliche Leistungsfähigkeit der Schulen ver
wendet werden müssen, während Baden-Württemberg 
jetzt als erstes Bundesland einen Pe nsionsanspmch für· 
Lehrer. an bestimmten Privatschulen gesetzlich ge-

• . sichert hat. Ich will damit' nur sagen, daß es auch bei 
uns nun höchste Zeit wird, den Privatschulen eine ge
setzliche Grundlage zu geben. Sie sind im Grundgesetz 
und in unserer Landesver!assung verankert, weil es 
den demokratischen Grundsätzen und dem Elternrecht 
entspricht, 'daß die Auswahl der höheren Schule de:n· 
Erziehungsberechtigten freistehl fD~e- Privatschulen, 
die bei uns zumei.St Mädchenschulen sind, füllen tat
sä·chlich eine Lücke in u nseren Erziehungseinrichtun
gen aus, in die sonst der Staat mit erheblichen Kosten 
e-intrehm müßte. Sie erfüllen also eine wichtige öffent- . 
liehe Aufgaba- un-d sind den damit verbundene_n Pfl~ch
ten unterworfen. Diesen Pflichten aber stehen, wie 
überall, auch entsprechende Rechte gegenüber, auf 
deren gesetzliche Spezifizierung in einem :i;'rivatschul
~esetz sie einen bi;:griindeten Anspruch haben. 
Unser Appell an den Herrn Kultusminister - leider ist 
er. nicht da - und .an die Landesregierung lautet, dem 

·Hause nun ungesäumt ein Finanzierungsge~tz für die 
kommunaie höheTe Schule und ein Privatschulgesetz 
vorzulegen.' -

{Lebhafter Beifall des Hauses.)· 

Vizepräsident Bögler: 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Markscheffel von der 
Fraktion -der SPD. 

Abg. MarksCbeffel; 
H~rr Präsident! Meine Damen und Herren! Im Haus
haltsplan des Kultusmin.ist~riums nimmt die Universi
tät einen Platz mit rund 2'3 Millionen DM ein. Ich 
glaube, daß allein füese Summe es reclitfertigt, wenn 
wir uns hier, soweit es die Zeit gestattet, nicht nur 
mit den Zahlen, die vorgelegt werden, sondern auch 
mit einigen grundsätzlichen Erwägungen zur Universi

. tät befassen. 
Zunächst eine Überlegung, die meines Erachtens den 
Landtag stärker als bisher beschäftigen sollte! Sie wis
sen alle, daß · nach dem Umbruch 1945 und nach dem 
Wiederaufbau der deutschen Universitäten sowohl staat
licher~its wie auch· in den Senaten der Universitäten 
.selbst das Bestreben entwickelt v.rurde, das Verhältnis 
von Staat und Hochschulen. in einer Universitätssat-
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~ung oder, wenn Sie wollen, in einem Universitätsstatut 
neu festzulegen. 
Die Meinungen darüber, wie ein solches Statut od2r 
eine solche Satzung aussehen soll, sind sehr unter
s<;hiedlich. Einerseits will der demokratische Staat, der 
<;las Geld für die Hochschulen aufbrtn.gt und verteilt, 
natürlich. auch einen gewissen Einfluß auf die Aus
gaben, die durch die Hochschulen getätigt werden, sich 
sichern. Andererseits wollen die Hochschulen - und 
das verstehe ich sehr gut - ihre Unabhängigkeit gegen-· 
über staatlichen oder sonstigen Einflüssen sichern. Ich 
möchte hier in diesem Augenblick, da ich hoffe, daß 
wir bald zu. dem Problem Stellung nehmen werden, 
kein Urt.eil darüber abgeben, welche Entwicklung in 
del" Zukunft anzustreben ist. 

Aber ich glaube, es sollte die Pflicht des Kultusmini
steriums sein, den Landta.g und besonders den Kultur
politischen Ausschuß recht bald einmal mit . dieser 
Frage zu beschäftigen. Meines Wissens haben zwischen 
Kultusrriinisterium und dem Senat der Universität 
schon seit einigen Jahren Verhandlungen über die Sat
zung stattgefunden. Es sind - zum Teil sogar gedruckt 
- Entwürfe in Umlauf gebracht worden; man hat dar
über in allen möglichen Gremien diskutiert. Meine 
Damen und Herren! Ich halte es für unmöglich, daß 
das Kultusministerium sich weiterhin so verhält, als 
Qb dieses überaus wichtige Problem für die Entwick
lung unserer Rodl.schulen nur im Schooße der Mmiste
rialbürokratie ~iskutiert werden soll. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Ich glaube, es ist eine der wichtigen Aufgaben - die 
Zahl 2·3 Millionen DM ist die materielle Seite; aber 
auch die ideelle Seite ist zu beachten - des Kultus
mi.nisterh.1.ms, daß es sich entschließt. den La·ndta~ 
baldmöglichst von dem bisherigen Ergebnis der scho; 
jahrelang dauernden Vorarbeiten auf diesem Gebiet 
zu unterrichten. 
Datln gi·bt es, meine Damen und Herren, ein zweites 
.Ulgemeines Problem, das unser Hocl'lschulwesen nidit 
nur in Rheinland-Pfalz, sondern auch in allen anderen 
Bundesländern sehr stark berührt . . Das ist der Ver
such, lebensnahe Universitäten zu bekommen, end
lich jener bedauernswerten Unsitte Einhalt zu ;gebie
ten, das Studium im Abschluß eines möglich. schnell 
abgelegten Fachexamens zu erschöpfen. Wir beobach
ten - es gibt verschiedene ·beachtliche gesellschaftJ.iclle 
Ursachen dafür -, daß eine ganze Reihe unserer jun
gen Menschen, die die Universitäten besuchen , außer
ordentlicll angespannt arbeiten müssen, um in einer 
relativ kurzen ·Zeit die zum Abschluß des Studiums 
notwendigen Examen ablegen zu können. Man hat vor 
J ·ahren sdion - und das ist eine gute Idee gewesen -
das Studium generale eingeführt, d. h. man hat. die 
Studenten angeregt, sie mögen, wenigstens m den er
sten Semestern, außer ih.rein Fachstudium auch 11001 
andere Fächer .belegen, um sich so das allgemeine 
Wissen zu verschaffen, das nun einmal notwendig ist, 
audi wenn man als Akademiker ins Leben hinall.Stritt. 
Die Ansätze zur Entwicklung des Studiums : generale 
sind vorhanden .• '\.ber, meine Damen und Herren, wir 
bedauern, feststellen zu müssen, daß seitens des Kul
tusministeriums und aucll seitens einiger anderer sehr 
beachtlicher Organisationen usw., die auf der Uni ver-. 
sltät zwn Teil ihr Eigenleben führen - ich meine da
mit die Burschenschaften und verschiedene Verbm
dungen -, ich möchte nicht sagen: die Studenten davon 
abhalten, dieses Studium generale wahrzunehmen, aber 
eine Tendenz enhvickeln, die darauf hinausläuft: Laßt 
doch die reden, laßt dodi die sich bemühen! Die not
wendige Allgemeinbildun~, das notwendige allgemeine 

staatsbürgerliche Wissen bringen wir euch schon in uri
seren privaten Organisationen bei. - Die Damen und 
Herren, die sich hier mit der Universität beschäftigen, 
werden wissen, was ich meine. Meine Bitte an Sie -
Herr Kollege Dr. Habighorst, ich weiß, daß Sie einen 
gewissen Einfluß auf die Dinge haben - richtet sich 
dahin - und das ist Angelegenheit des ganzen Land
tages - , auch mit Hilfe des Kultusministeriums die 
Förderung des Studiums generale zu einem der Haupt
.punkte der ~emeinen Förderungsarbeiten an der 
Un1versität zu madien. 
Meine Damen und Herren! Um Ihnen zu illustrieren, 
wie begrenzt heutzuta.ge gelegentlich das AUgemein
wissen ist - ich mache da keine Schuldenrechnung; ich 
sage nicht, woher es kommt, ich sage nur , es ist heute 
überall ein allgemeiner Zustand -, zeige ich Ihnen 
jetzt ein kleines Beispiel. Ich hatte neulich Gelegenheit 
geha·\>t, Z".Vei Juristen im 6. Semester - die jungen 
Leute waren vielleicht 24 Jahre alt - per Autostopp 
von Frankfurt nach Mainz mitzunehmen. Sie kannten 
mich nicht, und ich habe mich mit ihnen in etwa un
terhalten über das, was sie von der Funkti.on eines 
Landtag.es oder eines Gemeinderates wissen. Der eine 
c;ler beiden Herren war tatsächlich der Meinung -
und ich hoffe, wir werden das drastisch widerlegen -, 
daß Landtagsabgeordnete die bezahlten Angestellten 
des Herrn Ministerpräsidenten seien. 

(Heiterkeit i.m Hause.} 

Bitte, meine Damen und Herren, es mag ein Einzelfall 
sein; aber jeder von Ihnen, der dieses Problem erörtert, 
weiß, in welch ungeheurer Gefahr unser Bildungswesen 
selbst. an den Hochschulen ist, nämlich in der Gefahr, in 
emen engbegrenzten fachwissenschaftlichen und durch 
ein Examen - es mag noch so gut sein - abgeschlosse
nen Bildungsgrad abzusacken. Meine Damen und Her
ren, das wäre eine furchtbare Ge.fahr 1ür Deutschland; 
denn ich weiß, daß man in anderen Ländern sehr be
müht ist, gerade diese Stagnation, die im Fachwissen 
liegt, zu überwinden. · · 

Nun, meine Damen und Herren, noch einige Worte 
zum Universitätsetat selbst. Ich sagte vorhin: Im Ordent
lichen und Außcrordentlkhen Haushaltsplan haben wir 
in diesem Jahr rund 32 Millionen DM eingcs.etz.t. - Da
von enthält der Ordentliche Haushaltsplan einen Zu
schuß von rund 9 Millionen DM für die Universität und 
einen solchen von etwa 4 Millionen DM für die Universi
tätskliniken. Im Außerordentlichen Haushalt sind die 
Baukosten für die Universität mit 3,7 Millionen DM und 
für den Ausbau der Universitätskliniken rund 6 Millio
nen DM eingesetzt. Diese Zahl ist außerordentlich be
achtlich. Wir wissen ja, daß das Land Rheinland-Pfalz 
nicht zu den finanzstärksten Ländern gehört, und wir 
haben daher alle Ursache, uns über die Verwendung der 
zur Verfügung gestellten öffentlichen Mittel einige Ge
danken zu machen. 

Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit in diesem Zusammen
hang auf eine Frage lenken, die meines Erachtens sehr 
bald geklärt werden muß. Es hat sich bei den Etatbera
tungen nämlich herausgestellt, daß die in der Vergan
genheit uns vorgelegten Planungen für den Ausbau der 
Universität fast regelmäßig keine oder nur sehr geringe 
Einrichtungskosten vorsahen. Daraus ergab sich dann, 
daß die Kos ten bis zur Fertigstellung eines ;ßauvorha
bens wesentlich höher wurden, als es dem Landtag beim 
Etatansatz bewußt gewesen ist. Ein Beispiel: Der Etat 
1955 sah für den Ausbau der Chirurgischen Klinik 4,5 
Millionen· DM vor. In Wirklichkeit soll der Bau mit 
allem, was dazu notwendig ist , rund 8,5 Millionen DM 
kosten. Dabei darf ich bemerken, daß b is ztun heutigen 
Tage noch nicht einmal die genaue Planung für die ur-

„. 
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sprÜnglich vorgesehenen 4;5 Millionen DM vorliegt. Der 
Haushalts- und Finanzausschuß hat daher - mit Recht, 
meines Erachtens - den Betrag von 1,5 Million DM ge
sperrt, bis die Planun~ vorliegt. 

(Sehr richtig! b~i der SPD.) 

Meine Damen und Herren! Das sind doch recht bedenk
liche Vorstellungen, und ich nehme an, daß mein· Freund 
König in anderem Zusammenhang noch einmal darauf 
zuri:ickkommen wird. Aber bitte, hier handelt. es sich 
doch um einen glatten Verstoß gegen den Paragraphen 
14 der Reichshaushaltsordnung und gegen den Paragra
phen 2 des Landesgesetzes zur Aufstellung des Haus
haltsplanes. Danach dürfen doch Etatgenehmigungen 
dieser Art nur ausgesprochen werden, wenn Pläne, Ko
stenberechnungen und -erläuterungen vorliegen. Meine 
Damen und Herrenl Ich bin .also der Meinung, daß es 
notwendig sein wird, daß der Landtag nicht mehr wie 
bisher Pauschalgenehmigungen vornimmt; sondern di!'! 
Zahlung der erforderlichen. Beträge nur dann billigt, 
wenn er eine übersieht darüber hat, was und wie tat
sächlich gebaut werden soll. Wir müssen nämlich be
fürchten, daß bei einer Fortsetzung der bisher ange
wandten Methoden die Dinge ins Uferlqse gehen. Nichts 
gegen die Forschung! Selpstvers'tändlich sind wir alle 

. daran interessiert, daß die Mainzer Universität ihren 
Studenten die bestmöglichen Forschungsinstitute bietet. 
Aber im Hinblick auf die Finanzlage, meine Dame~ und 
Herren, sollte es doch eine Selbstverständlichkeit sein, 
daß die vom Steuerzahler aufgebrachten Mittel so ein
gesetzt und verwaltet werden, daß jederzeit völlige 
Klarheit über die Grenzen der Leistungsmöglichkeit be
steht; denn sonst kommen wir ins Schwimmen, und ich 
glau~e, keiner von uns will das verantworten. · 

Dann noch ein Wort zum Verhältnis Universitätsklinik 
und Stadt Mainz. Bei Abschluß des Vertrages. - der eine 
Kollege hat vorhin das Problem schon ang~prochen; ich 
glaube, Sie waren es, Herr Kollege Dr. Habighorst! -
zwischen der Stadt Mainz und dem Land war seinerzeit 
ausdrücklich .festgelegt worden, daß der Charakter eines 
Krankenhauses beim w'eiteren Ausbau . der Universi
tätsklinik gewahrt werden müßte. Es gibt aber sehr un
terschiedliche Meinungen darüber, ob das geschehen ist. 
Um das hier angedeutete Ziel zu erreichen, d . h. um den 
Menschen, die dort in die Universitätsklinik kommen 
und die dort Heilung suchen, die Gewähr zu bieten, daß 
sie auch wirklich Aufnahme im Krankenhaus finden, 
wurde seinerzeit ein Kuratorium aus Vertretern der 
Universität und der Stadt Mainz gebildet, das gemein
sam die Planung für den weiteren Ausbau unter be
sonderer . Berücksichtigung der Krankenham;aufgabe, 
die im Vertrag festgelegt ist, überprüfen sollte. Ich muß 
Ihnen leider mitteilen, daß, dieses Kuratorium, d. h. 
wahrscheinlich die städtischen Vertreter in diesem Ku
ratorium, die Pläne für den Bau der kürzlich eingeweih

. ten und - wie allgemein versichert wird - hervorragen
den Hals-, Nasen- und Ohrenklinik erst im Augenblick 
der Einweihung des Hauses kennengelernt haben. Ich 
habe hfor ein Protokoll von emer Sitzung, die nachträg
lich stattgefunden hat, in der es ntcht gerade friedlich 
zugegangen ist. In dieser entsprechenden Sitzung - Herr 
Kollege Dr. Habighorst, das gehört mit dazu, wenn man 

. sich um die Universität kümmert - wurde von den Ver
tretern der Stadt mit Nachdruck. darauf verwiesen, daß 
die verschiedensten Planungen und Bauprojekte der 
Universitätsklinik Unruhe sowohl unter den Stadtrats
mitgliedern als auch unter der Bevölkerung der Stadt 
Mainz hervorgerufen haben. Es wurde die Forderung 
erhoben - und dieser Forderung wurde bis heute noch 
nicht entsprochen -, <;'laß die Universität bzw. das Land 
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endlich einen Generalbauplan für den weiteren Ausbau .' 
der Universität vorlegt. 

(Abg. Dr. Bodep.: Dem Ausschuß?) 
Wir kommen ·mit dieser Forderung auch den Wün
schen des Senats der Universität entgegen. Ich 'hab~ 
mir von einigen Herren glaubhaft versichern lassen, 
daß sie durch diese merkwürdige Methode, am Anfang 
des Jahres nicht genau zu wi·ssen, wie weit sie bis zun{ 
nächsten Jahr kommen können, auch ins Schwim,men 
geraten sin<l. Ith . glaUbe, meine Damen und Herren, 
das ist eine ernste Frage, die sowohl nach der kultu
rellen wie auch nach der :finanziellen Seite in Zukunf-j; 
von diesem Landtag etwa$ aufmerksamer beachtet 

. werden scillte, als sie bisher beachtet ~orden. ist. 
\Abg~ Dr. Boden: 1rom Landtag doch bestimmt!} 

Nun ein letztes kurzes Wort zum Institut für euro
päische Geschichte. Sie wissen, daß dieses Institut nicht 
unmitteLbar zur Universität gehört, und daß wir un~ 
in den vergal'.l'genen Jahren - auch bei den Etatbera-
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tungen -, . vor allen Dingen, nachdem das Land die .. 
Mittel für die Arbeit dieses Institutes ;zur Verfügung · 
stellte, Gedanken darüber gemacht haben, wie det · "- · .L 

Landtag Einsicht. über die Verwendung der Mittel er- ~ · 
jlält. 

(Abg. Hülser: Die vorgesehen sind!) 
- Nun kommt der Zwischenruf: „die vorgesehen sind!". 
Verehrter Herr Kollege, Sie sind zu spät. Im vergange
nen Jahr ist der Verwaltungsrat gebildet worden, dem.· 
ich anzugehören die Ehre habe. Schon in seiner ersten 
Sitzung hat der Verwaltungsrat festgestellt, daß alles, 
was wir hier in diesem Hohen Hause in den · vergan
genen Jahren über die Interna - Verwaltung, Geldaus
gaben, Einnahmen usw. - gesagt haben, berechtigt ist. 
Wir haben in gemeinsamer Arbeit die größten Dinge 
berefil,igt. Es 1;.rird Ihneri in diesern Jahr vorgest:hlageu, 
den Haushaltsansatz von 200 00-0 DM auf 220 000 DM 
zu erhöhen. Diese Z<>0-00 DM sind notwendig, um die 
tariflich gebundenen Angestelltengehälter endlich ein
mal vernünftig und entsprechend dem Gesetz zu ge
stalten„ 
Aber, meine Damen und Herren, bei diesen Beratun
gen hat sich etwas sehr Merkwür.diges herausgestellt. 
Es hat sich herausgestellt, daß der Landtag jahrelang ·. 
über die Einnahmen und A.usgaben dieses Institutes im 
unklaren gehalten worden ist, und zwar einfach da
durch, daß ;man auf der Einnahmenseite unter Passus 49 
die kleine Bemerkung „Einnahmen 50.0 DM" angeführt 
hat, und wir waren alle der Meinung, mehr bekommt 
das Institut nicht. In Wirklichkeit wurden von einem 
der Professoren Konten nebenbei geführt, auf die Spen
den eingehen. Ich bin überzeugt davon, daß diese Spen
denkonten dem Institut zugute gekommen sind. Aber 
was ist denn 'das für eine Haushaltsgebarung. Wenn 
man schon Spenden unter Ansatz 49 mit der Summe 
von 500 DM anführt, dann soll man auch die Haushalts- \ 
el""irlic.;.keit haben w-id die gesaiuten Spenden, die ein
geg~ngen sind, in dieser Verrechnung aufführen. 
Meine Pamen und Herren, ich lasse gar keinen zwei
fel daruber, daß ich .,. auch hier in diesem Hohen 
Hause - sehr deutlich werde, wenn diese Dinge nicht 
bis zur letzten Klarheit bereinigt werden. Im Augen
blick sieht sich unsere Fraktion veranlaßt, Sie nur 
darauf aufmerksam zu machen, daß unsere früheren 
Beanstandungen berechtigt waren.· Der Erhöhung von 
200 000 auf 220 000 DM, die aus tarifrechtlichen Grün
den vorgenommen werden soll, werden wir zustim
men. 
Sie sehen,· meine Damen und Herren, daß es hier im 
Komplex „Universität", einige Dinge gibt, die zu. klä
ren sind, und ich bin nicht der einzige in diesem Hohen 
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Hause, der"der Meinung ist, daß es - ohne der Univer
sität damit Schaden zuzufügen - im Interesse der Uni
versität selbst ist, im Interesse ihrer weiteren Ent
wicklung, wenn das Kultusministerium in Zukunft alle 
mit der Universität zusammenhängenden Fragen ln 
einer besseren Zusammenarbeit mit dem Landtag er
ledigt, als das bisher der Fall gewesen ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Bögler: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Martenstein von der 
Fraktion der FDP. 

Abg. l\fartenstein: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her
ren! Der Herr Kollege Kuhn hat seine Ausführungen 
mit Zahlenbetrachtungen begonnen, und ich muß ihm 
gestehen, daß ich gleichfalls in der Versuchung bin, 
einige Zahlen zu nennen, sie aber dann auch, wenn ich 
sie schQn nenne, kritisch zu bewerten. Es ist in der 
Tat so, daß im Jahre 1951 - als ich das erste Mal Ge
legenheit hatte, an den Beratungen dieses Einzelplanes 
09 teilzunehmen - das Land rund 95 Millionen DM 
für die Erziehungs- und Bildungsaufgaben aufgewandt 
hat bei einem Gesamtetat von etwa 615 Millionen DM.· 
Das war - grob gesprochen - nicht ganz ein Sechstel. 
In diesem Jahre ~nd wir bei einem Siebtel angekom
men. Es ist also schon eine gewisse Verschiebung da, 
die gekennzeichnet werden kann und sogar gekenn
zeichnet werdeµ muß. Wenn man aber schon von die
ser Verschiebun.g spricht, dann sollte man gleichzeitig 
- finde ich - sagen, woher sie kommt. Das wäre eine 
Frage der Untersuchung im einzelnen. Sicherlich ist 
eines im Grundoo.tz hier zu sagen. Durch die unausge
setzte Tendenz der Ausweitung der Staatsaufgaben 
kommt es naturnotwendig dazu, daß diese ursprüng
liche Staa.tsaufgabe, die Schule heißt, in eine Beein
trächtigung gerät. 

Nun, in diesem Siebtel, das etwas mehr als 150 Mil
lionen .DM ausma<:h t, sind enthalten die gesamten per
sonellen und sachlichen Aufwendungen des Landes für 
die Erfüllung der Verp.flichtungen <les Landes in Rich
tung Schule. Ich bin der Meinung, daß wir uns im Aus
schuß bei der Beratung über die Zuwendungen der 
einzelnen Mittel schon redlich bemüht haben; .eine 
,gute 'und gerechte Relation für diese Zuwendungen zu 
finden und dabei ein Optimum zu erreichen. Daß dabei 
die letzten idealen Vorstellungen, die wir fiir die Er
fülfung dieser besonderen Lande~aufgaben haben, nicht 
erreicht werden konnten, ist sicher. Aber es gibt ja 
noch weitere Haushaltsberatungen, und was in diesem 
Jahr nicht gut oder nicht ganz besonders gut gemacht 
werden konnte, das bleibt dann eben ·verbesserungs
b~dürftig und -würdig für das nächste Jahr. 
Nun sind weiterhin Zahlen genannt worden über die 
Stärke der Volkssehulklassen. Herr Kollege Kuhn hat 
diese Zahlen genannt, und ich bin durch den zufälligen 
Umstand, daß ich ein Heft des Statistischen Landes
hmtes bei mir habe, in der Lage, dazu eine Ergänzung 
zu liefern. Zunächst muß einmal festgestellt werden, 
meine Damen und" He1Ten„ daß wir im Jahre 1945 auf 
dem Nullpunkt standen. Im Jahre 1947 waren v-'ir dann 
bei 60,9 Schülern im Durchschnitt angekommen, und 
im Jahre 1955 stehen wir bei 36,7 Scttülern im Durch
schnitt der K:lassenstärke. Das ist eine Zahl, die in 
dem Zusammenhang, wo es gilt, die Wahrheit zu fin
den, genannt werden soll. Ich weiß, meine Damen und 
Herren, Durchschnittszahlen sind Durchschnittszahl-en, 
ur..d ich vergesse keinen Augenb1ick, daß wir sehr 
schwach besetzte Schulen in den dünn besiede'1ten Ge-

bieten -unseres Landes· haben. Das kommt eben diirch 
d~e ganze Art der Besiedlung, die wir ha.ben. Dem
gegienüber sind in manchen Großstädten - soweit wir 
Großstädte haben - beklagenswerte Verhältnisse auf 
dem ·Gebiet der Klassenstärl,te. Aber auch da wollen 
wir uns bemühen, bessere Verhältnisse zu schaffen. 

Im ganzen genommen - glaube ich - lißgt doch eine 
Tendenz vor, die erkennen läßt, daß wir uns von 
Jahr zu Jah·r und mehr und mehr 1besseren Zuständen 
nähern. Wir sollten deshalb Geduld haben. Wenn. wir 
1n einigen Jahren einmal die Dinge und diese Zahlen 
rückschauend betrachten, dann werden wir zu der Ein
sicht kommen und zugeben müssen, daß sich auf die
sem Gebiet doch manches geändert und gebessert hat. 

(Abg. van Volxem: Sehr richtig~) 

Ich verweise in diesem Zusammenhang auf die letzten 
statistischen Erhebungen, die Herr Professor Zwick in 
Heft 34 der landesstatistischen Verlautbarungen ver
öffentlicht hat. Er sagte auf Seite 8, daß die Z<i:hl der 
voll ausgebauten Schulen - das ist jetzt ein anderes 
Thema, mit dem ich mich hier bes<:häftlge - mit 213 
recht gering ist; gemeint sind hier die Volksschulen, 
in denen der. Lehrstoff für jeden einzelnen SchJuljahr
~g in einer eigenen Klasse geooten wird. So Herr 
Professor Zwick in diesem seinen Heft. Zunächst darf 
ich ab~ aueh hier der Objektivität zuliebe sagen, diese 
213 Schulen - in denen also das gesamte Wissensgut 
der Volksschulen in einz:elnen Klassen vermittelt 
wird - sind Schlulen, die Stadt-schulen genannt -wer
den müssen. Sie befinden sich also nicht in den Dör
fern. Sie werden wahrscheinlich einen relativ großen 
Teil der Volksschüler insgesamt beschulen. Aber sicher 
iSt eines - und das soll und muß ausgesproche~ wer
den -, nämlich, daß wir durch die Schulgeset;r,gebung 
eine- ganze Reihe von Aufgliederungen im Volksschul
wesen .erfaihren haben, die vom Standpunkt da- Schule 
a-us zu bedauern sind. Daß die Aufgliederung oder 
A'USklammen.vng dieser oder jener Schule dann auch 
noch politische Folgen hat, darüber sind wir uns wohl 
alle einig; sie liefert in der Tat d~njenigen, die auf 
dem Wege uber das Volksbeg€1hren an den Bestand 
des Landes herain-geh.en wollen - ich denke da.bei ins
besondere an die Bewohner von Rheinhessen - ein 
gut.es Argument, um zu sagen: Seht ihr, wir werden 
hier in unserer alten ~aditionell überkommenen christ
lichen Simultanschule ·beeinträchtigt, und wenn wir 
woanders hingehen, dann haben wir diese Beein
trächtigung nicht. Wenn ·in der Verg,angenheit weniger 
Eifer in dieser Sache gezeigt worden wäre, dann - da
von bin ich überzeugt - würde man gegenüber dem 
Willen zur Behauptung dieses Landes eine etwas 
freundlichere Gesinnung aufbringen. 

(Abg. Kuhn: Zu späte Erkenntnis!) 
- Wir haben immer rechtieitg E~keMtnis.se gehabt! 
Meine Damen und Herren, noch ein Wort zum 9. Schul
jahr. Der Deutsche Ausschuß für das Erziehungs- und 
Bildungswesen hat in einer Empfehlung, die schon 
zwei Jahre zurückliegt, <len Wunsch ausgesprochen, die 
Landesregierungen möchten sich der gesetzlichen Re
gelung eines 9. Schuljahres annehmen. Wer von Ihnen 
Zeitungen liest - und das müssen wir ja wohl alle, 
wenn wir politlsch. tätig sein wollen -, wird gelesen 
haben, daß vor einigen Tagen das Präsidium des Deut
schen Städtetages empfohlen hat, das 9. Schuljahr zum 
Gegenstand der Beratungen der Landtage .zu machen. 
Gleichzeitig wird dazu gemeldet, daß die Durchführung 
dieser Empfehlung die Länder allerdings etwa eine 
halbe Millia:i;de kosten würde. Es ergeben sich eine 
ganze Reihe von Bedenken - sozialer Art und auch 
sonstiger Art - ; ob im Augenblick alle diese Wünsche, 
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<Martenstein) 
die hier angemeldet werden, in Erfüllung gehen kön
nen. Auch wir ·haben eine ganze Reihe von Bedenken. 
Das Land Württemberg wird sich ebenfalls mit diesen 
Dingen, die hier ausgesprochen wer<ien, auseinander
setzen müssen, wenn es J:>eginnt; diese Empfehlung in 
der Gesetzgebung zu verwirklichen. Ich denke dabei 
besonders an die augenblicklich noch gegebene Schul
raunµi.ot, Lehrer werden in größerer Anzahl gebraucht 
- kurz und gut, es gibt eine Reihe von Dingen, die 
Rückwirkungen auf die Situation der Volksschule in 
ihrer Gesamtheit mitbringen. 

Wir haben vor einigen Monaten das Schulpflichtgesetz 
verabschiedet, und ich erinnere mich - und wer an den 
Ausschußberatungen im Kulturpolitischen Ausschuß 
teilgenommen hat, wird sich gleichfalls erinnern -, daß 
wir uns über diese sechs Jahre, d1e das Kind haben 
muß, wenn es in die Volksschule konunen will, unter
halten haben. Es sind dabei Ausnahmebestimmungen 
getroffen worden, über die man sehr heftig debattiert 
hat. Sicher ist - wer sich mit Bierufsschillern zu be
schäftigen hat, der wei:ß das sehr gut -, daß der 14.., 
Jährige, der aus der Volksschule kommt und in die 
Berufsschule übergeht un<i die Schulbank irgendwie 
mit dem Büroschemel oder der Werkbank wechselt, ich 
möchte fast sagen, gerade im ungeeignetsten Augen
blick seines Lebens die Schule verläßt. 

Wenn man schon nach Lösungsmöglichkeiten in der 
Durchführung des 9: Schuljrum?s sucht und sich be
müht, praktische Vorschläge zu macnen, dann sollt!;! 

· man sich darauf besinnen, daß drüben in England ein 
gutes Beispiel durchexer:dert wird. Die Engländer sind 
Leute, <lie sich immer in' der Improvisation zurecht
gefunden haben und die ganz allgemein als eine prak
tisch veranlagte Nation angesehen weroen. Sie haben, 
um allen diesen Schwierigkeiten aus dem Wege zu 
gehen, ein erstes Schuljahr als Kind-Beschäftigungs
jahr eingerichtet, das heißt praktisch, sie lassen die 
Kind~r nicht mit 6 Jahren zur Schule gehen, sondern 
sie lassen die Kinder erst mit dem 7. Jahr in die Lern
schule gehen und .bewahren das Kind vom 6. bis zum 7. 
Lebensjahr in einem staatlichen Kindergarten auf. 
Bitte, meine Damen und Herren, verdächtigen Sie mich 
jetzt nicht, daß ich in russischen Vorstellungen lebt~ 
und dem Landtag Rheinland-;?falz staatliche Einrich
tung für die Betreuung von Kindern in Nachahmung 
dieser Einrichtungen empfehlen wollte. Ich meine nur, 
daß es hier eine echte Möglichkeit gibt, um aus der 
Proble,matik herauszukommen, indem man dieses 6. 
bis 7. Jahr im Leben des Kindes in einem Kinde!'
garten als Beschäftigungsjahr verbringen läßt - ich 
wiederhole -, echt verbringen läßt, um es erst mit dem 

· 7. Lebensjahr in die Lernschule gehen zu lassen. Das 
erste Schuljahr wäre dann also ein Spielschuljahr. 
Damit kämen wir über das 14. Lebensjahr hinaus, wir 
kämen zum 15. Lebensjahr und hätten · damit, wenn 
wir die Dinge einmal von unien her betrachien, mit 
Erfolg - das wäre ·abzuwarten - die Problematik des 
14. und 15. Lebensjahres des eben schulentlassenen 
Jugendlieben umgangen. 

Das ist ein Vorschlag. Vielleicht beachten die Herren 
des Ministeriums diesen Voi:-schlag. Wir sollten min
destens den guten Willen haben, solche Dinge zu durch
denken und auch da und dort versuchsweise anzu-
setzen. · · 

Ich finde immer wieder, daß man nicht mit fertigen 
Rezepten an die Lösung d~r schulpo1itischen Aufgaben 
herangehen kann und man sich mit äußerster Behut
samkeit, Sorgfalt und unter genauer Bea.chfA.mg aller 
gegebell'E!tl 'Ilatbestände unq Umstände nur diesen Fra
gen nähern kann. 

Im ganzen gesehen· sage ich: hier liegt ein echtes schul
politisches ·Problem vor. Ich finde, wir sollten die 
württember~chen Erfahrungen, die auf diesem Ge..'.· 
biete gemacht werden, abwarten. Sie sind . innerhalb 
von ein bis zwei Jahren schon· im Anofanig vorhanden. 
Obersehen können wir dies'e Fragestellung auf die 
Dauer nicht. Darüber sind wir uris ho0ffentLich, die wir · 
in diesem Hause versammelt sind, alle einig. 

Nun, in diesem Zusammenhang eine B~schwerde ·an 
. die Adresse des Ministet'li.Wllil. Ich höre nicht einmal, 
sondern wiederholt, daß die Lehrer zu häufig in dei:i 
Volksschulen wechseln. Ich nehme an, daß Sie alle wie 
auch ich unlängst ein ganz bedeutsames Beispiel ge
liefert bekommen haben. Da ist uns .aus der Pfalz ein 
Brief zugeschic::kt worden. Dort ist in der Tat ein acht
maliger Lehrerwechsel in zwei Volksschuljahren be
hauptet worden. Bei aller Anerkennung der Schwierig
keiten der dauernden Besetzung von Lel;lrerstellen muß 
ich doch sagen, daß solche· häufigen . Lehrerwechsel 
vermeidbar sein sollten, ~il sie unvertretbar sind. 

Dann noch einige Bemerkungen über den Schulsport 
in der Volksschule. Ich beziehe normal meine Weis
heiten nicht aus einer illustrierten Zeitschrift. Unlängst 
habe ich .aber während einer Langeweile bei einer 
Bahnfahrt einmal eine Illustrierte in der Hand ge
habt, das war die „Revue". Sie behauptete - ich folge 
hier der „Revue" -, daß wir 1910 acht bis zwölf Turn
·stunden in den Schulen im Durchschnitt im damaligen 
R,eichsgebiet gehabt hätten, heute sei der Durchschnitt 
bei 6,4 Turnstunden, und daß in Nordrhein-Westfalen 
- nur für dieses Land war ein Beispiel genannt - zwei 
Millionien Schulkinder vorhanden seien, für die nur 
1100 Turnhallen bereitgehalten würden. Dabei sei es 
so, daß nur von vier Volksschülern jeweils einer eine 
gesunde 'Körperhaltung habe. Das ist eine Behauptung, 
d·ie zweifel.los in der Tendenz richtig ist. Ich meine, 
wir sollten auch hier versuchen, uns unausgesetzt der 
körperlichen Ertüchtigung der Jugend anzunehmen; 
wir sollten bereit sein, für die Volksschulen noch mehr 
Turnhallen und ähnliche Sporteinrichtungen zu schaf
fen, damit diese unsere Jugend körperlich ertüchtigt 
werden kann. 

Damit komme ich zur Berufsschule, dieser Bildung~
stätte in unserem· technischen Zeitalter. Die Herren 
Landräte, insbesondere der Landkreistag, haben uns 
eiri 'umfangreiches Material zur Verfügung gestellt. Die 
Landkreise und .auch die kommunalen Schulträger -
das muß ich be:;onders hervorheben - haben auf dem 
Gebiete der Förderung der Berufsschule wirklich Be
achtliches geleistet. Diese Leistung der Schulträger muß 
ausdrücklich anerkannt werden. Zahlen könnten ge
geben werden, ich verrichte darauf. Der Landkreistag 

·wünscht insbesondere eine Überprüfung des Berufs
schulgesetzes. Die Landkreise sehen sich finanziell 
überfordert und wollen eine Ände:r:un;g der Lastenver
teilung. um damit eine Senkung der Beiträge der 
kommunalen Schulträg~r sicherzustellen. Die konkre
ten Vorschläge sind gemacht. Ich weiß, · daß der Herr 

· Kultusmiitis;ter vo:r einem Jahr oder damals, als der 
Antrag des Kollegen Kuhn wegen Bad Kreuznach vor
lag, erklärt hat, wenn noch ein bis zwei Jahre zu~ätz
licher Erfahrungen auf dem Gebiete der Berufsschulen 
gesammelt worden seien, sei man dann von seiten des 
Millisteri.ums .durchaus bereit, ja sogar gezwungen, das 
Berufsschulgesetz in eine neue Beratung zu nehmen. 
Ich denke, daß d~ auch diese "Di.nge, die die Herren 

. Landrate vort>r.ingen, au! diesem Wege ihre Beachtung 
finden. • 
Aber noch ein Wort zur landwirtschaftlichen BerufS-
schule im allgemeinen. Ich habe s.chbn mit manchem 
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unserer Gesinnungsfreunde Gespräche über die land
wirtschartlichen Berufsschulen geführt. Ich darf er
klären, daß man manche Klagen hört, insbesondere 
käme d1ese landwirtschaftliche Beruisschule d em 
Bauernhof nicht nahe genug. Die Schüler wüßten zu 
wenig von der Kostenrechnung eines landwirtschaft 
lichen Produktes. Sie hätten keine Möglichkeit, Rep.ta
bilitätsaufstellungen und Rentabfütätsvergleiche zu 
machen. Kurz und gut: die Vergleichsrechnungen müß
ten den Jugendlieben beigebracht werden. Sie müßten 
in der Rentabilitätsberechnung in der Lage sein, sa
gen zu' können, ein Liter Milch kostet mich .~-Pfenn·ige. 
Das seien Unterlassungen, die bisher in der landwirt
schaftlichen Berufsschule zu beklagen seien. 

Wenn ich in dem Zusammenhang von der landwirt
schaftlichen Berufsschule spreche, danin erlauben Sie 
mir einen Hiruweis auf Nachbarländer. Sicher ist es 
so, daß der Vorsprung, den die dänische und die hol
ländische Landwirtschaft vor der deutschen Landwirt
schaft haben, nicht zuletzt auf das vorzügliche Bera
tungs- und landwirtschaftliche Berufsschulwesen die
ser Länder zurückzufi;i~ren ist. 

(Abg. Dröscher: Wo sozialdemokratische Land-
wirtschaftsminister sind!) · 

- Ach, Herr Dröscher, es gibt auch dort, wo keine 
soz~aldemokra tischen Landwirtschaftsminister ·sind, 
gute Landwi1·tscha.ften. 

Wir sollten uns, wenn wir um mit der Landwirtschaft
lichen Berufsschule auseinandersetzen, an diese Pinge 
erinnern. Hier zeigt sich ganz deutlich, daß Berufs
schule und Kultur.politik im allgemeinen immer ein 
Stück Sozial- und Wirtschaftspolitik zugleich sind, ganz 
a,bgesehen von der nationalen Bedeutung, die jede 
Sc.11.ulc in sich trägt. !c..'1 da rf deshalb sagen; daß !eh 
mich sehr gefreut habe, als vor einigen Wochen - es 
war, glaube ich, im Januar dieses Jahres - die 
Deut.sehe Landwirtschaftsgesellschaft in Wiesbaden auf 
ihrer Tagung festgestellt hat, daß es darauf ankäme, 
mehr und mehr die Bedeutung der Schule in dem 
dörflichen Leben zu erkennen. Es käme darauf an, 
die Urteilskraft der Bauern zu heben, und die Dorf
bevölkerung müsse den Mut, die Kraft und den Willen 
haben, zur geistigen Selbsthilfe zu kommen, indem sie 
von sich aus etwas tut, zum Beispiel echte Probleme 
in den Mittelpunkt des dörflichen Lebens zu stellen 
durch Diskussionsabende, die sie zu veranstalten hätte, 
um die Dinge in ihrer ganzen Bedeutung zu erkennen. 
Es v.rurde noch dazu gesagt, daß die Landbevölkerung 
gleichfalls in einer echten Revolution der Technik lebe. 
Das müsse erkannt werden und deshalb sei ländliche 
Bildungsarbeit das Gebot der Stunde. Einer der Refe
renten sagte : „Wenn wir Elternhaus und Dorfschule 
nicht in Ordnung bringen, brauchen wir auch keine 
Parität mehr." Der Mann hat erkannt, was es zu er7 

kennen gibt, ntimHc.~ daß die Schule Priorität gegen
über der F orderung auf Preisparität hat. 

Eine abschließende Bemerkung: Wenn von dem dörf
lichen Leben gesprochen Vvird, scheint es mir wichtig 
zu wissen, wdher das Brot kommt, und 4daß es eine 
echte Pflicht gerade der landwirtschaftlichen Berufs
schule ist, au.f die Produktionsbedingungen in der 
Landwirtschaft hinzuweisen. 

Ein Blick auf die Sowjetunion. Verzeihen Sie mir, ich 
halte keil}e außenpolitische Vorlesung. Aber auch hier 
eine Mitteilung, die beachtet werden sollte. Es heißt, 
die Sowjets würden versucli.en, mit ihren Ingenieuren 
Weltpoutik zu machen. Daß sie versucht habe'n, s0gar 
öeim Nilstaudamm anzukommen. ist bekannt. Unlängst 
hörte ich von dem Botschafter a. D. Ott, der während 

des zweiten Weltkrieges in 'fokio gelebt hai, daß die 
Sowjets in ganz Asien unausge5€tzt mit ihren Ma
schinen, die sie liefern, gleichzeitig die Ingenieure und 
Techniker e;icportieren und damit allüberall ihre Fün.f
ten Kolonnen ansetzen. Es wird in einem Artikel b<?
ihauptet, daß die Sowjets im Augenblick 4 Millionen 
Techniker in der Ausbildung hätten. Bitte, beachten 
Sie diese Zaihl. Dieses Land, das Rußland heißt, hat 
vor 40 Jahren noch ein Analphabetentum gehabt, <i<is 
mit dem Analphabetentum des heutigen Indi.en in Ver
gleich gestellt werden kann. Diese Sowjets haben im 
Augen.blick 33 Hochschulen und weit über 800 Fach
schulen. "ste verehren unerhört diese tech!Ilischen Wis
senschaften, die chemischen Dinge und die Naturwis
.s-=nschaften. Sie hel{en sogar mit der Jugendliteratur 
den Ingenieuren und Erfindern. Die Schlagzeilen der 
Zeitungen gehören in der Tat nicht den Filmstars oder 
Fußballeuten, sondern den Leuten, die auf dem ~
biete der wissenschaftlichen Forschung etwas bedeu
ten. Wenn man das weiß, dann sollte die !>enkschrift 
des Vereiris Deutsche r Ingenieure eine erhöhte Be
deutung für uns haben. Sie besagt, daß 37 000 bis 40 000 
Ingenieure fehlEtn und der jährliche Abgang der In
genieure etwa bei 6600 liegt, aber der Zugang von 
Absolventen an diesen Ingenieurschulen nur au! 2200 
abgeschätzt wird•. Sie sehen hier eine Entwicklunigs
reihe, die außerordentlich unbefriedigend ist. Ich :finde, 
wir sollten uns bei dieser Sachlage, ohne dlabe'i den 
Willen zur Überbewertung der Technik haben zu wol
len, besinnen, wie w ir unsere Ingenieurschulen in Ihrer 
Kapazität ausbauen können. Solche Forderungen las; 
sen sich sehr gut vertreten im Zusammenhang mit 
diesen Betrachtungen. Ich möchte die Herren Vertre
ter des Kultusministeriums bitten, bei dem Lehrplan 
dieser Schulen nacha-usehen, ob es nicllt möglich ist, 
sich den veränderten te<:hnische-n Erfordernissen n och · 
mehr anzu.passen, als das ohnehin geschehen ist, um 
die Wirkungsmöglichkeit der Ingenieurschulen auf 
einen noch besseren Stand zu bringen. 
Meine Damen und Herren! Damit bin ich nach dem kur
zen Gang von der Volksschule zur Beruisschule bei de1· 
höheren Schule angekommen. Sie, die 'Sie im vergange
nen Jahre hier in diesem Hause ware n, werden sich er
innern können, daß bei der Debatte über die höhet'e 
Schule sehr .viel über das Düsseldorfer Abkommen der 
Herren Ministerpräsidenten gesprochen worden ist. Ich 
habe damals den Mut gehabt, den Herrn Ministerpräsi
denten unausgesetzt anzugreifen. Ich werde es heute 
nicht tun, das verspreche ich im voraus. Aber Sie wer
den mir erlauben, daß ich noch einmal von diesem Düs
seldorfer Abkommen spreche. Zunächst war das Düssel
dorfer Abkommen, das getroffen worden ist, zu einem 
wesentlichen Teil durch eine kleine voraufgegangene 
Schulreform für das höhere Schulwesen bei uns in 
Rheinland-Pfalz erfüllt. Einmal war der Begriff „Gym
nasium" in Anwendung, zum zweiten Male hatten wir 
die Unterteilung Altsprachliches Gymnasium, Neu
sprachliches Gymnasium, Naturwissenschaftliches Gym
nasium, Auibauschule. Wir hatten außerdem den Oster
termin. Was uns jetzt noch zu schlucken übrig bleibt, ist ' 
die Regelung der Sprachenfolge im Jahre 1957, wenn 
bis dahin keine Änderung des Düsseldorfer Abkommens 
zu erwarten ist. 

Dieses Problem ist in der Tat für die Bundesrepublik 
wir folgt ges tellt: wir brauchen eine Begrenzung de.r 
Ziahl der Hauptschultypen. Ich finde, daß die anderen 
Länder auf dem Gebiete der Beachtung des Düsseldorfer 
Abkommens bisher mit Vollzugsrp.eldungen außeror
dentlich zurückhaltend waren, und ich befürchte, daß 
dort - obwohl sie sich viem;icht diesen Forderungen des 
Düsseldorfer Abkommens in dem Umfange, wie das bei 
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uns bereits der Fall war, noch gar nicht angepaßt ha
ben -, wenig oder nichts geleistet wurde. Aber in 
diesem Zusammenhang eine Bemerkung, die ich be
ziehe aus den Empfehlungen des Deutschen Ausschusses 
für das Erziehungs- und Bildungswesen. Dort heißt es 
unter dem 26. ·Juli 1954: 

Die mit einer großen Reform verbundenen Opfer 
- gemeint sind die Reformen auf dem Gebiete des hö
heren Schulwesens -

können den Ländern, den Sdmlen und den Eltern 
. nur zugemutet werden, wenn das Ergebnis für lange 

Zeit gültig zu sein verspricht. 
Der deutsche Ausschuß hat neben dieser Empfehlung 
noch andere Empfehlungen gegeben. Ich meine, wir soll-. 
ten uns hier, gerade weil wir von dem höheren Schul
wesen sprechen, einer Empfehlung annehmen. Darum 
bitte ich die Herren Vertreter des M~nisteriums und die 
Herren der Abteilung höhere Schulen herzlich, ob 
es nicht möglich ist, wirkliche Versuchsschulen einzu
richten. 
Versuchssch,ulen, die sorgfältig ausgewählt werden müs
sen, deren Direktoren Vollmachten bekommen müssen, 
um in einer sehr scharf erlebten und .gestalteten Frei
heit Dinge machen zu können, die auf Grund der bisher 
geltenden Vorscliriften für sie zu machen unmöglich 
war. Ich denke an die Konzentration der Unterrichts
fächer. Man hat damit begonnen; man könnte wahr
scheinlich noch weiter mit diesen Dingen fortschreiten. 
Ich denke auch an die Verminderung der Zahl der Prü
fungsfächer bei 'der Reifeprüfung, kurzum, ich finde, wir 
sollten uns. gerade auf dem Gebiet des höheren Schul
wesens noch mehr als bisher darum bemühen, das, was 
gelehrt wird, zu vertiefen. In der Breite wird keine echte 
Bildungsmöglichkeit zu erwarten sein. 
Natürlich muß dabei mit ·äußerster Vorsicht vorgegan
gen werden; mit dem Experimentieren allein ist gar 
nichts getan. Die Schule darf kein Experimentierfeld 
sein. Die SchUie gewinnt nur, wenn es möglich ist, sie in 
Stetigkeit und Ruhe arbeiten zu lassen. Das ist ein alter 
Erfahrungssatz; aber immerhin, wenn wir drei, vier 
Versuchsschulen in diesem Lande hätten, die verwert
bare Ergebnisse aufwiesen, dann wäre es denkbar, daß 
wir uns aus unserer Haltung, die vielleicht ein bißchen 
zu ängstlich ist gegenüber den modernen Schulfragen, 
lösen könnten. · 
Wir wissen, Schulen sind Ländersache, und die Schul
reform auf dem Gebiete des höheren Sc:bulwesens ist 
eine große Forderung. Ich habe schon von dem Abkom
men der Herren Ministerpräsidenten gesprochen. Ich 
habe davon gesprochen, daß es- sehr zögernd in den an
deren Ländern erfüllt wird. Ich finde, daß jede Ordnung 
sich in ihrer Leistung zu bewähren hat. Wenn wir schon 
eine föderative Ordnung auf dem Gebiete der Kultur
politik haben - sie ist grundsätzlich veranlaßt -, dann 
müssen wirklich die Länder in ihrer Gesamtheit den 
guten Willen zu einer ordnungsgemäßen Ausgaben
stellung des höheren Schulwesens beweisen über die 
Ansätze hinaus, die bisher gemacht worden sind. 
Dann eine Bemerkung über Wert und Unwert der El
ternversammlung. Mir hat unlängst ein Vater erzählt, 
daß diese Elternversammlungen keinesfalls Versamm
lungen von Eltern seien, sie glichen vielmehr Eltern
appellen. Die Eltern hätten kaum den Mut, e"ine eigene 
Meinung zu sagen, sie säßen ängstlich da und befürchte
ten, die Herren Studienräte, insbesondere bei den höhe
ren Schulen, zu verprellen. In dieser Zurückhaltung 
zeige sich keine Mitarbeit der Eltern, die doch gewont 
sei. , Wenn man die Mitwirkung der Elternschaft auf 
dem Gebiete der Bewältigung der Schulaufgaben des 
höheren Schulwesens haben will, sollte man von seiten 
des Ministeriums die Herren Oberstudiendirektoren an-

-·- . --·--· .. - --------~--------

weisen, die Eltern etwas aufzumuntern, damit sie bereit 
sind, freiinütig und ohne diese Beklemmungen ihre 
Meinung zu sagen. ' 

Der Herr Kollege Dr. Cbristioffel hat vorhin von dem .· 
Problem des Finanzausgleichs auf dem Gebiete der 
Finianzierung des. höheren Schulwesens , gesprochen. 
Wir haben uns im alten Landtag mit dieser .-Frage be
schäftigt, sind aber zu keiner Lösung gekommen. Zur 
Lösung dieser Frage ist von meiner Fraktion der An
trag II/2 in diesem Hause zu Beginn der I).euen Legis...: 

' • laturperiode gestellt worden. Es wird jetzt Zeit, daß 
wir die Vorlage in die Hände bekommen und Vor
schläge gemadlt werden, die auch zu einem gesetzHchen 
Beschluß führen. Ich verweise in diesem Zusammen::. 
han~ auf die großzügige Lösung, die das Land'·Nord
rhein-Westfalen gefunden hat. Ich will auf die Ein-

- zelheiten der 'Clortigen Lösung nicht eingehen, aber ich 
finde, daß unser Finanz.aus.gleich auf dem Gebiete 
qes höheren Schulwesens eine auf lange Frist abge-

• stellte, gut durchdachite Neuordnung zu bringen hat, 
die ein echtes Aufbauprogramm in sid:i. schließt, Mas
senb.fldungsstätten vermeidet, kleinere Schulen fordert 
und darüber hinaus den schwachen kommunalen Schul
trägern wirkliche Hilfe bietet. Ich bin davon Überzeugt, 
wir werden bei der Verabschiedung dies,es Gesetzes 
erleben, · daß hier ein unerhörtes Gezerre sein wird, 

. daß große Iruteressentengruppen auftreten werden, 
sehr gut o:r;ganisiert auf dem Gebiet der Vertretung 
ihrer kommunalen Wünsche und Forder-ungen, aber ich 
denke, daß wir alle, die wir hier versammelt sind, · 
soviel Staatsgesinnung aufbringen werden, um diesen 
Interessentenwünschen, in einem vernünftigen Aus-. 
gleich und Kompromiß gerecht zu werden, damit wir 
das Gesetz endlich verabschieden können. Wir werden 
also nicht - so darf ich sagen - irgendeiner Versuchung 
zum Opfer fallen, obwohl ich ganz allgemein weiß, daß 
diese Popwaritätshascherei ein Stück jeder politischen 
\ind insb_esondere parteipolitischen Bemühung ist. 

Meine Damen und Herren! Ein Wort über die politi
sche Gem.einschaftskunde! Vor meinen Ausführungen, 
die ich hierzu zu machen habe, ver-Weise. ich auf ein. 
Buch, das ein Herr Lange herausgebracht hat._ Das 
Buch ist verlegt worden bei dem Verlag der Frankfur-. 
ter Hefte. Der .Inhalt dieses Buches ist schnell gekenn
zeichnet. Er bezieht sich auf die Politisierung von 
Schulen und Erziehung in aer deutschen S pwjetzone, 
also drüben in der Ostzone, auf den Gegenwartsbezug 
im Unterricht, auf die linientreuen Lehrpläne Und 
Schulbücller im Dj.-enste der 'l;'agespropaganda, auf die 
Begrenzung der Lehrgegenstände in der Sicht der 
sowjetzonruen sozialistischen Wirklichkeit - kurz und 
gut, das Erziehungsziel ist das Heranzüchten der Kämp
fer und Patrioten der Sowjetunion. 

Di>eSer Bericht l.äßt die Theorie der totalitären Erzie
hung im Geiste ejner neuen Metaphysik erkennen, und 
dies alles lm Dienst.e des VeI'Suchs der Machtkonsoli
dierung. Und 'was geschieht bei uns? Ich meine, wir 
haben keine Veranlassung zu resignieren, im Gegen
teil, wir haben eine Verpflichtung, den staatsbürger-. 
liehen und staatspolitrschen Willen in Westdeut's<!hland 
zu wecken Unfi ihn insbesondere der Jugend zu ver
mitteln. Aber .andererseits muß man auch den WiLlen 
haben, die Dinge zu erkennen, so wie sie sich uns zei
gen. Und dia. darf ich sagen, es ist bestimmt so, daß 
wir mehr Nihillsmus, iil. Deul:iScltland haben, als wir 
wahrhaben wollen, und daß wii: es uns Mer erlauben-, 
eine orgianisierte Unzufriedenheit zu haben. Es gehört 
geradezu zum guten Ton, zu klagen! Man muß aber 
den .Mut haben, die Dinge auszusprechen. Wir .sind 
andererseit,s unausgesetzt bemüht, die Traditionsoe-
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ständ-e zu erneuern., aber alle diese Versuche kommen 
nicht so recht an. 
Ich meine, die Massen nehmen innerlich nicht teil an 
diesen Bemühungen hinsichtlich des staatsbürgerlichen 
Lebens. Sie haben ganz andere Interessen, und es ist 
erschütternd, daß sich diese Feststellung, die ich hier 
treffe, , nicht etwa auf einzelne Berufsgruppen oder 
Stände .bezieht, sondern das gilt ganz allgemein für 
alle Schichten unseres Volkes. Wenn die Gewerkschafts
zeitung unlängst einen Beitrag in dem Blatt „Stimmen 
der Jugend" brachte, die Ideologie des heutigen Men- • 
sehen bestünde darin, keine Ideologie mehr zu haben -, 
dann wissen Sie, welch einen Gefahrenzustand iCh an
spreche. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir Idealisten sein 
wollen, darin haben wir auch die Verpflichtung, d.i~ 
Wirklichkeit zu sehen, sonst ist Wl!Ser Idealismus Irre- . 
alismus. Wir sollten deshalb mit Hilfe der Lehrer
schaft versuchen, noch mehr Gegenstände des staatsbür~ · 
~rlichen Wissens und Erkennens in die Schulen zu · 
tragen. Wir sollten uns noch mehr als bisher bemü
hen, Gegenstände der staatsbürgerlichen Bildung in 
den Zusammenhang der Betrachtungen in den Schu
len zu bringen. Ich verweise in diesem Zusammenhang 
auf die sehr guten Beispiele, die das englische und 
amerikanische Schulwesen zu liefern haben, in dem 
Bemühen, den jungen Engländer und den jungen Ame
rikaner zu einem bewußten vollen Staatsbürger her
anzubilden .. Leider ist es so, daß mancher Lehrer ge
rade auf diesem Gebiete seiner Arbeit enttäuscht. Ich 
habe schon manches böse Erlebnis hi.er gehabt. Ich 
darf das von dieser Stelle aus dem Landtag in aller 
Seelenruhe sagen. 

Und jetzt eine Empfehlung! Ich hoffe, daß sie auf 
allen Seiten dieses Hauses eine gütige !'Tachsicht fin
det. Ich hoffe weiter, daß ich nicht verdächtigt werde 
als ein Mann, der irgendwie das Dritte Reich in eine 
nachträgliche Verherrlichung zu bringen versucht: 
mindestens liegt mir diese Absicht fern. Aber lassen 
Sie sich einen Hinweis geben. Die Hitler-Jugend, die 
Staatsjugend war, hat während ihrer Zeit gegen Ent
gelt jeden Monat ein Groschenheft bezogen, das „Hilf 
mit!" hieß. Die Alteren unter uns, soweit sie damals 
Eltern oder Erziehungsberechtigte waren, werden sich 
an diese Hefte erinnern. Ich bin kühn genug zu sagen, 
wir brauchten die Neuauflage eines solchen Heftes. 
Wie das Heft heißen würde, ist Nebensache. Das sollte 
von einem überparteilichen bundesrepublikanischen 
Redaktionskomitee gemacht werden. 

Ich verweise in dem Zusammenlhang auf die ganz aus
gezeichnete Beila~e. die die Woc::henrzeitschrift „Das 
Parlame.nt" vor Weihnachten gebracht hat. Das war 
eine Wochenbeilage, die einen hervorragenden Inhalt 
hatte und die uns in der Schule, in der ich tätig bin, 
viele Stunden den staa~bürgerlichen Inhalt geliefert 
hat. Ich kann mir vorstellen, daß hier der $taat einen 
Beitrag leisten könnte, und zwar in der Vorfinanzie
rung, in der. Belieferung und in der Abnahme rueser 
Zeitschrift. Was anno dazumal bei diesen Leuten mög-
lich war, das sollte auch heute möglich sein. Das müßte 
eine Zeitschrift sein, die im Inhalt auf die Altersstufen 
der Jugend abgestellt ist. Diese Zeitung müßte zeigen, 
daß wir .alle - ganz gleich, wo wir sitzen und wie wir 
denken - von den Kräften der Vergangenheit her be
stimmt sind, daß aber alles auf ,die Zukunft abgestellt 
sein muß; 001.n die Demokratie verlangt Kenntnisse 
und sehr viel Mut und Hingabe. Ich möchte fast sagen, 
Demokratie verlangt ebensoviel Mut vom Staatsbür
ger, wie Mut von einem Soldaten in einem Gefecht 
verlangt wird. 

Keiner von uns sollte die Möglichkeit zu einer Flucht 
aus seiner Mitverantwo'rtung haben. Es müssen des
halb die vorpolitischen Grundlagen geschaffen wer
den, wn ein demokratisches System .in seinen Funk
tionsmöglichkeiten zu er~ten. · Auf diese Art wäre 
auch die Mögl~chkeit zu schaffen, diese schlechten Mit
erziehungsmächte - die wir alle kennen -, wie Kino, 
Zeitschriften usw„ etwas rurückziudrängep.. Hier könnte 
eine Ronlrurrenz geschaffen werden, die - wenn eine 
solche Zeit.schrift Niveau hätte - viele Jugendl!iche ver
anlassen würde, diese l ächerliche Literatur d.er „co=ic 
stripes" zu verachten. Wenn wir Uns hier von allen 
Seiten her b€miihten, ein solches Heft - das monatlich 
10 Pfennig kosten sollte - inhaltsreich und wertvoll 
auszugestalten, dann hätten wir eine gute Erziehungs
möglichkeit für die Jugend. Das ist ein Vorschlag, den 
man aufgreifen sollte. 

(Abg. Dröscher: Eine Aufgabe für das Staats-
bürgerliche Institut, das wir jetzt haben!) 

- Gut! Ich danlre Ihnep. für diesen Hinweis. 

Meine Damen und Herren! Noch wenige Worte über 
die Arbeit unserer Volkshochschulen! Wir ha.ben alle 
Anträge, die 4l der Richbung der zusätizlichen Subven
tionierung der VollOOochschulen gestellt worden sind, 
von unserer Seite aus u n terstützt. Wir werden Ja sagen 
zu diesen zusätzlich beantragten Geldmitteln. Es fehlt 
also nicht an der positiven Bewertung der Volkshoch
schule und deren Aufgaben~tellung, besonders in der 
Erwachsenenbetreuung und Erwachsenenbildung. Aber 
lassen Sie mich eine Feststellung treffen, die meines 
Eraclltens g.etroffen werden muß. Es erreichen uns 
von mehreren Stellen Briefe, in denen darüber Klage 
geführt wird, daß die Volkshochschulen in zunehmen
dem Maße in einen echten Wettbewerb mit freien Per
sonenvereinigungen treten, .deren Mitglieder sich aus 
Begeisterung für eine Sache, aus Verpflichtung; die 
Jugend heranzubilden, einsetzen, zum · Beispiel die 
Förderung der stenographischen Kenntnisse und Fer
tigkeiten der Jugendlichen. 
Unseres Erachtens ist es notwendig, daß diese freien 
Pers~en "'.ereinigungen in unserem gesellschaftlichen 
Leben bestehen bleiben. 

Wir brauchen unsere Gesangvereine, wir brauchen un
sere Chöre, wir brauchen unsere Stenographen- und 
Turnvereine! Das sind alles Personengruppen, die in 
freiwilliger E;ingabe sich um die Pflege des Volkstums 
bemühen, und ich sehe nicht ein, daß die Volkshochschu
len mit dem staatlich bezahlten Apparat in einen Wett
bewerb mit diesen freien Personenvereinigungen treten. 

(Abg. Dröscher: Das tun sie ja gar nicht!) 
Das kann n·icht der Sinn dieser Subventionierung sein. 
Herr Kollege Dröscher, ich erkläre Ihnen, daß wir diese 
Briefe haben; wenn Sie sich dafür interessieren, dann 
zeige ich sie Ihnen. Wenn die Mitteilungen, an deren 
Richtigkeit ich nicht zweifle, stimmen, dann ist die Be
schwerde, die von mir vorgetragen wird, durchaus ge
rechtfertigt. Ich glaube nicht, daß das der Sinn der 
Volkshochschule sein kann; das sage ich mit Betonung. 

Damit bin ich bei dem Thema der Universität angekom
men. Ich darf Ihnen einige Zahlen vorlesen. An Kosten 
für die Universität und deren Betrieb wurden aufge
wandt, und zwar bis einschließlich 1954 - das Rechnungs
jahr 1955 ist noch nicht abgelaufen- : für die Universität 
selbst 34,4 Millionen DM, für die Kliniken 8,75 Millionen 
D-Mark, für Germersheim 1,5 Million DM, insgesamt 
44,65 Millionen DM. Zu diesen 44,65 Millionen Aufwen
dungen aus dem Ordentlichen Haushalt für ·die Uni
versität kommen dann noch die 12,.2 Millionen DM aus 
dem Haushaltsjahr 1955 und die jetzt als bekannt vor-

' ~ ., 
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ausgesetzten Haushaltsziffern für das kommende Rech
nungsjahr. 

An Bau- und Einrichtungskosten wurden bis 1954 ver
ausgabt: 12,93 Millionen DM, davon 6,4 Millionen DM 
für die Universität und 6,53 Millionen DM für die Kli
niken. Die 12,93 Millionen DM für Bau- und Einrich
tungskosten erhöhten sich dann im Jahre 1955 um 12,7 
Millionen DM, wiederum aufgeteilt in Einzelziffern au~ 
die Universität, Kliniken usw. Für den weiteren Ausbau 
der Hochschulen sind in diesem Jahr nach dem Außeror
dentlichen Haushalt vorgesehen für die Ul}iversität 3,9 
Millionen.DM, für die Kliniken 7,3 Millionen DM und 
für Germersheim 250 000 DM. ' 
Meine Damen und Herrenl Wir haben zweifellos für 
diese junge Universität einen Beweis des guten Willens 
erbracht, indem wir diesen großen Beträgen unsere Zu
stimmung gaben .. Und jetzt ist es so, daß wir zu Ent
scheidungen gedrängt werden, denen wir gar nicht aus
weichen können, wenn uns aus allen Ecken des Bundes
gebietes die Mitteilungen erreichen, daß es notwendig 
sei, für den Beginn und Aufbau von atomwissenschaft
lichen Instituten Beträge bereitzustellen. Wir können 
nicht, wenn wir nicht auf halbem Wege stehenbl~ibe~ 
wollen, unsere Hilfe versagen. Man muß also den Mut 
haben, auch hier einen Schritt in die Zukunft zu gehen. 
Wir haben hier die Notwendigkeit zu verzeichnen, 
zweckgebundene Mittel für die Errichtung der physika
lischen und chemischen Laboratorien zu bewilligen. Herr 
Professor Strassmann - Gott sei Dank, daß wir ihn hier 
haben! - kann dann, nachdem er lange genug auf die 
Erfüllung seiner'Wünsche gewartet hat, mit der Arbeit 
beginnen. 
In dem Zusammenhang ganz schnell eine Bemerkung 
über den Staatsaufwand zur Finanzierung der wissen
sc.i.aftlic...11.en Forsc...liungseir...richtungen üb~rhaupt. l\'!eine 
Fraktion findet, daß hier der Bund zu wenig tut. Man 
sol~te den Bund veranlassen - er gibt noch keine hun
dert Millionen Mark im Rechnungsjahr für diesen Zweck 
aus -, seinerseits eti.vas mehr zu tun, um diese Aufgabe 
nicht .nur Sache der Länderparlamente sein zu lassen. 
Gerade diese na turwissenschaftlicben Forschungen, die 
in ihrer Verklammerung bis zur agrarwissenschaftlichen 
Forschung hinabreichen, sind Aufgaben, meine Damen 
und Herren, die uns unausgesetzt von der Wirklichkeit 
des Lebens gestellt werden. Längst ist es nicht mehr so, 
daß die Forschung allein in ·der Universität, in ihren 
Instituten getrieben wird; die Forschungsaufgaben wer
den sehr viel mehr von der Praxis gestellt. Ich meine, 
wir sollte~, wenn wir die Dinge in der Gesamtschau 
kennen und davon eine Ahnung haben, wissen, daß wir 
auch den Bund hier in eine gesamtdeutsche Verpflich
tung zu bringen haben. Auf dem Gebiete gerade der 
naturwissenschaftlichen Forschung anhalten zu wollen 
mit Forachungsversuchen, bedeutet, sich in einen Ab
stand zu· anderen forschungtreibenden Nationen zu be
geben, den wir schlechterdings vor unserer Zukuntt nicht 
verantworten können. · 
Trotz dieser Feststellungen, die ich getroffen habe, daß 
wir unsere Schuldigkeit gegenüber der Universität 
getan haben - bei aller Skepsis, die im einzelnen ihre 
Begiündung findet -, darf ich sagen, daß wir eine Ein
seitigkeit bei der bisherigen Verwendung der Bau
mittel Z'U. beklagen halben. Die geisteswissenschaftlichen.. 
Fakultäten - die Philosophie, die reChts- und staats
wissenscll.aftlich.e Fakultät - befinden skh noch in un
erfreulichen räumlichen Schwiengkeiten. Es fehlen 
Hörsäle, semdnanäume usw. Der Senat der Universi
tät, meine Damen und Herren, hat schon 1954 ein
stimmig· beschlossen, :für diese Disziplinen eti.vas zu 
tun, und ich hoffe, daß jetzt diese. Aufgabe, die damals 
~chon als vordringlich ~rkannt W1Jrden war, schnell-

stens in AngriU genommen werden kann. Wir wollen 
nicht in den Fehler der Russen verfallen und nur noch 
Naturwissenschaftler sein. Wir wollen uns noch mit' 
wesentlichen .Dingen in bezug auf un5er Leben - dazu 
gehören _auch die philosophischen Aufgaben - befassen. 

Scllließlich dal'f ich in diesem Zusanunenhang an die 
Herren Vertreter ' des Ministeriums noch eine Bitte 
heranbringen: Sie mögen uns einmal - da· befinde ich 
mich in Ihrer Nacbibarschaft {der SPD rugewandt) .:. 
die Verwendung der iiür die bewilligten Bauvorhaben 
tatsächlicll verbauten Mittel nachweisen. Das wäre 
wirklich interessant, was uns da mitgeteilt wird. Es 
gibt nur noch wenige Gebäude da oben zu errichten, 
-die allerdings kostspielig .genug sind, so daß wir 'lJ.IlS 
über diese Gebäude unterhalten müssen. Ich denke 
.an die Gebäude der Geologie und der Mineralogi~ so
wie an eine Universitätsbücherei, alles. Dinge, die in 
Angriff genommen werden müssen; denn wenn man 
schon einmal A gesagt hat: das B kommt von selbst 
in der Konsequenz der Dinge. 
Nun auch hier etwas, worüber ich mich mit Ihnen,noch 
sehr PQSitiv beschäftigen werde. Aber zunächst eine 
Feststellung: Jede echte Bildung, meine Damen und 
Herren, fordert Einsicht in rue ZusaIDinenhänge 
menschlicher Tätigkeit und Verantwortung, und ich 
fürchte; die Universität züehtet ·bei uns "viel zu sehr 
Spezialisten. Ich weiß von Ärzten, die ich in meinem 
Freundeskreis habe, daß sie vor Jahrzehnten bei ihrer 
AusbildJ.lllg noch Vorlesungen über ärztliche Ethik 
gehabt haben. Diese Vorlesungen finden Sie heute nicht 
mehr. Darüber hinaus darf ich Ihnen s.ag,en - daß. 
weiß ich von einem Freund, der drüben in Hessen be
heimatet ist und der sehr genaue Vorstellungen von· 
der juxiStischen Ausbildung dier bayrischen Juristen 
hat .... , daß. ma...~ nccl:l vor wenigen Jru.11.ren die bayri
schen Juristen in rechtsphilosophische StD.ldien gestellt 

. hat; ehe die Herren zu ihrem ersten juristischen 
Exam~ kamen, wanm sie gezwungen, ihre ;philoso
phischen VorlesUI).gen und Praktiken nach:ruweisen, 
alles ·Dirige, die heute nicht mehr gegeben sind. Der 
Diplomingenieur beispielsweise ist nur Techniker, mei
nes ~rachteni!l: sollte er- aber sehr- v.iel m"'hr als nur 
Techniker sein, insbesondere wenn er Betriebsfoge
nieur ist; denn da muß er sich unau·sgesellzt mit den 
arbeitenden Menschen am Fließband auseinanderset
zen; er mu.ß also wirklich etwas von der Psychologie 
des ihandarbeitenden.Menschen beigebracht bekommen. 
Mit Logarithmentafeln und Konstruktionsbüros allein 
läßt sich die Sache nicht machen. Dabei stehen wir, 
m1eine Damen und Herren, am Vorabend einer neuen 
technischen Revolution. Wir bewilligen Haushaltsmit
tel für die Elntw'icklung der Kemforschting. Wir kom
men zu der vollaiutom:atischen Fa:brik, man spricht zu
mindest dav-on, und bei allen diesen Vorankündigun
,gen neuer Techniken und wirtschaftlicher und damit 

· sozialer und gesellschaftlicher Umwälzungen ist es so, 
daß wir uns geistig mit ruesen kommenden Dingen 
jetzt schon auseinaoderzusetzen haben. Dafür, finde 
ich, ist der Universität eine echte Aufgabenstellung 
gegeben, in dem Versuch, die Studierenden in eim! 
Auseinandersetzung anit diesen Zeitkräften zu bringen. 
Hier drängt sich uns, meine Damen und Herren, wenn 
wir nicht resignieren wollen, die Vermittlung einer 
echten KW.tur:beshmung als politische Aufgabe geradezu 
auf. Ich finde, wir müssen rue Jugendlichen auf Ko
sten ilhrer FachstUicHen da~ bringen, sich mit dieSem 
Studiium generale - ob sie wollen oder nicht - ausein
andenrus:etzen, indem wir das machen, was die Bayern 
schon in ihrer iMonarcltle gemacht haben, indem wir 
diese a.llgemeinbildenden Fragen zum Gegenstand der 
Prüfung machen. Das müssen wir tun, wenn wir den 

. · ·.~ 
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Mut haben wollen, uns selbst zu behaupten. Ich ver
weise mit großem Nachdruck aurf den Verrat der Atom
geheimnisse der im Westen von hochqualifizierten Wis
senschla:ftlern, die glatt ·zu den Sowjets über.gelaufen 
sind, begangen wurde. WQr:um sind sie übergelaufen? 
Weil sie keine Vorstellwi.g von den westl:ichen Kultur
werten gehabt haben. Wir machen uns einer Unterlas
sungssünde schuldig, wenn wir UlllS diese Forderung 
nicht ganz allgemein zu eigen machen in dem Versuch, 
die sru<lierende Jugend in eine echte positive Ausein
andersetzwig mit dier westlichen Welt und ihren immer 
noch gültigen Idealen zu !bringen. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Meine Damen und Iierren! Dazu gehörte natürlich eine 
Überprüfung der Prüfungsanforderungen bei Staats
prüfungen und der Abbau des Fachwissens; man kann 
nicht zwei Studien zugleich verl~gen. Das Studium ge
nerale wird ein Mindestteil des Wissens für sich fordern. 
Wir sollten vor allem den Mut haben - da gehen sehr 
viele Professoren um diese Sache herum wie die Katze 
um den heißen Brei -, den Studierenden die neuere Ge
schichte nahezubringen, insbesondere die Geschichte die
ses Jahrhunderts, und vor allen Dingen den Studieren
den zu sagen, daß die Geschid:l.te nicht nur eine Kriegs
geschichte und eine Geschichte der Diplomatie ist, son
dern daß ebenso wirtschaftliche und soziale Momente 
entscheidend für die Gestaltung des Mensdlheltsbildes 
sind. 

(Beifall des Hauses.} 

Gerade bei der Teilung Deutschlands bei diesen gesamt-
, europäischen Fragen, die uns alle angehen, sollten wir 

den Mut haben, in diese geistige Auseinandersetzung 
zu kommen; denn wo kommen wir hin, wenn wir uns 
nlCht im voraus mit diesen Fragen auseinandersetzen. 
Die östlichen Gesinnungsträger sind instruiert, sind ge
normt und geformt, und wir sind gestaltlos. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich, ehe ich zum 
Schluß komme, Ihnen noch einige Zahlen über Ausgaben 
für Baumaßnahmen im Bereich des Ministeriums für 
Unterricht und Kultus geben, und zwar Zahlen der letz
ten Jahre des Ordentlichen und Außerordentlichen 
Etats. Für die Universität wurden bisher für Baumaß
nahmen verausgabt 16,4 Millionen DM und für die Kli
niken 14,5 Millionen DM, zusammen fast 31 Millionen 
D-Mark. In diesen Beträgen wie in allen anderen noch 
zu nennenden Beträgen sind noch die Reichsmarkbe
träge bis einschließlich 1948 enthalten. Das sind aber -
nominell gesehen - keine entscheidenden Beträge. Für 
die Volksschulen wurden für die gleiche Zeit verausgabt 
14,6 Millionen DM, für die höheren Schulen 9,3 Millio
nen DM, für die Berufsschulen 6,8 Millionen DM. An 
Darlehen für Schulbauten wurden gegeben 15,2 Millio
nen; nicht eingerechnet sind die gemeindeeigenen Lei
stungen, die oftmals von sehr beachtlidi.er Höhe s ind 
für die Wiederingangsetzung des Schulbetriebes über
haupt. Bei einem Gesamtau'fwand des Landes fUr diese 
Zwecke von fast 77 Millionen DM entfallen also nahezu 
31 Millionen DM auf die Universität und die Kliniken. 
Meine Damen und Herren, das sind gut 40 Prozent. Wel
cher Bedarf an Schulraum noch da ist, wann die Schµl
raumnot beseitigt werden kann, bleibt bei dem Tempo 
der derzeitigen Baumaßnahmen auszurechnen. Aber 
sicher ist eines: Wir müssen nicht nur an die Bevorzu
gung der Zuteilung von Baumitteln an die Universität, 
denken; denn was hilft die herrlichste Universität, 
wenn der Unterbau nicht vorhanden ist. Wir brauchen 
ebenso für die Volksschulen, für die Berufsschulen und 
für die höheren Schulen Gebäude, sonst ist keine Or
ganisation für den Zuzug zur Universität da. 

Vizepräsident Bögler: . 
Herr Kollege, darf ich Sie rechtzeitig darauf aufmerk
sam machen, daß Sie noch fünf Minuten zu sprechen 
haben? . 

Abg. Martenstein (fortfahrend): 
- Gut, ich werde mich beeilen. Ich wußte nicht, daß ich 
i;o knapp an der Zeit bin. - Noch ein Wort zur Lehrer
besoldung! Bei der Behandlung dieser Frage sind noch 
Wünsche offen. Im Zuge der allgemeinen Beamtenbesol
dung ist .zweifellos noch diese oder jene Ungerech
tigkeit, die bei den vergangenen Besoldungsordnungen 
offengeblieben ist, zu korrigieren, 
Noch eines darf ich sagen. Es liegt ein Antrag von der 
Sozialdemokratie wegen der Errichtung der simultanen 
Lehrerakademie vor. Ich glaube, diese Dinge müssen im 
Zusammenhang gesehen werden. Ganz allgemein darf 
ich ausführen: Wir brauchen, um Lehrer-Vertretungen 
zu haben, eine fliegende Kolonne von Bereitschaftsleh
rern; die sind nicht da, leider Gottes! Warum sind sie 
nicht da? Weil unsere Jugend keine Neigung hat, in den 
Schuldienst zu gehen. Dazu ist zu sagen, daß, wenn wir 
einmal zur sechssemestrigen pädagogischen Ausbildung 
kommen, wir wahrscheinlich überhaupt keinen Nach
wuchs mehr bekommen, ein echter Bumerang, der uns 
dann an den Kopf fliegt, wenn wir unausgesetzt die 
Ubersteigerung der Lehrerausbildung fordern; denn 
dann kann man gleich Studienrat werden. Aber wenn 
wir schon von der Lehrerakademie sprechen, meine Da
men und Herren, darf ich Ihnen sagen: Die Vorlage, 
die Sie hier bringen, ist nach Lage der Dinge zur 
Unzeit gebracht. Man kann mit einem so weitgehenden 
Antrag keinen Uberraschungserfolg erzielen wollen. 
Ich darf sagen, daß wir a.us unserer grundsätzlichen 
Haltung heraus diesem Antr'!-g - obwohl wir diese 
Dinge sehr skeptisch ansehen, das wissen Sie ebenso 
gut wie wir - unsere Zustimmung nicht versagen· wer
den. Aber es wird nichts dabei herauskommen, und ich 
glaube, daß Sie davon ebenso überzeugt sind, wie ich 
es bin. 

(Abg. König: Nein! Wieso denn?) 
Es wäre dann noch eines zu vermelden, meine Damen 
und Herren, nämlich, daß wir versuchen sollten, uns 
in der Gemeinschaft des guten Willens zu bemühen. 
Ich glaube, es ist in den letzten Jahren sehr viel schul
politischer Wille entwickelt worden, und dieser schul
politische Wille läßt sich im einzelnen nicht durch Leit
sätze klären. Die Gestaltungsmotive :im deutschen 
Schulwesen sollten· erkennen lassen, was bisher gefehlt 
hat : Der organische Aufbau der Querverbindungen zwi
schen den nebeneinander bestehenden Schularten. Ich 
meine die fließen.den Ubergänge mit Überschneidung. 
i:n dieser Kennzeicl::mung des Schulwesens sollte sich 
unser Wille zur Bildungseinheitlichkeit zeigen, und 
damit sollten wir zu ei.n:er Koordination ·aller organi
satorischen Abw·eichun,gen unter Ausschluß eine1· 
Gleichschaltung kommen. 
Meine Damen und Herren, damit bin ich wirklich am 
Schluß meiner Ausführungen .angekommen, und ich 
darf Ihnen nur noch einige verbindliche Worte sagen. 
Bei aller Leidenschaft, bei allen unterschiedlichen 
Ideen, bei allem Willen zur Gestaltung der politischen 
Kräfte - wir haben heute früh wieder die sehr hefti
gen Attacken des Herrn Kollegen Kuhn erlebt -

(Abg. Bauer: Das war doch nur sein· Temperament!) 
- Na, dann war es 11oicht heftig, aber immerhin war per 
Wille zur beginnenden Heftigkelb im Temperament zu 
erkennen - haben wir doch wohl alle soviel staats
bürgerlichen Mut, daß wir d-en Willen aufbringen, 
uns vor Schwierigkeiten rocht :z.u fürchten. Die Mauern 
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dieses Hauses umschließen Gesinnwi.,gsgruppen, die 
trotz eigener und unterschiedlicher Meinup.geri• doch 
gelegentlich durch gemeinsames Handeln verborgene 
Gemeinsamkeiten sichtbar werden lassen. Wenn dieser 
gute Wille und diese Am;ätze bestehen .bleiben, dann 
gilt für uns das, was der. Phil<isoph und Pädagoge 
Eduard · Spra:nger sagt - das darf ich wörtlich ab-
lesen -: · · 

Demokratie ist diejenige Form staatlicher Willens.:. 1. 

bildung, bei der jeder ein Gewissen für das Ganze 
haben soll! 

' 

(Starker Beifall bei der FDP und Beüall 
bei der CDU.) 

Vizepräsident Bügler: 
·Meine Damen und Herren! Ich bin gebeten vrorden, 
zunächst mitzuteilen, daß die Fraktion der CDU jetzt 
sofort n:ach Aufhebung der· Sitzung zu einer Frak
ti-onssitzung zusammentritt. Wir treten nun in die 
Mittagspause ein. Ich unterbreche die Sitzung bis 
14.15 Uhr. 

Unterbrechung der Sitzung: 12.50 Uhr. 

Wiederbeginn: 14.24 Ub,r.~ . 

Vizepräsident Bögler: 
Wir setzen die Beratu,ngen des Haushaltsplanes des 
Ministeriums für Unterricht.. und Kultus f<irt. Das 
Wort hat Herr Abgeordneter Hülser von der Fraktion 
der CDU. 

Abg. Hülser: 
Herr Präsident! Meine Damen und' Herren! Wir hal
ten es für angebracht, bei der diesjährigen Haus
haltsberatung auch einige Bemerkungen der Förde
rung der Erwachsenenbildung und unserer öffentlichen 
Büchereien zu widmen. Mit der st~tlichen Förderung 
des Volksbildungswesens und vor allem der Volks
hochschule tragen das Land und die Gemeinden der 
Verpflichtung Rechnung, die ihnen der Artikel 37 der 
Landesverfassung auferlegt. 
Die bisherigen Aufwendungen. haben sich gelohnt; und 
die Zahl der Einrichtungen für die Erwachsenenbil
dung wie die der Teilnehmer an ihren Veranstaltun
gen hat sich von Jahr z;u Jahr erhöht. So war es auch 
gerechtfertig-t, daß die alljährlich in den: Haushalts
voranschlägen des Landes und der Gemeinden einge
setzten Förderungsmittel ebenfalls laufend erhöht wor- . 
den sind. Wir be~rüßen es sehr, daß die Ansätze bei · 
beiden Titeln für das neue Haushaltsjahr vom Haus
halts- und Finanzausschuß um je 50 000 DM erhöht 
worden sind, so daß der Titel 643 nun den Betrag von 
35-0 00() DM und der Titel 644 für "die ländlichen Volks
hOchschulen 150 000 DM vorsieht. Ich bedauere _sehr, 
daß in dem letztgenannten Titel ·der Ansatz nicht auf 
wenigstens 200 000 DM erhöht werden konnte. ' 

{Abg. Dröscher: Der Antrag liegt hier vorl) 

- Ich komme noch d'1.rauf, Herr K~llege Dr~r, Sie 
merken auch gleich alles! 
Mit dem besonders erfreulichen Wachstum des Iänd-
· uchen Volkshochschulwesens in den letzten Jahren hat 
die Steigerung der staatlichen Förderungsmittel nicht 
ganz Schritt gehalten. Erfreulicherweise haben sich in
zwischen alle drei FraktiOnen zu einem gemeinsamen 
Antrag - Drucksache II/103 - zusammengefunden, der 
die Erhöhung des Ansatzes in Titel 644 auf 200 000 DM 
erstrebt. Ich empfehle dringend, und zwar im Einver-

·' 

·--
nehmen mit dem Herrn Kollec,~n Dröscher, die An- · _-„ 

nahme dieses Antrages. 

,fffäte sind 34Yolkshochschulen, 18 selbständige Volks- . - ~ 
bildungswerke und 22 Kreisvolksbildungswerke mif 
annähernd 500' ländlichen Bildungswerken im Volks
hochschulverband unseres Lall'ldes· zusammengeschlos- , ~ 
seD.. • Wanrend · am 31. März 1953 erst insgesamt 38 , _ .... 
Volksbildungseinrichtungen in unserem Lande bestan- : . 
den, waren es Ende 1965 bereits 531, und es ist mit · 
einer weiter an.haltenden Steigerung ihrer Zahl 21!.t 
rechnen. Im Haushaltsjahr 1954155 wu·rden von diesen , ·-
531 Trägem .d~r Arbeit 250~ Arbeit~emein•scliaften mit 
68 551 Teilnehmern durchgefÜhrt, d'aZU 4110 -Einzel- , 
ve.ranstaltungen mit 405 Q51 Teilnehmern. Daneben. . ,~ 
wirken noch die Erwachsenenbildungiseinrichtungen 
der beiden Kirchen, die ebenfa1hs in den .beiden letzten 
.Jahren eine beachtJlkhe Aufwärtsentwicklung nach
weisen können. 

Diese erfreu.liche Entwicklung rechtfertigt es, daß die 
für die Förderung dieser Einrichtungen jährlich aus-

' geworfenen Landesmittel von rund 100 OOß DM im 
Jahre 1951' nach der Annahme des erwähnten An
trages - DrucksaChe II/103 - auf 550 000 ·DM im Haus
haltsjahr 1956 angestiegen sein werden. Dabei ist an
erkennenswert, daß im Ha,ush.altsjaru 1954/55 auch die 
Kreise bereits 52 320 DM und die Gemeinden 227 817 ' ' ~ 
D-M.ark an eigenen Zuschüssen für die Förderung d,!e-' , :; 
ser Einrichtungen auf.gewendet haben UJlJd im gleichen 
Jahr der Betrag von foast 400' 000 DM an Hörergebüh-
ren_ w;1d Mitgliedsbeiträgen eingekommen ist. Dabei ist 
das Amvach:sen der ländlichen Volksbi!Jdungsträger be
sonders erfreulich. ~ ~. 

Heute sind .rund 500 ·dörfliche Arbeitskreise am Werk,. ' '• 
einem echten' und lange vernachtlässigten Bedürfnis 
R.~hntL~ ZT..! tragen. Die Bauernor.gai."'lisationen und 
die .Deutsche 'LandwirtschaftsgeselLsch•aft - -das hebt 
der mehrfach erwähnte Antrag - Drucksache II/103 - _ 
in seiner Begründung mit Recht hervor - vertreten .. 
den von hoher Einsicht zeugenden Standpunkt, daß die 
Sicherling der Existenz unseres Bauerntums auch eine- - · 
Er21iehungs- und eine Bild-ungs.fr.age ist! · · -

Das auf einem vorbildlich hohen wirtschaftlichen und 
kulturellen Niveau stehende Bauerntum Dänemarks hat 
dies nicht zuletzt dem Schöpfer seines blühenden Volks- · 
hochschulwesens Grundtwig zu verdanken. Die erfreu-· 
lieh aktive Beteiligung von Männern und Frauen fast 
aller ländlichen Berufskreise an der ehrenamtlichen 
Mitarbeit auf diesem Gebiet läßt uns auch für die wei- · 
tere Aufwärtsentwicklung das Beste erhoffen. Es stehen . 
zum Beispiel heute in dieser ehrenamtlichen Mitarbeit 
166 Lehrer, 106 Bürgermeister - die zumeist Landwi,rte 
sind -, 36 Geistliche beider Konfessionen, 11 Landräte,. 
2 .Landtagsabgeordnete, 12 weitere Landwirte; außer
dem Obez:förster, Ärzte, Tierärzte, Bergleute; Journa
listen und Handwerker. 

Auch bei den städtischen Volkshochschulen sind nur • _ 
fünf hauptamtliche Leiter in unserem Lande vorhanden. 
lm übrigen tragep. auch hier ehrenamtliche Mitarbeiter 
in ähnlicher beruflicher Streuung die!>e Arpeit, von de- . 
r~n hoher Bedeutung sie durchdrungen sind. Die wirk- · 
same finanzielle Hilfe des Landes hat es e rmöglicht, daß 
nunmehr endlich in Lambrecht in der Pfalz und in Daun -
in der Eifel je ein modernes Volkshochschulheim errich-· 
tet werden konnte, in denen nun Lehrgänge für Mit
arbeiter und ähnliche zentrale Verans.taltungen durch
geführt werden können. . 
Eine ähnlich erfreuliche Entwicklung ist bei den öffent
lichen Büchereien der Kreise, der Gemeinden und der 
Kirchen zu verzeichnen; für deren Förderung in dem 
Kapitel 09 26, Titel 600, wieder der ;Betrag von 260 000 

;„_;-
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D-Mark vorgesehen ist neben' den für die Arbeit der 
Landesbilchereistellen in Koblenz und Neustadt vorge
sehenen Mitteln. Die Koblenzer Stelle hat in den vier 
nördlichen Regierungsbezirken 2289 Gemeinden mit 
rund 2 Millionen Einwohnern, die Neusta<Uer Stelle 624 

· pfälzische Gemeinde,n mit etwas über 1 Million Einwoh
nern zu betreuen. Auch hier bedeuten die aufgewandten 
Landesmittel eine Anerkennung für den dankenswer
ten Einsatz der großen Zahl ehrenamtlicher Mitarbeiter 
neben den wenigen hauptamtlichen Kräften, die in ge
meinsamer Arbeit das „gute Buch" in die Büchereien der 
Städte und Dörfer bringen und damit dem Bildungsstre
t>en und Unterhaltungsbedürfnis unserer Bevölk~rung 
und vor allen Dingen unserer Jugend echte und gesunde 
Befriedigung ermöglichen. 

Gewiß wäre zu dieser Volk.sbil<lun(gsar·beit noch man
ches Wort der Anerkennung, der Wül'di.gung Ullld ge
wiß auch mancher Kritik im einzelnen zu sagen. Dazu 
reicht leider die Zeit heute nicht. Zum Beispiel etwa 
40 Prozent der von den Volkshochschuleinricbtungen 
durchgefÜhrten Lehrgänge fallen in das Gebiet der 
Berufsförderung; und ich möchte hier einschalten, 
wenn das gelegenilich örtlich zu einer Art Kon
kurrenzerscheinung zwischen dieser Tätigkeit der 
. Volkshochschu·le und der Tätigkeit von Stenographen
vereinen, der Berufsschulen oder anderer hier tätig\:m 
Kreise· kommen kann, so habe ich bis heute noch den 
Eindruck, >daß das Bedürfnis und die Notwendigk.eit 
für diese Lehrgänge berufsfördernder Art so stark ist, 
daß hier die Konkurrenz nur der Sache förderlich sein 
kann. Der Rest der VolkshochschR.ll.lehrgänge entfällt 
auf Arbeitsgemeinschaften und Aussprachekreise, die 
sich mit allgemeinbildenden und' musischen Stoffen be
fassen. Der bei weitem größte Teilnehmerkreis wird 
einstweilen durch einmalige Sonderveranstaltungen 
erfaßt. Die wertvoliste Autga;be aller Volksbi1dUID.ä-..
werke bleibt es natürlich, die Menschen der Stadt und 
des Dorfes in Arbeitsgemeinschaften rusarruneilZ1,lfüh
ren und ihnen zu helfen; bei aller Verschiedenheit der 
Weltanschauung, des Standes usw. einerseits zu einer 
eigenen klaren und festen Einstellung zu den entschei
denden Lebensfragen zu kommen, sie aber zugleich zur 
Achtung andersartiger tiberzeugung und zu echter Tole
ranz hinzuführen, die eine eigene klare und feste Über
zeugung immer zur Voraussetzung hat. 

Erfreulich ist das offenbar wachsende Interesse unserer 
Frauenwelt an den Veranstaltungen dieser Volksbil

, dungswerke. Wie groß und wie schwierig die noch vor 
uns liegende Aufgabe ist, geht aus der schmerzlichen 
Tatsache hervor, daß allgemein die mitbürgerlichen und 
staatsbürgerlichen Arbeitsgemeinschaften ein etwa zehn
prozentiges Absinken ihrer Teilnehmerzahlen zu ver
zeichnen haben, und zwar als einzige Gruppe der an den 
Volkshochschulen betriebenen Bildungszweige. Hoffent
lich führt uns auf diesem für die Sicherung und gesunde 
Weiterentwicklung unserer Demokratie so entscheidend 

. wichtigen Gebiet die soeben gegründete Arbeitsgemein
schaft des Volkshochschulverbandes mit dem Bürger
kundlichen Arbeitskreis unseres Landes weiter, der nun 
unter dem Vprsitz des Landtagsdirektors seine bewährte 
Arbeit in alle Städte und Kreise unseres Landes hin
austragen will und soll. Möge es den vereinten Bemü
hungen so vieler erfahrener und berufener Kräfte gelin
gen, in unserem von der Unruhe und den Zersetzungs
erscheinungen des modernen Lebens bedrohten Volke 
jener Erkenntnis zu einem neuen Durchbruch zu ver
helfen, die vor 150 Jahren Ernst Moritz Arndt in seiner 
„Geschichte der Bauernbefreiung in Pommern" nieder
gelegt hat und die auch für den Menschen in der indu
strialisierten Welt von heute volle Gültigkeit behalten 
hat, mit deren Wiedergabe ich schließen möchte: 

Haus und Hof haben, satt sein, an Weib und Kind 
sich freuen, ist noch nicht das menschliche Dasein. 
Des Menschen und des Christen Leben beginnt, wo 
der Geist rege und lebendig wird. -

(Beifall des Hauses.) 

Vizepräsident Bögler: 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Habighorst. 

Abg. Dr. Habighorst: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die weni
gen Minuten, die mir noch als Redezeit zur Verfügung 
stehen, will ich benutzen, um mich mit den Vorrednern 
von heute morgen ganz. kurz auseinanderzusetzen. 
Herr Kollege Markscheffel und auch Sie, Herr Kollege 
Martenstein, haben heute morgen Ausführungen zu 
dem Problem der Universität gemacht. Ich glaube, es 
ist n'Otwendig, daß ich in kurzen Ausführungen Ihnen 
den Standpunkt meiner Fraktion dazu sage. Herr 
Kollege Markscheffel, Sie haben heute morgen aus
führlich begründet, es sei notwendig, daß dem Hohen 
Hause ein Gesetz vorgelegt würde, das das Statut 
der Universität betrüft. Diese Forderung ist von mir 
im vergangenen Jahr eben.falls erhoben worden, und 
auch ich bin der Meinung, daß im Laufe dieses Jahres 
dieses Gesetz hier vorgelegt werden soll. Daß es noch 
nicht vorgelegt wurde, liegt an der Schwierigkeit der 
Materie. Es Ist vielleicht auch nicht so dringend, wie 
Sie es heute morgen °dargelegt haben; denn die 
Universität, Regierung u,nd Parlament sitzen doch in 
einem solch engen Raume und haben so viele Berüh
rungspunkte miteinander, daß, wenn sich Reibungs
ftächen ergeben sollten, diese sich in Aussprachen mit
einander und untereinander bereinigen lassen. Herr 
Kollege Markscheffel, Sie haben sich dann mit dem 
gesamten Bauprogramm der Universität beschäf
tigt, und Sie haben - das ist auch früher im ;Haus
halts- und Finanzausschuß geschehen - gefragt: Exi
stiert eigentlich n icht eine Gesamtplanung, ein Ge
samtbauprogramm? Nun, da darf ich Ihnen sagen, daß 
uns schon vor J'3.hren einmal ein Bauprogramm, eine 
Gesamtplanung im Haushalts- und Finanzausschuß 
"Uberreicht worden ist. Aber aus der Institution der 
Universität heraus wird 'man eine Gesamtplanung im
mer und immer wieder überholen müssen; denn das 
ist eben die Eigentümlichkeit einer Universität; daß 
neue Aufgaben sehr schnell aus den Forschungen ent
stehen können, daß also eine Universität ständig im 
Fluß sein muß, daß sich bei einer Universität niemals· 
ein Bauprogramm abschließend vorlegen lassen wird. 
Wir haben auch in den letzten drei Jahren gesehen, 
als, wir un$ inten'liver mlt den Baumaßnahmen be
schäftigt haben, daß man sich an diesen damals zu
näclwt erstellten Gesamtplan gar nicht halten kann, 
wen.n man die einzelnen Fakultäten so!ol"t funktions
fähig gestalten will und gestalten muß. Es war also 
erforderlich, aus der Schau der Notwendigkeiten her
aus von dieser Gesamtplanung abzugehen und zu
nächst die Institute zu fördern und zu schaffen, die 
zur Unterrichtung der Studenten vordringlich not
wendig waren. Daß wtr uns hier in Mainz in einer 
besonders schwierigen Situation befunden haben und 
befinden, muß jedem klar sein. Das Kliniksareal ist 
ja erst im Jahre 1950 auf uns zugekommen. Sie ha
ben heute morgen er~, daß das Kuratorium, das 
seit dem Abschluß des Vertrages mit der Stadt gebil
det worden ist, über den Neubau und über den Fort
gang der Arbeiten des Baues der Hals-, Nasen- und 
Ohrenklinik nicht unterrichtet gewesen sei, sondern 
daß dieses Kuratorium erstmalig beim Betreten dieses 
Neubaues mit der Sache befaßt worden sei. Herr Kol-
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lege Markscheffel, Sie sind da ganz sicher falsch un
terric'htet worden. Ich weiß ganz genau, . daß in die
sem Kuratorium regelmäßig Beratungen stattfinden. 
Ich weiß, welche Disktissionen in diesem Gremium ge
führt worden sind, die zunächst einmal zum Beispiel 
nur die Platzfrage, die Standort.frag~ des von uns be
reits im vergangenen Jahr genehmigten Baues des 
Schwesternhauses ermöglichen sollten, und ich weiß 
auch, daß erS't jetzt diese Frage in diesem Kuratorium 
abschließend hat geregelt werden können. Also Sie 
sehen, ·diese Fragen sind sicher laufend, seitdem der 
Vertrag abgeschlossen worden ist, mit .diesem Kurato
rium und damit mit der Stadt Mainz besprochen wor
den. Sie ·haben weiter gesagt, daß der Haushalts
und Finianzausschuß in diesem Jahr Mittel bereitge
stellt habe für die Chirurgische Klinik. Diese Mittel 
waren ja bereits im vergangenen Jahr bereitgestellt. 
Hierüber haben wir uns ja, Herr Kollege König, auch 
sehr eingehend im Haushalts- und Finanzausschuß un
terhalten. Diese Sperrklausel, Herr Kollege Mark
scheffel, die da angebracht ist, ist nichts Besonderes. 
Wir haben bei sehr vielen anderen Baumaßnahmen 
diese Sperrklausel anbringen müssen; und' zwar erst
malig in diesem Jahr, weil wir - d·as ist nicht anläßlich 
der Diskussion über die Baumaßnahmen im Kliniks
gelände oder bei der Universität, sondern das ist an
läßlich einer Generaldebatte erfolgt - uns überhaupt 
mit den Baumaßnahmen aus dem Außerordentlichen 
Etat im Grundsatz beschäftigt haben. Wir sind dazu 
gekommen· - und zwar ini Uberein'stimmung mit allen 
Parteien -, daß wir den§ 14 der Reichshaushaltsordnung 
wieder von jetzt ab für verbindlich erklärten, d. h. für 
dieses Jahr m:ich mit einer geringen Lockerung; Denn 
wenn man in der Verg·angenheit diese Praxis nicht so 
konsequent durchgeführt hat, dann muß man auch 
noch in einem Jahre einen gewissen Ubergang ge
statten. 

Diesen Übergang haben wir dann ja auch bei der Be
ratung des diesjährigen Haushalts Rechnung getragen, 
indem wir diese Sperrklausel eingebaut haben. Das ist 
praktisch die Übergangsmaßnahme, die wir beschlossen 
haben. 

{Zuruf des Abgeor~nete·n Markscheffel.) 

-·Ja, doch, .ich muß Sie da noch berichtigen. Wir haben 
von 1,5 Million DM gesprochen. Wir haben dann in 
diesem Jahr noch 500 000 DM hinzugesetzt. Der Betrag 
für die Chirurgie, der im Außerordentlichen Haushalt j 
etatisiert worden ist, beträgt 2 Millionen DM. Und ich 
darf Ihnen sagen, dieser Betrag 'wird an dem Tag frei
gegeben werden, wenn dem Hau5halts- und Finanzaus-
schuß ein entsprechender .Plan vorgelegt worden ist, , 

(Abg. Markscheffel: Genau das habe ich gesagt!) 

der den Ansprüchen genügt, die wir an· eine moderne 
Chirurgie stellen müssen. Wir waren aber der Meinung, 
daß man die Planung auf das abstellen muß, was sich 
bereits dort oben befin.det und was schon funktioniert
das sind die 180 Betten -, daß man also praktisch jetzt 
nur zu einem Teilausbau der Chirurgie kommen sollte 
und kommen müsse . .f.ber darüber werden wir u,ns ja 
noch. zu einem späteren Zeitpunkt im Haushalts- und 1 

Finanzausschuß unterhalten. 
Ich habe eben schon gesagt, daß man eine 'oesamtpla-' 
nung kaum erwarten kann. Herr Kollege Martenstein 
hat erwähnt, daß für die Geisteswissenschaften etwas 
wenig getan worden sei und daß es nun an der Z~it sei, 
hier etwas mehr zu Jun. Dabei muß aber berücksichtigt 
werden, daß diese ganzen Baumaßnahmen immer nur 
nach ihrer Dringlichkeit durchgeführt werden sollten. 
Es war bisher leichter möglich, sich bei der juristischen 

. oder der geisteswissenschaftlichen Fakultät räumlich zu 

b~schränken; dadurch zum Beispiel, daß man . Hörsäle 
abwecti.selnd benutzte. Das kann man aber nicht bei den 
technischen Fächern, bei der Chemie oder der Physik, 
und da:;; kann man auch nicht bei den klinischen. oder 
bei den vorklinisch-medizinischen Fächern. Da muß man 
- glaube ich - schon die Geduld aufbringen, die uns auf 
.Grund der Mittel, die uns zum verplanen überhaupt zur 
Verfügung stehen, zwangsläufig auferlegt ist. We1;1n 
man heute morgen versucht hat, die Mittel, die wir für 
die Universität ausgeben, in ein bestimmtes Verhältnis 
zu setzen zu demjenigen, was uns die anderen Schulen 
kosten, so muß ich dazu das sagen, was heute morgen 
Herr Kollege Dr. Christoffel schon gesagt hat. Man 
sprach davon - Herr Kollege Kuhn, Sie haben das auch 
anklingen lassen -, daß eigentlich das, was für die 
Universität investiert würde, nicht in einem richtigen 
Verhältnis stehe .zu den Mitteln, die ~ür die Volksschu
len und für die höheren Schulen ausgegeben werden. 
Das sind doch Dinge, die man nicht miteinander ver
gleichen kann: Man kann nicht die Volksschulen - auch 
nicht die gesamten Volksschulen - mit der Institution 
der Universität vergleichen. Nein, Herr Kollege Völker, 
Sie. schütteln den Kopf, aber das kann man trotzdem 
nicht! Die .A,ufgabe der Universität ist eben eine ganz, 
ganz andere, und zwar ist das eine sehr vielteilige .Auf
gabe .• Es tl;t ja nicht nur eioe Aufgabe der !...ehre, son
dern da geschieht ja das, was notwendig ist, damit über
haupt die Weiterentwicltlung im engsten Raum möglich 
gemacht wird. Hier s1nd die Stätten der Forschung. Die 
Mittel, die hierfür bereitgestellt werden, dienen der For
schung und der Weiterentwicklung des wissenschaft
lichen Nachwuchses, der sich dann wiederum weiter der 
Forschung widmen kann, und sie dienen darüber hinaus 
allgemein der Ausbildung und der Unterrichtung des 
akademischen Nachwuchses. Man muß bei der .Beurtei
lung dieser Dinge also in erster Linie· das berücksich
tigen, was überhaupt Zweck und Sinn einer Hochschule 
ist. · · 

(ZUrufe der SPD. - Abg. König: Und die Finanzen 
muß man berücksichtigen!) 

- Ich meine, Herr Kollege Markscheffel, wenn man hier 
Zahlen anführt, wenn man hier sagt; soundsoviel wird 
für die Volksschulen und zum Bau von Volksschulen 
ausgegeben, so muli man doch dem Umstand Rechnung 
tragen, daß zu,m Beispiel ein chemisches Institut mit 
allen seinen modernen Einrichtungen erheblich mehr 
kosten wird als eine moderne Schule. Das ist einfach 
selbstverständlich! 

(Zurufe der SPD. - Abg. Markscheffel: Das ist eine 
Binsenwahrheit! - Abg. Völker: Das wissen wir 

doch alle, Herr Kollege Dr. Habighorst!) 
- S~e sagen, Sie wissen das -, aber wenn Sie hier reden, 
dann sagen Sie immer, es werde im Verhältnis bei der 
Universität zuviel getan! 

{Zuruf des Abgeordneten Drl?scher: Das ist ein 
Irrtum!) 

- Herr Kollege Dröscher, viel~eicht warten Sie einen 
Augenblick, dann können Sie sich ja hier zU: Wort 

.melden und können dann hier auch zur.Frage der Uni
versität sprechen. Ich habe nichts dagegen, 
Icll darf Ihnen dazu noch folgendes sagen: Man muß 
doch dabei das Ganze sehen, was hier in diesen Jahren 
mühsam zusarmnengetragen worden ist und was in 
der Verant\vortung sowohl des Haushalts- und Finanz

·ausschusses wie auch des ganzen Parlamentes gelegen 
hat. Nachdem die Universität nun eirrrnal diesen Ent
wicklungsstand erreicht hat - darüber haben wir ja in 
den vergangenen Jahren auch von dieser Stelle aus 
bereits einiges gesagt -, wäre es falsch, wenn wir nun 
nicht weiter bereit wären, das was unbedingt notwen-
dig ist, der Universität zu geben. • 
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Vizepräsident Bögler: 
Herr Kollege Dr. Habighorst, ich darf Sie darauf auf
merksam machen, daß Ihre Redezeit gleich abgelaufen 
ist. 

Abg. Dr. Habigborst (fortfahrend): 
Ich bin im Augenblick fertig, Herr Kollege Bögler. 
Meine Damen und Herren, bei allen diesen Fragen 
muß man auch noch folgendes berücksichtigen. Wir 
sind hier in Deutschland - ich glaube, ich habe vor 

·etwa drei Jahren auch schon einmal darauf hingewie-
sen - mit allen diesen Fragen durch den Nazismus und 
durch den Krieg sehr weit ins Hintertreffen geraten. 
Dieser Nachholbedarf besteht praktisch seit 1933. Ich 
habe vor J•ahren bereits hier ausgeführt, daß es Auf
gabe der Länder jst - und das sehen wir ja 'auch un 
ganzen Bundesgebiet -, d·iese Institutionen so gut, wie 
sie es eben können, zu unterhalten und auszubauen, 
damit ihre Landeskinder die Ausbildung erfahren, auf 
die sie einen Anspruch haben. Wir haben uns heute 
morgen ja auch eingehend mit der Frage der Schul
geldfreiheit beschäftigt. Auch die Direktorenkonferet1-
zen haben sich in der letzten Zeit mit dieser Frage 
und auch mit der Studiengeldbefreiung befaßt. Bisher 
war es ja so, daß die ersten Semester nicht teilhat
ten an der Studiengeldermäßigung oder Studierigeld
befreiung, Ich bitte das Kultusministerium, doch ein
mal zu erwägen, ob wir nicht vielleicht im nächsten 
Jahr ebenfalls diesen Schritt nach vorn ,tun können. 

(Abg. Kuhn: Aha! Also dochl) 
und versuchen sollten, den ersten Semestern - also 
den Anf.angssemestem - den Zugang zur Universität 
zu erleichtern. Ich glaube, das wäre qfoht sehr schwer 
bei de11 Ansätzen, die wir heute im Stat haben. Wenn 
vvir -die Ansätze:, die heute 15 v. H. betrage-n-, auf 30 
v. H. erhöhen würden, dann glaube ich, Herr Minister, 
wäre es schon möglich, alle diejenigen mit zu berück
sichtigen, die neu zur Universität kommen, um 'ihnen 
das Studium von vornherein zu ermöglichen und zu 
erleichtern. 
Und nun, meine Damen und Herren, zu etwas ande
rem, was man besonders begrüßen muß. Wir haben 
ganz sicher in den letzten .Jahren ii;ximer wieder Fort
schritte bei der Etatisierung unserer Institute ver
zeichnen können. Vor kurzem ist wieder ein großes 
Gebäude im Bereich der Kliniken der Öffentlichkeit 
übex·geben worden. Im Laufe dieses .Jahres werden 
n·och einige folgen. Auch der Chemieplan wird in die
sem Jahr abgeschlossen werden. 
Wir werden uns in den nächsten .Jahren mit dem, wa's 
Herr-" Kollege Martenstein gesagt hat, beschäftigen 
müssen, nämlich mit der Frage, ob man ein Haus t?r
rlchten soll, in dem die Seminare untergebracht wer
den. Das ist sicherlich eine vordringliche Aufgabe, und 
sicher wird es auch notwendig sein, eine Universitäts
bibiiothek zu erstellen. Wir sind aber der Meinung, 
meine Damen und Herren, daß wir alle diese Maß
nahmen erst dann etatisieren sollten, wenn wir auf 
Grund unserer Haushaltslage dazu in der Lage sind; 
Aus diesem Grunde können wir heute zu allen diesen 
Dingen noch nicht .abschließend Stellung· nehmen;' das 
werden wir tun, wenn uns diese Projekte vorgelegt 
worden sind. Wenn das Kultusministerium damit an 
den Haushalts- und Finanzausschuß herantreten wird, 
dann werden wir zu untersuchen haben, ob es sich um 
eine vordringliche Baumaßnahme handelt. 
Begrüßen müssen wir es, daß in diesem Haushalts.
jahr wieder zwei Studentenwohnheime etatisiert wor
den sind. Es ist dringend notwendig, daß man den Stu
denten ein Heim gibt. Auch hier in I\'Lainz ist das ein 
Problem. Ich möchte von dieser Stelle aus an die 

Bevölkerung der Stadt Mainz ~inen Appell richten, daß 
sie mithilft, diese Wohnungsnot, die unter den Studie
renden besteht, zu beheben, daß sie dem Universitäts
wolmungsamt geeigneten Wohnraum anbietet, und zwar 
dann zu einem angemesssenen Preis. 

(Sehr gut! bei allen Parteien.) 
Es erscheint mir notwendig zu sein, daß gerade über 
die Ausgaben für die Wohnung das Studium nicht un
nötig· verteuert wird. 
Meine Damen und Herren, ich hätte hier noch sehr viel 
zu diesen Fragen zu sagen. Ich hatte mir sogar einige 
Gedanken aufgeschrieben, aber ich will Sie verschonen. 

{Abg. König: Das ist sehr aufmerksam von Ihnen! 
- Heiterkeit des Hauses.) 

~Sie sind sehr froh darüber, Herr Kollege König! 
{Weitere Zurufe .und Heiterkeit des Hauses.) 

- Nein, nein! Ich weiß, daß meine Redezeit erschöpft ist, 
und ich möchte auch nicht die Geduld des Herrn Präsi
denten, der mir schon etwas· entgegengekommen ist, 
unnötig strapazieren! 
Ich darf zusammenfassend sagen, so wie wir in den Fra
gen der Universität eigentlich im Haushalts- und Fi
nanzausschuß nie große MeintJngsverschiedenheiten ge
habt haben, so möchte ich auch wünschen, 

1 (Abg. Völker; Das hätte der Erklärung nicht bedurft!} 
daß wir in diesem Hohen Hause mit der gleichen Be
reitwilligkeit, mit der wi+ in den vergangenen Jahren 
diese Mittel bereitgestellt haben, die Mittel erneut be
reitstellen, damit unsere Landesuniversität weiter 
blül'!e, wachse und gedeihe! 

(Starker Beifall der CDU und anhaltende Heiterkeit 
des Hauses.) 

Vfa!eyräsldent Bögler: 

Meine Damen und Herren! Wir haben für die Beratung 
· der Haushaltspläne eine gewisse Zeiteinteilung vorge

sehen. Sie wird vom Präsidium aus nicht enghe,rzig ein
gehalten, aber ich muß doch darauf aufmerksam ma
chen, daß die Sprecher der Fraktion der CDU die Rede
zeit insgesamt um 25 Minuten überschritten haben. 
Wenn das nun für alle Fraktionen gelten soll, dann 
würde d~s heißen, daß wir eine Stunde länger tagen 
müßten. Das Wort hat nunmehr Herr Abgeordneter 
Hertel von der Fraktion der SPD. 

Abg. Hertel: 
Herr Präsident! Meine· Damen und Herren! Die Op
position hat nicht die Absicht, das gegebene Beispiel 
der Überschreitung der Redezeit nachzuahmen. 

(Heiterkeit im Hause.) 
Ich will mich lediglich nach so gründlicher Behandlung 
der einzelnen Teile des Einzelplans 09 noch auf eigene 
zusätzliche Feststellungen beschränken. 
Der Herr Kollege Dr. Habighorst hat eigen,tlich eine 
ziemiich überflüssige ins einzeine gehende Instruktion 
und Information uns zuteil werden lassen. Er hat in 
seinem Schlußsatz selbst betont, daß eigentlich in den 
Ausschüssen' über die wesentlichsten und bedeutsam
sten Maßnahmen an der Universität, die dort durch-

.- geführt werden mußten, immer Einstimmigkeit ge
herrscht habe. Aber bei einem Vorhaben., das soviel 

·.Millionen verschlingt, ist es schließlich doch ange
bracht, daß im Rahmen der Beratung des Etats irgend
ein Sprecher e4J.mal mit einigen kritischen Bemerkun
gen nachprüft, ob das alles S<> in der Rangordnung der 
Dringlichkeit abgewickelt worden ist und ob sie, Hen· 
Kollege Dr. Habighorst, in Zusammenhang mit ande
ren Einrichtungen, die auch hohen erzieherischen 
Zwecken dienen, noch vertretbar sind. 

(Beifall bei der SPD.) 
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Wir begrüßen die gegebene Anregung der Befreiung 
von Studiengeldern, möchten aber die gleiche Befreiung 
aucb. auf Fachschulen und Ingenieurschulen erstreckt 
wissen, damit begabten Studierenden an diesen Anstal
ten ebenfalls das Studium erleiciltert oder ermöglicht 
wird. Es ist bekannt, d{lß gerade auf diesem Gebiet ein 
außerordentlich großer Mangel, an Fachkräften vor
liegt und daß die ganze Neigung der dw;ch die Tech
nik ·oo stark in dem Denken, Sehnen und Fühlen be
einflußten Jugend bei der Berufsentscileidung ja doch 
immer mehr in diese Richtung geht. 

Ich habe auch Stellung zu n~hmen zu deni von uns 
eingereichten Antrag II/109 - Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD -. Ich darf die Hoffnung aus
sprechen., daß nach dem vet'söhnenden ·Ausklang der 
Beratung des Etats des Kultusministeriums aucb. eine 
entsprechende Aufgeschlossenheit besteht für unseren 

·Antrag und derselbe voraussich_tlich auch Ihre Zustim...: 
mung findet. Der Antrag kann nicht u~erwartet kom
men. Wh: haben bereits bei der Beratung des Volks
schulgesetzes darauf hingewiesen, daß es uns vor
schwebt, bei der großen Zahl der im Lande Rhein
land-Pfalz bestehenden. Simultanschulen auch eine 
Ausbildungsstätte d'ür die Lehrkräfte zu schaffen, die 
ausschließlich an Simultanschulen unterrichten. Nach 
Artikel 29 der Landesverfa&sung werden an Bekennt
nisschulen Erziehung und Unterricht durch religiöse 
und sittliche Grundsätze des Bekenntnisses bestimmt. 
In einem nachfolgenden Satz heißt es: Bei Simultan
schulen · kommt lediglich das christliche Bekenntnis in 
Betracht. Es sind demnach keine konfessionellen Be
kenntnisse und dereru Geist bei der Durchdringung des 
gesamten Unterrichtsstoffs zugrunde zu legen. Diese 
Tatsache ist keil'lle Schwächung der Qualität dieser 
Schule, sondern .eher ein erheblicher Vorzug.„ 

(Beifall bei der SPD.) 

Es erscheint desh3.Ib unerläßlich, in der Ausbildung cier 
an Simultanschulen _wirkenden Lehrern· das Notwen
dige zu veranlassen. Es ist eine hohe Aufgabe, die 
hier gestellt ist. Dabei gilt es nämlich, jene Spannun
gen zu überwinden, die sich aus der Enge des über
trieben bekermtnismäßig erteilten Unterrichts ganz 
zwangsläufig zuweilen· ergeben. 

Die Demokratie lebt von der To~exianz. Sie findet ihren 
Ausdruck iIJI dem friedlichen Zusammen.leben der ver
schiedenen religiösen und .politischen Bekenntnisse. Ich 
bin stolz darauf, in einer Stadt geboren t,md aufge
wachsen zu sein, in der die Simultansdlule das Wesen 
und den Geist der Be'Q'ölkerung mehr oder minder 
geprägt hat. Ich bin davon überzeugt, ·daß auch au~ 
_diesem Grunde der Simultanschule ihr Recht zuteil 
werden muß_ Es trägt zur Sicherung der Ausbildung 
der an den· Gemeinschaftsschulen tätigen Lehrkräfte 
bei, wenn das Ziel unseres An~ges erreicht wird. 

N~ch ein Wort' zu den F eststellu·ngen ·des Herrn Kol
legen Dr. Christoffel über die Lehrmittelfreiheit. Die 
von ihm vorgetragenen Arigumente wirken zeitfremd. 
Sie waren auch vorgetragen mit ängstlichen Vorbehal
ten und mit wenig überzeugender Kraft. Man hatte 
den Eindruck, daß Sie selbst davon überzeugt sind, 
daß man sich auch im Lande Rheinland-Pfalz nicht auf 
die Dauer den Verpflichtungen entziehen kann, deren 
Erfüllung bisher infolge finanzieller Schwierigkeiten 
ni~t möglich gemacht werden konnte. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Es ist schade, .aber auf der anderen ·Seite wieder gut, 
daß wir nicht in die Zukunft sehen können. 

(Abg. Hülser: Sehr richtig!) 

-- \ 

De1· Herr Kollege Kuhn hat bereits auf den• Vortrag _ 
des amerikanischen Botschafters öonant hingewiesen, • -
der festgestellt hat, daß in den traditioneU demokrati
schen Llndern die SChulgeld- . und Lernmittelfreiheit 
eine Selbstverständlichkeit ist. Es •gibt auch kein Land; 
in dem der Individualismus stärker ausgeprägt ist wie ' 
in Amerika. Demnach hat er zum mindesten auf die-·. 
sem Kontinent - so könnte man ·beinahe sagen - rticht 
diese kollektivistische Kraft und Wirkung gehabt, die 
man in einer Art diffamierenden Absicht dem . SPD-'
Antrag seinerzeit anzuhängen versucht hat. . ;.. .. f 

(Sehr gut! bei der SPD.) .„ 
Im übrigen, meine Damen und Herren, sind wir Sozial-
demokraten davon überzeugt, daß nur wenige Jahre in!'i -
Land gehen und Sie werden ob Ihrer heutigen Haltung 
von der Generation, die nachher kommt, mitleidig und 
wehmütig belächelt, genau so belächelt, wie die älteren 
Arbeiter heute über die Unternehmer lachen und die 
bemitleiden, die es vor 1918 für unmöglich gehalten 
haben, daß allen schaffenden Menschen ein notwendiger 
Urlaub gewährt wird_ 

(Beifall bei der SPD.) 

Sie sind im Begriffe, sich genau in die gleiche Rolle ~ 
begeben, die zur Zeit Friedrich Lists die Gegner des 
Zollvereins gespielt haben, jene Menschen, die da 
geglaubt haben, den Zusammenschluß des garu;en deut
schen Vaterlandes zu einem einheitlichen Wirtschafts
gebiet aus föderalistischen ;vorbehalten irgendwie un-. -
terbinden zu können. "Es ist das Große in der Entwick
lung: notwendig we,rdende Maßnahmen setzen sich 
durch. Trotz aller Widerstände und V~rbehalte und an 
den Haaren herbeigezogener wenig glaubhafter Argu_
mente, die Sie zur Unterstützung und zur glaubwürdi
gen Gestaltung Ihrer Haltungen vorbringen, werden Sie 
in kÜrzer Zeit überrannt werden. Und auch im Lande 
Rheinland-Pfalz wird innerhalb 8 oder 10 Jahren, wenn 
das Land noch so lange lebt, die Schulgeldfrelheit eine __ _ 

-.-.._. 

Selbstverständlichkeit werden. 

(Beifall bei der Sl?D.) 

. ·-·, 

--,-

Nun habe ich noch über zwei erfreuliche Angelegenhei
ten zu berichten. Es ist die Stellungnahme zu den Be
rufsschulen. Es hat ziemlich lange gedauert, bis auch 
manche Kreise des Landtages die hohe Bedeutung und 
die Notwendigkeit des Auf- und Ausbaues des Berufs
schulwesens erkannt qaben. ·Immerhin dürfen wir fest- _ 
s~ellen, daß durcil die Schaffung des Berufsschulgesetzes 
erhebliche Fortschritte gemacht wurden. Die Realisie
rung des Gesetzes hat aber insbesondere von den kreis
freien Städten überaus erhebliche Opfer gefordert, so
wohl im Bau von Schulhäusern. wie in der Bezahlung 
der in ihrer Ausbildung und in ihrer Qualität stark ge
hobenen Lehrkräfte, die an den Berufsschulen wirken. 
Wir haben sicher unter uns, soweit wir auf der kommu
nalen Ebene tätig sind, schon gegenseitig eingestanden, 
daß die besoldungsmäßig gemachten Konzessionen bei 
den Berufsschullehrkräften immerhin zu erheblichen 
Belastu:t;1gen der Kommunen geführt haben. Das soll uns 
aber nicht hindern, auf dem Wege fortzufahren und da
für zu .sorgen, daß Berufsschulgebäude entstehen und 
in diesen Gebäuden auch entsprechende vorgebildete 
Kräfte unterrichten. 

I • . ~. 

Alles das, was kreisfreie Städte 4nd die Landkreise 
vielfach geleistet haben, wurde noch unterstützt durch 
die Aktivität zahlreicher Mitglieder dieses Hauses, die , _ 
auch de!\ Leistungswillen des Landes immer wieder an
gespannt und manchmal zu etwas Erfolg gebracht haben. 
Die Leistungen des Landes allerdings finden durch die 
unzulängliche finanzielle Kraft ihre natürliche Begren
zung. Was soll man in der Zeit des Facharbeitermangels 
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über die Berufsschulen noch große Ausführungen ma
chen? Wir wissen ganz genau, daß wir bei der vorläu
fig noch bestehenden Abtrennung der Ostgebiete über 
40 Prozent der deutschen Ernährung einführen müssen. 
Wir wissen, daß der Erlös aus dem Export in hohem 
Maße beansprucht wird, um unser Volk zu ernähren. Es 
soll niemand glauben, daß die Konkurrenzfähigkeit 
draußen auf dem Weltmarkt ohne ständiges Bemühen 
auf die Dauer gesichert sei. Es bestehen jetzt schon An
zeichen dafür, daß das nicht genauso auf die Dauer 
geht, wie das in den letzten fünf Jahren in der Unter
bringung deutscher Industrieprodukte draußen auf dem 
Weltmarkt möglich gewesen ist. !eh stelle das deswegen 
fest, weil die Leistung und Qualität der deutschen Ex
portindustrie in innigstem Zusammenhang steht mit den 
Leisi11ngen unseres Berufsschul- und Fachschulwesens. 
Damit ist uns auf der Landesebene eine Aufgabe ge
stellt, die wir in ihrer ganzen schicksalsvollen Bedeu
tung erkennen müssen. Es gibt zeitfremde naive Geister, 
die da glauben, daß durch die technische Vervollkomm
nung der Wert des Facharbeiters irgendwie herabge
drückt wird. Das stimmt keineswegs. Auch der durch
rationalisierte Betrieb bedarf heute der Facharbeiter 
zuweilen noch in viel besserer Qualität, als das frü
her der Fall gewesen ist. Die Steigerung der Produktion 
wird nicht erreicht durch den Einsatz unzulänglich pri
mitiv ausgebildeter Kr·äfte. Die Fortschritte in dei;- Stei
gerung der Produktion ergeben sich aus der Indienst
stellung hochwertiger Maschinen, die nur wieder durch 
fachlich gut ausgebildete Kräfte auf die Dauer sach
gemäß bedient werden können. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren! Es hai keiner der vorausge
gangenen Redner darauf hingewiesen, daß wir jetzt in 
den Berufsschulen mit den .Jahrgängen abgeschlossen 
haben, die Hunderte von Unterrichtsstunden während 
ihrer Volksschul.zeit im Bunker, in der Evakuierung oder 
infolge Entnazifizierung ihres früheren Lehrers ver
loren haben. In Kaiserslautern ist bei der Abnahme der 
Installateur-Gesellepprüfung die Tatsache zu verzeich
nen gewesen, daß bei 12 Prüflingen 5 durchgefallen sind. 
Das ist ein erschreckendes Merkmal der gegenwärtigen 
Verhältnisse. 

Auch aus diesem Grunde haben wir die Verpflichtung, 
den Menschen zu helfen durch ein Höchstmaß von Lei
stungen an der Berufsschule, damit sie diese in ihr 
Schulleben hineingefallene Katastrophe nicht durch ein 
langes ferneres Leben als ewiges Manko, als ständige 
seelische Belastung und Deprimierung, mit sich zu 
schleppen haben. Hier ist dem Kultusministerium 
noch eine Aufgabe gestellt, der es sich besonders anneh
men möge. Unter Umständen ließen sich lernfreudi.ge 
junge Menschen zusammenfassen, um in einem freiwil
ligen Unterricht den Versuch zu machen, das zu ergän
zen, was die mit so viel Lücken belastete Volksschulzeit 
ihnen nicht zu geben vermochte. 

Ich darf n·och dar.auf hinweisen, daß die außerordent
lich großen Ansprüche und die vielseitigen Aufgaben, 
die der Berufsschule gestellt sind, es bei der Beschrän
kung der Zahl der Unterrichtsstunden leidet- nicht zu
lassen, den Berufsschülern auch allgemeines Bildungs
gu i zu vermitteln. Was die Volksschule in dieser Hin
sicht versäumt hat, das läßt sich da nicht nachholen. 
Aber ich will etwas nachholen und darauf hinweisen -
das ist heute noch nicht in den Vordergrund gestellt 
worden -, daß in Baden-Württemberg nunmehr auf 
freiwilliger Grundlage das 9. Schuljahr eingedchtet 
wird. Bei der Beratung des Volksschulgesetzes waren 
wir im Ausschuß einig, daß das 9. Schuljahr ange
strebt werden soll. In Stuttgart ist man im Begriff, 

auf dieser freiwilligen Grundlage 16 Volkssehulk.lassen 
zu bi.J.den, in denen das 9. Schuljahr Verwirklichung 
findet. 

Ich bin davon überzeugt, daß wir auch im Lande 
Rheinland-Pfah: in allernächster Zeit die notwendigen 
gesetzlichen Grundlagen schaffen müsse:q, um insbe
sondere in den Städten das 9. Schuljahr in. den Volks
schulen zu verwirklichen, wobei Schüler aus nahege
legenen Orten, die an diesem Unterricht teilnehmen 
wollen, natürlich genau so wie bei der Einführung des 
8. Schuljahres als Gastschüler die städtische Schule 
besuchen können. Es bleibt demnach in Zukunft wei
terhin die Aufgabe gestellt, die Bedeutung der Fach
und Beru:fsscliulen zu erkennen.' Die Erstellung aus
reichender und zeitgemäß ausgestatteter Beru.fsschul
gebäuct.e ist dabei eine besondere Aufgabe, die in· ihrer 
Bedeutung und in ihrem Rang zumindest dem Bau 
neuer Kasernen· gleichgestellt werden muß! 

(Lebhafter B~ifall bei der SPD.) 

Es gilt demnach, diesen Berufssch.ulba.u auch von der 
Landesebene· her noch stärker zu fördern, als das 
gegenwärtig der Fall ist. Vor allem gilt es, junge Men
schen in den Berufsschulen davon zu überzeugen und 
dafür zu begeistern, daß es sich lohnt, auf ein fried
liches, von nützlicher Arbeit erfülltes Leben sich vor
zubereiten als Unterpfand des Glücks des einzelnen, 

, seiner Familie und der großen Gemeinschaft des Vol
kes, mit dessen Schicksal wir alle untrennbar verbun
den sind. 

Nocl1 einige Bemerkungen zur Erwachsenenbildung! 
Auch w..ir bedauern die Fehlleistungen an den Volks
bochsdi.ulen - ich glaube, der Herr Kollege Martenstein 
hat darauf hingewiesen -, die aber doch eigentlich sehr 
selten in Erscheinung treten. Die Volkshochschule sollte 
sich auf ihre Aufgaben beschränken. Ein im Volks
hochschulwesen ' maßgebendes Mitglied der Bundes
leitung, der Herr Kollege Abgeordnete Dröscher, hat 
bereits durch Zwischenruf· bekanntgegeben, daß es nie 
gebilligt oder gar gewollt wird, daß die Volkshoch
schule abirrt auf Gebiete, für deren Aufgaben und ihre 
Lösung besondere Vereine bes~hen. 

Es ist erfreulich, daß auch rm diesjährigen Etat die' 
Erw~chseruenbildung durch die Erhöhung der Ansätze 
eine wirksame Förderung erfahren hat. Unsere ge
meinsame Genugtuung darf sich auch darauf erstrek
ken, daß das flache Land von dieser Förderung er
faßt wird. Mehr den.n je besteht heute die Verpflich
tung, eine Reihe von Tatsachen zu erkennen und ihnen 
Rechrmn.g zu tragen. Dabei habe ich als bemerkens
wert festgestellt, daß die vom Herrn Kollegen Hülser 
erwähnte nachlassende Teilnahme an staatsbilrger
lichen Veranstaltungen glücklicherweise nich.t verall
gemeinert werden darf. In Kaiserslautern, in der von 
so simultanem Geist getragenen Stadt, werden laufend 
bedeutsame kommunalpolitische Fragen bei starkem 
Besuch, insbesondere auch aus Kreisen der' .Jugend
lichen, behandelt. Es ist nicht bekannt, daß ein Rück
gang des Interesses für derartige Veranstaltungen 
irgendwie zu verzeichnen wäre. 

{Abg. Hülser: Ich habe es dem Bericht des 
Volkshochschulverbandes entnommen!) 

Es verdienen aber noch einige andere Gesichtspunkte in 
den Vordergrund gestellt zu werden. Vor etwa 50 Jahren 
hat ein mecklenburgischer Junker das Wort geprägt: 

Zwei Ochsen vor dem Pflug und ein Ochse hinter 
dem Pflug, da läßt's sich gut ackern. -
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Er hat .das zugleich auf das Regieren, aui die Verwal
tung seines Landes, übertragen. Das konnte man in 
Mecklenburg weiter nicht übel nehmen. 

(Ministerpräsident Dr. h. c. Altmeier: Das ist schon 
lange her!) · 

- 45 Jahre. Ich bitte Sie, meine Schlußfolgerung abzu'." 
warten! 

(Heiterkeit im Hause.) 

Der Graf von Bonin - er' war später, als ich in Hamburg 
1915 ausgebildet wurde, mein Kompanieführer und ein 
ganz normaler Mensch -

(Lebhafte Heiterkeit im Hause.) 

\Vollte damit zum Ausdruek bringen, daß das lediglic..11 
von ein~r Ständeversammlung re~erte Metjtlenburg 
und seine Staatsbürger bei ihren mangelnden Möglich
keiten, an den politischen Ereignissen des Landes Anteil 
zu nehmen, ganz gut damit gefahren sind .. 

·Dieses Wort hatte bereits im Obrigkeitsstaat in der kai
serlichen Zeit vor 1918 keine Geltung mehr. Man braucht 
sich nur daran zu erinnern, daß Bayern, Baden-Würt;.. 
temberg und Hessen sich dama!S vorbildlich unterschie
den haben in der Gewährung des gleichen, direkten und 
geheimen Wahlrechts für alle Staatsbürger von dem 
Lande Preußen, das mit 38 Millionen Einwohnern zwei 
Drittel des deutschen Volkes umfaßt hat. Die Demokra
tie braucht Staatsbürger anderer Art, als sie jener meck
lenburgische Junker.skh vorgestellt hat. 

. . 
(Abg. Dr. Habighorst: Der muß in den Bürgerkund-

lichen Arbeitskreis!) · 

- Der muß noch einmal Nachhilieunterricht nehmen. 

(Heiterkeit im .Hause.) 

Die Demokr~tie brauchf für die politische Arbeit auf
geschlossene Bürger. Verantwortungsbewußtsein in der 
politischen Arbeit erwächst aus der Kenntnis der Ge
schichte und der zusammenhänge der einzelnen größe
ren Gebiete unseres Lebens untereinander. Auch diese 
Tatsachen sind richtungweisend für die Volksbildungs
arbeit a n 'sich. Es müssen bei dieser Arbeit auch bewußt 
die Leidensstationen der demokratischen Entwicklung 
des deutschen Volkes gewürdigt werden. Da hilft kein 
schamhaftes Verschweigen gewisser Vorgänge auch aus 
der jüngsten Zeit, die unser ganzes Volk jeweils ins Ver-

. derben gerissen haben. 

Es wäre erwünscht, wenn sich die Volksbildungsarbeit 
diesem Gebiet noch mehr · als bisher annähme. Volks
bildungsarbeit ist geeignet, zur Bildung eines eigenen 
Urteils zu führen. Sie führt somit direkt zur Untermaue
rung der Demokratie selbst. Unsere Zeit bedarf dieser 
Menschen. Ihr Vorhandensein bekämpft am sichersten 
und besonders wirksam . die G_efahr der Vermassung. 
Selbständige Menschen erhalten uns innerhalb des po
litischen Lebens jene aus. gut durchdachten und be
gründeten ver!!chiedenen Vorstellungen hervorgehenden 
Spannungen, von denen die Demokratie lebt, weil sie 
der Ausgangspunkt aller. Ausspra.chen sind. 

Bedeutsame Leistungen der Volksbildungsarbeit lie
gen auch auf dem Gebiete der Pflege der Musen. Es gilt, 
die Menschen zeitweilig aus dem immer mehr genorm;.. 
ten Arbeitsprozeß herauszunehmen und ihnen ein die 
Kräfte der Seele und des Gemüts stärkendes Erlebnis 
zu sichern. Aui der gleichen Linie liegt die Arbeit, die 
Maßstäbe vermittelt flir weltweite Betrachtungen. Man
chem wird dabei zum Bewußtsein kommen, daß außer 
uns Deutschen noch viele andere große Völker mit an
deren Formen des Zusammenlebens und anderen Vor
stellungen und religiösen Bekenntnissen ihren Platz auf 
dieser Erde beanspruchen und behaupten. 

So kann die Volksbildungsarbeit die Pflege des Kultur
gutes unseres Volkes und die Hinlenkung zur Toleraziz, 
als unentbehrlichem Be~tandteil europäischen Denkens, 
sinnvoll miteinander v.erbinden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Bögler: 

Loyalerweise muß.ich feststellen, daß die SPD-F.raktion 
ihre Redezeit um 22 Minuten überschritten· hat. 

(Heiterkeit im Hause.) 

Sie sehen aber, wie schlechte Beispiele wirken. Das Wort 
hat Herr Abgeordneter Martenstein: von der Fraktion 
der FDP. 

'Abg. Ma.denstein: 

Herr Präsident'! Meine verehrten Damen und Herren.!. 
Auch ich gebe Ihnen, ehe iCh wenige Sätze spreche, eine 
feierliche Erklärung ab in der Richtung, daß ich tnicb 
wirklich J;>emühen werde, die uns zugemessene Redezeit 
nicht wesentlich zu überschreiten. 

(Heiterkeit im Hause.) 

Ich darf zur Erklärung meu;_er . zweiten Wortmeldung 
einen Satz sageri. Ich hatte während der Rede des Herrn 
Kollegen Dr. Habighorst eine Verpflichtung außerhalb 
des Saales wahrzunehmen. Als ich zurückkam,' hat mir . 
mein Freund Schultz einen Satz aufgeschrieben, den 

· Sie, Hen- Dr. Habighorst, gesprochen haben, 

(Abg. Dr. Habighorst: sollen!) 

der den Inhalt hat, daß man sich bei den Fakultäten 
geisteswissenschaftlicher Art mit dem Raum, der zur 
Verfügung stünde, beschrän ken solle. 

(A_bg. Dr. Habighorst: Das habe i'* nicht gesagt!) 

- Das steht aber hier; ich bitte Sie, das zu lesen. 

(Abg. Dr. Habighorst: Das glaube ich auch, qaß däs 
da i:;teht! - Große Heiterkeit im Hause.) 

Aber lassen wir uns um den Wortlaut nicht streiten. 

(Abg. Dr. Habighorst: Schauen Sie sich das ' 
Protokoll an!) • 

- Wir wollen uns auf das Protokoll beziehen. 

(Abg. Claus: Das kommt auf eins heraus!) 

- Das kommt aui ein s heraus, meinen meine Freunde . 

(Abg. Dr. Habighorst: Warten Sie ab!) 

Ich wollte Ihnen nur sagen, meine Damen und Herren~ 
dann machen wir doch auch da einmal eine Besichtigung, 
nachdem wir .schon die naturwissenschaftlichen Fakul
täten besichtigt haben. Wir sollten uns auch einmal die 
Räume der. geisteswissenschaftlichen Fakultäten an
sehen. Wenn schon besichtigt wird, können wir auch 
"dort besichtigen. Das nimmt uns. gar nicht viel Zeit weg. 
Vnd dann werden wir finden, daß in den Räumen, die 
nur für 70 bis 80 Personen berechnet sind, 100 und mehr 
Studierende in Seminarübungen zusammengepfercht 
sind. Wenn wir uns schon um die Universität bemühen, 
dann sollten wir auch hier wirklich eine Änderung her
beiführen. 

(Abg. Dr. Habighorst: Ich habe gesagt, mal'\ könne 
- leichter dort andere Hörsäle schon mal .benutzen, 

man müsse eine Rangfolge und Reihenfolge vor-
sehen.) 

- Ich wollte Ihnen nur sagen, die wirtschaftswissen
schaftliche, die reChtswissenschaftliche und die philo
sophische Fakultät brauchen nicht die Apparatur, die 
die physikalischen und chemischen Laboratorien ge
brauchen. Man kommt dort mit einem relativ geringen 
Aufwand sehr weit. Und ganz allgemein - das gilt für 

. .,.. 
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uns alle, die wir hier versammelt sind - sollten wir uns 
hüten, den Eindruck zu erwecken, als hätten wir nur ein 
naturwissenschaftliches Hobby. Das wollen wir nicht 
haben. Wir sind, wenn wir schon eine Universität haben, 
für alle Fakultäten in gleichem Umfange verpflichtet. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Bögler: 
Das Wort hat Herr Kultusminister Dr. Finck. 

Kultusminister Dr. Finck: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Für die im 
Laufe der Aussprache \norgetragenen kritischen Be
merkungen, besonders aber für die zahlreichen An
regungen und Hinweise möchte ich zunächst allen 
denen, die zur Diskussion beigetragen haben, aufrich
tigen Dank sagen. Ich möchte Ihnen auch verkünden, 
daß ich, wenn ich auch physisch nicht anwesend wa:::-, 
doch heute morgen, ohne SA-Uniform angehabt zu 
haben, im Geiste mitmarschiert bin. , 

(Heiterkeit im Hause.) 
Ich habe mit großem Interesse die Ausführungen heute 
morgen und heute mittag gehört. Das Kultusministe
rium wird gerne Ihren Anregungen und Hinweisen 
seine Aufmerksamkeit schenken und s-ie nach Möglich
keit zu realisieren versuchen. Es ist eigentlich heute 
so ziemlich alles behandelt worden, was zum Etat des 
Kultusministeriums zu sagen ist; beinahe bleibt für 
mich nichts mehr zu sagen übrig. Aber einige kritische 
Bemerkungen des Herrn Kollegen Kuhn veranlassen 
mich, ein paar kritische Gegenbemerkungen dazu zu 
machen. Ich habe mich heute morgen, als Sie die so 
schlechten Leistungen unseres Landes auf' kultur
politischem Gebiet, insbesonder-e auf dem Gebiet des 
Volksschulwesens, kritisch unter die Lupe genommen 
haben, an eine Zeitschrift erinnert, die in Deutschland 
mit französischem Namen erscheint und die in den 
letzten Monaten die Kultuswrwaltungen der Länder 
schwer mitgenommen hat. Da steht - es handelt s ich 
um die letzte Nummer -: 

Auf der Anklagebank Sitzen zehn Leute. Diese zehn 
Leute sind die Kultusminister der zehn Länder. -

(Heiterkeit im Hause.) 
Da ist keine Ausnahme gemacht. Da sitzen die sozial
demokratischen Kultusminister neben den CDU-Kultus
ministern und FDP-Kultusministern. 

(Abg. Hertel: Das ist Kollektivismus!) 

Und die Kritik, die da geübt worden ist, hat ausnahms
los alle getroffen, sämtliche Kultusministerien, sämt
liche Länderregierungen, ja, meine Damen und Herren, 
im Prinzip und in der Tat alle Länderparlamente. Denn 
wenn es nach dieser Darstellung geht, ist das Schul
chaos noch nicht im geringsten beseitigt; insbesondere 
ist für den Wiederaufbau der Schulen so gut wie nichts 
getan. 
Sie sehen also: Hier haben wir eine Kollektivschuld. 

· Ich habe mir heute morgen einmal Gedanken darüber 
gemacht, Herr Kuhn, die Rede, die Sie gehalten ha
ben, die Ausführungen, die Sie vorbringen zu müssen 
glaubten, müßten Sie eigentlich in jedem Länderparla
ment halten. 

(Heiterkeit im Hause.) 
Diese Rede könnten Sie genau so gut in Wiesbaden 
wie in Bremen halten; denn uberall, meine Damen und 
Herren, ist die Not immer noch vorhanden; 

(Abg. Dr. Habighorst: Sehr wahr!) 

die Not bezüglich der Schulräume, des Lehrermangels 
usw! Denn, meine Damen und Herren, wir haben· ge
meinsam diese Katastrophe im Jahre 1945 erlebt, und 
wir sind solidarisch auch in den Nöten, wie wir sie 
heute noch haben. Es ist nicht so, wie wenn nur unser 
Land hier so schlecht abschneiden würde. 

Nun haben Sfe, Herr Kollege Kuhn, einige Zahlen ge
bracht. Gestatten Sie mir, daß ich diesen einige andere 
gegenübers.telle. Sie haben gesagt, daß das, was auf 
die Volksschule zukommt, 77 Millionen DM sind; da 
haben Sie noch zwei davon hinwegstibitzt, um den 
Ausdro.ck von gestern zu gebrauchen. Wir haben tat
säch1ich 79 Millionen DM aufgebracht. Das ist aber 
nicht das W~ntliche. Wollen. .wir doch einmal verglei
chen, wie es mit den anderen Bundesländern steb.t. Ich 
habe hier eine Bundesstatistik v'or mir liegen; darin 
steht folgendes: Filr einen Volksschüler aus Bayern 
wurden im Jahre 1956 263 DM ausgegeben, in Nord
rhein-Westfalen 212 DM, in Hessen 293 DM, in Rhein
land-Pfalz eine Mark mehr - das sind also 294 DM .. 

(Hört, hört! bei der CDU.) 

Sie sehen also, in dieser Zahl von 294 für Rheinland
Pf11lz - ich nehme an, daß es bei den anderen Ländern 
auch so ist - sind nicht die 6 Millionen DM Zuschüsse 
enthalten, die wir auch im vorigen Jahr für Volks
schulbauten gegeben haben, und die 6 Millionen DM 
Darlehen, die wir den Gemeinden für die VolksSchul
bauten zur Verfügun·g igestellt haben. 

(Abg. Hertel: Das ist doch keine Leistung, 
weil es zu h~ch verzinst ist!) 

- Wir haben aber doch in diesem Jahr die Zinsver
billigung noch mit beschlossen, urud im übrigen. sind 
unsere Darlehen noch, . Herr Kollege Hertel, merk
würd·igerweise sehr gut abgegangen. Die' 'Gemeinden 
waren froh, daß sie diese Darlehen erhalten haben; 
sie waren immerhin noch billiiger als die normalen 
Darlehen und Kredite. 
Auch die auf einen Lehrer entfallende Schülerzahl 
spricht für das Land Rheinland-Pfalz. Ich habe hier 
vor mir die letzte Publikation des Statistischen Lan
desamtes. Da st~ht auf Seite 7 wörfüch drin: 

Wenn die durc:hschn.littlich von einer Lehrkraft - in 
Rheinland-Pfalz - unterrichtete Schülerzahl von 60,9 
im Jahre 1947 auf 36,7 im Jahre 1955 zurückgegan
gen ist, so ist dieses erfreuliche Ergebnis u. a. - in 
erster Linie - auf die beachtliche Vermehrung der. 
hauptberuflichen Lehrkräfte zurückzuführen. -

Nun wissen wir gen.au, meine Damen und Herren, daß 
ja die Durchschnittszahl errechnet ist: soviel Schül!?r 
geteilt durch soviel Lehrer; das ist die Durchschnitts
zahl. Es wurde von Ihnen in einer Ausschußsi.tzung 
gesagt, es habe keine Bedeutung, ob die Durchschnitts
zahl 70 oder - wie jetzt - 36,7 beträgt. Aber das ist 
doch seit 1947 ein ganz gewaltiger Fortschritt! In dem 
reichen Land Nordrhein-Westfalen beträgt die Durch
schnittszahl 4ö, während sie bei uns auf 36,7 herabge
sunken ist. 

(Hört, hört! bei der CDU.) 
Nun haben Sie, Herr Kollege Kuhn, vorhin von den 
Zwergschulen gesprochen. Ich möchte darüber mit 
Ihnen nicht in eine längere Diskussion eintreten. Ich 
bitte Sie nur zu beachten, daß der Ausdruck „Zwerg
schule", der etwas Verächtliches an sich hat, :für diese 
kleinen Schulen nicht nur, wie Sie meinoen, aus kon
feseionellen GriiJl'den - aber auch aus dieS'en, und diese 
bestehen zu Recht! - , sondern auch - und z.urn größten 
Teil - aus geographisch.eo Gründen für kleine Schulen 
geprägt worden ist. 

(Richtig! bei der CDU.) 
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(Kultusmlntster Dr. Finck) 

Diese Schulen sind zwar quantitqtiv klein u~ .gering, 
aber in ihrem qualitativen Wert stehen sie neben den 
anderen großen Schulen; 

(Beifall .bei der CDU.) 

unrl die Lehrer, -die an diesen Sdi.ulen, die Sje als 
Zwergschulen bezeichnen, unterrichten müssen, haben 
mehr zu leisten als die an den großen Schulen. _ 
Was den Wiederaufbau unserer Schulen angeht, so darf 

-- ··· 

20. 

ich Ihnen ein paar Zahlen nennen. Für die Volks
schulen: So konnten allein im vorig~ Jahre ,120-Volks
schulen zum Teil ganz neu aufgebaut, z:wn Teil wie
deraufgebaut bzw. durch Erweiterungs'bauten ergänzt 
werd!en, wodurch SQO neue Schulräume gewonnen wor
den sind. Seit der Wähmtn.gsreform - seit J~49 eigent- .1 

lieh erst - sind damit 505 Volksschuligebäude teils neu 
gebaut, teils erweitert, teils wiederaufgebaut worden. 
Insgesamt wurden dadurch 2639 neue Schulräume ge
wonnen. Das ist doch ein Wort, das ist doch eine Tat
sache, diie man ndcht übersehen· sollte. 

(Abg. Hülser: Sehr richtigJ) 

Es bleiben selbstverständlich noch Wünsche zu erfüllen 
übrig, das wissen wir. Aber das ist überall so, nicht nur 
bei uns in Rheinland-Pfalz, sondern in allen Bundeslän
dern und auch in den sogenannten siegreichen Ländern, 
mit Ausnahme vielleicht von Amerika. · 

Was die Berufsschule angeht, möchte ich Ihnen, Herr 
Kollege Hertel, dankeo, daß Sie die Bedeutung des 
Berufssdi.ulgesetzes vorhin hier anerkannt haben._ Mit 
tatkräftiger Unterstützung des Landes wurden seit der 
Währungsreform von den kommunalen Schulträgern 
61 Berufsschulen mit 796 Klassenräumen neu gebaut, 
außerdem 31 Lehrerdienstwohnungen für Berufsschul
lehrer errichtet; auch das ist, glaube ich, eine respek
iable Leistung. 

Nun die höheren Schulen! Im Jahre 1955 wurd~n 
6 neue höhere Schulen fertiggestellt, 9 befinden sich 
zur Zeit noch im Bau. Seit der Währungsreform hat 
das Land für den Neu- und Wiederaufbau allein für 
Gebäude staatlicher höherer Scllulen 16,5 Millionen DM · 
bereitgestellt. Im kommenden Rechnungsjahr sind für 
den Neubau höherer Schulen - für sta;itl!.che, kommu
nale und private - 8,5 Millionen DM vorgesehen. 
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nicht anschneiden. Aus Ihrem Widerspruch, der ja _ 
insbesondere dem Herrn. Kollegen Dr. Habighorst, 

: :-:ii: 

glaube ich, zuteil geworden ist, habe ich ersehen, daß -::...-... :;, 
'Vir uns alle darüber einig sind, daß die Universität 
eine Sache für sich ist, die auch für sich behandelt 
werden muß, und daß wir diese nicht ·auf ein~ andere . ~ 
~bene stellen können. Tatsache ist, daß~ wir ..bis jetzt 
schon sehr viel Geld für die Universitjit ausgegeben 
haben, und dies nicht nur für ~.en Aufbau der neuen 
Gebäude, sondern auch für; die-.Sicherung des Lehr-
und Forschungsbetriebes durch entsprechende AussJ;at- , , 
tung der Institute usw. Aus berufenem Munde wurde -- :·. ,_, 
uns daher schon oft sowohl von den verantwortlichen 
Persönlichkeiten unserer Universität als auch anderer 
Universitäten Dank und Anerkennung ausgesprochen. 
Das ~schab ex-St noch vor einigen Wochen durch den 
Präsidenten der westdeutschen Rektorenkonferenz an
läßlich einer Tagung hier in Mainz. Die Zahlen von
drei Jahren sollen ein Beweis sein. Nicht ganz 3000 
Studierende sind an der Universität als solcher; dazu 
kommen noch etwa 650 Studierende an dem Dol- , 
metscherinstitut in Germersheim, das auch ein Institut 
der Universität ist; wir könnten sie also dazurechnen, 
ich möchte aber jet.zt nur di~ eige~tlichen Universi
tätsstudenten von der Universität Mainz nehmen. 
Im Jahre 1954 tiab_ep. wir an nonnalen Zuwendungen . 
9 Millionen DM _-~habt, mit Bauausgaben insgesamt 
10,8 Millionen· DM, 1965 laufende Ausgaben 9,8 Mil
lionen Dl\I[, mit Bauausgaben 16,8 Millionen DM, 1956 
laufende Ausgaben 10,3 Millionen DM, mit Bauaus
gaben 14,,3 Millionen DM. Es kostet uns also ein Stu
dent auf der Universität allerhand Geld: Es braucht 
das igar nicht verheimlicht zu werden. Bei den anderen 
Universitäten ist das nicht viel anders. Hambur.g will 
jetzt ein ganz großes Universitätsvie~l, eine Universi
tätsSltadt, bauen. Der Bau dieser Universitätsstadt 
kmnmt allein auf 150 Millionen DM. Sie ersehen dar
aus, daß auch anderweitig sehr viel Geld für die Uni
versitären ausgegeben wird. 

Es ist in diesem Zusammenhang vielleicht interessant, 
zu erfahren, wie sicll die 30-00 StJudierenden an der 
Universittät Mainz zusammensetzeD>.· Von den 3000 sind 
etwa die Hälfte Studenten aus Rheind.and-Pfalz selbst, 
n ämlich 1661.. Sodann haben . wir 273 Ausländet - ich 
meine damit nicht die Bundesländer - , und die übrigen 
sind aus den anderen_ B~esländern; das ist also mcbt 
ganz die Hälfte, und· darunter sind 441 Studenten aus 
un~erem Nachbarland Hessen, meine Damen und 
Herren. 

(Abg. Hachenberg: Deshalb ist die Liebe zu uns 
so groß!) 

Auch die Perser stellen merkwürdigerweise ein erfreu
lich großes K-on.tingent, es s1nd 124 Perser bei uns als 
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Ein kurzes Wort auch zu den Fach- und Ingenieur
schulen unseres Landes. Hier wirkte sich die gün
stige wirtschaftliche ·Entwicklung innerhalb des Bun-· 
desgebietes in besonderem Maße aus. Trotz voller Aus
nutzung der Kapazität der Fach- und Ingenieurschulen 
war es nicht mög:Uch, der Wirtschaft Absolventen in aus
reichender Zahl zur Verfügung zu stellen. Wir haben 
im Rahmen unserer Möglichkeiten die Zahl der Dozenten 
erhöht und neben der Förderung des Wiederaufbaues der 
Holztorschule in Mainz, die dem Staat 4,5 Millionen DM 
gekostet hat, den anderen Trägern teclJ.nischer Lehran
stalt~n angemessene Bauzuschüsse bzw. -darlehen gege
ben. In diesem Jahr soll auch der Wiederaufbau der 
Staatlichen Ingenieurschule in Kaiserslautern begonnen 
werden. Für den ersten Bauabschnitt stellt die Stadt 
Kaiserslautern 600 000 DM und das Land 500 000 DM 
zur Verfügung. Von den anderen Schulbauten, wobei 
wir vor allem durch Zuschüsse mithelfen, will ich heute 
nicht reden-

- Studenten. 
. -· t 

Jetzt komme ich zur Universität. Um nicht von Ihnen 
eventuell gesteinigt zu werden - Sie sind aber giµ
nicht so, wie ich weiß -, 

(Heiterkeit im Hause.) 

möchte ich das, was vorhin mit Recht über das Hinken 
des Vergleiches der Universität mit den Schulen unse
res Landes - Volksschulen usw, - gesagt worden ist, 

Meine Damen und Herren! Wir haben durch die großen 
Opfer, die wir für die Universität g.ebracht haben -
uDid, darauf möchte ich beson<i.ers hinweisen - nodi. 
bringen müssen! - doch ei~ beachtlichen uQd meines 
Erachtetl9 auch zumutbaren Beitrag zur gesamtdeut
schen Kultur und ForschungsfördelJUllg geleistet. 

(~eifall bei der CDU.) 
Auch· das Land Rheinland-Pfalz muß sich an der ge
samtdeutsdJ.en Kulturarbeit beteili.gen, und wenn- wir 
das w<>llen, <iann müssen wir dieses erstklassige Kul
turinstitut auch entsprechend ausstatt~n. Ich glaube, wir 
haben - mit gutem Ge~sen können wir das von uns -
behaupten - unseren Teil zum gesamtdeutschen kul
turellen Wiederaufbau geleistet durch die Förderung 
der Universität und der ihr angeschlossenen bzw. ver
wandten Institute, Dolmetscherinstitut Germersheim, 

-.,.„ 
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(Kultusminister Dr . Flnck) 

Akadremie der Wissensch.aften und der Literatur Mainz 
und Institut für Europäische Geschichte. Ich habe ge
hört, Herr KoHege Markscheffel, was Sie dazu gesagt 
haben. Sie beschäftigen ·Sich ja sehr gerne - und das· 
ist Ihr gutes Recht - mit diesem Institut. Ich möchte 
heute darauf verzichten, mich mit Ihnen im einzelnen 
darüber auseinanderzusetzen. Sie sitzen ja selbst in 
diesem Kuratorium. Der Präsident dieses Kuratoriums, 
Herr Ministerialdirektor Dr. Krauthausen, is.t seit Wo
chen schwer erkrankt, ebenso Frau Dr. Gantenberg, 
die in d~esem Fall auch Ihre Kollegin ist. Ich würde 
Sie bitten, daß wir - das heißt die Kollegen aus dem 
Parlament und das Kultusministerium - uns doch 
einmal zusammensetzen und diese Fragen unter uns 
besprechen. 

Herr Dr. Habigborst hat vorhin schon darauf b.i'nge
wlesen, daß die Universität immer mehr Aufgaben 
bekommt, sie wächst auch in ihren Aufgaben, zum Bei
spiel mit der neuen Frage der Atomforschung und der 
Atomwissenschaft. Auch hier werden wir nicht darum 
herumkommen, unseren Beitrag für eine Sache zu lie
fern, bei der wir in Deutschland n-0ch sehr im Rück
stand sind, im Rück.stand sind sehr zum Nachteil un
serer Wirtschaft! Wir müssen also schauen„ daß wir 
auf diesem Gebiet - auch hier in Mainz - etwas lei
sten, und wir haben dazu schon dle entsprechenden 
Vorbereitungen getroffen. Unsere Univ~ität besitzt 
in ~ro!essor Dr. Straßmann, der als Mitarbeiter von 
Professor Hahn maßgeblich an der Uranspal1nmg be
teiligt war, eine auf dem Gebiet der Atomforschung 
führende Pel"Sönlichkeit. Ihm und seinem anorganisch
chemischen Institut soll ein Neutronengenerator zur 
Verfügung gestellt werden. Es handelt sich dabei um 
eine Anlage zur Herstellung rad~oaktiver Substanzen, 
nicht um einen Reakt-Or. Diese Anlage des Neutronen
gen~rators . erreicht natürlich bei weitem n.ich.t die 
Leistung selbst eines kleineren Reakta,rs, ist aber in 
Anschaffung und Be.trieb wesentlich billiger, Ferner 
ist die Anlage seit längerer Zeit im Ausland erprobt 
W1d für das Bedlenunigspersonal sowie für die Umge
bung in jeder Hin.sieht ungefährlich. 

Di,eser Neutronengenerator soll den .Forschungsarbei
ten au! dem Gebiet der Kernchemie dienen. Er soll 
aber auch d ie Ausbildung von Fachkräften ermög
lichen, die mit radioaktiven Arbeiten vertraut sein 
müssen. Diese Ausbildung von Fachkräften - Herr 
Kollege Dr. Habi.ghorst hat ja auch darauf hingewie
sen - ist eine der vordringlichsten Aufgaben, die wir 
auf der Universität haben. 50 v. H. des Pel'Sonals ool
cher Reaktorstationen sind nach ausläXJJdischen Quellen 
Chemiker, SO v . H. Ingenieure und 20 . v. H. Physiker. 
Diese Kräfte müssen zur Verfügung stehen, ehe Reak
toren in Betrieb g-enomrnen werden können, und dar
auf müssen wi.r uns heute schon vorbereiten. 

Das Kultusministerium hat dafür die entsprechenden 
Vorbereitungen getroffen, und wir wollen es so 
machen, wie es bei einigen anderen Kultusministlericn 
der deutschen Bundesländei:- geschehen ist: Wir wollen 
duxch Berufung von Wissenschaftlern und Leuten, die 
von der Sache etWas verstehen, einen Atombeirat 
schaffen, der schon in der nächsten Zeit einberufen 
wer<len soll. 

Ich darf dann noch ein Wor.t sagen zur Schulgeldfrei
heit. Ich glaube, dieses Problem sollten wi.r sine ira et 
studio hier behandeln. Ich glaube auch, daß wir uns 
alle einig sind in der einen Forderung, daß die För
derung aller Begabten Sache des Staates ist. Nur stehen 
wir - die Regierung wie auch die Koalition - auJ: dem 
Standpunkt, daß hierzu die individuelle Begabtenför-

derung die bessere Begabtenförderung ist gegenüber 
der allgemeinen generellen Begabter:förderung. 

(Beifall bei der CDU. - Abg. König: Wie lange 
werden Sie diesen Standpunkt ru:tch aufrecht

erhalten, Herr Minister?) 
- S-Olange wir irgend können, Herr Kollege König. 

(Heiterkeit des Hauses.) 

Wir wollen · beide mal nlicht prophe:z.eien. Der Herr 
Kollege Hertel ist vorhin unter die Propheten gegan
gen, und ich möchte ihm da nicht folgen. Wer von uns 
weiß, wie alles noch kommt! 

(Abg. Völker: Sie sind vorsichtig, Herr Minister! 
- Heiterkeit bei der SPD.) 

Geworden! Geworden! Als ich noch so jugendlich 
war wie Herr Hertel, da war ich auch sol 

(Abg, Hertel: Lesen Sie Ihr Horoskop!) 

Meine Damen und Herren, mit der Schulgeldfreiheit 
ist es doch so~ daß wir mit den Ländern, die nicht 
amerikanische Besatzungsz'one waren - durchaus einen 
Vergleich aushalten können. In der Praxis sind wir 
mindestens soweit schon seit Jahren, ja, wir sind sogar 
gegenüber Nordrhein-Westfalen auch heute noch trotz 
des Gesetzes weiter in bezug auf die Schulgeldfreiheit. 
In der amerikanischen Besatzungszone ist ja die Schul
geldfreiheit mit den Ameri~anern eingeführt worden 
- das war gar 'keine schlechte Invasion, ich meine die 
Schulgeldfreiheit -, 

(Heiterkeit des Hauses.) 

während in der englischen Besatzungszone zwar be
schlußmäßig theoretisch die generelle Schulgeldfreiheit 
vorliegt. Zuletzt auch in Nordrhein-Westfalen. Wir 
sind tatsächlich in diesem Punkt das einzige Land, das 
sie nicht hat. Aber in der Praxis sind wir - wie ge~ 
sagt - mindestens soweit oder sogar weiter. 

Darum möchte ich Sie bitten, diese Sach·e nicht zu 
dramatisieren. Wir wollen sie nicht bagatellisieren, 
aber auch nicht dramatisieren. Wir haben uns ja auch 
noch im Haushalts- und Finanzausschuß damit zu be
schäftigen und wahrscheinlich auch noch einmal im 
Kulturpolitischen Ausschuß. 

Nun noch ein kurzes Wort zur Frage des Lehrernach
wuchses und der Lehrerbildung! Zur Zeit stehen uns 
genügend Nachwuchskräfte zur Verfügung. Djcs zeigt 
deutlich die steigende Zahl der Studierenden an den 
Pädagogischen Akademien. Im Wintersemester 19~4/55 
waren es noch 528, in diesem Jahr sind es bereits 601 
Studierende an den fünf Pädagogischen Akademien. 
Die P ädagogischen Akademien sind - und hier hat 
Herr Kollege Kuhn recht - allerdings bis auf den 
letzten Platz beset:z.t: Aber sie sind wenigstens da! 
Eine Zeitlang haben wir· Platz übrig gehabt; heute 
haben wir keinen Platz mehr übrig, und wir sind froh, 
'daß der Zustrom so groß geworden ist. Ich habe jetzt 
in einer Zeitung gelesen, daß der Zugang zum Lehrer
beruf auch in diesem Jahr bei den Abiturienten größer 
ist als im vorigen Jahr, jedenfalls nach den ' Anmel
dungen zu urteilen. Und wenri ich jetzt etwas sage, 
was ich sagen möchte, dann soll damit nichts gegen dle 
Damen gesagt sein: Es ist erfreulich, daß auch q.ie 
jungen Männer wieder eher . zum Lehrerberuf kom
men, als das bisher der Fall war. Es kommt also auch 
hier bald wieder dle Gleichberechtigung von Mann und 
Frau zu ihrem Recht. 

(Leichte Heiterkeit und Beüall des Hauses.) 

Nun, meine Damen und Herren, Sie haben vorhin von 
dem Antrag der Fraktion der SPD wegen einer simul- · 
tanen Akademie gehört. Die Parteien werden d'azu 
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noch Stellung nehmen. Sie sind sich doch darüber im 
klaren, daß die eventuelle B,ealisierung dieses Ent
schließungsantrages eine Verfassungsänderung bedeu
ten würde. Und was eine Verfassungsänderung be
deutet, das wissen wir ja alle. Ich möchte nur dem 
Herrn Kollegen Hertel in einem widersprechen. Wenn 
er die Dinge so - so - ein klein wenig -:-

(Abg. Hertel: So habe ich nicht gemacht!} 

- nein, nein - aber ich mache so, Weil ich mich dann 
deutlicher machen kann! 

(Heiterkeit des Hauses.) 
Es handelt sich ja gar nicht - hier bei uns - um die 
Simultanschule. Kein Mensch hat etwas gegen die 
Simultanschule. Die Simultanschule ist da, und sie 
ist gleichberechtigt und wird von uns geschützt wie 
auch die Konfessionsschule. Die Dinge in einen solchen 
Zusammenhang miteinander zu bringen, Herr Herte~, 
wie Sie es getan haben, das dürfte meines Erachtens · 
nicht richtig sein. Der Simultanschule passiert bei uns 
ja nichts, vom Staate her .bestimmt gar nichts! 

(Abg. Hertel: Das ist ja auch das wenigste, daß 
nichts passiert! - Weitere Zurufe der SPD. -
Abg. Markscheffel: Darauf sind Sie aber stolz!) 

, Die Parteien werden ja nachher noch zu diesem Thema 
sprechen. Ich muß jetzt zu einem ganz wichtigen Teil 
übergehen, zur Frage Schule und Sport. Eine sonst 
ernst z·u nehmende Wochenillustrierte hat vor sechs 
Wochen behauptet, daß in den deutschen Schulen zu 
wenig Verständnis für die Leibeserziehung und die 
Sportbetätigung vorhanden sei, daß der Kultusminister 
von Rheinland-Pfalz - das bin ich - sogar drauf und 
dran sei, die Leibeserziehung in den Schulen über
haupt abzuschaffen. 

(Zurufe und Heiterkeit des Hauses.) 

Nun, ich glaube nicht, daß ich es nötig ll;abe, mich 
gegenüber einem solch unsinnigen Vorwurf zu recht
fertigen. Nicht nur, daß in unseren Schulen da, wo es 
irgendwie möglich ist, regelmäßig die vorgesehenen 
Turn- und Sportstunden abgehalten werden, nicht nur, 
daß wir über die Zahl der bisherigen Pflichtwochen
stunden hinaus auch die Durchführung des- monat
lichen Wandertages - und nach unseren Bestimmungen 
muß es ein wirklicher W an d 'e r tag sein, also kein 
Fahrtag[ - verlangen, wobei auch noch die vom Mini
sterium nachhaltig geförderten Schullandheimaufent
halte sowie die von der Schule organisierten Fahrten 
zum Ski- und Eissport erwähnenswert sind, sondern 
darüber hinaus muß auch noch immer wieder darauf 
hingewiesen werden, daß wir an der Universität Mainz 
vor .Jahr und Tag ein Hochschulinsti).ut für Leibes
übung eingerichtet haben, das seine Arbeit wieder voll 
aufgenommen hat 
Damit dürfte das Problem des Turnlehrernachwuch
ses für die höheren Schulen gelöst sein. Ferner konnten 
im vergangenen Jahre ,Nieder mehrere Vc!lr~schulleh-
rer unter Beibehaltung ihrer Bezüge an die Sporthoch
schule Köln zu einem einjährigen Fortbildungslehrgang 
in der Leibeserziehung abgeordnet werden. Es sind für i 

das kommende Haushaltsjahr erstmals Mittel für den 
Bau von Turnhallen im Zusammenhang mit VQlksschul
bauten vorgeseh~n. 
Meine Damen und Herren! Da sowohl meine Mitarbei
ter als auch ich persönlich von der Überzeugung getra
gen sind, daß das, was die alten Römer schon als Parole 
ausgegeben haben, nämlich: mens sana in corpore sano, 
zu deutsch: nur in.einem gesunden Körper kann ein ge
sunder Geist sich entwickeln, auch im 20. Jahrhundert, 
ja erst recht in unserer Zeit volle Gültigkeit und vollen 
AnsJ:>ruch besitzt, wissen wir sehr wohl um den Wert der 
Leibeserziehung, nicht nur für die Gesunderhaltung und 
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Gesundheitsförderung unserer Jugend, sondern auch um 
die Bedeutung des Turnens, Spielens, Schwimmens, des 
Bergsteigens, der Wanderung usw. für die geistige und · 
sittliche Willensbildung unserer Jugend. 

Von dieser Grundhaltung aus stehen wir - unter „wir" 
meine ich in diesem Zusammenhang die Kultusminister
konferenz - seit längerer Zeit mit den Sportverbänden 

. und auch mit den Vertretern der Gesundheitsbehörden 
in Verhandlungen zwecks weiterer besserer Ausgestal
tung des Schulsports. Es wurden gemeinsame Arbeits
kreise für die verschiedenen Gebiete gebildet, deren 
Beratungen in der nächsten Zeit abgeschlossen sein sol
len. Wir sind bei diesen Beratungen positiv mitwirkend 
dabei gewesen und werden in Auswirkung der Be
schiüsse unser Iviögiichstes tun. 

Dabei, meine Damen und Herren - das gilt für alle mög
lichen Gebiete der Schule - lassen wir uns nicht so sehr 
von Theorien, sondern vielmehr von den Realitäten 
leiten. Wir glauben, daß wir auf allen Gebieten der 
SChule einem pädagogisch-kulturpolitischen Realismus 
das Wort reden sollten. Dieser Realismus ist notwendig -
nicnt nur bei der Beurteilung der Frage des Schulspor:
tes, der Schulgeldfreiheit, sondern auch bei der Behand
lung des Problems des 9. Volksschuljahres. Ich stehe 
dem 9. VolkS;Schu.Ijahr, "das sage ich Ihnen ganz offen,. 
positiv gegenüber. Aber sehen Sie mal, wir haben ja 
jetzt noch ein k1einwenig Mangel an Lehrern für die 
acht Klassen. Bis diese Lücken ge.ff.illt sind, wird es noch 
außerordentlich schwierig sein, 9. Volksschulklassen, 
wenigstens generaliter, vom Staate her zu errichten. 
Auch die Schulräume spielen noch eine Rolle. Da fehlen 
ja auch noch die einen oder anderen. Das sollte man . 
alles berücksichtigen. Auf diesem Standpunkt steht 
übrigens auch der Deutsche Ausschuß für Erziehungs
und Bildungswesen zum Beispiel bezüglich der Schul
geldfreiheit. Der Deutsche Ai.tsschuß für Erziehungs-· 

· und Bildungswesen steht auf dem Standpunkt, daß 
'grundsätzlich die Schulgeldfreiheit anzustreben sei. Er 
sagt aber gleich dazu: 

Vordringlichere Aufgaben, wie zum Beispiel die 
Schaffung von Schulräumen, müssen allerdings zu
erst gelöst sein, bevor man hier herangeht. 

Das ist der schulpolitische Realismus, von dem .ich eben 
geredet habe. ' 

Nun_ noch etwas, worüber, glaube ich, heute morgen -
wenigstens habe ich in meiner stillen Klause nichts ge
hört - noCh nicht gesprochen wurde, zur Verkehrser
ziehung. Sicherlich auch ein aktuelles Problem! 

(Abg. Hertel: Der Redner ist nicht mehr zum Wort 
gekommen!) · 

- Dann habe ich wenigstens ein Kapitel, das ich, von 
mir-aus, behandeln darf. In einer schwäbischen Zeitung 
yom 4. Februar d. J., wo über eine Pressekonferenz des 
Bunsiesverkehrsrr:iinisters Dr. Seebohm in Heilbrcr-'1 
berichtet wurde, heißt es unter der Uberschrift: „ Ver
kehrter Verkehr zwischen Presse und ·Minister": 

Neben einer Kritik an Bundesverkehrsminister See
bohrn, weil die Journalisten nicht mit ihm zufrieden 
waren, ein Seitenhieb auf die ~ultusminister der 

. Länder! 

Der Herr Verkehrsminister Dr. Seebohm hat das be
sorgt. Die Zeitung schreibt hier: 

Uneingeschr~nktes Verständnis fanden bei den an
wesenden Journalisten 

- das verstehe ich -
des Ministers 'Dr. Seebohm Vorwürfe.gegen die Kul
tusminister der Länder, die in folgendem Ausspruch , 
des Herrn Dr. Seebo~ ihren Niederschlag fanden: 
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(Kultusminister Dr. Find<) 

Sie 
- die Kultusminister -

wollen es nicht begreifen, daß die Verkehrserziehung 
bereits beim Kinde, also in der Schule, ·emsetzen 
muß. Und was ist wichtiger, einige Schulweisheiten, 
oder die Verhinderung von Verkehrsunfällen? 

Meine Damen und Herren! Ja, Herr Kollege Westen
berger, ich weiß, daß Ihnen das ein Anliegen ist, genau 
wie es auch Herrn Dr. Seebohm ein Anliegen ist. 
Aber glauben Sie, das ist ein gemeinsaines Anliegen 
von uns allen. Nur. glaube ich, daß man das nicht so aus
zudrücken braucht. Das ist ja auch kein Vergleich. Man 
kann ja hier nicht von einigen Schulweisheiten, die man 
mehr oder weniger in der Schule verzapft, reden und 
auf der anderen Seite die Verkehrsunfälle gegenüber
stellen. Das sind zwei Sachen, die auf ganz verschiede
nen Ebenen liegen. 

Ich habe dazu folgendes zu sagen: Die Verhinderung 
von Verkehrsunfällen ist selbstverständlich für uns 
alle ein wirkliches, echtes, menschliches Anliegen. Und 
jeder, der dazu beitragen kann, muß dazu beitragen, 
auch die Schule, dazu bekennen wir uns. Die Gegen
überstellung von einigen Schulweisheiten und Ver
hinderung von Verkehrsunfällen, halte ich nicht für . 
richtig. Es handelt sich bei unserer Arbeit in der 
Schule doch wahrhaftig nicht nur um einige Schul
weisheiten, sondern um die Bildung des jungen Men
schen und seine Erziehung zu einer tüchtigen und 
charakterfesten Persönlichkeit. Zu dieser Erziehung 
gehört, das möchte ich nochmals betonen, auch clie 
Verkehrserziehung. Es ist nicht bestritten, daß die 
Schule auch auf diesem Gebiet eine moderne, aktuelle 
Aufgabe hat. Die Frage ist nur die, in welchem Um
fange und in welcher Weise die Verkehrserziehung in 
der Schule get.ätigt werdeo :soH. !v!it der Forderung> 
eine Wochenstunde Verkehrsunterricht einzuführen, 
und in diesem Verkehrsunterrichtsfach Noten zu geben, 
ist es nach Ansicht der Pädagogen nicht getan. Ich will 
davon absehen, daß heute von interessierten Verbän
den alle möglichen neuen Unterrichtsfächer von der 
Schule verlangt werden. Dabei klagen die Eltern und 
die Kinder über den welen Stoff und die viele Arbeit, 
die die Kinder in der Schule und für die Schule zu 
leisten haben. Wenn wir - wir haben das zusammen
gestellt - allen Wünschen Rechnung tragen würden 
und dabei aber auch das echte, das elementare der 
Schule, nämlich die wirkliche Bildung in der. bisherigen 
Weise fortsetzen wollten, brauchten wir etwa 60 Schul
stunden in der Woche. Das ist ein Ding der Unmöglich
keit. Diese· vorgebrachten Wünsche haben ihre Be
rechtigung, sagen wir beispielsweise die Aufklärung 
über das Gesundheitswesen, Rechtswesen, Anstands
unterricht und dergleichen mehr. 

(Abg. Hertel: Staatsbürgerlicher Unterricht!) 

Das wäre alies angebracht. Das sind aiies Wünsche, die 
man verstehen kann, ebenso auch die Verkehrserzie
hung. 

Zur Verkehrserziehung darf ich noch sagen, daß wir 
seit 1952 gemäß den seinerzeit vom Kultusministerium 
aufgestellten Richtlinien und Lehrplänen für die poli
tische Gemeinschaftskunde in allen Schularten im 
Lande die Verkehrserziehung berücksichtigt haben. 
Im Juli 1955 haben wir dann durch einen Runderlaß 
erneut darauf hingewiesen, daß den Schülern die Ver
kehrsregeln geläufig sein müssen. Vor jeder ersten 
Schulwanderung im Schuljahr ist eine besondere 
Stunde ganz dem Verkehrsunterricht 'zu widmen. Dar
über hinaus werden vor jeder Schulwanderung die 
Grundregeln für den Straßenverkehr wiederholt. 

Nun, meine Damen und HE~rren, wir hatten kürzlich 
eine Arbeitstagung mit den Verkehrsverbänden und 
sind auch hier übereingekommen, daß wir gemein
same Pläne entwerfen, wie wir die Verkehrserziehung 
in den Schulen noch weiter ausbauen können. Jeden
falls werden wir dem Problem gerne ·unsere' ganze 
Aufmerksamkeit widmen. Wir halten es aber nicht 
für gut und notwendig, .eine eigene Stunde mit einem 
eigenen Fach „Verkehrsunterricht" mit eigener Be
notung einzuführen. Wir wollen aber die Erziehung 
unserer Jugend in bezug auf den Verkehr als Unter
richtsprinzip in allen Unterrichtsfächern gelten lassen 
und durchführen. Die meisten von den Damen und 
Herren, die Verkehrsun~älle verursachen, wissen ganz 
genau, wie sie zu fahren oder nicht zu fahren haben. 
Die meisten kennen die Verkehrsregeln. Sie wissen 
genau, daß sie jetzt etwas Vei;botenes tun. Sie tun es 
trotzdem. Es ist nicht immer Trunkenheit im Spiel, 
sondern sehr oft Leichtsinn und Hemmungslosigkeit. Es 
fehlt also an dem notwendigen sittlichen Pflichtbe
wußtsein, es fehlt an der notwendigen Wohlanstän
digkeit, .an der gebotenen Rücksichtnahme gegenüber 
den and~ren, es fehlt eine· wesentliche Charakter
eigenschaft. Es wird schwer sein, die hemmungslosen 
Fahrer älteren Datums, wobei ich nicht nur die Be
rufsfahrer, sondern auch die sogenannten Herrenfahrer 
meine, heute noch umzuerziehen. Das geht nur mit 
Strafe und mit Überwachung. Darum ist es richtig, 
daß wir mit der eigentlichen Verkehrserziehung - hier 
gebe ich Herrn Dr. Seebohm Recht - bei der Jugend 
in der Schule beginnen müssen, daß wir aber diese 
Aufgabe als einen integrierenden Bestandteil der Ge
samterziehung der jugendlichen Persönlichkeit auf
fassen. Das technische Wissen, das Auswendigkennen 
von Regeln allein macht es nicht. Der gute Wille, der 
geweckt werden muß, ist ausschlaggebend. 

Von di~em Gesichtspunkt aus gesehen betrachten 
wir aucih den besonders umstrittenen Schülerlotsen
dienst. In Städten und Gemeinden ist er teilweise 
eingeführt, teilweise mit großem Erfolg, teilweise 
noch sehr problematisch. Er ist eingeführt, aller
dings nicht als Veranstaltung der Schule. Es ist an 
und für sich erfreulich, daß sich ältere Schüler in 
echter Ka~eradschaf't den jüngeren zur Verfügung 
stellen. Es wäre falsch, den Schülerlotsendienst von 
vornherein kategorisch abzulehnen. Es wäre aber auch 
falsch, bedenkenlos den Sdiülerlotsendienst zu organi
sieren. Vom Standpunkt der allgemeinen Erziehung 
der Schule, der Lehrer und der Erziehungsberechtigten 
aus kann der Schülerlotsendienst unter Umständen 
erhebliche Nachteile und Gefahren mit sich bringen. 
Ich darf nur erwähnen notwendig werdende Unter
richtsversäumnisse, als Folge Nachlassen der schu
lischen Leistungen, eigene Gefährdung fÜr Leib und 
Leben und eine Schwere der Verantwortung, die in 
manci:J.en Fällen doch eine bemerkenswerte Überfor
derung der vielfach noch unreifen Jugend darsiellt. 

Trotz dieser Bedenken ist das Kultusministerium be
reit, Schüler und Schülerinnen, die sich freiwillig, 
allerdings mit ausdrücklicher Genehmigung der Er
ziehung~erechtigten, am Schülerlotsendienst beteiligen 
wollen, für die Dauer ihres Einsatzes als Schülerlotsen 
vom Schulunterricht zu beurlauben. Es kann uns aber 
nicht zugemutet werden, den Schülerlotsendienst als 
offizielle Schulveranstaltung zu erklären und damit 
die ganze Verantwortung für eine Einrichtung zu 
übernehmen, die von einem Großteil der Schulleiter, 
der Schulräte, der Lehrer und auch Erziehungsberech
tigten abgelehnt wird. Ich glaube, die Verkehrserz1e
bung wird durch die freiwillige Mitarbeit a•'l besten 
gefördert. 

• 
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·Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß man in der ! 

Stadt München bereits die Ablösung .des SchülerloJ,sen
dienstes mit einem Rentnerlotsendienst zur Biskussion 
ges'tellt hat. Selbstverständlich. müßte den Leuten, die 
sich trotz ihres wahrscheinlich hohen Alters noch der 
Jugend helfend zur Verfügung stellen wollen, auch eine 
Entschädigung gewährt werden. Jedenfalls ist die Frage 
des Schülerlotsendienstes oder des ~entnerlotsendien
stes noch nicht genügend ausprobiert und ausdiskutiert, 
so daß eine endgültige Beurteilung oder Entscheidung 
heute noch nicht möglich ist. 
Nun möchte ich meine Ausführungen schließen. Ich 
hatte mir vorgenommen, noch etwas übet" die poli~ische 
Bilduni zu sagen, auch über die Kultusministerkonfe
renz, da aber hierüber gesprochen wurde, kann ich es 
mir heute schenken, darüber noch etwas zu sagen. Ich 
möchte zum Schluß - nicht weil es so üblich, sondern 
weil es nicht mehr als recht und billig ist - Ihnen, meine 
Damen und Herren vom Parlament, meinen Mitarbei
tern und meinen Freunden und Gönnern aus den an
deren Ministerien, meinen Dank öffentliCh zum Aus
druck bringen für die großzügige Förderung, die Sie alle, 
insbesondere der Kulturpolitische Au~chuß und der 
Haushalts- und Finanzausschuß unter ihren verehrten 
Herren Vorsitzenden, dem Kultusministerium und da
mit auch allen kulturellen Einrichtungen und auch den 
von uns betreuten Kirchen haben zuteil werden lassen. 

(Beifall des Hauses.) 

Vizepräsident Bögler: 

Ich erteile das Wort Herrn Abgeordnetei:i Kuhn von 
der Fraktion der SPD. 

Abg. Knhn: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
eine kurze Berichtigung nachtragen. Aber bevor ich'be
ginne, möchte ich unserer Freude darüber zum Ausdruck 
bringen, daß der Herr Minister trotz seines nicht voll
kommenen Gesundheitszustandes hier erschienen ist 
und zu uris gesprochen h~t. .· 

(Beifall des Hauses.) 
Man ~agt, die Opposition sei das Salz in der Suppe des 
Parlaments. Heute früh haben wir das Salz zu spüren 
bekommen, aber.die Suppe, nämlich der Herr Minister, 
hat gefehlt, Heute nachrp.ittag,haben wir nun die Suppe, 
und' ich darf ein paar Körnchen Salz in Form. einiger 
Zahlen nachtragen. 

Der Herr Minister hat die Vergleichszahlen mit den 
Bundesländern herausgestellt. Ich habe amtliche Zahlen 
aus Bonn über die Leistungen der einzelnen Bundes
länder für Schule und Bildungswesen. Da bedauere iCh 
feststellen zu müssen, daß Rheinland-Pfalz an der un
tersten Stelle steht. Je Einwohner wurden im .Tahre 1954 
geleistet:· 

in Rheinland-Pfalz . . 36,93 DM 
in Baden-Württemberg 
in _Hessen . . : . . 
in Nordrhein-Westfalen. 

52,13 DM 
48~44 DM 
81,55 DM. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte das Spiel nicht 
weitertreiben. Mit Zahlen läßts sich trefflich streiten, 
mit Zahlen ein System bereiten, - aber dem Herrn Mini-

, ster empfehle ich, der ständigen Konferenz der Kultus
minister den Vorschlag ·zu machen, zu einer Schulstati
stik im Bundesgebiet zu kommen. Dann kann evtL die 
sogenannte Kollektivschuld widerlegt werden. Wir So
zialdemokrat~n-haben nie irgendwie der Kollektivschuld 
das Wort geredet, wir sind ihr immer entgegengetreten. 

(Beifall bei der SPD.) 

VizepräSident Bögler: 

Wortmeldizngen liegen nicht mehr vor. Ich schließe die 
Besprechung. Wir kommen zur Abstimmung über den 

. Einzelplan 0.9. Ich darf zunächst ·abstimmen lassen über 
den Antrag des Haushalts- und Finanzausschusses -
Drucksache IV95 -, der die vom Haushalts- und Fi- , 
nanzaüsschuß beschlossenen Änderungen zu d~n Ein
zelansätzen enthält. Wer der Drucksache II/95 zu
stimmen will, den bitte ich, eine Hand zu erhebenl -' 
Die Gegenprobe~ - Der Antrag. ist angenommen gegen_ 
die Stimmen der Fraktion der SPD. Ich rufe auf den 
Einzelplan 09, Kapitel 01 - 02 - hierzu den ·Antrag 
Drucksache Il/103, Änderungsantrag der drei Fraktio
nen des Hauses. Wer dieser Drucksache zeine Zustim- • 
mung geben will, den bitte ich, die Hand zu erheben! 
Ich stelle die einstimmige· Annahme fest. 

Ich rufe auf die Kapitel 03 - 04 - 05 - 07 - 08 :. 09 - 10 -
12 -. ' 

(Abg, Dr. Boden: Ich bitte ums Wort!) 

Hierzu der Antrag Drucksache II/109. Dazu erteile ich 
das Wort Herrn Abgeordneten Dr. Boden von der 
Fraktion der CDU. 

Abg. Dr. Boden: 

Herr Präsidentl Meine Damen und Herren! Der Ent
schließungsantrag der Fraktion der SPD, Drucksache 
II/109, fordert einen Beschluß, der die Landesregierung 
ersucht, zur Ausbildung der an Simultanschulen wirken
den Lehrkräfte. eine der bestehenden Lehrerakademien 
zur Verfügung zu stellen. Das widerspricht der Verfas
sung; denn in der Verfassung heißt es im Artikel 36 
Absatz 2: 

Die Ausbildung der Lehrer erfolgt in besonderen,·. 
nach Beker...ntnisse.i.J. getrennte~ Lehrerbildungsan
stalten. 

Es bedarf zunächst einer Verfassungsänderung in dieser 
Vorschrift. Erst dann kqnnte ein Entschließungsan~rag 
mit dem Inhalt der Drucksache II/109 zur Abstimmung 
gebracht werden. Meine Fraktion wird dah.er den An-
trag ablehnen. · 

Vizepräsident Bögler: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Hertel von der Frak
tion der SPD. 

Abg. Hertel: 

Herr P.t:äsident ! Meine Damen und Herren! Zunächst 
bestätige ich die Auffassung meines geschätzten Herrn 
Vorredners, bedaure aber, däß er nicht den ganzen von 
uns gestellten Antrag verlesen hat7 Der Text dieses An
trages geht davon aus, die Verfassungsänderung im Ar
tikel 36 Absatz 2 dadurch möglich zu machen, daß der 
Landtag beschließen möge: ·· 

Die Landesregierung wird ersucht, zur Ausbildung 
der an Simultanschulen wirkenden Lehrkräfte eine 
der bestehenden Lehrerakademien zur Verfügung zu 
stellen · 

- und jetzt kommt es -
und dem Landtag die im Zusammenhang mit Artikel 
36 Absatz 2 der Lan<iesverfassung sich als notwendig 
erweisende Vorlage zuzuleiten. · 

(Zuruf von der CDU: Wir sind nur gegen den 
ersten Teill) 

Zu diesem durchaus korrekten und klar gefaßten Antrag 
aarf ich Sie nochmals um Ihre Zustimmung bitten. Es 
ist lediglich zum Ausdruck gebracht, das Problem und 
die Anderung der Verfassung, die aus der EntwiCklung 
des Schulwesens als notwendig herausgewachsen ist, zur 

1. r.ii 

,, i·::i 

. · ;~ 

-.f 



304 Stenographische Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz, III. Wahlperiode 

Diskussion zu stellen. Und das geschieht auf dem Wege, 
daß die Regierung die Anderung der Verfassung in den 
einschlägigen Bestimmungen durch. ihre Vorlage anregt. 

(Abg. Dr. Boden: Ich bitte ums Wort!) 

Vizepräsident Bögler: 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Boden von der 
Fraktion der CDU. 

.Abg. Dr. Boden: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bin kein 
Freund von langen Geschäftsordnungsdebatten. Das 
möchte ich vorweg sagen. Es ist schon durch einen Zwi
schenruf festgestellt worden, was ich mit meinen Aus
führungen vorhin gewollt habe. Der zweite Teil des An
trages der SPD ist von mir nicht verlesen worden, weil 
sich meine rechtlichen Bedenken nur gegen den ersten 
Teil richten. Wenn der zweite Teil als erster Teil oder 
wenn er zunächst heute allein gebracht' worden wäre, 
dann wäre es ein Antrag auf Verfassungsänderung. Und 
dann hätte nach Annahme dieses Antrages der zweite 
Antrag kommen können. 
Ich habe nur den ersten Teil behandelt, weil ich schon 
in diesem ersten Teil die Verfassungswidrigkeit sehe. 
Es wird etwas gefordert, was der Verfassung wider
spricht. Damit ist der Antrag in seinem ersten Teil ver
fassungswidrig. Deshalb hat sich meine Fraktion nicht 
in der Lage gesehen, ihm stattzugeben. 

Vjzepräs1dent Bögler: 
Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Wir kommen 
zur Abstimmung. Wer dem Entschließungsantrag der 
Fraktion der SPD, Drucksache II/109, zustimmen will, 
den bitte ich, die Hand zu erhebenl - Ich bitte die 
Schriftführer, auszuzählenl - Die Gegenprobel - Der An
trag ist mit 47 gegen 36 Stimmen abgelehnt. 

Ich rufe auf die Kapitel 13 - 14 - 15 - 16 - 17 - 18 - 22 -
23 - . 24 - 25 - 26 - 27 - 28 - 31. Wprtmeldungen erfolgen 
nicht. Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel
plan 09. Wer diesem Einzelplan seine Zustimmung gibt, 
den bitte ich um das Handzeichen! - Die Gegenprobe! -
Stimmenthaltungl - Der Einzelplan 09 ist gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD angenommen. 

(Vizepräsident Schultz übernimmt den Vorsitz.) 

Vizepräsident Schultz: 
Meine Damen und Herrenl Es steht nunmehr der 

Einzelplan 05 - Ministerium der Justiz -
zur Beratung. Berichterstatter des Haushalts- und Fi
nanzausschusses ist Herr Abgeordneter Glahn. Ich er
teile ihm das Wort: -

Abg . .Glahn: 
Herr Präsident! !ty~eine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Es wird dem Etat des Justizministeriums nachge
sagt, daß er seit Jahren von allen Ministerien die we
nigsten Anderungen aufweise. Dementsprechend hat er 
auch in diesem Jahre dem Ausschuß nicht allzuviel Ar
beit gemacht. Nur wenige Änderungen wurden von ihm 
vorgenommen. Sie ersehen sie aus der Drucksache II/91, 
die Ihnen vorliegt. Eine wesentliche Erhöhµng der Stel
len wurde im Kapitel 04 bei Titel 101 vorgenommen. 
Hier war der Ausschuß der Auffassung, daß er den 
Wünschen, die aus den Reihen der gehobenen Justiz
beamten an ihn herangetragen wurden, Rechnung tra
gen müsse. Diese Wünsche geben dahin, künftig nicht 
nur die Spitzenstellen der Rechtspfleger, sondern auch 
die der Geschäftsstellen in der Verwaltung zu ver
mehren. 

Demg~mäß hat sich der Ausschuß entschlossen, gegen~ 
über der Regierungsvorlage noch zwei weitere Amt
mannstellen für Geschäft$leiter bei größeren Justizbe
hörden zur Verfügung zu stellen dur~ Umwandlu11g 
von zwei A 4bl-Stellen in A 3b-Stellen. Ebenso hat det· 
Ausschuß sich den nach seiner Meinung berechtigten 
Wünschen der Gerichtsvollzieher nicht entZJiehen kön
nen und hat die in der Regierungsvorlage vorgesehene 
Verringerung von 20 Stellen rückgängig gemacht. D1e 
Erhöhung der Justizassistentenstellen von 178 auf 200 
entsprach einem dringenden Bedüt"fnis, da es sich ja 
hier um die Stellen der Eingangsgruppe des mittlere11 
Dienstes handelt, bekanntlich seit Jahren ein Schmer
zenskind der Justizverwaltung. Schließlich hat sich auch 
der Ausschuß auf Grund der von der Justizverwaltung 
vorgebrachten Untel."la•gen der Notwendigkeit der Be
schaffung eines neuzeiUichen Röntgengerätes für die in 
Zweibrücken befindliche zentrale Gefangenenanstalt, die 
für afle schwere. Erkrankungsfälle in den Vollzugsan
stalten des Landes zuständig ist, ndcht verschließen 
können, Unter Kapitel 05 Titel 870 der Drucksache 
II/91 ist dafür die Summe von 40000 DM ausgeworfen. 
Vielleicht darf unter dem Kapitel 05 - Vollzugsanstal
ten - auch bei Titel 45 noch auf <las bt-friedigende Er
gebnis <:Ier Mehreinnahmen aus der Beschä.ftigung der 
G<:fangenen und aus eigener Landwirtschaft infolge 
erhöhten Ertrages aus dem Arbeitseinsatz der Gefan
genen hingewiesen werden. 
Der Etat, meine Damen und Herren, schließt nunmehr 
nach den Veränderungen durch den Haushalts- und 
Finanzausschuß mit einem Zuschuß von 2B 372 900 DM 
ab. Das Gesamtvolumen der Ausgaben ist damit gegen-' 
über dem Vorjahre um etwa 4 Millionen DM gestie
gen, was auf die Lohn- Wlid Gehaltserhöhungen zurück
zuführen ist. Die Summe der Ausgaben beträgt gegen
über der Regierungsvorlage jetzt 4'9 247 400 DM, wäh
rend die Summe der Einnahmen mit 20 874 500 DM 
gegenüber der Regierungsvorlage gleichgeblieben ist. 
Von den Gesamtausgaben machen die Personalau.;
gaben allein 36 442 300 PM, also etwa 75 P1·ozent, aus. 
Meine Damen und Herren! Der Haushalts- und Finanz
ausschuß empfiehlt Ihnen die Annahme der von ihm 
vorgenommenen Änderungen sowie die Annahme des 
Etats des Justizministeriums. 

(Beüall tles Hauses.) 

Vjzepräsident Schultz: 
Ich danke dem Herrn Berichterstatter und eröffne 
die Besprechung. Das Wort hat Herr Abgeordneter 
Kuraner von der Fraktion der SPD. 

Abg. Kuraner: 
Herr Präsident! Meme Damen und Herren! Der Haus
halt des Ministeriums der Justiz ist auch in diesem 
Jahr klar und durchsichtig ausgefallen. Daher benötig
ten die Beratungen im Ausschuß auch nicht die vorge
sehenen zwei Tage, sondern konnten in einigen Stun
den durchgeführt weroen, und eigentlich nur einige 
im Grunde unwesentliche Etatansätze, wie bereits von 
dem Herrn Berichterstatter gesagt, wurden dabei db:;
kutiert und geändert. Erfreul,ich war die schnelle Eini
gung über die Erhöhung der vorgesehenen 86 A 5b
Stellen für die Gerichtsvollzieher auf 100, womit die 
ohne Zweüel berecht~gten Forderungen des Gex·ichts
vollzieherl:>Wl.des fast erfüllt wurden. Das gle>iche darl 
für die Erhöhung von weiteren 22 Justiza9Sistenten
Stellen der Gruppe A Ba festgestellt werden, nachdem 
schon im vergangenen Jahr eine größere Zahl neuer 
Stellen für diese Gruppe der unteren Beamten geschaf
fen worden ist. Sonst ist an dem Voranschlag des Mini-
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steriums, ·wenn man von dem Ansatz für qie Anschaf
fung eines Röntgengerätes für die Krankenanstalt des 
Gefängnisses in Zweibrücken und einigen anderen klei
neren Dingen, die eben berichtet wurden, absieht, nicht;; 
geändert worden. Das Zahlenspiel dieses Haushaltes 
bleibt von einem Jahr zum anderen im wesentlichen 
dasselbe, insbesondere nachdem gewisse Neu- und Wie
derbeschaifungen von Büchern, Geräten usw. abgeschlos
sen sind. Wi:r wollen hoffen, daß auch in den kommen
den Jahren die Ausstattung der Ckrichte und Gefäng
nisse immer mehr den Erfordernissen angepaßt werden. 
Ich bedaure, daß der Herr Justizminister in diesem Jahr 
von der schon traditionell geworo'€.Ilen Ubung, kurz 
vor den Etatberatungen den Mitgliedern des Rechts
ausschusses Ejnrichtungen der Justiz vorzufü.hren, kei
nen Gebrauch gemacht hat. Vielleicht hätte auch der 
Vorsitzende dieses Ausschusses, der sehr verehrte Herr 
·Kollege Wallauer, die Initiiative dazu ergreiren müssen. 
Es ist aber sehr verständlich, da er zWlächst noch zu 
wenig Erfahrung in diesem seinem neuen Amte hatte, 
so daß diese Bemerkung unter keinen Umständen, Herr 
Kollege Wallauer, als Vorwurf aufgefaßt we~en soll, 

(Abg. wanauer: 
So habe ich sie auch nicht verstanden!) 

im Gegenteil sollen Sie sich dessen nur für das k()m
mende Jahr erinnern, wobei •ich gleich heute den 
Wunsch zum Ausdruck bringe, daß der nächste Besuch 

' der Pfalz gelten soll. Mir scheint, daß das filr alle Be
teiligten aus den verschiedensten Gründen sehr zweck
mäßig wäre. Wir könnten dabei sehen, was in d'er 
Pfalz vom Justizministerium getan wovden ist und 
was dort noch getan werden muß. Beispielsweise haben 
wir bei den vorigen Haushaltsberatungen :für den Wie
deraufbau des bombenzerstörten Amtsgerichtes Kandel 
eine erste Tranche von 20-0 000 DM bewilligt, damit im 
Laufe dieses Jahres dieses Amtsgericht endlich aus sei
ner wirklich unmi;iglichen Behausung herauskomme und 
wieder in ein gerichtswürdlges Gebäude ein.ziehen kann. 
Ich habe im Laufe des Jahres immer wieder das J'ustiz
ministerium auf die Nichtinangxiiffnahme der Arbeiten 
hingewiesen, so daß endlich Ende des vergangenen Jah
res mit den Arbeiten begonnen worden ist. Ich h abe 
uber das Wochenende festgestellt, daß diese Anfangs
arbeiten noch immer nicht über die Erdarbeiten hin
aus fortgeschritten s ind. Ich kann mich, meine Damen 
und Herren, des Eindrucks nicht erwehren, daß es m 
diesem Falle - ich weiß nicht von wem - dort an der 
notwendigen En,ergie •gefehlt hat, wenn nicht andere 
Gründe für die Verzögerung angenommen werden sol 
len. Damit dieser letzte Halbsatz nicht ganz so unver
ständlich klingt, will ich auch deutlich sagen, was ich 
meine. Ich kann mir zum Beispiel vorstellen, daß ei,n 
Teil der 2-00-0IOO DM nicht in Kandel - wie vorgesehen~ 
verbaut wurde, sondern bei anderen Amtsgerichten im 
Lande, die vielleicht auch: sehr notwendig sind; aber · 
diese 200 000 DM sin<l ausschließlich für Kandel bewil
ligt worden. Wenn meine Vermutung zutreffen soUte, 
dann wäre das eine Methode, die sicherlich nicht den 
Herren des Haushalts- und Finanzausschusses gefallen 
dürfte. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Hoffentlich wird das jetzt nachgeholt, damit der Neu
bau in Kandel wirklich in diesem Herbst bezogen 
werden· kann. Ein weiterer Aufschub wäre wirklich 
;nicht mehr zu verantworten. Ich nehme doch an, daß 
der Herr·Justizminister uns in seiner Antwort zu die
ser Sache feste ZÜsagen machen wird. Wir hatten ei-

- gentlich damit gerechnet. - wir Pfälzer .Abgeord
neten -, ..im diesjährigen Haushalt auch einen Be
trag für d.en Wiederaufbau des pfälzischen Oberlan
desgerichtes, mindestens für d~e Vorb~reitung und Pla-

nung des Wiederaufbaues, zu finden, um so mehr, als 
damit auch die Frage des Amtsgerichtes Neustadt zu
sammenhängt. -Das Oberlandesgericht der Pfalz befin
det sich erstmalig während seiner ganzen Gesch.ichte 
seit dem 1. Januar 1946 'in Neustadt, und das auf Be
schluß des Oberbefehlshabers der Militärregierung, 
also des Herrn General Boullay, vom 8. Dezember 1945. 
Lange· vor der großen Französischen Revolution befand 
sich dieses Gericht schon in Zweibr.ück~ Damals wurde 
es Appellationsgericht und zeitweise Oberappellations
g.ericht genannt. ·Seit die Pfalz am 1. Mai 1816 an 
Bayern übergeben worden war, 'befand sich das Appel
lationsgericht endgültig und ohne' Unterbrechung -
wenn auch nicht immer ohne Schwierigkeiten, wie man 
in der Geschichte -der Stadt Zweibrücken nachlesen 
kann - in .Zvreibrücken, und über hundert Jahre - seit 
1837 - war es im Westflügel des früheren Herzogschlos
·ses .untergebracht. 

(Abg. Reichling: Wo wollen Sie es wieder hintun, 
Herr KoVege Kuraner?) 

.- Sie werden es gleich hören; sonst würde ich mich 
wahrscheinlich nicht so lange mit der Angelegenheit 
bescb.äftigen, und ich hoffe auch auf Ihre Zustimmung 
als Pfälzer Abgeordneter. 

In Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes von 
1877 wurde durch Verordnung vom 2.- April 1879 die 
Errichtung ~es Oberlandesgerichtes in Zweibrücken 
festgelegt. In dieser Form hat das Gericht ois zum Zu
sammeD1bruch 1945 bestanden. Bei der Wiedereröffnung 
der Gerichte war eine Unte.tibringung des Oberlandes
gerichtes im früheren Herzogschloß fr1 Zweibrücken 
nicht mehr möglich, da dieses weitgehend bombenzer
stört war. Und oo befahl der Herr General und Ober
befehlshaber der Militärregierung <!ie Verlegung des 
Gerichtes nach Neustadt. Ich habe' mir nun sagen las
sen, daß dieser Besatzungsbeschluß als rechtsgültig, 
und zwar im Intet€:SSe der allgemeinen Rechtssicher
heit, angesehen werden müsse, und daß damit dde eben 
erwähnte Verordnung vom Jahre 1879 über den ·sitz 
des Oberlandesgerichtes in Zwe~brücken ihre Berech
tigung verloren habe. Ich ·halte diese Rechtsauffassung 
für s ehr diskutabel und bin der Mei.n.ling, d a ß der da
malige Besatzungsbefehl nur "provisorischen Charakter 
hatte oder mindestens von unserem Standpunkte ha
~n sollte. Es sieht doch in der schon über 200 Jahre 
\y"äbrenden Geschichte der pfäj.Zl!schen Gwichte nicht 
gerade schön aus, wenn später unsere Nachkommen 
einmal lesen werden., daß die Umsiedlung des Ober
landesgerichtes von Zweibrücken nach Neustadt nach 
einer über 2"00jährigen deutschen Geschichte 1946 auf 
den Befehl eines französischen Besatzungsgenerals zu
rückzuführen war und es nun von uns endgültig dabei 
belassen wurde. 
Gleichgültig, wo das neae pfälzische Oberlandesgericht 
im kommenden Jahr wieder erstehen wird, möchte ich 

. meinen, daß dazu ein neues entsprechendes Gesetz die
sem Hohen :Hause vorgelegt werden sollte. · 
Ich will mich nun nicht länger mit den Gründen für und 
wider die Rückführung des Sitzes des Oberlandesge
richtes nq.ch Zweibrücken - und es gibt deren viel 
mehr für ein Für als für ein Wider - auseinanderset
zen. Die· Landesregienmg wird ·nach diesem Hinweis 
hoffentlich ebenfalls zu der Auifassung kommen, daß 
sie sich mit diesem :Problem beschäftigen muß. Sollte 
sie dieser Frage ihre Aufmerksamkeit nicht schenken 
wollen, so werden wir - ich meine das Hohe Haus -
die Initiative dazu ergreifen müssen. Auf keinen Fall 
aber kann der Wiederaufbau des pfälzischen Oberlan
desgerichtes hinausgeschoben werden, gleichgültig, wo 
es seinen zukünftigen Sitz erhält, 

(Abg. Hyiser: Sehr richtigl) 

•.· 
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da die Unterbringungsverhältnisse des Amtsgerichtes 
in Neustadt unhaltbar geworden sind. Bleibt das Ober
landesgel"icht in Neus_tadt, dann muß das Amtsgericht 
baldmöglichst anderswo untergebracht werden. Wird 
da,s Oberlandesgericht jedoch verlegt, so können die 

. .Verhältnisse in Neustadt für das verbleibende Amts
gericht ohhe einen Neu- oder Umbau zur allgemeinen 
Zufriedenheit gestaltet werden. 

(Abg. Schuler: Richtig!) 

Auf jeden Fall aber muß dieses Problem im kommen
den Haushaltsjahr geklärt werden. Nach der Klärung 
der Vorfr<ige Über den zukünftigen Sitz des Oberlandes
gerichts sollten in diesem Jahr die notwendigen Pläne 
unter allen Umständen bereits vorbereitet werden. 
Ich darf an diese Bemerkungen wohl - ohne auf allzu 
großen Widerspruch zu stoßen, Herr Kollege Reichling -
die Feststellung knüpfen, daß, wie mir aus privaten 
Äußerungen vieler pfälzischer Abgeordneter bekannt 
ist, die Mehrzahl sich für die, Wiedergutmachung, das 
heißt, für den Wiederaufbau des Oberlandesgerichtes in 
Zweibrücken einsetzt. Ich höre keinen Widerspruch, ich 
darf also annehmen, daß ich mit dieser Behauptung 
recht habe. 

(Abg. Hülser: Nein! - Weiterer Zuruf.) 
- Es haben also nur zwei 'pfälzische Abgeordnete wider
sprochen, es sind aber 35 im gapzen. 

(Leichte Heiterkeit.) 

Bevor ich nun zu einer mehr theoretischen Frage über
gehe, möchte ich kurz einige Bemerkungen zu der un
genügenden Entsch1'idigung für Schöffen und Geschwo
rene machen. Immer wieder erreichen uns alle Be
schwerden darüber, daß die den Schöffen und Ge
schworenen - und besonders den letzteren - zugestan
dene Entschädigung nach einer Verordnung vom 1. Au
gust 1951 nicht mehr den Teuerungsverhältnissen der 
heutigen Zeit entspricht, und zwar gehen diese Be
schwerden Abgeordneten aller Fraktionen zu. 

(Abg. Reichling: Richtig! Es liegen viele Be-
schwerden vorf) 

Es geht doch nicht an, eihem Staatsbürger zuzumuten, 
bei der Ausübung eines Ehrenamtes noch bares Geld 
zuzulegen; und das ist hier der Fall, wie sich leicht an 
den gezahlten Beträgen nachweisen läßt. Nach der eben 
genannten Verordnung" aus dem Jahre 1951 werden für 
den Verdienstausfall im höchsten Fall 20 DM, bei Ab
wesenheit vom Wohnort bis zu 5 Stunden 4 DM, bis zu 
8 Stunden 5 DM und über 8 Stunden - ein fürstlicher 
Betrag! - 8 DM gewäh:d. Selbstverständlich ermäßigen 
sich diese Beträge bei einer Tätigkeit am eigenen Wohn
ort. Als Übernachtungsgeld gewährt die sehr spendable 
Justizverwaltung den Geschworenen 7 DM pro Nacht. 
Besonders unangenehm wirkt sich dieser Zustand aus, 
wenn ein kleiner Handwerker oder Gewe['betreibender 
bei einem Schwurgericht tätig wird, dessen Verhandlun
gen sich - wie das zum Beispiel bei einem jetzt laufen
den Verfahren in der Pfalz der Fall ist - über Wochen 
oder gar Monate hinziehen. Bei dieser Entschädigung 
für den Verdienstausfall verlieren die nicht fest Besol
deten sehr oft bedeutende Teile ihres Einkommens, wo
für sie dann einen nur ungenügenden Ersatz erhalten, 
gflnZ abgesehen davon, daß die Entschädigungssätze für 
die Auslagen, die ich Ihnen eben bekanntgab, bei wei
tem nicht ausreichend sind. 

Ich weiß, daß die Abstellung dieses Mißstandes Bun
dessache ist. Trotzdem schneide ich dieses Problem hier 
an, damit das Justizministerium in dieser Angelegenheit 
dem Bund gegenüber initiativ wird, weil diese Sache 
wirklich sehr brennend ist, was sicherlich besonders 

diejenigen Herren· Kollegen, die Anwälte und Richter 
sind, bestätigen werden. 

(Abg. Reichling: Sehr richtig!) 

Un.d nun möchte ich au'l: eine Bemerkung eingehen, die 
der Herr Finanzminister anläßlich der ersten Lesung 
des Haushaltsgesetzes gemacht hat. Herr Dr. Nowack 
hat so nebenher eine Äußerung getan über das „Zuviel 
an Rechtsmitteln" und die Bemerkung daran geknüpft, 
dieses Zuviel sei eine Schlinge um den Hals des Bür
gers. Sicherlich nicht ganz zufälligerweise haben auch 
Finanzminister anderer Länder ähnlich-e Ansichten zum 
Ausdruck gebracht. Da~·aus schließe ich, daß den Her
ren Finanzministern die Pflege des Rechts ein bißchen 
zu teuer ist, obwohl alle Fraktionen dieses Hauses -
und auch andere Landtage wie auch der Bundestag -
bei jeder Etatdebatte '·cHe Sparsamkeit der Justizver
waltung he·rvorheben. Man sollte doch die Pflege des 
Rechts nicht nach der Rentabilität beurteilen! Wenn es 
um die Belange der Rechtsstaatlichkeit geht, sollte auch 
der Herr Finanzminister nicht kleinlich sein und aus 
fiskalischen Erwägungen am Grundgesetz rütteln. 

· Diese Auffassung steht im schroffen Gegensatz zu 
der, Generalklausel des Artikels 19 Absatz 4 des 
Grundgesetzes, die besagt: »Wird jemand durch die 
öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt, so steht 
ihm der Rechtsweg offen." Diese Bestimmung bedeutet 
gegenüber dem Rechtszustand der Weimarer Zeit und' 
natürlich erst recht gegenüber dem des nationalsozia
listischen Regimes einen gewaltigen Fortsch.l'itt. Nicht 
zu unrecht wird die Generalklausel die „Königin" unter 
den Vorschriften des Grundgesetzes genannt, und es 
muß für uns als Volksvertreter ein besonderes Anlie
gen bleiben, dieses Grundrecht unangetastet zu erhal
ten. Aber auch dann, wenn der Herr Finan:z.ministe1' 
mit der „Schlinge um den Hals des Bürgel'S" nur die 
Einengung der Bewegungsfreiheit der Verwalhmg 
durch die Gerichtsbarkeiten gemeint haben sollte, die 
sich nachteilig auf den Staatsbürger auswirken könnte, 
kann ich der Auffassung des Herrn Finanzministers 
nicht folgen. Die Zahl der Verwaltungsstreitverfahren 
ist i::n Verhältnis zu der Unzahl der täglich in allen 
Bereichen der Verwaltung erlassenen Verwaltungsakte 
so unwabrscheinlich gering, daß es völlig unberechtigt 
wäre, von einer Einengung oder gar Lähmung dt;!r Ver
waltung zu sprechen. 

Der Gefahr eines e·ventuellen Mißbrauches der Gene
ralklausel dürften die Richter wohl schon alleine Herr 
werden. Den verwaltungsrechtlich gesicherten F01·t~ 
schritt, der vor allem darin besteht, daß jede Behörde 
bei jedem Gebot und bei jedem Verbot, b~i jeder Ge
nehmigung jeder Versagung, gevvissenhafte Überlegun
gen anstellen und ihre Entscheidung begründen muß, 
soll sie einer richterlichen ·Nachprüfung ·standhalten. 
müssen wir Abgeordnete mit allen uns zu Gebote ste
h,enden Mitteln sichern und wahren. Ich kann daher in 
den verschiedenen nach 1945 in Auswirkung der Gene
ralklausel des Artikels 19 Absatz 4 des Grundgesetzes 
ausgebauten Gerichtsbarkeiten nicht nur keine Gefahr 
und auch 'keine „Schlinge um den Hals des B.fu·gers". 
sondern nur einen echten Fortschritt des demokrati
schen. Rechtslebens sehen. 

Vielleicht haben wir aber zuviel Gerichtsverwaltung, 
Die nachteiligen Wirkungen zeigen sich schon, wenn em 
Abgeordneter gelegentlich der Haush.altsdebatte das 
von ihm benötigte Material zusammenstellt. Es macht 
doch schon Schwierigkeiten, den Umfang und den Auf~ 
wand der Rechtsprechung aus einer Anzahl von Ein
zelplänen'. zu errechnen. Neben den 39 Millionen, di<? 
das Land im kommenden Haushaltsjahr für die erfoi·
derlichen Gerichte ausgibt, werden die bei der Staats-

,, 
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kanZ.lei etatisierten Verw<l.ltungsgerichte über 4-00 00-0 
D-Mark, die Sozialgerichte des Sozialministeriums fast 
2 1/2 Millionen, die Arbeitsgerichte desselben Minist~
riums über 900 000 DM und schließlich das beim Finanz
ministerium erfaßte Landesfinanzgericht 160 0-00 DM 
kosten. Das sind Ansätze von zusammen fast 4 Millio
nen DM, die doch zweifelsohne ebenfalls Ausgaben für 
die Redltsprech'llng darstellen. Ich kann mir nicht den
ken daß das Auseinanderfallen der Dienstaufsicht übet· 
die 'verschiedenen Zweige der Gerichtsbarkeit verwal
tungsmäßig sinnvoll ist. Es handelt sich ja nicht ·um 
die Aufsicht über die Rechtsprechung, denn in ihrer 
Rechtsprechung sollen die Gerichte überhaupt nicht 
beaufsichtigt werden, da sie unabhängig und nur dem 
Ge...~tz unt~rwor:fen sein sollen. Somit üben die Be
hörden, welche die Dienstaufsicht über die Gerichte 
führen, ausschließlich eine justizverwaltende Tätigkeit 
aus. 
Auch Ersparnisse könnten erzielt werden, wenn 
es gelingen würde, die Gerichte verwaltungsmäßig 
näher zusammenzubringen. Braucht marn wfrklich fünf 
verschiedene Gel'ich.tsorga.nisationen, die ·- um nur 
einige Beispiele zu nennen - 'ihre eigenen Gebäulich
keiten, ihre eigene Personalverwaltung, i,hre Kraft-

. fahrzeuge und Kassen, ja sogar ihre eigenen Brief
kästen und ihren eigenen Botendienst haben?" Wenn 
das fast kaum zu verantwortende Anwachsen der Zahl 
der Staatsbediensteten auch nur zu einem .geringen 
Teil dadurch verringert werden köDll'te, so wäre dies 
allein ein Grund, die hier angeschnittene Frage einlmll 
ernsthaft zu diskutieren. 

Ebenfalls ·ist an. dieser Frage die rechtsuchende Bevöl
kerung interessiert. Es wäre· doch schön für. den Recht
suchenden, wenn er sich in allen Fragen der Recht
sprechung an äas zuständige Gericht wenden könnte. 
Stattdessen muß er bei jeder Klage, die er zu erheben 
gezwungen ist, zuerst erforschen, welches Gericht zu-

. ständig ist. Und wenn er einen falschen Rechtsweg ge
wä-hl i hat, dann wird das für ihn oft recht teuer und 
muß -manchmal mit doppelten. und d~ifachen Kosten 
bezahlt werden. Bei der Zersplitterung der Gerichts
verwaltung ist es bis jetzt nicht einmal gelungen., zum 
mindesten ei.lle stene zu schaffen, die dem Rechtsuchen
den e'ine authentische Auskunft gibt, obwohl das scli.on 
öfter von dieser Stelle aus verlarigt worden ist. Der 
Deutscl:le Anwaltstag hat auf seiner Tagung in Mann
heim im Mai 1955 mit Nach.druck gefordert, daß nur 
ein Min'isterium für alle personellen und sachliche11 
Fragen der Gerichte zuständig sein dürfte . . Ich habe 
mir sagen lassen, daß auch der Deutsche Richter-bund, 
dem dfe Richter aller Gericht~barkeiten angehören, mit 
überwiegender Mehrheit die Zusammenfassung aller 
Gerichtsbarkeiten für ein dringendes Bedürfnis häF. 
Es handelt sich - wie gesagt - bei dem hier angeschnit
tenen Problem nicht nur um die Vereinfachung und 

. Verbilligung der Verwaltung. Die Bundesrepublik und 
die Länder sind auf der Teilung der Gewalten und der 1 

Unabhängigkeit der Gerichte aufgebaut. Gerade wegen . 
dieser Unabhängigkeit der Gerichte ,jst aber ihre ver
waltungsmäßige Unterstellung ·unter !iie DienstaufsiCbt 
einer Behörde, über deren Verwaltungsmaßnahmen sie 
urteilen soll - im Rahmen also, sagen wir, einer ge
wi-.;sen Hausjustiz - , durchaus nicht unbedenklich. 

Zwar _sollte die verwaltungsmäßige Unterstellµng K:ein<! 
Möglichkeit der Einflußnahme auf die Rechtsprechung 
geben, jedoch ist der Chef der von den Gerichten kon
trollierten Verwaltungen gleichzeitig der Dienstvorge
setzte des kontrollierten-den Richters. Ich habe wirklich 
keinen Grund zu der Annahme, daß ein Verw"altungs
richter oder Finanzricht~r oder Sozialrichter sich hier 
·schon einmal hätte beeinflussen lassen. Trot2ldem bleibt 

es bedenklich, wenn d-ie Richter allzusehr mit der Ver
waltung verbunden sind, über die sie zu Gericht sitzen. 

Nicht zuletzt sehe ich eine'Gefahr darin, daß die Loya-
lität des Richters seinem Dienstvargesetiten gegenübei." 
und sein verständliches' Bestreben, beruflich.'voranzu
kommen. ihm -eine Entscheidung gegen ct"en Dieilstvor~ 
gesetzten schwer machen kann. Man sollte es d'en Rich-
tern eriparen, hier jemals in einen GewiS>Senskcinllikt 
zu .geraten, und man sollte alles V'enneiden, waa irt dem 
Rechtsuchenden Zweifel an der Objektivität des Rich-
ters aufkommen lassen kann. Das Bestreben der Fach
behörden 'Und bei den Sozial- und Arbeitsgerichten dei: 
Sozialpartner, bei der personellen Besetzung der -in 
ihrem Fachbereich ·rechtsprechenden Gerichte mitzu
wirker-.i., ist ein. berachtigtes An.liegen Ul}d rnüßte unter 
allen Umständen gewahrt bleiben. Selbstverstärirl'lich 
gi:bt es auch andere Auffassungen. In einer Betrach- . 
tung des „Deutschen Verwaltungsblattes" wird bei
spielsweise mit ebenfalls guten ·Gründen die Ansich,t 
vertreten, daß insbesondere die Herausnahme der Ver
waltung:s:gerichte aus der Hand des Mlini•ste:rpräsiden-
ten nicht opportun sei. Der Verfasser dieser Betrach-
tung geht· so weit, daß er die Einheit d'er Rechtspß~ge 
als ein ·bestechendes und darum gefährliches Schlag-
wort bezeichnet . 

Mit diesen kurzen Darlegungen habe ich'. nicht mehr · 
gewollt, meine Damen und Herren, als Sie aA?f dieses 
Problem hinzuweisen, das in den Kreisen der Inter
essierten seit langem und jetzt ern~t durch die Ent
schließung der erw~nten Anwaltstagung in _Mannheim 
zur Debatte steht.. Ich nehme an, daß wir, vor allen 
Dingen im Rechtsausschuß, zu gegebener Zeit einmal 
dieses :i;'roblem ernsthaft diskutieren sollten. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich nun zum „ 
Schluß Ihnen eine Sache berilchten, die, wie ich bei
nahe befürchte, nicht einmalig ist. Es machJt sich in 
letzter Zeit mehr und mehr, auch auf dem Gebiet der 
rech.tsprechenden Gewalt, eine sehr bedenkliche Ent
wicklung restaurativer Tendenzen bemerk!bar. Es soll 
selbstverständlich hier von mir nicht verallgemeinert 
werden und es sollen auch nicht etwa dli.e Richter 
Schlechthin restaurativer Tendenzen bezichtigt werden. 
Aber eines läßt sich wohl nicht leugnen, daß, nachdem 
nun rn Jahre seit dem Zusammenbruch vergangen sind, 
auch Richter skh "Wieder in einer Weise hervorwagen, -
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wie wir das bereits vor -1933, zu ze~ten der Weimarer '· ~= 
Republik., zur Genüge schon einmal erlebt hal;>en. ,rch. . 
will ni&t auf Einzelfälle eingehen. Es wäre äußerst 
wünscheI1S1Wert, wenn das Justizministerium diesen 
Vorgängen auch im Bereiche des Landes Rheln.l'and
Pfalz seine besondere Aufmerksamkeit schen(.Qen würde, 
ehe es zu spät ist. Ich ·Will damit in keiner Weise in 
die richterliche Unabhängigkeit eingreifen und noch 
weniger so.Jche Empfehlungen an die Adresse des Justiz
minimeriums geben . 

Damit kornrne icl1 iunächist aui meine Rede zum glei
chen Haushalt im vergangenen _J.ahr. an der gleichen 
Stelle hier zurück. Damals hatte ich an Hand mir vor
liegenden Materials, das ich im Interesse der Sa_che 
nicht deutlicher machte, dem Herrn Justizmini.,sfer d~n 
Vorwurf des Eingr_iffs in die richterliche un·abhängi.g-. 
keit gemacht, wobei ich mir durchaus der Bed_.eutung 
des VorwUrfs bewußt war. Herr Kollege Schuler, der 
nach mir sprach, glaubte aus allen möglichen Verbun
denheiten', vielleicht auch aus Koalitionstreue, den Herrn 
Justizminister in Schutz ~ehmen zu müssen und hat 
mich dabe.j. in einer für ihn ungewohnt scharfen Weise 
apostrophiert. Ich habe anschließend in einer Ausspra
che iri dieser Sache von dem Herrn Minister ein lan-
ges Schreiben erhalten, in dem im wesentlichen alle 
meine Behauptungen bestätigt wurden. Ich habe den 
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Brief bei mir und stelle ihn gern zur Einsicht ~ur Ver
fügung. Diesen Brief habe ich auch Herrn Kollegen 
Schuler zur Kenntnisnahme zur Verfügung gestellt, 
da es mir darauf ankam, nicl):t dazustehen wie jemand, 
der leichtfertig Behauptungen a.ufstellt. Ich kann Ihnen 
versichern - ich bin überzeµgt, da hier kein Zwischen
ruf des Herrn Kollegen Schuler erfolgt -, daß der sehr 
kurze Kommentar, den Herr Kollege Schuler nach Ein
sichtnahme in das Schreiben des Herrn Ministers gab, -
filr den Herrn Minister nicht gerade schmeichelhaft war. 

Nun habe ich leider, ich wiederhole leider, auch heute 
wieder Veranlassung, mich mit dein Herrn Justizmini
ster zu beschäftigen, und zwa1· mi.t einem Vorgang, 
den, sagen wir einmal, die Spatzen von allen Mainzer 
Regierungsdächern, insbesondere aber sehr laut von 
den Dächern so um den Schillerpl>atz herum, pfeifen. 
Bevor ich die Sache schildere, mi;>chte ich noch darauf 
hinweisen, daß der, Petitionsaussctruß am vergangenen 
Donnerstag sich zum Teil mit der Sache beschäftigt 
und einstimmig die Petition zurückgewiesen hat, so 
daß m~ine Behauptungen an Hand der Akten, die 
noch im Hause sein müssen, bewiesen werden kön
nen. Auch das sage ich, dam~t man mir nicht gleich 
wieder unangebrachte Vorhaltungen macht. 

(Abg. Matthes: Ist es dann so spannend?) 

- Ja, es kommt dann vielleicht besser an. Um was 
handelt es sich? Ich komme jetzt schon darauf, Herr 
Kollege! 

Dem Ju·stizministerium hat vor einiger Zeit ein An
trag auf einen Unterbringungsschein nach dem 13ler
Gesetz von · einem besonders schwer belasteten ehema
ligen Nationalsozialisten vorgelegen. Ohne Zweüel 
hätte die Ausfolgung ·des UnterbringJungsscheines nicht 
erfolgen ,dürfen, da es sich .geradezu um einen klas
sischen Fall des § 7 des eben .genannten Gesetzes han
delt. Sie kennen wohl alle den § 7, ich brauche ihn 
nicht näher zu schildern. Der zuständige Personal
referent des, Justizministeriums wollte unter Anwen
dung die~es Paragraphen die Ausfolgung ablehnen, 
worauf Sie, Herr Minister, mit Lhrer eigenen Unter
schrüt diesen Bescheid aus Ihrem Ministerium heraus~ 
gehen ließen, 

(Hört-Hfut-Ru.fe bei der SPD.) 

obwohl, wie ich nochmals unterstreiche, der Personal-
1·eferen t Ihres Ministeriums die Unterschrift bzw. die 
Geger.zeichnung zu diesem Vorgang abgelehnt hat und 
Sie sich somit nicht etwa damit herausreden können, 
Sie hätten von der politischen Belastung des Antrag
~ellers keine Kenntnis geha bt. Zur Zeit beschäftigt 
sich der Herr Innenminister mit dieser Anlegenheit 
bzw. sein Ministerium - falls er es nicht wissen s<1nte -
wie man die Sache wieder rückgängig macllen kann: 
w.as aber wohl nicht mehr möglich sein dÜrfte weil 
dieser begünstigende Verwaltungsentscheid mrttler
\veile rechtskräftig ge\vorden ist. Die I{osten zä.L'ilt der 
Steuerzahler, abgesehen von der politischen Bedeutung 
des Falles. Untel' diesen Umständen brauchen wie· uns 
ja nicht mehr zu wun<lem, daß der demokratisCbe 
Geist in unserer Verwaltung nachläßt und der reaktio
näre zunimmt, Wt;!nn sog;;1r ein Minister solche Tenden
zen wissentlich unterstützt, denn er hatte ja die Akten 
vorliegen. Dabei ist der von mir geschilderte Fall ver
mutlich nur einer, von dem wir zufälligerweise Kennt
nis bekommen haben. Dabei interessiert uns weniger 
der einzelne Fall, auch nicht die Person, als der poli
tische Sinn, der hinter diesem Vorgang zweifelsohne 
stecken muß. Daher-ersuchen wir Sie, Hetr Minister, 
uns über die Gründe, die Sie zu Ihrem vorgehen in 
diesem Fall veranlaßt haben, nachher in Ihrem Schluß
wort zu berichten, w eil ich auch annehme, daß das ge-

samte Haus sich für solche politischen Extratouren· in
teressiert. 

{Beifall bei der SPD.) 
Unter diesen Umständen wird es das Hohe Haus und 
auch den Herrn Minister nicht wundem, daß wir den 
Haushalt des Ministeriums der Justiz ablehnen, wobei 
wir betonen, daß die Ablehnung nicht zuletzt auf das 
geringe politische Vertrauen, das unsere Fraktion dem 
Herrn Minister entgegenbrinlit, zurückzuführen ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Scltultz: 
Bevor ich das Wort weiter erteile, darf ich bekannt
machen, daß die CDU-Fraktion im Anschluß an diese 
Sitzung eine Fraktionssitzung abhält. - Das Wort hat 

· nunmehr Herr Abgeordneter Simonis von der Fraktion 
der CDU. 

Abg. Simonis: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zur Vor
bereitung meiner Ausführungen habe ich als Neuling 
dieses Hohen Hauses mir die Protokolle der letzten 
Jahre über die Beratung des Justizministeriums ange
sehen. Dabei stellte ich erstaunt fest, daß es schon mal 
hocli her ging bei der Erört~ruD.g des Justizhaushaltes. 
Ich brauche nur an gewisse Namen zu erinnern, Stein, 
Sehwindenhammer, Grafe und dergleichen. Man könnte 
heute die Redner der Vorjahre beneiden um den Stoff, 
der ihnen zur Verfügung stand. Wenn es mir heute an 
solchem Stoff von eklatanten Vorgängen mangelt, die 
eine heiße Debatte heraufzubeschwören in der Lage 
wäre - ich glaube die Ausführungen meines Herrn 
Vorredners waren auch nicht von allzu großer ekla
tanter Bedeutung -, so möchte ich diesen Mangel an 
Zth-idstof! als ein gute:; Zeic"len für die Justizver•Nal
tung deute~. 

(Bravorufe bei der CDU.) 

Die Justiz scheint sich in ein etwas ruhigeres Fahr
wasser begeben zu haben. Es besteht keine Vertrauens
krise. Von einer gewissen Presse abgesehen, lesen wir 
in letzter Zeit keine großen Schlagzeilen, die sich mit 
der Justiz befassen. Nur der Fall Dr. Müller machte 
eine Ausnahme. Er erregte mal wieder die Gemüter 
aufs stärkste. Selbst unsere Frauen, die nur nebenher 
die Zeitung lesen und meist dann von hinten anfangen, 
haben morgens beim Kaffeetrinken so.fort nach der 
Zeitung gegriffen und wollten wissen, was es Neues 
gibt über den Fall Dr. Müller. 
Dieser Fall Dr. Müller ist rechtskräftig noch nfc:ht ab
geschlossen, so daß er nfcht Gegenstand einer Erörte
rung sein kann, jedenfalls nicht sein sollte. Irnmerhirl 
möchte ich an dieser Stelle doch grundsätzlich die Frage 
erörtern, inwieweit und inwiefern man sich aus Zei
tungsberichten ein Urteil zu bilden vermag. Die m.ei
sten Zeitungsleser glauben, wenn sie fleißig und getreu 
einen Teil oder gar sämtliche Zeitungsberichte über 
einen X-Fall gelesen haben, könnten sie sich nunmehr 
ein eigenes Urteil erlauben. Sie sind auch höchst inter
essiert daran, einmal einen Juristen zu diesem Fall 
zu hören, und sie glauben, die Juristen wären be
stimmt in der Lage, ein fachlich-richtiges Urteil über 
diesen Fall abzugeben. 
Dem im allgemeinen beizupflichten, lehnen aber fast 
sämtliche" Juristen ab. Gewiß, es gibt gute Zeitungsbe
ricli.terstatter, auch in Strafprözeßsachen. Aber· mei
stens sind ihre Berichte vor der Veröffentlichung redi
giert und gekürzt, die Auszüge sind in den Zeitungen 
~enig klar und präzise. 
~ich daraus ~!1"1 Urteil zu erla:uben, ist nicht gut mög
lich, auch nicht für den Juristen. Ich muß sogar sa-
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gen, nicht nur der' Zeitungsleser vermag sich kein kla
res Urteil :zru. bilden, selbst für die Zuhörer im Zu
schauerraum ist das sehr schwierig. In unserer Aus
bildungszeit saßen wir jungen .Juristen öfters im Zu
schauerraum, um zu hören und zu lernen, wie im Ge
richt gearbeitet wird. Nachdem da~ Gericht sich zur 
Beratung zurückgezogen hatte, versuchte ich, mir selbst 
klar zu werden, welches Urteil ich in diesem oder je.: 
nem Felle fällen würde. 

Ich muß gestehen, selbst als JUrlst war ich in solchen 
Fällen oft unsicher und nicht in der J,:..age zu sagen, 
ich hätte so geurteilt. Als ·ich aber später als Straf
richter eine Zeitlang tätig war, stellte ich zu meiner 
'überraschung fest, daß mir dieS als Richte~ niemals 
passierte. Am Schluß der Verhandlung war ich mir 
völlig klar darüber, welches Urteil ich zu fällen 
hatte. Dabei merkte ich den Unterschied, der darin 
besteht, ob man als Zuschauer oder als Richter eine 
Sache zu beurteilen hat. Dem Zuschauer fehlt die 
Kenntnis der Akten; ihm fehlt der persönliche Kon-

. takt mit dem Angeklagten und den Zeugen. Er sieht 
diese meistens vom Rücken her. Es fehlt ihm der Blick 
vom Auge ins Auge. Und das ist sehr wichtig und oft 
recht aufschlußreich. Mangels Kenntnis des Aktenin
halts versteht der Zuhörer oft nicht den Sinn und 
Zweck dieser oder jener Frage. Manch'e Frage betrifft 
eine ganz nebensächliche Angelegenheit. Sie ist nur 
dazu da, die Wahrhaftigkeit des Zeugen oder des An
geklagten zu ermitteln. Denn dje Feststellung der 
Wahrhaftigkeit ist ja meistens der Kernpunkt der gan
zen Verhandlung. 

Je nachdem, wie der Angeklagte oder der Zeuge rea
giert auf die nebensächlichsten Dinge, bildet sich der 
Richter sein Urteil. Und diese Entschlüsse in nebensäch
lichen Sachen sind oft wichtiger, als wenn man direkte 
Fragen zum Hauptthema an den Angeklagten oder an 
die Zeugen richtet. Alles in allem geno~en also ist es 
ratsam, auf Grund von Berichten vorsichtig und zurück
haltend zu sein in der Urteilsbildung. Wenn dies dem 
Juristen schon als Grundsatz gilt, um wieviel mehr 
sollte das für jeden anderen Beobachter gelten! 
Als Ausfluß dieser Tatsache ist es daher auch verständ-. 
lieh, daß wir in der Presse zu gewissen· Fällen niemals 
irgendwelche Erörterungen oder Spekulationen von Ju
risten finden. Die ·Juristen halten sich zurück. Sie sind 
nicht besonders pressetüchtig. Ich will damit nicht sagen, 
daß sie presseunfreundlich sind, aber sie sind zurück
haltend. Ich erweitere sogar diesen Satz und möchte 
sagen, die Juristen gehören zu den Stillen im Lande, die 
ihre Pfächt tun, ohne viel Aufhebens zu machen. Sie 
wollen mehr sein a:ls scheinen. Sie stechen mit dieser 
selten gewordenen Eigtenschaft erheblich von der übri
gen Umwelt vorteilhaft ab. 

(A:bg. Hertel: Der Herr Ebermeier!) 

Bei ihrer Re<:htslage ein klares tind gerechtes Urteil zu 
fin<len, es abzufassen und zu begTilnden, bedeutet eine 
große Geistesarbeit. Wer einmal Gelegenheit hatte, 
eine Referendarar.beit, eine pralq;ische Prü!ungsarbeit, 
zu. lesen, der weiß, wie eine solche· Arbeit mit Sacli
bericht, Gutachten und Urteilsentwµrf eine große Ge
dankenarbeit erfordert. Welche Bedeutung gewinnt so 
ein Urteil? 

Gewiß, es sch·afft ~cht zwischen den Beteiligten, es 
kommt den· Beteiligten und Anwälten zur Kenntnis, 

· W1.d dann wird es meistens eingeheftet in die Akten, 
und das Urteil , versta'Ulbt mit den Akten. Es ist damit 
kLar, qaß eine So hervorragende Geistesarbeit, die die 
Juristen leisten müssen, bei der Außenwelt lange nicb.t 
die Bedeutung gevotnnt, die ihr :rokommt, und nicht 
so gewilrdigt wird, wie .sie es verdient •. 

Wenn in einer Stadt oder in ein-er 'Gern.ein.de irgend
eine Entschieidu1.11g getroffen wird, dann hat der Bür
germeister sofort mehrere Presseleute zur Hand, die 
aus d~ Sache etwas zu machen wissen, ob drle Sache 
es n'Ull wert ist od~r nicht. Klappern gehört zwn Hand
werk - so· lautet die Zeitparole. Die Justiz s teht ~ der 
Beziehung bescheiden zur Seite und tut In der stille 
ihre Pflicht. Dies soll hier einmal an-erkenn.end ver
merkt werden. 

(Abg. Hellte!: Sie schämt sich ihrer Taten! -
Be~gung im Hause.) 

- Ich glaube, ruicht die Justiz hat es nötig, sondern die 
Angeklagten. 

(Unruhe im Hause.) 
Mit dies.er Bescheidenheit, die dem Juristen fast zur . 
zweiten Natur geworden ist , hängt es vielleicht zu
!l'<lmmen, daß der Etat der Justiz sprichwörtlich als be
scheiden bzw. als übertrieben sparsam bezeichnet zu 
werden pflegt. · 
Ich komme dra.mi.t zum Justizetat. Er liefert keine Sen
sationen, sondern bewegt sich im üblicll.en Rahmen. 
Bei der Beratung im Haushalts- und Finanzausschuß 
ging dieser Etat, wie der Berichterstatter zum Aus
druck brach<te, reibungslos über die Bilhlne. Der Herr 
Justizlm•inister, der das übliche Kriterium der Spar
samkeit immer wieder hören muß, hat sich ~n in 
den lietzten Jahren Mühe gegeben, w.enigstens nicht 
dem Vorwurf übertr.i.ebener Sparsamkeit be~gnen zu 
milsseD. So ist in den letzten Jahr.eo sd:l.on manclles 
geschehen. 
Im neuen Etat ist diese Entwicklung weitergegangen. 

1 M.a.n hat hier und da im Ausschuß sogar noch mehr 
• ,. Stellen bewilligt, als im Enthwubrf vobrgesehenhawtarMenß. 

Man hat den Etat etwas ange o en, a er man a 
gehalten. Das soll .grun<lsätzlicll; airerkiannt werden; 

1 denn Maßhalten ist j a auch eine Tugend, die sich 
! ·· beute nid:l.t allzugroßer Beliebtheit erfreut. Ich möchte 

nur wünschen, daß in den künftigen Etats zwar auch 
Maß geh.Flten wird, aber die Hoffnung zum Ausdruck. 
bringen, daß die For1lentwicklung der let7Jten Jahre 
nicht unterbrochen, sondern stetig weiter ausgebaut 
wi'Nl. 
Noch hat ·die JustizVerwaltung mit den übrigen Ver
walttmgen nicllt gleich.gezogen. Die Justizverwaltung · 
ist immer noch im Rückstand. Einige Beispiele .mögen 
das klannachen. Gewiß, der Große Saal im Gebäude 
des Justi.zm.:inisteriwns, den der Ausschuß besichtigt 
hat, ist der Würde des Gerichts entsprechend ausge
stattet. In KobLenz, Trier und 'SOllstwo we-den Neu
bauten für die Justiz errichtet. Neu emaute Räume 
si!nd angemessen ausgestattet worden. Alte und· ge-. 
li.ehene Schreibmaschinen sind durch rueue ersetzt wor
den. 

(Abg. Westenberger: Teilweise!) 
- Zum größten Teil, wie mir giesagt worden ist. 
Man hat auch neue Fotokopiennaschinen .gekauft zur 
Fertigung von Abschrifben ·und von Gnmdbuchaus
zügen. Es sollen sogar mehrere Autos angeschafft wer- · 
den, die diese Maschinen von einem Ort ·oder Amts-

1 gericht zum anderen bringen können. Sogar Grund
buch-Schreibmaschinen finden wir an einzelnen Amts
gerichten. Man sagt zur Erprobung, obwohl sie in Köln. 
schon 20 Jahre in der Erprobung stehen und sich dort 
bewährt haben. 

(Abg. Dr. Habighorst: Hört, hört!) 
Es ist anerkennenswert, daß schon etwas geschehen 
ist und etwas geschieht. Ich persönlich habe aber den 
Eindruck, daß noch viel mehr geschehen muß. Ich 
werde vor allen Dingen dep. Eindruck. nicht ganz los, 
als ob der Geldsegen der letzten angehobenen Etats 
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nur tropfenwei~ bis zu den kleinoen AmtS~richten 
durchgesickert ist und der Hauptregen bei den höhe- • 
ren Instanzen verblieb. :Sei kleinteen

11 
AmVtsgerichlltenDs~nd • I 

noch erhebliche Mängel fest:z:us ~. or a _en m
gen ist dort die Personalfrage noch keineswegs ge
klärt., 

(Lebhafte Unruhe im Hause.) 

Die Beschäftigungszahlen haben bei den Zivilsachen 
keine Steigerung erfahren. In StrafS.achen, Gnmdbuch
sachen, Erbscheinsachen, ·Zwangsvollstreckungssachen 
haben wir ständig doch mit einer Zunahme dieser Zah
len zu rechnen. 

(Unruhe im Hause.) 

Hat sich auch der Zahleruno<lus gegenüber den Voc
kriegsjahren etwas geändert, so kann man doch die 
Beschäftigungszahl der Vorkriegsjahre mit den Be
schäftigungszahlen in diesem Jahre nicht in Vergleich 
bringen; a.ber ganz allgemein gesehen ist die Besch.äf
tigung der Gerichte heute nicht geringer als in den 
Vorkriegsjahren. 

(ZurUf von der SPD: Das ist unklar!) 
Trotzdem hat bei den kleinen Amtsgerichten die Beset
zung mit den Richtern nicht Schiitt gehalten. Es sind in 
verschiedenen kleinen Amtsgerichten weniger Richter
stellen besetzt als vor dem Kriege. Auch das gesamte 
übrige Personal an den kleinen Amtsgerichten ist meist 
stark überaltert. Junge Lehrkräfte finden wir dort 
kaum. 

(Anhaltende Unruhe im Hause.) 

Die Angebote, die 
0

die Gerichte machen können, scheinen 
wenig verlock.end zu sein für junge Leute, und es bleibt 
den Amtsgerichten dann meist nichts anderes übrig, 
wenn eine Kraft ausfällt, sich ans Arbeitsamt zu wen
den. Meist bekommen sie dann nur die älteren Jahr
gänge und müssen mit diesen zufrieden sein. Es dürfte 
da ein gewisser Mangel an Beweglichkeit seitens der 
Justizbehörden vorliegen, oder vielleicht liegt es an der 
Gehaltseinstufung der Angestellten. Ich habe den Ein
druck, die Justiz kann in der Beziehung mit de~ übrigen 
Verwaltung nicht konkurrieren. Nicht nur die personelle, 
sondern auch die sachliche Ausstattung ist an den klei
nen Amtsgerichten noch irhmer nicht genügend erfolgt. 
Es besteht dort immer noch ein großer Nachholbedarf. 

So habe ich festgestellt, daß man neuerdings an Stelle 
der sonst üblichen offenen Aktengestelle sogar ein paar 
Rollschränke zu den Amtsgerichten gebracht hat, d-ie 
qualitätsmäßig sehr zu wünschen übrig lassen. Man fin
det auch diesen oder jenen neuen Schreibtisch für den 
Richter angeschafft, aber ich glaubl'!, bei einem Wett
streit in einer Kleinstadt über die „Schönheit der Ar
beit" zwischen sämtlichen Behörden, angefangen von 
der Ortskrankenkasse bis hin zum Landratsamt, würde 
das Amtsgericht ständig hinterher hinken. 
Man sage mir nicht, daß die Richter an den ländlichen 
Amtsgerichten aus lauter Bescheidenheit mit diesem 
Zustand zufrieden seien. Nein, sie bemühen sich ständig, 
aber ihre Bitten fanden bisher noch nicht das nötige 
Gehör. "Qberhaupt scheinen auch im letzten Jahr die 
Etatmittel zu Ende des Jahres etwas knapp geworden 
zu sein. Man berichtet mir, daß man von oben herunter 
gebeten habe in den letzten Wochen, in auswärtigen Ter
minen möglichst zurückhaltend zu sein, weil die vorhan
denen Etatmittel kaum mehr hinreichten. Daß das auch 
bei anderen Etats vorkommen soll, möchte ich be:zv.:ei
feln. 

(Lebhafte Unruhe im Hause.) 

Ich habe noch einen kleinen Punkt, der gerade kein 
Ruhmesblatt für die Justiz :zu bedeuten scheint. Ich finde 
da in den letzten Tagen eine Zeitungsnotiz von einem 

------···---·---·--·····. ·-„„~--· . 

Verfahren wegen Steuer- und Zollhinterziehung. Da 
heißt es: Die Tat soll von August 1948 bis 1949 begangen 
worden sein. Bereits im Jahre 1949 wurden Ermittlun
gen von der ·Zollfahndung geführt. Eine förmliche Un
tersuchung ist jedoch erst ,im August 1951 vom Haupt
zollamt eingeleitet worden. 
.Die Hauptverhandlung mit nachfolgender Vertagung 
fand am 12. März 1956 statt. 

(Abg. Dr. Habighorst: Na, 'na, na!) 

Damit schwebt das Verfahren, wie Sie wohl ausrech
nen können, fast zehn Jahre. Die Daten sprechen fiir 
sich. An wem es liegt? Ich weiß es nicht! Es kann an 
der Justiz, es kann aber auch. an der Zollverwaltung 
liegen. Da das Verfahren noch nicht abgeschlossen ist, 
mache ich. das Verfahren selbst nicht zum Gegenstand 
einer weiteren Erörterung, stelle jedoch die Zeitungs
notiz dem Herrn Justizminister zur Verfügung. 

Damit möchte ich meine Ausführungen zum Etat 
schließen und möchte zum Schluß noch einmal - wie 
es ja wohl meine ganzen Ausführungen darstellen -
an sich anerkennen, daß die Justiz unsere Anerken
nung verdient und lobenswert in der Stille fleißig ge
arbeitet hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schultz: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Wallauer von der 
Fraktion der FDP. 

Abg. Wallauer: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn man 
• als parlamentarischer Neuling zum Etat zu sprechen 

hat, dann liegt es nahe, sic.'l zunächst einmal grund
sätzlich darüber klar zu werden, was der Sinn einer 
solch.en Debatte sein kann. Wenn man dann noch der 
Verwaltung, um die es sich gerade handelt, selbst an
gehört oder doch nur vorübergehend aus ihr ausge
scrueden ist, dann erscheint es je nach Alter und Tem
perament möglich, eine doppelte Einstellung :zu haben. 
Der Jüngere und noch nicht allzu sehr Erfahrene wfrd 
gern mit vollen Segeln das Meer der Reformen befah
ren wollen und gleich mit einem Bündel neuer Vor
schläge, wie es anders und besser gemacht werden 
sollte, vor seine Hörer hintreten. Der .Ältere, Erfahre
nere und Ruhigere dagegen wird das Bestehende nicht 
so leicht zu ändern versuchen, und zwar, weil er au! 
Grund seiner längeren Erfahrung festgestellt hat, daß 
oft keine der sich für eine rechtliche Lösung anbieten
den Möglichkeiten den Stein der Weisen bedeutet. 
Meine Damen und Herren! Was haben wir Juristen -
ich meine diejenigen meiner und der noch lebenden 
älteren Generation -, auch abgesehen von den großen 
verfassungsrechtlichen Veränderungen, schon alles über 

, uns ergehen lassen müssenl Einer U..."l.serer großen Ver
waltungsjuristen - ich glaube, es war der zuletzt noch 
in dem kaiserlichen Straßburg tätig gewesene Otto 
Mayer - hat den Satz geprägt: „Verfassungsrecht ver
geht, Verwaltungsrecht besteht." - Aber meine Kol
legen von der Ver\valtung werden mir zugeben müs
sen, daß dieser letzte Satz für die letzten Jahrzehnte 
doch nur bedingt richtig iSt. Auch die Formen und 
Rechtssätze der Verwaltung haben sich gewandelt. Wie 
siebt es im übrigen bei der Justiz aus? Ich nehme ein
mal nur das Strafrecht. Als ich Referendar war, da 
haben wir uns mit dem Entwurf des neuen Strafge
setzbuches von 1925 vertraut machen sollen, der bis 
1930 sich dann zu einer Reichstagsvorlage entwickelte, 
die sogar von deutschen und österreichischen Juristen 
gemeinsam erarbeitet war. Dann kam in den dreißiger 
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Jahren das Gürtnersche. Reformwerk, das zwar von 
den Nationalsozialisten vorangetrieben und beeinflußt 
war , beileibe aber nicht nur nationalsozialistisches Ge.. 
dankengut enthielt, an welchem sogar Männer des · 20. 
Juli 1944 mitarbeiteten, die später ihr Leben lassen 
mußten. Und nun haben seit zwei Jahren erneut die 
Beratungen zur Reform des Strafrechts unter der Re
gie des Bundesjustizministers begonnen, die sicherlich 
einen Entwurf bringen werden, der sich entsprechend 
den gewandelten Anschauungen zum Teil auch wieder 
anders präsentieren wird als die früheren Entwürfe 
von 1909 bis 1930. Darüber ist nun unser gutes altes 
Strafgesetzbuch von 1871, das eigentlich eines aus dem 
Jah1·e 1851 ist, wie erst kürzlich in einem Aufsatz der 
„Deutschen Richterzeitung" gesagt wurde, ein alter 
Rock mit vielen mehr oder weniger bunten F~icken 
geworden, mit dem sich zwar, zumal nach den drei 

. notwendigsten . Anpassungen seit dem .zweiten Welt
kriege, durchaus noch befriedigend arbeiten läßt, bei 
dem es aber doch kein Wunder ist, daß er nicht mehr 
recht paßt. „Es erben sich Gesetz und Rechte wie eine 
ew'ge Krankheit fort" , heißt es schon im „Faust". 
Trotzdem will ich doch nicht von dieser zweiten, aus
schließlich resignierenden Haltung aus an den Etat 
herantreten, um damit alles· beim alten zu lassen. Ich 
werde mir sogar zum Schluß erlauben, in einer die 
Gerichtsorganisation betreffenden Einzelfrage das Mi
nisterhirn um eine Vorlage zu bitten. Ich habe den 
dritten Weg gewählt und mir - wie das auch schon 
Herr Kollege ·simonis seinerseits gesagt hat - durch 
die Lektüre der Landtagsprotokolle der letzten drei 
Jahre einmal ein Bild zu machen versucht, was die 
Öffentlichkeit und ihre Vertreter im Landtag im Ver
hältnis zur Justiz bewegt und mit welchen Anschauun-· 

·gen und Forderungen man an die .J'ustiz herantritt. 

allmähJich. in das Gegenteil zu v~rfallen und yielleicht 
allzu aufwendig zu bauen oder, was· auch eine Versu- · 

. chung. werden kann, .zu aufwendig auszustatten. Als Wir 
kürzJich nach dem Abschluß der Beratungen im Haus
halts- und Finanzausschuß drüben den neuen· Schwur
gerichtssaal besichtigen durften, da ist mir doch so ganz 
leise der Gedanke gekommen, ·was wohl in einem. so -
man möchte fas t sagen - v:ornehm .ausgestatteten Saal 
der Angeklagte s~gt, ·ehe er hier abgeurteilt. wird. '"E·s 
war stj1ön do(t ; aber ich.glaube, ffiit d1eser Art der Aus
stattung_ist doch auch 'die Grenze dessen erreicht, wa? 
wir uns.erlauben sollen. ' · 

(Abg. Detz~l: Sehr richtigl) 

Dabei will ich nicht ver'kennen, daß mir von berufener 
Seite gesa'.gt wurde, daß die staatlichen Hochbauämter 
eine gewisse eigene Dynamik. entwickeln, der gegenüber 
den Nichtfachleuten dann ·nachher riur das Staunen 

; · übrig b,leibt. Daß aber auch in diesem Jahr die Justiz 
wir~lich eine sparsame Verwaltung_ zu führen gedenkt, 
zeigt - das haben meine Vorredner schon ·dargelegt ·- ein 
Blick Ui den Etat. Bei einem Gesamtpersonalbestand von 
insgesamt 4864 am 31. Dezember 1955 soll im neuen Jahre 
eine ·Stellenvermehrung bei den planmäßigen Stellen. 
von insgesamt 54 eriolgen; das !st etWas mehr als l Pro-'· 
zent. Von diesen 54 Stellen hat der Haushalts- und Fi- · 
nanzausschuß - den sachlichen N.otwendigkeiten folgend 
- eine Mehrzahl neu eingesetzt bzw. die Streichung von 
20 Gerichtsvollzieherstellen rückgängig gemacht. Ist der 
Bedarf für diese Stellen gegeben, dann sollten sie aber 
auch - das, meine ich, ~önnten wir der Verwaltung ge- · 
genüber aussprechen - im kommenden Etatjahr besetzt 
werden, damit nicht erneut bei der Aufstel.Jung des 
nächsten Etats etwa eingewendet werden kann, sie stün:--
·den nur auf dem Papier, es sei also e in wirklicher Be-
darf nicht vorh.anden. Auch die Gesamtzahl der Stellen
anhebungen im diesjährigen Etat beträgt im h öherim 

· und oberen Dienst zusammen nur 14. Auch die Höhe der 
sachlichen Ausgaben ist wohl nicht zu beanstanden. 

W0ran liegt es nun, ~eine Dan:i.en und Herren, d~ß 
die kritische Stellungnahme zum Etat der Justizver.:. 
waltung im übrigen - das haben auch die heutigen 
Ausführungen der beiden Kollegen Kuraner und S i-

1

; monis wieder zum Ausdruck gebracht - immer eine 
gewis9e Verlegenheit erkennen läßt, weil die E tatde-

1 · batte an grö~eren Gesichtspunkten nicht orientiert 
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Da ist zunächst das Lob der traditionellen Sparsamkeit, 
das auch heute wieder von allen Seiten erklungen ist. 
Wenn ich nicht irre, hat der Herr Minister selbst einmal 
ausgeführt, daß ihm dieses Lob nicht ganz geheuer sei, 
und daß man doch die Anliegen, die man etwa habe, zu ' 
entsprechenden Änderung'svorschlägen verdichten .solle. 
Ich meine, daß die Justizverwaltung sich der Sparsam
keit eigentlich nkht zu schämen braucht. In der Stellen
plankommission, die vor Beginn der Beratungen des 
Haushalts- und Finanzausschusses getagt 'hat, ist dem 
Ve;mehmen nach von Frau Kollegin Dr. Gantenberg; mit 
einem leicht ironischen Unterton von der Justiz als von 
der „ besonders vornehmen Behörde" gesprochen wor
den, und zwar deswegen, weil sie im Ministerium riur 
mit einer einzigen A 2 c2-Stelle vertreten sei. Das ist von 
den Herren des Ministeriuµis im Ausschuß klargestellt 
worden. Ich meine aber, das liegt doch auch daran, daß 
.die Justiz zu den fünf° sogenannten „klassi.Schen" Ver
waltungen gehört, deren Eigenart schon im frühen 19. 
Jahrhundert geprägt worden ist. Von diesen fünf Ver
waltungen ist nun eben die .Justizverwaltung diejenige 
geblieben, die sich auc."1 der l\!atur der Sache nach am 
wenigsten auszuweiten brauchte. I;leshalb ist es kein 
Wunder, daß sie auch die sparsamste geblieben ist, ja ich 
darf den Gedanken ei~mal anders wenden und ausspre
chen, daß docll auch eine Pflicht zur Sparsamkeit ganz 
allgemein besteht. In den Etats der letzten J~hre und 
auch im diesjährigen Etat sind wiederum nicht unbe
trächtliche Mittel für notwendig gewordene Bauten der 
Justizverwaltung ausgeworfen word,en. Ich bin der 
letzte, der sich nicht darüber freute, zumal das letzte 
Jahr gerade in meiner Heimatstadt :Kreuznach einen 
großen Fortschritt gebracht hat und noch bringen wird, 
und zumal auch von allen Etatrednern die ·häufig unzu
reichende Unterbringung und die Arbeitsmöglichkeiten , 
der Richter und Bürobeamten immer wieder beanstan- 1 

det worden sind . Aber wir. wollen uns doch hüten, etwa · 1 

1 

werden kann? Gestatten Sie mir, daru einen ketzeri...: · 
· schien Gedanken zu äußern, mit dem icll aber weder 

. .i. ~\ l 
dem Herrn MinisteI"P.räsidenten - er ist zwn Glück 
n~t~- • . 

(Heiterkeit im Hause.) 

noch dem Herrn Justizminister zu nahe treten will . 
Das materielle Recht, das vor allem unsere ordent
Hchen Gerichte anwenden, ist ja .seit der Mitte des 
19. Jahrhunderts fortschreitend allgemein deutsches 
Recht. Reichsrecht und seit 1949 wieder Bundesrecht 

· geworoen; aber aucti d>i.e umfassenden. Verfahrensrege
lun.g.en der ZivilprOz.eßordnung, · der Konkursordnung 
und Strafprozeßordnung tragen seit fast so J a hren 
reicbs.rech.tlichen Charakter, Die Justizverwaltung aber 
blieb .Angelegenheit der Einzelstaaten und L änder, 
nicht ZJ.l~tzt wohl w~ des festen traditionellen Ge
füges vor aHem der preußis<:hen, aber auch der früher 
süddeutschen· Justizverwaltungen. 193.5 brachte d.ann 
dlie V~lich.ung der Justiz; gewiß, unter natiooal
sozialistischem Vorzeichen und mit verhängnisvoller 

· nationalsozi:alistischer Zielsetzung, aber. doch auch in 
organischer Weise die Entwicklll!llg des Bestehenden . 
Fürchten Sie nicht, daß wir den <Starken iöderalisti
s~n Einsatz der Jahre 1946 ibi:s 1948 verkennen und 
jetzt ~chon an der Lä-~derjll.9ti~ rütteln wollen. Das 
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war das, was ich yorhin angedeutet habe, als ich zum 
Eingang meiner Ausführungen von Vorschlägen zu 
größeren Reformen abzusehen versprach. Aber ich dar! 
es doch ieinmal aussprechen, daß die Entwicklung auf 
dem GeOiete der Justizverwaltung a.uch jetzt wieder 
einen Zug zur unitarischen Gestaltung zei-gt, und es 
war und ist ein altes liberales Anliegen, daß Verwal
tungen, bei denen ein echtes föderalistisches Bedürfnis 
nicht besteht, auf die Dauer gesehen doch vereinheit
licht werden sollten. Der Oberlandesgerichtspräsident 
in Kiel etwa wird seine Aufgaben 'ün wesentlichen 
nicht anders etleCügen als der in Darmstadt, und wir 
haben gerade in unserem eigenen Lande da-s beste Bei
spiel, wie ·sich die preußische Tradit~on in Kobl-enz und 
die bayerische in Neustadt - oder nach dem Willen 
des Herrn Kollegen ;Kuraner künftig in Zweibrücken 
- haben vereinigen und werden vereinigen lassen. Es 
mag vielleicht noch 20 bis 3-0 Jahre dauern, bis der 
Ruf nach Vereinheitlichung lau·rer erschallt; aber ich 
glaube, diese Entwicklung steuert einmal diesem Ziele 
zu. 

Eigentlich habe ich diesen Sachverhalt nur deshalb er
wähnt', um darzubun, wie wichtig ;gerade auf dem Ge
biet des Rechtswesens die Mitarbeit der ·Landesregie
rung im Bundesrat ist. -

Ich habe die Reform des Strafgesetzbuches schon· er
wähnt. Das Rechtspflegel:'gesetz, die Bundesrechtsan
w.altsordnung, die Bundesn<>taro.rdnung werden die 
nächsten gesetzgeberischen Arbeiten seip., <:Jie teilweise 
dem ersten B.undestag schon vorgelegen haben. Ein 
weiteres, bedeutsames Gesetz wird alsdann das Bun
desrichtergesetz sein, dem nach Artikel 98 Absatz 3 
des Grundg.esetzes die Landesrichtergesetze folgen sol
len, wozu der Bund dann ein Rahmengesetz erlassen 
kann. Die Fra.ge der Richterbesoldting, die vielen von 
Ihnen - auch in meiner eigenen Fraktion - als ein be
sonderes heißes Eisen erscheint, will und brauche ich 
heute nicht anzuschneiden; aber irgendeinmal werden 
wir uns danlit auseinan<lersetzen müssen. 

Herr Kollege Kuraner ha,t mir erfreulicherweise in sei
nen Ausführungen .schon ein Thema vorweggenommen, 
das ich da.rum nur zu streifen brauche. Es ist abEr ein 
Thema, das wirklich in jeoem Jahr der Erwähnung 
wert und auch ein ernsthaftes Anliegen deswegep ist, 
weil die Verwirklichung dieses Wunsches eine echte 
Maßm1hme der Verwaltungsyeform und dainit eine 
Rationali'Sierung und Ersparnis bedeuten würde. Das 
wäre - Herr Kollege Kuraner hat das xorhin schon 
ausgesprochen - eine Vereinheitli:chung der Gerichts
barkelten, 'worunter man einmal die einheitliche Fe
derführung für die Gerichtsverfassung und die Ver
fahrensgesetze verstehen kann, sodann die einheit
liche Dienstaufsicht in Bund und Ländern über die 
verschiedenen Gerichtsbarkeiten, die dem Justizmini
sterium gebührt und nicht bei den anderen Verwaltun
gen konzentriert werden sollte. Ich möchte aber noch 
etwas hier hinzufügen, was Herr Kollege Kuraner 
rucht erwähnt hat. Auch für das Berufsbild des Rich
ters sellbst \vürde diese Vereinheit1ichung der Ge
r!chtsbarkeiten eine nicht unerhebliche Bedeutung ha
ben. Ich meine, es seien in den 20er Jahren gerade die 
Herren von der SPD gewesen, die damals doch dem 
ordentlichen Richter - dem ordentlichen Richter im 
techni5chen Sinne - immer mit einem gewissen Miß
trauen entgegen·getreten sind, und zwar aus der da
maligen Situation heraus, die' sich allerdiings heute 
weitgehend gewandelt hat. 

(Abg. Hertel: Wir sind bald wieder so weit!) 

- Ich glaube es nicht, Herr Kollege Hertel! Wenn man 
sd1on dem Richter mit Recht zumutet, daß er sich mit 

den sozialen und wirtschaftlichen Gegebenheiten unse
rer heutigen Zelt vertraut machen soll, dann soll man 
.es .ihm doch auf die einfachste Weise ermöglichen, das 
zu tun, näm.lich nicht nur durch Lektüre - die doch 
immer einen etwas theoretischen Charakter hat - , 
sondern dadurd:l, daß man ihn mit den vorkommenden 
Fällen des A.Dbeits- und Soriallebens befaßt. Ich we:ß 
noch, wie sehr es im Jahre 1.928 beim Erlaß des Ar
beitsgerichtsgesetzes begrüßt wurde, daß die damalige 
Arbeitsgerichtsbarkeit mit der ordentlichen Gerichts
barkeit schon in der ersten Instanz organisch. verbun
den gewesen ist. Ich. denke an so manchen Kollegen, 
der aus der orderutlichen Gi:lrichtsbarkeit - also nicht 
von den Gewerbe- u.nd Kaufmannsgerichten - kam und 
sich in einer ganz vortrefflichen Weise in diese neue 
Gerichtsbarkeit eingearbeitet ·und eingelebt hat und 
ganz vorzüglich mit seinen Beisitzern - d.amals waren 
ja auch schon die Laienbeisitzer aus den Berutsver
bänden tätig - zusammenarbeitete. · 

(Abg. Ritter: Es gab aber auch gegenteilige 
Erfahrungen in dieser Zeit!) 

- Ich will nicht bestreiten, daß auch gegenteilige Erfah
rungen gemacht worden sind, das mag aber dann wohl 
mehr in der Person des einzelnen gelegen haben ; denn 
ich gebe zu, daß nicht jeder das Zeug dazu hat, gerade 
auf diesem Gebiet tätig zu 'sein. Aber, meine Herren, 
dann ist es doch möglich, daß auf dem Wege der Ge
schäftsverteilung derjenige Kollege diese Tätigkeit beim 
Arbeitsgericht oder beim Sozialgericht übernehmen 
kann, dem sie aus Neigung oder aus seinen Kenntnissen 
oder Erfahrungen heraus besonders liegt. Verkennen Sie 
nicht den schweren Mangel, den die getrennte Entwick
lung bedeutet, indem sich die verschiedenen Gerichts
barkeiten so auseinanderentwickcln, daß nachher keine 
die andere mehr so versteht, wie es eigentlich notwen
dig wäre. Die Trennung bedeutet auf die Dauer eine 
Entleerung der ordentlichen Gerichtsbarkeit, die gerade 
in unserer Zeit nicht zu vertreten ist. 

(Abg. Ritter: Sie haben sich in den letzten zehn· 
Jahren in d(;\r Praxis ausgezeichnet bewährt!) 

.- Ich will gar nicht bestreiten, daß sich die Sozial- und 
Arbeitsgerichtsbarkeit bisher zufriedenstellend entwik
kelt haben, aber ich spreche ja nicht davon, daß sie sich 
an sich bewährt haben, sondern davon, daß sie sich be
währen könnten, in noch stärkerem Maße durch die 
Vertrautmachung und Vertrautheit a 11 er unserer Rich
ter mit diesen Dingen. Ich brauche nur daran zu erin
nern, daß der Wechsel zwischen Staatsanwaltschaft und 
Gericht dem Strafrichter eine größere Gewandtheit ver
schafft. Wir haben zwar in Preußen diesen Wechsel nicht 
in dem Maße gekannt, wie er in Bayern verwaltungs
mäßig geregelt war, und ich glaube, auch in Hessen hat 
diese Regelung gegolten. Diese Parallele kann man auch 
für die von mir behandelte Frage ziehen. · 

Natürlich würde eine einheitliche Gerichtsbarkeit auch 
eine Konsequenz haben müssen für die Schulung der 
Richter, üf:>er die ja jetzt noch nicht das letzte gesagt ist. 
Herr Minister Dr. Zimmer hört mir gerade zu. lch gebe 
zu, daß" man in der inneren Venvaltung, vor allem in 
Preußen, eine sehr alte Ausbildungstradition nach die

' ser -Richtung gehabt hat. Es war - glaube ich - früher 
so, daß diejenigen Kollegen, die in die innere Verwal
tung gingen, 6 Monate lang die allgemeine Ausbildung 
mit durchmachten, daß sie dann aber zu Regierungs
referendaren ernannt wurden und später gesondert von 
den Juristen die höhere Staatspr~ung ablegten. lch 
kann mir denken, daß diese Ausbildung ihren besonde
ren Wert hatte, und ich will mir auch heute nicht an
m a ßen, in dieser Beziehung schon das letzte Wort - auch 
nicht als meine eigene Meinung - zu sprechen. Es ist 
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möglich, daß hier vielleicht eine Ausnahme gemacht wer
den könnte. Die Meinungen darüber gehen noch sehr 
auseinanper, und diese Angelegenheit bedarf noch sehr 
eingehender· Uberlegungen. 

Ich möchte aber noch auf einen Ausspruch zurückkom
men, der in der Diskussion über die Aufspaltung 
der Gerichtsbarkeit einmal gebraucht worden ist 1,1.nd 
der mir sehr sprechend erscheint. Es wurde gesagt, daß 
das, was wir jetzt erleben, dazu führt, allmählich jedem 
Ressort seine eigene Hausgerichtsbarkeit zu versch,affen. 
Es wird schon davon gesprochen, daß auch das Ressort 
des Wirtschaftsministeriums bereits eine solche Haus
gerichtsbarkeit. erstrebe; ich weiß nicht, .ob sich das auif 
unser Land bezieht, ich glaube aber, es war wohl mehr 
in der allgemeinen Diskussion über den Bund davon die 
Rede. · 

(Zuruf: Die Finanzgerichtsbarkeit!) 

- Die Finanzgerichtsbarkeit ist die fünfte und bisher 
letzte besondere Gerichtsbarkeit; es ist vorhin schon 
von den fünf einzelnen Gerichtsbarkeiten gesprochen 
worden. 
Ich will jetzt noch kurz einige Einzelfragen anschneiden, 
ohne daß ich sie damit in einen systematischen Zusam
menhang bringen möchte. Ich erwähne sie so, wie sie 
mir nacheinander in den Sinn gekommen sind. Meine 
Damen und Herren, es ist mir gesagt worden, daß bei 
einer Verurteilung zu lebenslänglichem Zuchthaus es 
allmählich üblich geworden sei, daß nach einer gewissen 
Zeit ein Gnadengesuch eingereicht wird, das dann in 
Abständen immer wiederh9lt wird, und daß sich daraus 
dann sozusagen ein Anspruch ·entwickele, daß nach 15 
oder 20 Jahren auch ein zu lebenslänglichem Zuchthaus 
Verurteilter begnadigt ,_,,erden müsse. 

Vizepräsident Schultz: 
Herr Abgeordneter, ich bitte, etwas mehr ins Mikrophon 
zu sprechen, weil Ihre Ausführungen hinten im Saal 
schwer zu verstehen sind. 

Abg. Wallauer (fortfalirend): 

Dankeschön, Herr Präsident! 
Ich ·verstehe schon, daß die Verurteilung zu lebens
länglichem Zuchthaus mit einer außerordentlichen Tra-: 
gik verbunden sein kann, 

{Abg. Hertel: Das ist eine unangenehme Sache!) 

oder' sogar notwendigerweise verbunden ist, das ist ja 
selbstverständlich. Aber, meine Damen und Herren, 
wer gegen die Todesstrafe ist und dafür die lel:>ens
längliche Zuchthausstrafe eingeführt hat, der muß ja 
mit dieser Konsequenz von vornherein gerechnet ha
ben. Ich glaube, man muß sich dann damit abfinden -
ich will dabei Ausnahmen, die kriegsbedingt oder 
durch besondere Verhältnisse verursacht sind, ·nicht 
berücksichtigen -, daß diese tragische Situation ein- · 
tritt. Damit will ich aber nicht sagen, daß niemals eine 
Begnadigung erfolgen dürfe; es gibt sicherlich Fälle, 
in denen auch das möglich ist. Im ganzen aber ist das 
ein Problem, das - glaube ich - doch nur so gelöst 
werden kann, daß dem Gesetz nach dem Willen des. 
Gesetzgebers Genüge getan wird. · 

Dieses Problem führt zur Gnadenpraxis im allgemei
nen, die ich jetzt aber nicht näher behandeln will. Ich 
möchte nur etwas erwähnen, was man aus der . Erfah
·rung der täglichen Praxis heraus sagen. kann. Ich 
glaube, in dieser Beziehung müssen wir uns als Ab
geordnete doch etwas zu Gemüte führen. Im beziehe 
mich hier jetzt ein, obwohl ich selbst noch keinen Fall 
in dieser Art erlebt habe. Es kommt des Öfteren vor,· 
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daß man glaubt, für jemand, der im eigenen Bezirk 
verurteilt worden ist und Gnadengründe geltend macht, 
auch dali.n ein gutes Wort einlegen zu sollen, wenn es 
zwar aus der persönlichen Situation heraus vertretbar 
erscheint, im Vergleich aber zu anderen Fällen, in de
nen auch keine Gnade .geübt wurde, im Grunde· ge
nommen doch nicht vertretbar ist. Das Institut der 
Gnade ist ein Ausnahmeinstitut; es soll Umstände be
rücksichtige.n, die der Richter noch nicht berücksichti
gen konnte oder die für die Strafzumessung überhaupt 
keine Bedeutung hatten. Es sind zum Beispiel beson
dere Härtefälle, die nachträglich in einer Familie ein
treten ~önnen; dann kann ein Gnadengesuch -gerecht
fertigt sein. Das Institut der Gnade verliert aber an 
Bedeutung, an Kraft und an Wirksamkeit, wenn es 
sozusagen dem alltäglichen Brauch anheimgegeben 
wird, und das sollte ll.icht erstrebt werden. 

Etwas Ähnliches gilt - obwohl das systematisch nichts 
damit zu tun hat - · von der Vollstreckung. Ich kann 
mich erinnern, als Amtsrichter oft Gesuche um Auf
schub der Vollstreckung gelesen zu haben, die damit 
begründet waren, daß doch nun ' die Frühjahrsbestel
lung anfange, und da möchte -der Verurteilte seine 
Strafe nicht gerade antreten, das könnte doch noch 
einige Monate hinausgeschoben werden. Wird dann die 

· V ollstreck.ung einige Monate hinausgeschoben, dann 
kommt die Zeit der Ernte, dann kommt der Herbst, 
und es geht wieder niclit, oder dann müssen in der 
Stadt die. Kartoffeln verkauft werden, und es ergibt 
sich die Notwendigkei~ daß dies oder jenes anq.ere für 
die Familie vorbereitet werden muß. Zwei Monate 
später ist dann Weihnachten, dann geht es natürlid:l. 
auch nicht. ICh glaube also, daß hier eine gewisse Diszi
plin geübt werden sollte, und ich bitte doch um Ver
ständnis für die Praxis der Strafverfolgungsbehörden 
u.nd in ieiztey Instanz auch des lviinisieriums. Wenn 
nicht allen Wünschen stattgegeben wird, dann darf 
nicht gleich der Vorwurf erhoben werden, die Justiz 
hänge am Paragraphen, sie sei lebensfremd oder. sie 
sei hart dort, wo s.ie nicht hart zu sein brauche. 
Herr Kollege Hülser - er weiß, daß ich ihn persön
lich sehr hoch schätze - hat kürzlich in einer Pro
zeßsache der Justizverwaltung einen Angriff auf diese 
gestartet, als er den letzten Bericht des Petitionsaus
scll.usses erstattete. Nachdem ich mich darüber infor
miert habe, wie der Fall lag, kann ich diesen Angriff 
do.ch ·nicht ganz unervndert lassen. Dieser Fan Burbach 
zeigt meines Erachtens, daß man auch als Mitglied ei
nes Gremiums, dessen Aufgabe es ist, die Dinge ob
jektiv zu prüfen - ich habe durchaus das Vertrauen 
zu dem Kollegen Hülser und zu dem Petitionsausschuß, 
daß die Dinge so gep,rüft worden sind -, daß man sich 
wirklich erst vollständig unterrichten soll, ''ehe man 
über den betreffenden Fall ein Urteil abgibt. Herr 
Kollege Hülser hat nachträglich zum Ausdruck. ge
bracht - das muß ich dem Herrn Minister jetzt sagen-, 
die Justizverwaltung hätte ihm nicht geantwortet auf 
seine letzten Vorstellungen. 

(Abg. Hülser: Innerhalb der geschäftsordnungs-
mäßigen Frist hat sie nicht geantwortet!) 

Ich kann mich an den Fall aus meiner eigenen Ko
blenzer Zeit ni~t mehr genau erinnern, obwohl ich 
meine, er wäre mir damals irgendwie durch die Finger 
gegangen, ein Fall von 1947, daß jemand zunächst bei 
den Franzosen in Haft war, ein früherer politischer 
Kreiskommissar, dann ist er am 2. Septemqer 1947 in 
deutsche Haft gekommen und hat 6 Wochen in Haft 
gesessen. Diej enigeri Kollegen, die damals schon im 
Landtag waren, erinnern sich noch an die Verhältnisse, 
wie sie damals in Koblenz gewesen sind. Sie erinnern 
sich vielleicht noch an den Kriminalrat Zimoch, den nicht 
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wenige'Leute gefürchtet haben, weil er sie - Herr Kol
lege Dr. Habighorst nickt aus seiner Kenntnis der Dinge 
mit dem Kopf - plötzlich abservieren konnte. Ein sol
cher Fall war der Fall Burbach. We.nn nun dieier 
Mann, der, wie ~ angibt, 6 Wochen in deutscher Haft 
gewesen ist, Schäden erlitten haben will, die ihn heute 
zu Forderungen veranlassen, die man, ich muß schop 
sagen, zahlenmäßig als astro.nomisch bezeichnen muß, 
dann, glaube ich, war es die Pflicht unserer Justiz
verwaltung, dem nicht ohne weiteres nachzugeben, 
sondern zunächst einmal feststellen zu lassen, was 
denn an dieser Forderung berechtigt war. 

(Abg. Kuraner: Ich bin erfreut, daß Sie die Sache 
anschneiden, a.bel'. sie hat doch etwas zu lange ge-

. dauert!) 
- Herr Kollege Kuraner, ich will nicht sagen, daß das 
Verfahren in jeder Phase ordnungsmäßig und richtig 
gewesen ist. Aber ich meine doch - das muß ich einmal 
sagen -, wenn sich die Justizverwaltung hier gewehrt 
hat, dann hat sie sich mit Recht gewehrt. Man kann 
sehr verschiedener Meinung sein über das Urteil des 
Bundesgerichtshofes, das allerdings in der ersten Phase 
zugunsten des Verurteilten ergangen ist. Im übrigen will 
ich mich auch weiter' nicht äußern, denn der Fall ist in
soweit noch nicht abgeschlossen. 

(Abg. Hülser: Aber an wen sollen wir uns noch 
halten, wenn nicht an das Bundesgericht?) 

- Herr Kollege Hillser, der Bundesgerichtshof in Ehren. 
Aber es ist nicht ausgeschlossen, daß· auch er einmal ein 
Urteil fällt, das von rechtlichen Erwägungen ausgeht, 
deren Richtigkeit zum mindesten bezweifelt werden 
kann. Das tut dem Ansehen des Bundesgerichtshofes 
keinen Abbruch ,· wenn ich das einmal hier in dieser Form 
ausspreche. Ich glaube es nicht besser beweisen zu kön
nen als durch den Hinweis auf die Tatsache, daß von 
Zeit zu Zeit sehr wohl auch Senate des Bundesgerichts
hofes, wie schon die früheren Senate des Reichsgerich
tes, ihre Meinung in einer grundlegenden Frage ändern. 
Damit sei zu dem Fall .genug gesagt. Ich wollte den Herrn 
Justizminister hier in Schutz nehmen, weil ich der Mei
nung bin, 'daß ihm ,aus der Sachbehandlung in diesem 
Falle - abgesehen davon, daß er Ihnen nicht geantwortet 
hat, das mag er vielleicht nachher Ihnen selbst noch er
klären - kein Vorwurf zu machen ist. 

Herr Kollege Simonis hat vorsichtig - ich wunderte 
mich, daß es Herr Kollege Kuraner nicht getan .hat -
den Fall Dr. Müller angeschnitten. Ich gedenke mich mit 
dem Fall Müller aus demselben Grunde nicht ausführ
licher zu beschäftigen, als es die beiden Herren getan 
haben. -Er ist noch nicht abgeschlossen. Es ließe sich 
manches darüber sagen. Zwei allgemeine Gesichts
punkte will ich nur hervorheben, ohne irgendwie auf 
den Fall selbst Bezug zu nehmen. Der Fall hat ergeben, 
wie außerordentlich wichtig doch die Führung eines sol
chen Prozesses durch geeignete Persönlichkeiten ist, wo
bei dieser Prozeß ja besondere Schwierigkeiten von An
fang an geboten und in seinem weiteren Verlaufe auch 
hervorgerufen hat. Man kann - ohne dem Vorsitzenden 
irgendwie zunahezutreten, das will ich durchaus nicht -
diesen Schluß daraus ziehen, daß die Landgerichtspräsi
denten, die ja ihrerseits die Schwurgerichtsvorsitzenden 
vorzuschlagen, und die Oberlandesgerichtspräsidenten, 
die sie endgültig zu ernennen haben, stets solche Vorsit
zenden vorschlagen bzw. ernennen sollten - das gilt ge
rade für Schwurgerichtsverfahren - , die auf eine erheb
liche Erfahrung strafrechtlicher Art zurückblicken kön
nen, wobei ich nicht weiß, wie es in diesem Falle im ein
zelnen gewesen ist, weshalb ich mir auch diesen Hinweis 
erlaubt habe. 
Vielleicht kann man noch ein anderes Problem anschnei
den. Der §.244 der Strafprozeßordnung - das darf einmal 
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hier gesagt werden - bringt eine Vorschrift darüber, 
wenn Beweisanträge .abgelehnt werden können. Die 
Vorschrift ist nich.t geradezu eng, aber sie legt doch dem 
Gericht Schranken auf, die man nicht verkennen darf, 
wenn man über derartige Prozesse ein Urteil ab
geben soll. Es heißt im Gesetz: 

Ein Beweisantrag darf n'Ur abgelehnt werden, wenn 
eine Beweiserhebung wegen Offenkundigkeit über
flüssig ist, wenn die Tatsache, die bewiesen werden 
soll, für die Entscheidung ohne Bedeutung oder schon 
erwiesen ist, wenn das BeweiSmittel völlig ungeeig
net oder wenn es unerreichbar ist, wenn der Antrag 
zum Zweck der Prozeßverschleppung gestellt ist oder 
wenn eine erhebliche Behauptung, die zur Entlastung 
des Angeklagten bewiesen werden soll, als wahr 
unterstellt werden muß. 

Fürchten Sie nicht, daß ich zur Kommentierung im ein
zelnen übergehe. Aber wenn Sie nur flüchtig zugehört 
haben, dann werden Sie mir zugeben, daß es nicht ganz 
leicht ist, als Vorsitzender, zumal noch als Vorsitzender, 
der ja mit zwei beisitzenden Richtern und sechs Ge
schworenen zu tun hat, immer in einer sachgemäßen 
Weise fertig zu werden. Es fragt sich, ob bei der künf
tigen Reform der Strafprozeßordnung hier vielleicht 
nicht eine elastischere Fassung gewählt oder ein anderer 
Ausweg gefunden werden könnte. 

Weshalb ich mich dem Fall Müller kurz zugewandt habe, 
dafür gibt es noch einen anderen Gi·und, und zwar die 
Frage der Gerichtsberichterstattung, wenn auch nicht 
die Berichterstattung im engeren Sinne, wie sie in den 
Zeitungen erfolgt. Ich habe nicht an jedem Tage den 
Prozeß verfolgt, sondern nur gelegentlich einen Aus
schnitt daraus gelesen in der „Frankfurter Allgemeinen" 
oder einer anderen Zeitung. Ich muß sagen, unsere gro
ßen Zeitungen h.!!_ben eigentlich in einer sachgemäßen 
und vernünftigen Weise darüber berichtet. Das habe ich 
an der „Süddeutschen ~eitung" festgestellt und bei der 
„Frankfurter Allgemeinen Zeiti.mg". Was aber wenig er
freulich ist - ~ich hoffe doch, daß Sie mit mir darüber 
übereinstimmen -, das ist die Artikelserie in einer Illu-
strierten, · 

(~ifall im Hause.) 

von der man doch sa·gen muß, daß sie über cLas 7.iel 
dessen hinaussch.ießt, was da vielleicht als Erziehung 
zum Recht oder als sachgemäße und objektive Unter
richtung über einen Fall vorgetragen wird. 

(Sehr richtig! im Hause. - Abg. Kuraner: Das ist 
!1Ur ein Geschäft und sonst nichts!) 

Meine Damen und Herren! Wenn hier -in einer dies~r 
füni Nummern d~s „Quick" folgender Satz steht: 

Selbst alte erfahrene Juristen schütteln immer mehr 
den Kopf ... Wann ist ,e ein deutsches Gericht mit 
ei·nem Angeklagten so b1arbarisch umgesprungen 
und wann gab es je einen Prozeß, indem eine an 
sich glaubhafte Darstellung des Angeklagten durch 
voreingen<>mmene Zeugen und selbstherrliche Gut
achten so ausgelöscht wuroen wie in diesem Fall .. . 
Hier lesen sie zum ersten Mal, was Dr. Müller ei
gentlich behau·ptet und was der Staatsanwalt nicht 
glauben will. 

Das geht meines Erachtens über das Ziel und das 
Maß einer Berichterstattung, wie sie sein soll, bei 
weitem hin;;i.üs. Wenn Sie in einer der letzten Num
mern des „Quick", wo nicht mehr der Prozeß Dr. Mül·· 
ler, sondern der Giftmordprozeß Wolfsitter aufgerollt 
wird, lesen: 

Das Urteil des Schwurgerichts Frankenthal vom 
28. November 1950 ist ein Justizmord „ .. 
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- ich unterstelle einmal, daß dieses Urteil nicht richtig 
gewesen sei, wofü.:r es dann ja Mög1ichkeit.en. gibt, das 
Verfahren wieder aufzunehmen -, dann kann ich nur 
den Herrn Justizminister bitten, hier doch eine Über
legung. a=ustellen, 'wie unsere Richter vor s-olchen An
würfen geschützt werden können. 

(Beifafä im Hause. - Abg. Hülser: Das schreibt 
ein Jurist!) 

- Herr Kollege Hülser, es ist .gut, daß Sie mich dara;uf 
aufmerksam. machen. Es scll.reibt d~s der Sohn des 
früheren Oberreichsan;walts Dr. Ludwig Ebermayer, 
desselben Juristen, der uns Älteren bekannt ist durch 
seine entscheidende Mitarbeit an dem sogenannten 
Leipziger Stivafrechtskommentar und der - das-'ist doch 
recht interessant - ein sehr interessantes und fTüher 
häufig gebrauchtes Studienbuch für unsere jüngeren 
Referendare neu beairbeitet hat. Ich will Herrn Dr. 
Ebermayer junior, der auch andere vernünftigere Dinge 
geschrieben hat, nicht zu nahe treten. Ich weiß n.icht, 
ob der Vater sich da nicht eigentlich im Gr.abe herum
drehen würde, wenn er so etwas 'läse, wie der Sohn 
nun hier die Justiz behan<lelt. 

(Abg. Dr. Habighorst: Das kann ja gar nicht 
der Sohn sein. Hier liegt ein Irrtum vor!) 

- Ab~,;- der Name ist sch•on öfters genannt worden. 

(Abg. Dr. Habighorst: Da muß man sehr vor-
sichtig sein. Es gibt auch viele „Mayer'' !) · 

- Das kann ich nicht beurteilen, Herr Kollege. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich jetzt zu· 
der praktischen Anregung kommen, die ich am An
fang n;ieiner Rede angekündigt habe. Herr KQ}lege 
Kuraner hat mir so2lllsagen den Weg mitgewiesen da
duxch, d:aß er auch eine Anregung gegeben. hat für die 
Verlegung des pfälzischen Oberlandesgerichtes. 

Ich kann dazu nicht Stellung nehmen, das müssen die 
Pfälzer unter sich ausmachen. Aber etwas anderes. Im 
Jahre 1952 hat der Landtag sozusagen ein-en Vorstoß 
im Sinne einer Verwaltungsreform im Bereich der 
Justiz gemacht, indem er auf eine en~p.rechende Re- · 
gierungsvorlage damals das Gesetz über die Auflösung 
des ~tsgerichts Grumbach beschlossen hat. ES? war 
ein mutiges Gesetz. Natürlich_ konnte das nur - der 
Herr Fmanzminister hat zu der Auflösung einiger Be
hörden in seiner Etatrede· schon Stellung genommen 
und auf die Schwierigkeiten hin.gewiesen, _die so etwas 
macht - gegen den heftigen Protest der betroffenen 
Gemeinden oder sogar des ganzen Amtes el:"reicht wer
den. Aber dieser in der Sache ~elbst vergebliche Wi
derspruch hatte eine andere merkwürdige Folge. Es 
gab, wenn man es mal so a1,1sdrücken will. zum Schluß 
nicht· einen, sondern zwei Verlierer, nämlich außer 
dem. verschwundenen Amtsgericht Grumbach., das fast 
um die Hälfte oder doch um zwei Fünftel seiner Ge
rich tseingesessenen verkleinerte Amtsgericht Meisen
heim. Man hatte nämlich entgegen der Vorlage des 
Ministeriums und entgegen den Erwartungen voh Stadt 
und Amtsgericht Meisenheim die Gemeinden der Amts
bürgermeisterei Grumbach nicht dem Amtsgerichtsbe
zirk Meisenheim zugeschlagen, sondern sie dem räum
lich näher gelegenen, im übrigen pfälzischen Anltsge
richt Lauterecken zu.geteilt. In Meisenheim erzählt man 
sich darüber - ich weiß nicht, ob es sti.mint -, daß die 
Leute in Grumbach selbst nicht an die Annahme die
ses ihres eigenen Vo·rschlages geglaubt haben. Sie sol
len ihn nur deswegen gemacht haben, um damit in 
letzter Stunde die Abwanderung ihres .Amtsgerichts 
zu verhindern.. Aber die Vergrößerung von Lauter
ecken um die Grumbach.er Orte und damit die Be
nachteiligung Meisenheims wurde Gesetz. Ich sage: 

die Benachteiligung, Die Nachbaramtsgerichte Kirn 
und Sob.ernheim profitierten nicht nur von der Auf
lösung des Amtsgerichts Grumbach, sie erhielten viel
mehr ihre zweckmä'ßi.ge Abrundung und Vergrößerung 
auch durch Einbeziehung von Gemeinden, die bisher 
zum Bezirk von Meis.enheim gehört hatten. 
Das zwar zweifel~os, wenn auch kein Unrecht gegen
über Meisenheim, doch ein Stehenbleiben auf halbem 
Wege. Denn man durfte diese Regelung - ich erlaube 
mir die Feststellung - nur dann treffen, .werun man den 
Verlust der Meisenheimer Gemeinden auf aru:Iere 
Weise kompensierte. 

Um diesen zweiten Schritt handelt es sich bei meiner 
heutigen Anregung, die ich dem Ministerium geben 

. will. Ich stelle ihm anlleim, im neuen Etatjahr dem 
Hause eine Vorlage zuzuleiten, daß der Amtsgerich'ts
betzirk Meisenh'.eim auf andere Weise um etwa sieben 
Gemeinden vergrößert wird. M:ir geht es dia.bei nicht 
um eine Begünstigung von Meisenheim an. sich, son
dern um die Lebensfähigkeit des dortigen Amtsge
richtes und u.m die genügende Auslastung des dort 
tätigen Personals. Sehen sie •sich die Zahlen ian. 
Der Amtgerichtsbezirk Meisenheim umfaßt zur Zeit 
nur noch 8500, die beiden pfälzischen Nachbargerichte 
Lauterecken und Obermoschel aber 17 200 und 16 700 
Gerichtseingesessene. Eine anderweitige Abgrenzung 
erscheint aber für jeden, der die geographischen Ullld 
wirtschaftlichen Verhältnisse kennt, einleuchtend und 
geboten. Hier ist endlich die Gelegenheit, wenigstens 
auf dem Gebiete der Gerichtsgliederung die wirts.chaft
lich unsinnige Grenzziehung des Wiener Kongresses zu 
korri·gieren, und 'ZWar, ohne daß hier mm 'Wieder ej.n 
Dritter ungerechterweise benachteiligt wird. Im Ge
genteil! Ich bitte also das Ministerium, zum Inhalt der 
Vorlage iu machen, die im näheren Umkreis des Amts
gerichtsbezirks Meisenheim gelegenen pfälzischen Ge
meinden Adenbach, Odenbach, Roth, Gangloff, Reiffel
bach und Schmittweiler, vielleicht auch Becherbach und 
Ginsweiler, die bisher zum Amtsgerichtsbezirk Lauter
ecken gehörten, ferner die Gemeinden Rehborn und 
Callbach, die im Gebiet des Amtsgerichtsbezirks Ober
moschel liegen, aus diesen beiden Bezirken herauszu-

. nehmen und sie dem Amtsgerichtsbezirk Meisenheim 
einzugliedern. Der VorsCh.lag wäre aber nicht vollstän
dig und würde vielleicht neue Unzufriedenheit schaf
fen, wenn nicht auch umgekehrt das bisher preußische 
Medard, das halb so weit von Lauterecken als von 
Meisenheim en'tfernt liegt, aus dem gleichen Grunde 
wie seinerzeit Grumbach nunmehr auch zum Amts
gericht Lauterecken zugeschlagen würde. 

Ich gebe diese Anregung heute persönlich - nicht im 
Auftrage meiner Fraktion -, aber immerhin, nachdem 
ich mich eingehend mit der Materie befaßt habe. Ich 
hoffe allerdings, wenn sich das Ministerium nicht zu 
dieser Vorlage entschließen kann, im Herbst dieses . 
Jahres mit Hilfe meiner Fraktion einen entsprechen
den Antrag stellen zu können. Darüber hinaus erhoffe 
ich auch die Unterstützung der Kollegen Dröscher und 
Kuhn von der SPD ebe;nso zu erlangen wie diejenige 
der Kollegen Die! und Werle von der CDU, weil es 
sich um eine Maßnahme handelt, die sich für die in· 
Betracht kommende Bevölkerung unseres näheren Hei
matbezirks nur günstig auswirken kann. 

Nachdem einmal -die Bresche in die festen Bezirks
grenzen seit 1952 geschlagen ist und der pfälzische 
Obe'rlandesgerichtsbezirk Neustadt oder in Zukunft 
Zweibrücken früher preußisches Gebiet umfaßt, kann 
angesichts des Interesses der gerichtseingesessenen Be
völkerung auch nichts dagegen eingewendet werden, 
wenn in Zukunft der Obei:landesgerichtsbezirk Koblenz 
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auch bisherige pfäfaische Orte mitumfassen soll. Ich 
glaube, man kann auch nicht einwenden, daß das jetzt 
eingeleitete Neugliederungsverfahren die vorgeschla
gene Änderung verbiete. Ich habe allerdings von ei
nem förmlichen Antrag im Augenblick deswegen abge
sehen, weil die Volksbegehren noch laufen. Unabhän
gig davon könnten aber die Gerichtsgrenzen geändert 
werden, wenn nach informatorischer Befragung der 
drei Gerichte und nach Stellungnahme der beteiligten 
Verwaltungen, der Landgerichtspräsidenten und Ober
landesgerichtspräsidenten die Zweckmäßigkeit der vor
geschlagenen Änderungen außer Frage ständen. 
Ich komme nun zum Schluß, meine Damen und Herren, 
wobei ich zunächst noch dem Herrn Minister und sei
ner. gesamten Verwaltung den Dank meiner Fr<i.ktion 
zum Ausdruck bringen möchte;. den Richtern, Staats
anwälten, Rechtspflegern und allen Beamten, Ange
stellten und Arbeitern, die im vergangenen Etatjahr 
im Bereich unserer Rechtspflege gewirkt haben; sie 
verdienen diesen Dank in reichem Maße. Mit einem 
Wunsch an den Herrn Justizminister, der die Vorar
beit für die Wiedervereinigung von seiten der Justiz 

....... betrifft, möchte ich schließen. Ich halte es für dringend 
erforderlich, daß in der westdeutschen .Justizverwal
tung, vor allem bei den jungen Richtern und Staats
anwälten, die Kenntnis der Rechtszustände auch in der 
sowjetischen Zone erhalten bleibt, bzw .. daß diese 
Kenntnis verbessert oder aufgefrischt wird. Das Bun
desministerium für gesamtdeutsche Fl'agen gibt lau
fend Berichte über die Zone heraus, womit auch eine 
laufen<ie Sammlung der neuen Erlasse, Gesetze und 
Verordnungen der Zone verbunden ist. Die Landge
richte erhalten nach meiner Information diese Berichte, 
aber es . ist leicht möglich, daß sie einfach abgelegt 
werden, ohne daß dieses wertvolle Material in das Be
wußtsein unserer Beamten und Richter eingeht. Des
halb sollte überall ein Mitglied des Landgerichts, evtl. 
der jeweilige Leiter der Referendar-Arbeitsgemein
schaft, damit betraut werden, sich über die wichtigen 
Veränder:un-gen in der Zone auf dem laufenden zu 
halfen und besonders die jüngeren Kollegen von Zeit 
zu Zeit darüber zu unterrichten. Es muß für uns eine 
gesamtdeutsche Verpflichtung sein, auch 'zu unserem 
Teil gerüstet zu sein für den von uns allen ersehnten 
Tag der Wiedervereinigung, der uns neben dem e i n e n 
deutschen Staat und Volk auch wieder bringen soll das 
jedem das Seine gewährende und darum vielgestaltige, 
aber in den wesentlichen und entscheidenden Grund
zügen dennoch einheitliche deutsche Recht. 

{Beifall des Hauses.) 

Vizepräsident Schultz: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Hertel von der Frak
tion der SPD. 

Abg. Hertel: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die beiden 
Herren Vorredner haben im Laufe ihrer Ausführungen 
auch auf den Müller-Prozeß hingewiesen. Der Herr Kol
lege Simonis tat das mit der Vorsicht und dem etwas zu 
stark betonten Selbstgefühl, das bei den mit ihrem Be
ruf tiefverbundenen Juristen als Selbstverständlichkeit 
betrachtet wird, obwohl es in einzelnen Fällen lediglich 
die Distanzierung vom pulsierenden Leben und eine Art 
Rechtfertigung der Unantastbarkeit der Rechtsprechung 
darstellen soll. Dabei stelle ich auch gerne fest, daß die 
konservative Überlieferung der Haltung der Justiz zu
weilen eine erfreuliche Unterbrechung erfährt, zum Bei
spiel wenn junge Staatsanwälte und Richter im Rahmen 
ihrer Ausbildung sich ein paar Wochen auf den Führer-

stand einer Straßenbahn oder einer Lokomotive stellen, 
um sich die Kenntnisse zu eigen zu machen, die später 
zu einer gerechten Urteilsfällung un.erläßlich erscheinen. 

Gewisse Zufälle haben es mit sich gebracht, daß ich in 
der je~igen Legislaturperiode des Landtages von Rhein
land-Pfalz aus einer Stadt mit über 92 000 Einwohnern 
das einzige Mitglied in diesem Hause bin. Ich fühle mich 
daher ermächtigt und gewissermaßen verpflichtet zu
gleich, diesem bedeutsamen Fall in der Strafrechtspflege 
des Landes Rheinland-Pfalz einige Feststellungen zu 
widmen. Nachdem sich, wie die beiden Herren Vorred
ner bereits erwähnt haben, weite Kreise der Öffentlich
keit mit diesem Prozeß laufend beschäftigt haben, darf 
ich von vornherein den Eingriff in ein schwebendes Ver
fa..11.ren als rJc...11t bestehend zurüc..~".veisen. !c..11. v.rill auch 
darauf verzichten, mit der Unbekümmertheit über den 
Fall zu sprechen, die bei Laien bei der' Beratung des 
Justizetats zuweilen schon ein Vorzug gewesen ist. · 

Zunächst etwas über die Vorbereitungen und die Art 
der Führung dieses Prozesses, der weit über die Gren
zen der Bundesrepublik hinaus soviel Staub aufgewir
belt hat! Ich erhebe keine Anklagen und mache auch 
keine Vorwürfe. Ich treffe ledigllch Feststellungen. Ob 
sie der Berücksichtigung wert sind, das mag die Justiz 
entscheiden. Dabei hoffe ich aber, daß die zuständigen· 
Stellen bei ihren Überlegungen zu gleichen oder ähn
lichen Ergebnissen kommen. 
Die lange Ermittlun-gsdauer von 21 Monaten führte da
zu, daß viele Zeugen und der Angeklagte selbst immer 
wieder feststellten: „Ich kann mich nicht mehr genau 
erinnern." - Damit wurde die Schaffung einer tragbax-en 
Grundlage für eine verantwortungsbewußte Entschei
dung~ von vornherein überaus erschwert. Zuständige 
Zeitungen haben die Justizstellen befragt, woher diese 
Verzögerung komme. Man wurde darauf hingewiesen, 
daß ein peinlicher Personalmangel bei der Justiz besteht, 
alles zu schwach besetzt ist, unerwartet anfallende Auf
gaben nicht zügig gelöst werden können und es daher 
zu stark beschäftigte Staatsanwälte und ebenso mit 
Aufgaben belastete Sachverständige gibt. 

Diese Feststellungen müssen uns gemeinsam zu Über
legungen in der Richtung führen, daß eine vedehltc 
Sparsamkeit in diesem Falle vorliegt, die in Zukunft bei 
der Gestaltung des Justizetats ausreichende Beachtung 
finden muß. Viel beachtet wurde auch in leidenschaft
lichen Auseinandersetzungen die öffentliche Verneh
mung der Geliebten des Angeklagten. Eine sehr ange
sehene Zeitung mit einer Riesenauflage wie „Die Welt" 
und andere Blätter von Bedeutung haben sich mit dieser 
Tatsache auseinandergesetzt. l\lleine Damen.und Herren1 
Niemand hat das Bedürfnis, sich schützend vor eine 
Frau zu stellen, die durch ihre Haltung soviel Schuld 
auf sich geladen hat. Auch konnte niemand verstehen, 
daß dieselbe Frau aus der Schilderung der Einzelheiten 
ihres schuldbeladenen Lebens noch Gewinne zu ziehen 
versuchte, aiierdings darf auch niemand darauf verzich
ten festzustellen, daß schließlich ihr Partner, der auf 
seine akademische Bildung ze_itweise so stolze Ange
klagte zur Zerschlagung seines Familienglückes den An
stoß gegeben hat. Und trotz all dieser Tatsachen wurde 
bezweifelt, ob es notwendig war, diese Frau der Tortur 
eines dreistündigen Verhörs in öffentlicher Sitzung zu. 
unterwerfen. 

Die SPD erstrebt ein Höchstmaß von öffentlichen Ver
handlungen. Aber in der vielseitigen Polemik, die sich an 
diese öffentliche Vernehmung angeschlossen hat, wurde 
bezweifelt, ob die Zeugin gezwungen werden konnte, in 
diesem Umfang nach Androhung dei- Haft überhaupt 
aussagen zu müssen. Sensationshascher kamen auf ihre 
Rechnung. In der Zeit abgesunkener Moral ist ein be-
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sonders weiter Kreis von Menschen zugänglich für die in 
diesem Falle so reichlich gebotenen Schlüpfrigkeilen 
und Intimitäten. Ob es n-obW€1Ilidig war, .Jn öffenblicher 
Sitzung darauf zu drängen, daß der Name eines jungen 
Referendars genannt wurde, der der Zeugin ins -Garn 
gegangen war und heute verheiratet ist, das kann auch 
füglich bezweifelt werden. 

Die Vernehmung der unglücklichen Kinder der vermut
lich ermordeten Mutter wurde ebenfalls recht skeptisch 
beurteilt. Daß ein höherer Beamte unseres Landes, der 
außerhalb der Gerichtsbehörde steht, eine Bemerkung 
dieser Kinder in der Vorhalle des Justizgebäudes auf
geschnappt hat und mit viel Wichtigtuerei eine nochma
lige Befragung derselben herbeiführte, spricht wenig für 
diesen Mann .. Wenig zu beneiden sind auch die Ge
schworenen, die zu den so überaus unzulänglichen Ent
schädigungssätzen - denen die Vorredner, insbesondere 
der' Abgeordnete Kuraner, schon eindringliche Dar
legungen gewidmet haben - wochenlang mfüvirken 
mußten. · 

Eine Zeitung erkannte immerhin noch an, daß die zahl
reichen Gutachten überwiegend in gut verständlichem 
Deutsch -erstattet worden seien, ein seltenes und be
scheidenes Plus in diesem Riesenprozeß,' dessen Ko
sten bis jetzt auf 1-00 000 DM geschätzt werden. 

(Abg. Dr. Habighorst: Na, na, na!) 

Er soll .a.b 18. Juni i.n neuer Auflage noch einmal ab
rollen. Es ist anzunehmen, meine Damen und Herren, 

. daß manches nicht -so gewpllt war, wie es -nachher in 
Erscheinung getreten ist. So wurde mir bekannt, daß 
ledigliCh die schwere Erkrankung des für die Kam
mern :ziuiständigen Land·gerichtsdirektors Lechner da
zu geführt .hätte, daß die Leitung dieser Verhandlung 
in andere Hände übergegangen ist, Händ'E!, über die 
.der· Berufsjurist, mein \ 7orredner> ·der Herr Kollege 
Wallauer, schon ein deutliches kritisches Wort gespr6-. 
chen hat. Es ist anzunehmen., daß in Zukunft die Ju
stiz aus diesen Tatsachen ihre Konsequenzen zieht. So 
steht nämlich fest, daß ·-der Prozeß kein Prestigezu
wachs für die Rechtspflege in Rheinland-Pfalz war und 
daß eine angesehene rheinische Zeitung von der 
schwergewichtigsten Blamage der deutschen Rechts
geschichte spricllt. 
Meine Damen und ·r-rerren! Ich komme jetzt mit einem 
besonderen Ernst noch auf eine weitere Angelegenheit 
zu sprechen. Deren Dringlichkeit und besondere .Be
deutung leitet sich ab aius dem von d~esem Hause ein
mütig bekräftigten Protest' beim Beginn der -9. Sit
zung des Landtages am 21. Februar dieses Jahres. Die 
MitgLieder des Landtages brachten dabei ihre Empö
rung über die Festhaltun.g und Behandlung der poli
tischen Gefangenen in der Sowjet:wne zum Ausdruck. 
Wk wünschen, daß dieser Protest jene Auswirkungen 
hat, die ehrlich angestrebt wurden, und der in der 
Begnadigung der wegen „Abwerbung" zum Tode ver
urteilten Personen bereits wirksam geworden ist. 

Meine Damen und Herreni Ich gehöre im 44. J-ahre 
' einer Partei an - und war immer;: aktiv in ihr -, 
,die gegen Unrecht und Unterdrückung kämpft, wo 
es sich immer ermöglichen läßt. Diese ausgespro
chen humanitäre Verpflichtung ist ein Bestandteil der 

. tragenden sittlichen Kr.aft, die sich immer wieder 
durchsetzt: Sie überstand sogar zwölf Jahre Knech
tung und Barbarei und war nach 1945 ein Aktivposten · 
unseres Volkes, der :zru igew.issen Hoffniungen berechtigte. 
~s gibt in Deutschland keine Partei, die seit ihrem Be
stehen soviel Schikaniertll'l'gen und Unrecht in Kauf 
nehmen mußte, wie das bei der deutschen Sozialdemo
kratie nachweisbar der Fall ist. Alles das bringt mit 
sich, daß unsere ganze Kraft der Brandmarkung und 

Bekämpfung jedes Systems gilt, das mit dem Mittel .•.. . - -..: 
der Gewalt ander.e Vorst ellungen über die Gesetze .und --.. · ::~ 
Bedingungen des Zusaminenlebens innerhalb der Ge··. -
meinschaft z;u unterdrücken versucht. Dieser Kampf . _ 
kann nUll' mit Erfolg geführt werden, wenn das e ige:ie 
Haus saub~ ist. Das eigene Beispiel hat immer die 
stärkste erzieherische Wirkung. 

Damit komme ich auf d1e in der Bundesrepublik in
haftierten politischen Gefangenen zu sprechen. Es han
delt sich fast ausschließlich um Menschen, die im Zusam- -
menbang mit Demonstrationen gegen die neue deutsche 
Aufrüstung in Haft kamen und vielfach seit Monaten 
und Jahren auf die Durchführung der Hauptverhand-
lung warten. Meine Damen und Herren! Es hat niemand 
Ursa·c..~e, auf di~sen v orl iegenden Tatbestand irge...~d

wie ·stolz zu sein. Man erinnert sich an die Zeit, in 
der die Haftbeschwerde als elementare Grundlage der 
Rechtssicherheit höhnend beiseitegesch'oJ:>en wurde. Es 
ist ein- beacht licher Teil der verbrech1erischeri Maß
nahmen jenes Gewaltsystems Hitlers, den politischen 
Häftiling mit dem kriminellen Häftling gleichgesetzt zu 
haben„ Selbst im kaiserlichen Deutschland wurden po-
litische Vergehen mit Festungshaft .gesi,ihnt, verbun
den mit all den Freiheiten und kleinen Annehmlich
keiten, die der Strafe ihren entehrenden Charakter 
genommen ha:ben. Dessen sollten wir uns erinnern, 
wenn wir gegen die Zustände in der Sow jetzone pro
testieren. Wir haben es gar nicht nötig, wegen einiger 
Dutzend Häftlinge den Machthabern Mitteldeutsch
lands eine Rechtf.ertigu'ng für ihre Massenverhaftun
gen und unmenschlichen Strafvollzug zu liefern. 

(Sehr gut! und Beifall bei der SPD.) 

Oder glaubt jemand, daß die bei uns monate- oder 
jahr~lang in zermürbender Haft gehaltenen Menschen 

1 

durch diese Maßnahme für unsere rechtsstaatliche Ord
nung llPäter gewonnen werden können? Bezeichnender

] - weise richten sich diese Maßnahmen auch völlig ein-
seitig gegen links. Im gleichen Zeitraum mußte näm
lich selbst der _Bundesinnenminister der CDU-Regie
rung in Schleswig-Holstein begreiflich machen, daß ein 
steriler bösartiger Hans Grimm nicht ungestört in Vor
trägen sein erneutes verbrecherisches Werben fur die 
Nazi-Ideologie fortsetzen kann. 

Man stützt die Beibehaltung der Inhaftierung auf das 
in manchen Kreisen erwartete Verbot der KP. Seit 
Jahren ziehen sich 'die Feststellungen des Bundesver
fassungsgerichtes hin. Alles das ist eines Rechtsstaates _ 
unwürdig." Trotzdem weise ich· die zeitweise aufkom
mende Behauptung entschieden zurück, wonach ge
wisse Kräfte das Bedürfnis hätten, etwas von ihrem 
Kommunistenhaß abzureagieren, womit sie im Dritten 
Reich nicht ganz fertig geworden seien. Aus allen die
sen Gründen ergibt sich die Verpflichtung, diesen Zu
ständen ein Ende zu machen. Bei den Wahlen in 
Bayern a-tn letzten Sonntag war eine erneute vernich
tende Absage an den politischen Radikalismus jeder 
Art zu verze.iqmen. 

(Sehr richtig! und Bravo-Rufe bei der SPD und 
CDU.) 

Ich bitte daher, aus dies~r Tatsache die naheliegenden 
Konsequenzen zu ziehen. Wir erwarten vom Herrn 
Justizminister, daß er uns in Bälde - zun ächst ein
mal dem Rechtsausschuß - eine Aufstellung der im 
Lande Rheinland-Pfalz in Haft gehaltenen Personen 
gibt, ' 

(Abg. Völker: Der politischen Häftlinge!) 

- ja, der politischen Häftlinge -, womit zugleich eine 
Schilderung der Bedingungen, unter denen sie in Haft 
gehalten werden, verbunden sein muß. Man möge sich 
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bei unserem Ersuchen nicht hinter mangelnden Zu
ständigkeiten verschanzen. Auf der Bundesebene wird 
darauf hingewiesen, daß die Prüfung der Haftbe
schwerden Landessache sei. In Wirklichkeit werden 
die Inhaftierten auf Weisung der Organe des Btindes
gerichtes festgehalten. Die Inhaftierten dürfen nicht 
das Opfer dieses Streites werden. In der Regel werd~ 
sie später freigesprochen oder mit Strafen belegt, de
ren Höhe nur einen kleinen Teil der erlittenen Haft 
darstellt. Auf die Dauer gesehen haben in der Ge
schlchte der Menschheit immer noch Geist und Mensch
lichkeit gesiegt. Aus ihnen entwickeln sich Toleranz 
und der Wille zum gegenseitigen Verstehen. Tragen 
wir deshalb durch unsere Haltung und Handlung mit 
dazu bei, dieser unerläßlichen Voraussetzung für Auf
stieg und Fortschritt sowie für. das friedliche Zusam
menleben der Völker zu entsprechen. Gestützt auf 'das 
überwältigende .Bekenntnis des deutschen Volkes zum 
demokratischen Rechtsstaat wollen wir der Welt zei
gen, daß bei uns Methoden der Unvienschlichkeit kei
nen Platz mehr haben. . 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Schultz: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Ecarius von der 
Fraktion der CDU. 

Abg. Dr. Ecarius: 
Herr Präsidentl Meine Damen und Herren! Es ist schon 
sehr spät geworden, und ich will mich bemühen, mich 
.recht kw-:r. zu fassen. 

(Bravol bei der CDU.) 
Es sind heute bei der Beratung des Justizetats wie auch 
gestern bei der Beratung der anderen Etats Dinge von 
allgemeiner Bedeutung angesprochen worden. Es sind 
wichtige Tagesfragen behandelt worden, die jeweils mit 
dem betreffenden Etat in Verbindung standen. So 
glaube ich auch, Gehör bei Ihnen zu finden, wenn ich 
Ihnen noch verschiedene Anliegen vortrage, die meines 
Erachtens auch von Bedeutung sind, und für die Sie 
hoffentlich Verständnis haben. 
Es ist mehrfach von den Rednern der Strafprozeß Mül
ler erwähnt, und es ist auc;h mit Recht betont worden, 
daß wir uns, da der Prozeß noch schwebt, von einer 

' Kritik möglichst fernhalten sollen. Wenn der Prozeß 
abgeschlossen sein wird, dann kann man sich auch eine 
Kritik erlauben; und die wird vielleicht am Platze 
sein. Das eine darf aber gesagt werden, daß dieser 
Prozeß eine ungebührlich lange Dauer hat und noch 
haben wird, und daß dadurch der Zweck und das Ziel 
jedes Strafprozesses, die Wahrheit :r.u ergründen und 
ein richtiges Urteil zu fällen, gefährdet ist. 

(Abg. Völker: Sehr richtig!) 
Meine Damen und Herrenl Wenn aber nun eine Presse, 
die der Sensationslust auch des Publikums frönen will, 
Versuche macht - 'Und darauf möchte ich noch abhe
ben -, Zeugenaussagen umzumodeln, dann muß das 
aufs schärfte abgelehnt werden. Es ist so, daß tatsäch
lich eine Zeitschrift einen Reporter zu einer Zeugin, 
die in diesem Prozeß wegen ihrer nahen verwandt
schaftlichen und sonstigen Beziehungen zu dem Ange
klagten die Aussage verweigerte, geschickt hat und 
nun aus dieser Zeugin eine neue Aussage herauspres
sen will, um dadurch der Sensationslust des Publikums 
zu dienen und um so auch die Geschworenen zu be
einflussen. Das geht nichtl Es muß auch von der Presse 
erwartet werden, daß sie vornehme ~urückhaltung 
zeigt und nicht Zeugen, die die Aussage verweigert ha
ben, belästigt und dazu bestimmt, Aussagen zu machen. 

Meine Damen und Herren! Es ist gestern und heute 
m~hrfach von der Verwaltungsreform und 'Von der 
Verwaltwlgsvereinfachnmg die Rede gewesen. Solange 
ich im öffentlichen Leben stehe, habe ich mich immer 
für die Verwaltungsvereinfachung und für die Verwal
tungsreform eingesetzt ; leider nicht mit großem Er
folg. Aber ich gehe von dem Ziel nicht ab, mich ~ immer 
wieder für diese wichtige Erage einzusetzen. Sie ist 
notwendig und wichtig nicht nur für die Steuerzahler, 
sondern auch für die Beamten selbst. Meine Damen 
und Henen! Wer die Zeit vor 1930 erlebt hat, als we
gen der ungeheuren Wirtschaftskrise von heute auf 
morgen die Gehälter auf ein Maß gekürzt worden sind, 
das kaum noch erträglich war, der weiß, wie wichtig 
es gerade für die Beamtenschaft und für die im öffent.:. 
liehen Dienst stehenden Angestellten ist, daß eine rich
tige Verwaltungsreform und Verwaltung~vereinfachung 
d'Urchgeführt wird. Und Q.a.zu gehört auch eine Justiz
referm. 

Die Jus tizreform ist Sache des Bundes und auch 
des Landes; denn das Land hat ja auch - da es 
im Bundesrat vertreten ist - Einfluß auf d:i.e Ju
stizreform, und im übrigen. ist das Land zustän
dig für die Justiz in seinem Lande. Meine Damen 
und Herren, es existiert - wie Sie wohl aus der Presse 
entpommen haben, momentan ein Plan, die Justizreform 
durchzuführen, und man möchte nur wünschen, daß die
ser Plan bald dem Parlament vorgelegt wird und Ge
stalt gewinnt. Das Ziel der Justizreform muß vor allen 
Dingen sein, daß der Rich.ter entlastet wird von den 
Bagetellsachen. Meine Damen und Herren, es ist doch 
heute so, daß dort oben der „königliche" Ridlter sitzt, 
und vor ilim stehen zwei sich streitende, zanksüchtige 
Frauen, Klatschbasen, die sich mit den landesübllchen 
Beleidigungen beworfen haben, und deswegen muß nun 
de[' Richter stundenlang oben sitzen und ein Verhör an
stellen und eine Entscheidung treffen. 

(Abg. Hertel; Manchmal sind es auch Männer! -
Heiterkeit des Hauses.) 

- Männer auch, jawohl. Die Zielsetzung, meine Damen · 
und Herren, nwß also sein, daß der Richter von solchen 
Dingen entlastet werden mu,ß. Er muß wied,er mehr sei-

- nem eigentlichen Beruf zugeführt werden, er muß Rich
ter sein zur Regelung von wichtigen Rechtssachen. Ich 
war selbst einmal Friedensrichter in einer größeren 
Stadt, und ich habe die Erfahrung gemacht, daß man 
auch in dieser Richtung in starkem Maße eine Reform 
der Justiz herbeiführen kann. In dieser Stadt wurde alle 
vier Wochen eine Sitzung abgehalten. Die Bagatell
sachen wurden dem Friedensrichter vorgetragen, und 
dieser machte einen Vergleichsvorschlag. Wenn dieser 
Vergleichsvorschlag nicht akzeptiert wurde - was aber 
sehr selten der Fall war -, dann hat er entschieden. Ge
gen diese Entscheidung konnte man beim ordentlichen 
Gericht Berufung einlegen. Es ist bezeichnend, daß nur 
sehr wenige Fälle vor· das ordentilche Gericht kamen, 
Sie sehen, daß diese Einrichtung des Friedensrichters 
sich sehr bewährt hat und geeignet ist, den Richter von 
den Bagatellsachen zu entlasten. 
Meine Damen und Herren, es ist auch notwendig, bei der 
kommenden Justizreform zu berücksichtigen, daß das 
Verfahren beschleunigt wird. Ich erinnere mich an einen 
P['ozeß, den ich selbst geführt habe. Es handelte sich um 
die Zurückgabe von Maschinen, die unter Eigentums-

. vorbehalt verkauft worden waren. Obwohl die Rechts
lage ziemlich klar war, hat dieser Prozeß 2Y. Jahre ge
dauert. Der Beklagte hat immer wieder neue Einwen
dungen gemacht, denen dann aber niCht stattgegeben 
worden ist. Der Prozeß wurde gewonnen, aber die Ma
schinen waren inzwischen wertlos geworden und hatt~n 
nur noch Schrottwert. Das Publikum versteht es nicht, 
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daß durch eine derartig lange Dauer eines Prozesses 
solche Werte verloren gehen. Das muß in aller Offenheit 
auch einmal gesagt werden. 
Meine .Damen und Herren, für wichtig und notwendig 
halte icl1 es auch, daß - wie das vorhin schon angedeutet . 
worden ist - die Richter in Verkehrsfragen ausgebildet 
werden. Die Richte.r, die Verkehrsunfälle im Strafprozeß 
und im Schadensersa tzprozeß behandeln, müssen in die
sen Dingen bewandert und dürfen nicht allein auf die 
Sachverständigengutachten angewiesen sein, damit sie 

·selbst den Tatbestand klar erkennen und die richtige 
Entscheidung treffen können. 
Zu einer Vereinfachung wird es auch beitragen - _davon 
ist ja auch schon oft gesprochen worden-, wenn das po
lizeiliC.'i.e Yerwarnungsvel'fahr-en ausgedehnt würde, auf 
daß die Polizei in größerem Umfang Verwarnungen er
teilen kann. Sie müßte gebührenpflichtige Verwarnun
gen bis zu einem Betrage - sagen wir - 101 oder 20 Mark 
erteilen dürfen. Dadurch würde eine große Zahl von 
Prozessen, die den ordentlichen Richte.r beschweren, aus .' 
der Welt geschafft werden. In anderen Ländern haben 
wir bereits den Zustand, daß die Polizei Verwarnungen 
in größerem Umfang aussprechen kann. 

Meine Damen und Herren! Es ist gestern schon von der 
sozialen Lage„ verschiedener Berufsstände gesprochen 
vlorden. Bei der Beratung des Landwirtschaftsetats wird · 
wahrscheinlich auch noch von der Not der Landwirte 
und der Not der Winzer gesprochen werden, und zwar 
mit recht. Ab.er, meine Damen und Herren, ich muß jetzt 
auch einmal von der sozialen Lage eines Standes spre
chen, dem ich selbst angehöre. Es ist wr·hin ·gesagt WX>r
den, daß wir Juristen so bescheiden seien, und wir 
Rechtsanwälte sind besonders ·bescheiden! 

(Zurufe und Heiterkeit des Hauses.) 

Es hat noch keiner der hier anwesenden Rechtsanwälte 
von der sozialen Lage des Standes der Rechtsanwälte 
gesprochen. Ich glaube, das muß auch einmal im Zusam
menhang mit dem Sozialetat gesagt werden. Unser Be
ruf ist bekanntlich überfüllt. Es ist eigentlich verwun
derlich, daß trotz dieser Oberfüllung es immer noCh 

. junge Leute gibt, die so viel Idealismus aufbringen, un
seren Beruf zu e.rgrelfen. Meine Damen und Herren, es 
ist kosl.spielig und außerordentlich sch\'li.erig, ~ine Praxis 
aufzubauen. Die Betriebskosten eines Anwaltes sind sehr 
hoch; sie betragen 40 bis 50 v. H. bei einer groß.en Kanz
lei. Der Anwaltsstand ist einer der wenigen Berufs
stände, die keine Sicherung für das Alter und für den 
Fall der Invalidität haben. Im Zuge der Sozialreform 
sollen ja nun auch die Berufsstände fo die Sozialver
sicherung einbezogen werden, bei denen das bisher nicht 
der Fall, war, wie der Bauernstand und der gewerbliche 
Mittelstand. Ich bin der Meinung, meine Damen und 
Herren, man sollte der Frage der Sicherung des Alters 
und der Versicherung gegen Invalidität beim Anwalts
stand auch Aufmerksamkeit zuwenden. Es existiert 
ja schon der Entwurf eines Altersversorgungsgesetzes 
der Anwälte; man hört aber nichts mehr von diesem 
Entwurf, obwohl er schon seit zwei Jahren fertiggestellt 
sein soll. Ich möchte den Herrn Justizminister .bitten, 
dafür zu sorgen, daß dieser Entwurf endlich einmal dem 
Parlament vorg~legt wird. 

(Abg. Bauer: Die sollen in die Invalidenversicherung 
gehe~!) 

- Das geht doch nicht! 
(Abg. Dr. Habighorst: Die sollen Angestellte werden 
bei der Justizverwaltung, dann läßt sich das machen! 

- Heiterkeit des Hauses.) 

Nun noch ein zweites. Es ·ist vorhin davon gesprochen 
worden, daß eine Bundesrechtsanwaltsordnung in Vor-

bereitung sei. Auch hier mö~te ich den Herrn Justiz
minister bitten, daß· diese Bundesrechtsanwaltsordnung 
bald dem Parlament vorgelegt wird; denn in dieser 
Bundesrechtsanwaltsordnung soll eine Bestimmung ste
hen, wonach derjenige, der Rechtsanwalt werden will, 
-für ein Jahr oder zwei Jahre eine Anwaltsassessorenzeit 
durchmachen muß. Wenn diese Bestimmung Gesetz 
würde, dann würde auch der Oberfüllung des Berufs
standes begegnet . werden und vor allen Dingen wäre. es 
dann auch möglich - was Sie angedeutet haben .:, daß 
ein solcher Assessor in die Versicherung aufgenommen 
wird und. sich nachher weiter versichern kann, wenn aus 
der Rechtsanwaltsaltersversorgung nichts werden sollte. 
Meine Damen und Herren! Die Bedeutung des Rechts
anwaltsstandes für das Rechtsleben brauche ich wohl· 
weiter nicht zu betonen. Es ist sicher, daß der Rechtsan
walt ein unentbehrliches Organ der Rechtspflege ist, 
und es ist sicher, daß die Rechtsanwälte sowohl in der 
Findung des Rechts wie auch in der Fortentwicklung der 
Rechtswissenschaft immer einen bedeutenden Platz ein
genommen haben und auch in· Zukunft einnehmen wer
den. Ich hoffe, daß meine Bemühung, hier eine Lanze 
für den Stand der Rechtsanwälte zu brechen, den Erfolg 
zeitigen wird, daß sich die Justizverwaltung um die Fra
gen, die ich angesChnitten habe, kümmert. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vi.zeprfsident Schult~; 
Das Wort hat Herr Justizminister Becher. 

Justi.zmiruSter Becher: . 
Heri: Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
allen Rednern für' die Anregun~n danken, die ich mir 
gemerkt halbe. Wenn ich im Laufe meiner weiteren 
Ausführungen :ru allen Einzelheiten nicht Stellung 
nehme, oo bedeutet das nicht, daß sie von mir nicht 
beachtet werden. 
Bevo.r ich im einzelnien zu den Ausführungen meiner 
Herren Vorredner Stellun.g nehme, möchte ich den 
Mitgliedern des Haushalts- und Fina nzausschusses 
meinen Dank für das dem neuen Justiz.etat entgegen
brachte Verständnis zum Ausdiruck bringen. Unsere 
Wünsche waren bescheiden; ihre Erfüllml'g bedeutet 
gleichwohl ei™? beachtliche Verbesserung des Etats. 
Die Justiz des Landes Rheinland-Pfalz braucht einen 
Vergleich mit den · FortschTitten, die in anderen Be
reichien unseres staatlichen Daseins erzielt wurden, · 
durch.aus nicht zu scheuen. Bei aller Befriedigung Übelj 

· das Erreichte scheint mir aber doch zugleich d,er Punkt 
ge~ommen zu sein, an dem man sich d11.rüber Rechen
scba~ geben muß, daß nunmehr auf dem Gebiet der 
staatlichen Verwaltungsorganisation ein gewisses Op
timum erreicht ist. Eine weitere Expansion unseres 
Verwaltungsapparates erscheint solange nicht tragbar, 
als n icht das brennende Problem der Sozialreform eine 
angemessene Lösung gefunden hat. Solange nQch viele 
unserer alten und ar.beitsunfähigen Mitbürger von 
Renten leben müssen, die kaum das Existenzm.inimum 
decken, ·kann m'8Il an den stattlichen Neubauten - auch 
der Justizbehörden wohlbemerkt! - keine ganz reine 
Freude empfinden. Ich verkenne d~i ndcht, daß man, 
wenn man schon baut, auch· solide ;bauen soll, da eine 
provisorische Lpsung eine Sparsamkeit am falschen 
Fleck bedeuten würde. Es mag hier die Feststellung 
genügen, d-a:ß sich die Justizverwaltung bemüht hat, 
durch eine ~ckhaltende Ausgabenpolitik die Ver
wendung staatlicher Mittel für dringendere Zwecke 
nicht zu behindern. . 
Zur Begründung darf iCh auf folgende Tatsachen ver
weisen. Es ist bereits gesagt woo-den, daß der Justiz
etat mit etwas über '19 Millionen DM auf der Aus-

·,"""")'" 
. -

-* =--!·'="' 

.• • ~ . "':"'t 

. ·~ 
,·.;;. 

. ···+ ... 
-. 

. ··,r. 

•.--:„ 

·" 
-~ 

. --::: 
.L 

····? 

·.·-, 
': T~ 

.. .; 

. .•::: 
. " ..... 

r ..; 

. --
. -~ 

. . · "'~ 

. :. 



320 Stenographische Berichte des Landtages von Rhe1nland-?ialz, IIJ. Wahlp~riode 
------ ---·---- -· --------- ---- ·--

tJustlzmlnlster Becher) 

gabenseite eine Erhöhung um fast 4 Millionen DM auf
weist. Das bedeutet eine Zunahme von beinahe 10 v. H. 
gegenüber dem Vorjahr. Diesen Ausgaben stehen als 
Einnahmen im wesentlichen aus Gerichtsgebühren ~ns
gesam t 21 Millionen DM gegenüber, so daß sich der 
Zuschußbedarf der Justiz für das Jahr 1956 - wie der 
Herr Berichterstatter bereits festgestellt hat - insge
samt auf 28 Millionen DM gegenüber 25. Million~m DM 
im Vorjahr beläuft. An dieser Steig_erung sind aber -
was die Öffentlichkeit in erster Linie interessieren 
dürfte - die' Ausgaben für Stellenvermehrungen nur 
unwesentlich beteiligt, der weitaus größte Anteil der 
Mehrausgaben entfällt auf Gehalts- und Lohnerhö
hungen. 
VVie gleich.n1äßig die Ausgabenvvirtschaft der Justiz 
verläuft, mögen einige wenige Vergleichszahlen ver
deutlichen. Mit etwa 28 Millionen DM betdigt der Zu
schußbedarf der Justiz. in diesem Haushalt rund 57 

' v. H. der Gesamtaus.gaben, von denen mithin 43 v. H. 
durch eigene Einnahmen gedeckt sind. Diesen Prozent
siitzen seien die entsprechenden ZalJ.Len einiger will
kürlich herausgegriffener Rechnungsjahre der letz.ten 
Jahrzehnte gegenübei:-gestellt. So betrug der Anteil des 
Zuschußbedarfes im Reichsjustizhaushalt des Jahres 
1937 55 v. H. und im Jahre 1943 63 v. H. Der Zuschuß
bedarf im Landesjustizha1.1shalt des Jahres 1950 be
trug 57 v. H. und im Jahre 1954 etw.a 55 v. H. Dem 
steht ein Zuschuß von 57 v. H. in <iiesem Jahr gegen
über. 
Aus diesen 20 Jahre hindurch nahezu unverändert 
gebliebenen Hundertsätzen können Sie, meine ~ehr 
verehrten Damen und Herren, entnehmen, in welchem 
Maße Grundlage und Wirtschaftlichkeit der Etatgestal
tung über die Jahre hinweg unverändert geblieben 
sind. Es bleibt aber zu beachten, daß bei einem so 
gleichbleibendem Zuschußbedarf die vielfachen Auf
gaben des Wiederaufbaues in der Justiz des Landes 
nach dem Kriege bewältigt worden sind. Hierbei wird 
die sorgfältige, zurückhaltende Haushaltswirtschaft der 
Justizverwaltung besonders deutlich. 
Ich glaube deshalb die Meinun·g des Hohen Hauses zu 
treffen, wenn ich feststelle, daß gegen die Grundprin
z.ipien des Etats des Justizministeriums von keiner 
Seite her Einw;ndun~en erhoben werden kön~en. 
Die Zurückhaltung in der Ausgabenwirtschaft lLeß sich 

. allerdings nur deshalb ermöglichen, weil alle Ange
hörigen der Justiz bereit waren, eine geg;enüber der 
Vorkriegszeit erheblich angestiegene Arbeitsbelastung 
auf sich zu nehmen. Bereits im vergangenen Jahre 
habe ich an dieser Stelle ausgeführt, daß einem An
wachsen der Geschäftslast von 1951 ab um etwa 28 bis 
30 v. H. nur eine Personalvermehrung von etv;<a 8,5 
v. H. gegenübersteht. Leider hat sich diese Entwick
lung im vergangenen Jahre fortgesetzt. Der Geschäfts
anfall hat gegenüber dem Vorjahr bei den Amts.O'e
richten um etwa 7 v. H„ bei den Landgerichten ;nd 
Staatsanwaltschaften um etwa 10 v. H. und bei den 
Oberlandesgerichten um etwa 4 v. H. zugenommen, 
wobei neben den Zivilprozessen und Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit vor allem Grundbuch
sachen, besonders auch d~e Strafsachen, und hier vor
nehmlich die Verkehrsdelikte, angestiegen sind. Ins
gesamt ist ein Anwachsen um etwa 7 bis 8 v. H. im 
Mittel gegenüber dem Vorjahr z.u verzeichnen dem 
eine Personalvermehrung von nur 50 Stellen da; heißt 
um 1 v. H. gegenübersteht. Die Vermehrun'g trifft in 
der Hauptsache das Kanz.leipersonal. 

Diese Zahlen geben zu denken und zwingen uns, da 
eine nachhaltige Personalvermehrung nur der letzte 
Ausweg sein kann und sein sollte, mit allem Ernst an-

dere Abhilfemöglichkeiten in Erwägung zu ziehen. Eine 
gewisse Entlastung kann dabei durch eine rationellere 
Aufgabenverteilsung innerhalb der Justiz erreicht wer
den. Aus diesem Grunde wäre die endgültige Verab
sch~dung des Rechispflegergesetzes durch den Bundes
gesetzgeber dringen:d wünschenswert. Dieses Gesetz 
soH die Richter noch mep.r als pisher für ihre eigent
lic!Jen Spruchaufgaben freimachen. Die Rechtspfleger 
haben nach jahrzehntelangem Einsatz in ehedem rich
terlichen Funktionen den wohl berechtigten Wunsch. 
daß aus <iieser Aufgabenverlagerung bei einer künf~ 
tigen Besoldungsneuregelung auch materielle Folge
rungen gezogen werden. Die Justizverwaltung hat sich 
bisher stets dafür eingesetzt, durch eine angemessene 
Vermehrung der Stellen die Bedeutung des Recht::;
pflegeramtes anzuerkennen. Darüber hinaus aber wird 
es - unabhängig von _der 1;:1ufendien Besoldungsneu
regelung der künftigen Gestaltung der Stellenpltine 
vorbehal~n bleiben müssen, der Funktionsverlagerung 
vom Richter auf den Rechtsp!Leger Rechfl'ung z.u tragen. 

·Auf. Landesebene' ist indessen noch mehr z.ur Bewfü-
tigung der zunehmenden Geschäftslast geschehen. So 
konnte der von diesem Hohen Hause durch entspre
chende Bewilligung im letzten Etat geförderte Einsatz 
von technischen Büromitteln, insbesondere von Foto -
kopiergeräten .und Grundbuchschreibmaschinen man
che Arbeitskraft zur Verwendung an geeignete; Stelle 
freimachen. Dem verstärkten überörtlichen Einsatz sol
cher Geräte sollen die in diesem Haushalt vorgesehe
nen Kraftfahrzeuge dienen. 

Ferner ist hier die gesteigerte Bautätigkeit der Justiz
verwaltung gerade im letzten Jahre zu ,erwähnen. Sie 
hat in weitem Um.fange cl.ie Arbeitsmöglichkeiten ver
bessert und damit auch zru einer Steigerung der Ar
beitsleistung beigetragen. Wenn ich .damit an dieser 
Stelle kurz die zukünftige Bautätigkeit der Justiz 
streifen darf, so ist z.u beachten, daß der neue Etat 
keine Mittel für die Inangriffnahme neuer Bauvor
haben enthält. Diese Zurii.ckhaltung ist bekanntlich der 
öffentlichen Hand allgemein empfohlen worden, um 
nicht die Konjunktur am Baumarkt noch mehr anzu
kurbeln, was zwangsläufig zu einer erheblichen Stei
gerung der Baukosten führen wilrde. Wir werden uns 
daher auf ,die Fortführung der laufen<len Bauprojekte, 
der Amtsgericht~ Kandel und Wittlich, des Landgerich
tes Bad _Kreuznach und des Justizgebtiudes in Ko
blenz, beschränken. 

Hier möchte ich kurz einschalten, daß" bemä-ngelt wo1·
den ist, daß der Bau des Amtsgerichtes Kandel nicht 
so fortgeschritten sei, was vielleicht darauf zurückge
führt werden könne, daß wir die Baumittel für andere 
Bauvorhaben verwendet hätten. Hierzu kann ich nur 
erklären, daß das offenbar nur eine Bemerkung auf 
Verdacht war. Anhaltspunkte haben Sie da.für, Her-r 
Kolle·ge Kuraner, nicht. Es ist völlig ausgeschlossen, 
daß so etwas bei der Justiz.verwaltung möglich wäre. 

(Heiterkeit im Hause.) 

Andererseits aber möchte ich noch betonen daß Ihnen 
die Dinge bekanntgegeben worden sind ;us welchen 
Gründen die Verz.ögerung verursacht v'..urde. Einmal 
waren die Baupläne nicht fertig. Woran liegt das? 
Verantwortlich für die Fortführung der Bauvorhaben 
sind -das Wiederaufbauministerium, die Hochbauämter 
die allgemein überlastet sind. Wir haben in den letz~ 
ten Jahren so viele Baupläne an sie herangebracht, 
daß es absolut verständlich erschein~, wenn einmal in 
einem solchen Fall die Fertigstellung der Baupli.ine 
sich vE:rzögert. Ich kann Ihnen aber versichern, daß 
ich alle.s getan habe, um die Fertigstellung zu be
schleunigen. Die Pläne sind auch .fertig geworden. 

,·;-. 
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<Justizminister secherJ . 
Dann ergab sich, daß sie nicht richtig waren und noch-
mals geändert werden mußten. , 

(Abg. Dr. Habighorst: Das kann vorkomm~nl) 
Nun kam der Fros.t, Herr Abgeordneter Kuraner, der 
auch das Bauvorhaben sehr verzögert hat. Ich möchte 
Ihnen aber· hier ausdrücklich versichern, daß wir für 
eine schnelle Förderung dieses Bauvorhabens ~sorgt 
seiri werden. Denn d ieser Wiederaufbau in Kandel . ist 

· absolut wichtig und vorrangig„ 
· · (Abg. Kuraner; Dann sind wir uns in clem 

Falle .mal wieder einig!) 

- Das andere kommt vielleicht nochl 
Für den II. Bauabschnitt des Amtsgerichts Kaisers
lautern, insbesondere für den Neubau des pfälzi9Chen 
Oberlandesgerichts, sind keinerlei ·Mittel eingeplant. 
Ich betone diese l~t.zte Feststellung noch besonders, um 
da:mit zum Ausdruck zu bringen, daß sich für die um
strittene Frage der Verlegung des Oberlandesgerichts 
von Neu&tadt nacli. Zweibrücken 

(Abg. Schuler: Rückverlegung!) 
bisher keine neuen Gesichtspunkte ergeben haben. 
Wenn Sie so wollen kann ich auch Rückverlegung 
sagen, das ändert an dem Tatbestand nichts. Bereits 
in einer an die Presse gerichteten Mitteilung vom 
Oktober 1954 hatte das Justizministerium erklärt, daß 
diese Frage noch nicht spruchr~if sei, weil die· vorhan
denen Mittel zunächst für dringendere Bauvorhaben 
benötigt würden. -Diese Vorhaben sin:d inzwischen fer
tiggestellt oder in An.griff genorrunen. An der dama
ligen Situation, dem Fehlen entsprechender Haushalts
mittel, hat sich aber infolge des erwähnten Neu-

. baustopps für Behördenbauten im Ergebnis nichts 
geändert. Auch der weitere Hinweis in der damaligEm 
Erltlä,r:ung, daß eiri.e Verleg-.m.g oder Rüch.verlegung des 
Oberlandesgerichts nur durch Landesgesetz angeordnet 
werden könne, besteht nach meiner persönlichen Auf
fassung nach wie vor zu .recht. Ich kann ,also heute 
wie damals nur zum Ausdruck br ingen, daß mir eine 
Diskussfon über dieses Problem im Augenblick nocl!. 
verfrüht erscheint. Das soll aber nicht heißen, daß wir 
uns über diese Frage nicht einmal schlüssig werden 
müssen. Da:z.u wird ja auch im Laufe dieses Haushalts
jahres Gelegenheit gegeben sein, damit wir bei ent
sprechenden Vorschlägen für das kommende Jahr wis
sen, wie diese Wieaeraufbaubeträg-e eingeplant werden 
sollen. · 
Lassen Sie mich jetzt zu der brennenden Frage zurück
kehren, wie die immer mehr ansteigende Geschäftslast 
bewältigt werden kann, ohne daß einerseits fühlbare 
Personalvermehrungen vorgenommeh und andererseits 
die einzelnen Angehörigen de1· Jtistiz über Gebühr be
lastet werde·n. Die >bisher von der Justizverwaltung 
angewandten Mittel sind, wie sich unschwer erkennen 
läßt, Einzelmaßnahmen ohne allzugroße Breitenw ir
kung .geblieben. Sie können daher, wenn das An
wachsen der ~schäftszahlen anhält, auf die Dauer 
keinen Erfolg verbürgen. Damit i:&t die Frage nach den 
Möglichkeiten einer grundlegenden .•Verwaltungsver
einfachung, einer ecl'lten Verwalt1,1I)gSref<>rrn also, auch 
für die Justiz in allem Ernst gestellt. Le1der ergibt 
sich aber bei näherer Betrachtung, daß der Justizver
waltung auf Landesebene kein allzugroßer Spielraum · 
gegeben ist. 
Die ~richtsorganisation sowie die G~taltung des ge
richtlichen Verfahrens sind Bundessache und so dem 
Zugriff des Landes entzogen. Demnach scheidet für uns 
die Möglichkeit von vomherein aus, etwa durch Be
schrä~wig -des Instanzenzuges zu einer Pr ozeß
beschleu~i.gung und ~uf diesem Wege zu einer erheb-
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lieben Entlastung der Gerichte zu kommen. Ob ein . · ·:. ~~ solches Vorgehen aus rechtsstaoatlichen Erwägungen , ..... 
üib€rhaupt vertretbar wäre, lasse ich dabei bewußt ». · -~ ·i 
offen. ' · , ·; .. . ·:1: 
Die örUiche Gliederung der Gerichte, das heißt die ~ .~:~ 
Auswahl der Gerichtssitze und die Abgrenzung der 
Gerichtsbezirke ist dem.gegenüber reine Landesaufgabe. . F 
Damit · eröffnet sich also theoretisch der Weg, durch . . f . ·' 

Zusammenlegung von Gerichten Personal- und Sach-: 
. r . .:.: kosten einzusparen. Allerdings ist hierfür die Justiz

verwaltung nicht allein zuständig. Da ja jeder Staats- .' , _.7~ 
bürger Anspruch auf seinen gesel:zlichen Richter hat, 
können Gerichte nur durch Gesetz aufgehoben, verlegt 
oder in ihrem Bezirke geändert werden. Die in dieser 
Hinskht gebotenen Möglichkeiten .dürfen nach . un-
seren Erfahrungen rocht überschätzt werd~n. . t , t."!:-

:~ Die Justizverwaltung hat fest.stellen müssen, d'aß es . '.--:t-
bisher nur in einzelnen wenigen Fällen gelungen ist, 
ein Gericht aufzllheben. Die Vielzahl kleiner Gerichte . _ ·~ 
.bedeutet besonders .in Gebieten mi(-weniger entwickel-
ten Verkehrs·verbindungen eine wesentliche Erleichte-

\ . ~ :~: 
run.g für die l·echtsuchende Bevölkerung, auf die man ... „ ..• 
nur ungern verzichtet. 

(Sehr richtig! bei de-r. CDU.) , ·, --~·· 
Von dem erbitterten Kampf, den die Gemeinde des 
~riclitssitzes schon um ihrer gewerblichen Wirtschaft 
willen um die Erhaltung ihres Gerichts führen wird, 
will ich dabei gar nicht reden. Gewiß mag die zuneh-
mende Verkehrsersc.1-iließung der ländlichen Gegenden 
hier in Zukunf.t manche bisher berechtigten Wider-

, .. · 

stände beseitigen.. Zur Zeit erscheint mir aber der'. 
Augenblick für eine durchgreifende Reform in dieser 
Hinsicht .noch nicli.t gekommen. Ich bin auch der Mei- .. 
nung, wenn man eine solche Reform durchführt, soll · ... _ . : ~ 
man sie eben in einem größeren Rahmen durchführen 
und sie nicht auf <tas eine oder an·dere Amtsgericht · 
beschränken. Aus diesem Grunde habe ich auch Be- - · ~·.' 

, denken gegen, die mit ·der Auflösung des Amtsgerichts · 
Grumbach aufgeworfene F rage der eingetretenen · 
Veränderunge.n für Meisen·heim. Auch hierbei müßte 
die Regclung durch Gesetz geschehen. Nach meiner 
Mci..n.UDg "-'ilrde sich das i.m Augen.blick nicht lohnen.. 
Die Feststellung, daß so einer rationelleren Behörden-· . \ „ .. ,1 

! · or.ganisation im Bereich der Justiz enge Grenzen ge-
setzt sind', gilt nicht im gleichen Umfange für Q.ie. 
Rechtsprechung allgemein. Die Aufspaltung in einzelne 
Gerichtsbarkeiten ist eben hier mehrfach angesprochen 
worden. Ich möchte zu Einzelheiten hie.r keine Stel- · :· <·· 
lung nehmen, aber darauf hinweisen, daß am 1. Januar· ·.-.·~'7_ 
1955 von rund 10 70(} Berufsrichtern aller Kategorien 
fast 9000, also beinahe 85 v. H., zur ordentlichen ~
richtsbarkeit gehört haben. In allen anderen Zwe.igen 
der Gerichtsbarkeit - den übrigen 4 - sind etwa nur 
15 v. H. der R ichter erfaßt. Es wäre also sehr wohl 
denkbar, daß ein Rechtsprechungsministerium für alle 
diese Gerichtsbarkeiten zuständig sein könnte. Es wäi;e . . , ·.; 
auch d enkbar,. daß die derzeitigen Verwaltungsauf-
gaben für alle Zweige der ~ri.chtsbarkeit von dem . · '.'.'} 
bisherigen Personal, ohne daß eine Personalvermeh-
rung notwendig wäre, verkraftet werden könnten. 

Es ist Ihnen ja bekannt, daß der Deutsche Richter- ~ 

bund, die Deutsche Anwaltschaft und zuletzt auch 
die Justizministerkonferenz diesen Vorschlag der Ver
einfachung der Ven.Valtung auf diesem Gebiet ge
macht haben. Immerhin möchte ich es dahingestellt sein 
lassen, ob auch für die.se Reform jetzt der richtige 'zeit
punkt ist. Man sollte es doch darauf ankommen lassen, 
daß sich auch diese Fragen organisch entwickeln. Man 
sollte einer solchen Entwicklung,deshalb nicht mit einer 
Maßnahme zur Unzeit vorgreifen. 

„ ·. > 

„ .-~ 

. ·"' 
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(Justtzm!n!ster Beeher) 

Ich möchte jetzt zu den Einzelheiten kommen, die die 
verschiedenen Vorredner angesprochen haben. Den Be
such in der Pfalz werde ich ja trotz des mangelhaften 
Vertrauens, das mir Herr Abgeordneter Kuraner aus
gesprochen hat, noch machen können, Ich bin auch der 
Meinung, daß die grundsätzliche Bereitschaft besteht, 
solche Besichtigungen durchzuführen. Ich bedaure es, 
daß man besondere Wünsche nicht an mich herangetra
gen hat. Offenbar haben aber solche Wünsche nicht be
standen, sonst wäre das genauso wie in anderen Fällen 
auch geschehen. 
Es ist hier von den Zeugengebühren usw. gesprochen 
worden. Wir wissen, daß das eine Buodessache ist. Ich 
bin durchaus der Meinung, daß diese Gebührensätze 
längst überholt sind, und es ist auch wirklich nicht ein
zusehen, weshalb der Staatsbürger, der sich für· solch 
wichtige Aufgaben zur Verfügung stellt, dabei noch Ein
kommensverluste in Kauf nehmen soll. In diesem 
Punkte sind wir uns sicher einig. Ich stelle aber fest, daß 
bisher von keinem Land nach dieser Richtung hin ein 
Vorstoß gemacht worden ist. 

(Abg. Sassenroth: Machen Sie den Anfang!} 
- Ich beabsichtige, das zu tun. Wir werden uns bei der 
nächsten Justizmini.sterkon!erenz einmal mit dieser 
Frage befassen. 

(Abg. Hertel: Welch ein Verd!enstl) 
Herr Abgeordneter Simonis hat zum Ausdruck ge
bracht, er sei der Meinung, daß der finanzielle Segen 
von oben nicht so bis an das letzte Amtsgericht gekom
men sei. Ich glaube, daß diese Vermutung nicht berech
tigt ist. Aber ich begrüße es, wenn solche Fragen ge
stellt werden. Ich werde es mir angelegen sein lassen, 
im Rechtsausschuß einmal über diese Fragen der Auf
teilung der Mittel Auskunft zu geben. Selbstverständ
lich ist es, daß moderne Geräte zunächst an den Schwer
punkten eingesetzt werden. Sie wissen, daß wir von 
Jahr zu Jahr die Ausstattung ergänzen. Die Einrichtun
gen können wir nur allmählich ergänzen. Wir haben 
in jedem Jahr neue Mittel eingesetzt, nur kann man na
türlich nicht fordern, daß auf einmal ein schlecht einge
richtetes Amtsgericht auf dem Lande mit glänzenden 
neuen Möbeln in allen Räumen versorgt wird. Da muß 
inan schon zufrieden sein, wenn einmal ein Schreibtisch 
kommt. Das andere folgt nach und nach. Hier kann es 
also nur auf eine laufende Verbesserung der Einrich
tungen abgestellt werden. 

Es ist auch gesagt worden, man habe den Eindruck, daß 
am Ende des Jahres eine gewisse Verknappung der Mit
te1 eintrete. - Ich bin der Meinung, daß man das einmal 
mit den Hausfrauen beraten müßte; denn diese sind am 
Ende der Woche oder des Monates auch im allgemeinen 
ein bißchen knapper als am Anfang. 

(Abg. Haehser; Die Hausfrauen teilen sich ein!) 

- Ich meine sogar, es wäre eigentlich nicht gut, wenn 
solche Verknappungen nicht da wären; denn dann wür
den wir ja aus dem Vollen schöpfen und wirtschaften. 
Wir teilen selbstverständlich die Mittel auf die verschie
denen Monate auf und richten uns dabei nach den An
forderungen, die uns die Gerichte geben. Es ist selbst
verständlich, daß der Mittelbedarf für Heizung und all 
die anderen Dinge von dem Landgerichtspräsidenten für 
die einzelnen Gerichte zusammengestellt und uns auf
gegebei;i wird. Wenn nun einmal am Schluß des Jahres 
eine Verknappung eintritt, so gehört das zu der Erzie
hung, die auch im Rahmen der Justiz immer notwendig 
sein wird. 
Herr Abgeordneter Hertel hat von den Besatzungs
verurteilten gesprochen. Ich bin ihm für diesen Hinweis 
dankbar. Dazu möchte ich folgendes ausführen. Die Be-

endigung des Besatzungsregimes durch die Pariser Ver
träge hat uns - -

(Abg. Hertel; Dazu habe ich keine Stellung 
genommen!) 

- Ich habe Sie so verstanden, als ob Sie auch für diese 
Kriegsverurteilten gesprochen hätten. Wenn das nicht 
geschehen ist, dann möchte ich trotzdem zu diesem Pro
blem folgendes sagen: Die Beendigung des Besatzungs
regimes durch die Pariser Verträge hat uns auch auf 
diesem Gebiet etwas mehr Bewegungsfreiheit verschafft. 
Im einzelnen ist hierbei zwischen den wegen sogenann-, 
ter Kriegsverbrechen Verurteliten und denjenigen zu 
unterscheiden, die wegen anderer Straftaten von einem 
Gericht der Besatzungsmacht bestraft worden sind. Bei 
der ersten Gruppe steht das Gnadenrecht derjenigen 
früheren Besatzungsmacht zu, deren Gericht die Bestra
fung ausgesprochen hat. Sie hat aber - und das nur in ' 
gewissem Umfange - die Empfehlung eines aus deut
schen und alliierten Vertretern paritätisch zusammenge
setzten Gnadenausschusses zu beachten. 
Empfiehlt dieser Ausschuß einstimmig eine Begna
digung, so muß <iiese erfolgen. Das Land Rheinland
Pfalz ist . in die,sern Ausschuß nicht unm.ij;telbar ver
treten; auch sind die Mitgliedel' nicht an Weisungen 
gebunden. Die Lande,sregierung hat also auf die Emp
fehlungen des: Ausschusses keinen direkten Einiluß. 
Die persönliche Fühlung·nahme mit' den zuständigen 
französischen Stellen ist aber dadurch erschwert, daß 
die Gnadenentscheidun~n jetzt in Paris getroffen 
werden. 

Wir haben uns große Mühe •gegeben, die Freilassung 
dieser Besatz:ungsverurteilten zu beschleunigen. Zur 
Zeit sitzen noch in Wittlich 14 Krlegsvierurteilte, wäh
rend es vor einem Jahr noch 30 waren. Ich habe vor 
wenigen Tagen noch ein Schreiben an das Auswärtige 
Amt gerichtet und daraui hingewiesen, daß das Land 
Rheinland-Pfalz unter allen Umständen Wert darauf 
legen müi;se,. daß eine alsbaldige Entlassung dieser 
Krtegsverurteilten ausgesprochen werden müsse. Wir 
werden bemüht bleiben, die alsbaldige Freilassung 
ei=elner Verurteilter zu erwirken, soweit hierzu ir
gendeine Möglichkeit b.esteht. Ich habe dje begründete 
Hoffnung, daß dieses traux!ge Kapitel der Nachkriegs
zeit in absehbarer Zeit abgeschlossen werden kann. 

Was nun die wegen anderer Straftaten von einem Be
satz.ungsgericht Verurteilten anlangt, so steht das Gna
denrecht nunmehr der Bundesrepublik zu, die es auf 
die Länder delegiert hat. Soweit sich solche Verurteilte 
in Haftanstalten unseres Landes befinden, ist der Mi
nisterpräsident zuständig; auch für diese Gruppe von 
Verurteilten sind gemischte Gnadenausschüsse gebil
det, die verbindliche :Empfehlungen abgeben können. 
Die Länder der ehemaligen französischen Besatzungs
zone werden dabei durch einen Mitarbeiter meines 
Ministeriums vertreten. Von dieser· Gruppe sind noch 
neun Abgeurteilte in Haft, so daß also auch bei dieser 
Gruppe mit ein·er alsbaldigen· Freilassun·g gerechnet 
werden kann. . 

Was nun die Gefangenen und Verurteilten angeht, von • 
denen Herr Abgeordneter Hertel in der Hauptsache 
gesprochen hat, so muß ich, ohne daß ich ausschließen 
will, daß Nachprüfungen etwas anderes ergeben könn
ten, hier feststellen, daß wir solche Verurteilte in un
serem Lande überhaupt nicht haben. 

(Abg. Hitter: Es war von Inhaftierten die Rede, 
Herr Minister, nicht von Verurteilten!) 

- Also, soweit ich jetzt Ull!terrichtet bin, sitzen in Haft
anstalten unseres Landes solche Gefangene nicht ein. 
Ich will aber Ihrem Wunsche entsprechend die not-
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(Justizminister Becher) 

wendigen Nachforschungen anstellen und Ihnen dann 
darüber berichten. 

Ich hatte vor, zu dem Fall Burbach noch einige Aus
führungen zu machen. Da aber ·Herr Abgeordneter 
Wallauer zu die~m Punkt bereits eine gewisse Klar
stellµng gebracht hat, kann ich wohl mit Rücksicht auf. 
di:e fortgeschrittene Zeit hierauf. verzichten. · 

Ich war der· Meinung, daß es mir erspart bliebe, zu 
dem Fall Dr. Müller Stellung zu nehmen. 

(Abg. Bauer: Sie sind a.ber ein Optimist!) 

- Ja, sicher bin ich ein Optimist. Mir gefallen die Op
timisten ohnehin besser als die Pessimisten, aber immer
hin sollte es auch eine Anerkennung sein, wenn ich das 
hier z.u...1n ... 4.a.usdru.ck gebracht habe. !eh habe eben g~ 
glaubt, Sie würden zu diesem Fall nicht allzu kritisch 
Stellung nehmen, weil ja das Verfahren noch nicht 
abgeschlossen ist. Da Sie aber doch zu Einzelheiten des 
Prozesses hier Ausführungen gemacht haben, halte ich 
mich für verpflichtet, folgendes darzustellen: 

Ich möchte zunächst einige Vorbemerkungen machen. 
.Das Verfahren ist durch Beschluß des Schwurgerichts 
inzwischen ausgesetzt, um einmal eine ·Untersuchung 
des Angeklagten auf seinen Geisteszustand dtirchzu
führen und zweitens, um ein sogenanntes Obergut
achten zu dem Sachverständigengu1lachten von Profes
sor Dr. Wagner einzuholen..· Schon jetzt ist in etwa 
vora'l!Szusehen, daß das Verfahren in absehbarer Zeit 
seinen Fortgang nehmen wird, wobei nach den Be
stimmungen der Strafpr-0zeßordnung die gesamte Ver
handlung wiederholt werden muß. 

(Bewegung. im Ha~se.) 

Es handelt sich also bei dieser Sachlage - für jeden 
erkennbar - um·ein nach wie vor bei dem Landgericht 
in Kaiserslautern schwebendes Verfahren. Es ist un
bestreitbar, daß in der heutigen Debatte unter Um
ständen ein Eingriff in dieses schwebende Verfahren 
erblickt werden könnte und· daß die$.e "Debatte mög
licherweise - ·bewußt oder unbewußt - Auswirkungen 
aUf das Verfahren haben könnte. 
Ich habe hier schon häUfig betont, daß solche Erörte
rungen in einem s·olchen Verfahrensstadium erheb
lJichen Bedenken begegnen. Da aber diese Bedenken 
von verschiedenen Vorrednern nicht beachtet worden 
:::ind, bleibt mir eben nichts anderes· übrig, als auf die 
erhobenen Vorwürfe zu antworten, soweit ·dies mit 
den rechtsstaatlichen Grundsätzen vereinbar ist und 
soweit dies angesichts der verfassungsmäßig garan
Üert.en richterlichen Unabhängigkeit überhaupt möglich 
ist. Ich bin jedoch ohne weiteres in . der Lage, zu den 
Vorwürfen Stellung :z.u nehmen, die sich ~gen die 
Staatsanwaltschaft gerichtet haben, die bekanntlich der 
Dienstaufsicht des Generalstaatsanwalts und de.s Ju
sti!2:ministers unterliegt. Zum an<ieren sei mir eine 
zweite Vorbemerkung gestattet. 

Es ist über den Prozeß in vielen Zeitungen und Zeit
schriften geschrieben worden, wobei man mit kriti
schen Bemerkungen und :z.um Teil mit massiven Vor
würfen nieht gespart hat. Es ist nun leider eine fest
stehende Tatsache, daß diese Zeitungsartikel nicht im
mer von sachkundi:g~n oder gar seriösen Berichterstat
tern geschrieben werden. 

Viele Artikel lassen im Gegenteil erhebliche Mängel so
wohl in der Tatsachenberichterstattung als auch in der 
rechtlichen Bewertung erkennen; daran ändert auch ein 
Doktortitel nichts. Von besonderer Gefahr ist die Tat
sache, daß Prozesse der einschlägigen Art, die naturge
mäß weite Kreise der Öffentlichkeit interessieren, für 
alle Sensationsmad!.er geradezu Fundgruben für aufrei-

zentj.e Artikel und <iamit letztlich für ein ~tes Zeitungs
geschäft sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich gla'!Lhe, ' daß man dlese Gesichtspunkte .beachten 
muß, wenn man zu einem ·sachlichen Wld gerech
ten 'Ergebnis gelangen will. Schließlich sei l'X)ir eine 
dritte Bemerlruntg gestattet. Man wird ·bei rein 
sachlicher . und objektiver Betrach~ng einräum~n 
müssen, daß .zumindest schwervviegende Verdachts
momente · .gegen den Angeklagten vorliegen, wobei 
diese Verdachtsmomente weniger in erfahrungsge
mäß problematischen Belastungen durch Zeugen liegen, . 
sondern in v.rissenschaftlichen Feststellungen, die auf 
sorgfältigen Versuchen und auf anerkannten wissen
schaftlichen Erfahru.ngstatsachen beruhen. In einem 
Prozeß der einschlägigen Art, in dem der Angeklagte 
dringend verdächtig ist, aber seine Schuld leugnet, bleibt 
der Jp.stiz nichts anderes übrig, als mit allen Mitteln 
menschlicher Erkenntnismöglichkeit zu versuchen, den 
Dingen auf den Grund zu gehen. Hierbei kann selbst
verständlich· nicht auf die Erfahrungen der ärztlichen 
Wissenschaft und insbesondere auf die weitreichenden 
Erfahrungen moderner kriminalistischer Technik ver
zichtet werden. Diese Untersuchungsergebnisse sind 
erfahrungsgemäß durd!.aus zuverlässiie Beweismittel, 
sehr oft bessere Beweismittel als Zeugenaussagen, die 
in besonderem Maße allen Gefahren menschlichen Irr
tums und subjektiver.Bewertung ausgesetzt sind. 

(Abg .. Hitter: Das hat aber nichts mit der Frage der 
öffentli~en Vernehmung der Zeugen zu tun?) 

Ich komme noch darauf. - Es muß also festgestellt 
werden, daß gegen Dr. Müller der Verdacht, und zwar 
der dringende Verdacht des Mordes vorliegt, des schwer.,. 
sten Verbrechens, das unser Str!l.fgesetzbuch kerult, da
bei in der Form des scheußlichen Verbrechens des Gat
tenmordes, Daß die Strafjustiz bemUht sein muß, ein 
derartiges Verbrechen bei dringendem Tatverdacht auf
zuklären, dürfte allgemein und eineingeschränkt aner
kannt werden. Eine solche Yerbrechensaufklärung kann 

·weder an Kostenfragen noch etwa an Fragen der Ver
handlungsdauer scheitern. 

(Sehr wahr! bei der .CDU.} 

Es kann nicht angehen, beim Verdacht eines solchen 
Kapitalverbrechens die Frage aufzuwerfen, was die Auf
klärung und die Verfolgung eines solchen Verbrechens 
wo}).l die Allgemeinheit kosten könne, ganz abgesehen 
·davon, daß die genannt'en Zahlen in keiner Weise den 
Tatsachen entsprechen. Die bisherigen Kosten betragen 
etwa 25 000 DM. Die Aufklärung eines· solchen Verbre
chens kann auch nicht daran scheitern, daß wegen der 
Schwiedgkeit der Beweisführung eine ungewöhnlich 
lange Dauer der Hauptverhandlung notwendig wira. 
Diese ist ja gerade im· Interesse des Angeklagten erfor
derlich, um P,ie Gefahr eines etwaigen Fehlurteils aus
zuschließen. Es ist also nicht berechtigt, irgendwel~e 
Schlüsse und Vorwürfe gegen die Justiz etwa aus der 
Verhandlungsdauer herzuleiten. Es geht auch nicht an, 
kurzerhand zu behaupten, die Verhandlung habe in kür
zerer Zeit durchgeführt werden müssen. 

(Abg. Hitter: Das ist auch nicht behauptet worden?) 

- Sicher, in allen Zeitungen ist es behauptet worden. 
(Abg. Hitter: Es ist nur behauptet worden, daß sie 
zu lange gebraucht haben, um die Verhandlung 
aufzunehmen. Sie lesen ja vollständig in Ihrem 

Manuskript an den Tatsachen vorbei!) 

- Ich möchte richtigstellen: Das ist in allen Zeitungen 
behauptet worden; und wenn Sie das nicht gelesen ha
be~, dann kann ich das nur bedauern, dann wäre es doch 
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(Justi?.mlnlster Becher) 

besser, wenn Sie eine vollständige Darstellung der Dinge 
gäben. 

(Abg. Hitter: Die Frage steht gar nicht 
zur Diskussion!) 

~ 

Wenn ich hier in Einzelheiten zu, dem Verfahren Stel-
lung nehme, dann bin ich dazu .gezwungen, weil in 
der Presse solche Behauptungen aufgestellt worden 
sind, 

(SEhr richtig! bei der CDU.) 

und ich bin verpflichtet, diesen Behauptungen ent
gegenzutreten. 

(Sehr richtig und Beifall bei den 
Regierungsparteien.) 

Viele Zeugen so~len überflüssigerweise gehört worden 
sein, die Verhandlung soll schleppend gewesen sein. 
Alle diese Vorwürfe gehen an dem Kern der Sache 
vorbei. Die Tatsache, daß mim allen Erkenntnisquellen 
nachgegangen ist und daß man mehr Zeugen vernom
men hat, als vielleicht notwendig war, kann doch nicht 
gegen das Gericht ausgewertet werden, sondern spricht 
allenfalls für die Sorgfalt, mit der sich das ~ricb.t 
bemüht hat, das Dunkel, das über dem wahren Sach
verhalt liegt, zu lichten. Daß eine solche Verhandlung 
von d ieser Dauer für den Angeklagten eine besonders 
seelische und nervliche Belastung bedeutet, liegt auf 
der Hand. Wenn aber der Angeklagte des Mordes ·ver
dächtig ist, dann muß er auch diese Belastung nach 
dem Gesetz hinnehmen. So entspricht es eben dem 
Willen des Gesetzgebers. Ich bedaure außerordentlich, 
das bisher wenig z.u hören war von dem bedauerns
werten Opfer, das möglicherweise durch eine Mordtat 
sein Leben verloren hat. Die Kinder des Angeklagten 
Dr. Müller haben ihre Mutter verloren. Man stelle sich 
vor, daß sie ihre Mutter durch die Mordhand ihres 
Vaters verloren hätten! Bestehen nicht schwerwiegende 
Verdachtsmomente, daß das der Fall ist? Wer will in 
einer solchen Situation den dringend verdächtigen 
Täter bemitleiden. Daß dieser drLngend verdächti·g ist, 
kann doch selbst von der'Verteidigung nicht bestritten 
werden. Ich darf mir bei dieser Gelegenheit gestatten, · 
nur einmal auf das Brandgutachten des Sachverständi
gen Dr. Lizinsky hinzuweisen, das me'i<nes Wissens 
bisher nicht ln der öffentlichkeit angezweifelt worden 
ist. Dieses Gutachten kommt auf Grund von zahlrei
chen Versuchen, d ie mit letzter wissenschaftlicher 
Gründlichkeit du1·chgeführt worden sind, zu dem Er
gebnis, daß Frau Müller ni<:ht infolge eines Unglücks
falles - hier käme die Explosion eines Katalytofens 
oder das Entzünden von Benzin durch Unvorsichtig
kejt in Frage - ums Leben gekommen ist. Der Sachver
ständige ist z.u dem Ergebnis gelangt, daß die Ehefrau 
des Angeklagten vor Ausbruch des Brandes entwede·r 
bewußtlos oder bereits tot war, und daß die EntstP.
hung des Brandes auf die Entzündung -· und zwar 
gewollte Entzündung - einer großen, im Wagen ver~ 
gossenen Benzinmenge zurückzuführen ist. Ich will und 
kann auf Einzelheiten insoweit nicht eingehen; ich er
wähne dieses Gutachten auch n.ur deshalb, um darzu-:
tun, ·m welchem Maße das Vorliegen dringenden Tat
verdachts besteht. Auch das Sachverständigengutachten 
von Professor Dr. W~gner kommt zu dem Ergebnis, 
daß Frau Müller mit hoher Wahrscheinlichkeit vor 
Ausbruch des Brandes bereits tot war. Daß be-i diesen 
Verdachtsmomenten die Justizbehörden verpflichtet 
sind, alles zu tun um möglicherweise ein besonders 
scheußliches Ver:brechen aufzuklären und zu ahnden, 
entspricht einer unabdingbaren gesetzlichen Verpflich
tung. 

(Abg. Haehser: Wenn das kein Eingriff in den Pr o-
2eß ist, was Sie sagen, Herr Minister! - Abg. Hertel: 

Das hat sich keiner der. Redner gestattet; das ist 
ein Eindringen in den Prozeß, was der Herr Justiz
minister dem Hause vorträgt.) 

- Dann darf ich noch einmal klal'Stcllen. 

(Abg. Völker: Wenn wir es gesagt hätten, dann 
wäre es ein Eingriff in das schwebende Verfl!.hren. 
- Zuruf von der SPD: Das ist die Höhe!) 

- Ich habe hier nur zu der Frage Stellung genommen, 
daß ein dringender Tatverdacht besteht, und <laß da~ 
Gericht verpflichtet war, alle Erkenntnismöglichkeiten 
einzusetzen, um ei:ne Aufklärung des Tatbestandes in 
dem ~erichtuchen Verf/\hren herbeizuführen. Das, was 
ich hier sage, ist alles das, was in <ler Anklageschrift 
festgelegt ist, d. h. in dem Ermittlungsvel'fahren der 
Staatsanwaltschaft, das meiner Kontrolle untersteht. 

(Abg. Hittel": Den Tatbestand ergibt doch 
ers~ das Urteil!) 

- Ich bitte Sie, hier kann man nicht im entferntesten 
davon sprechen, daß ich die Unabhängigkeit der rich
terlichen Entscheidung jn irgendeiner Weise antaste. 

(Abg. Hertel: Die Fraktionssprecher waren 
vorsichtiger und zurückhaltender!) 

- Herr Kollege Hertel, ich 'kann I~en darauf nur er
widern: das ist ja auch verstfilldlich. D ie Herren· Frak
tionssprecher haben ihre Kenn tnisse aus der Zeitung. 
Aber wenn ich zur Sache spreche, dann muß ich Ihnen 
doch klarlegen, was im Ermittlungsverfahren der 
Staatsanwaltschaft festgestellt und zum Inhalt der An
klageschrift geworden 'ist. 

(Widerspruch ·bei der SPD. - Abg. Völker: Das 
ist aber ein Eingriff in das schwebende Verfah
ren! - Abg. Hitter: Wir haben nicht zum Verfah
ren Stellung genommen! - Unruhe im Hause. -

Glocke des Präsidenten.) 

Vizepri.sideri.t Scllultz: 

Ich bitte, den Herrn Minister aussprechen zu Lassen. 

Ju~tizminister Becher {fortfahrend): 
WeitPr ist behauptet. worden, d ieses Ermittlungsver
fahren habe allzu lange gedauert. Auch zu diesem Vor
wurf muß ich · Stellung nehmen; und das berührt in 
kemer Weise die gerichtliche Wilrdrgun-g in dem schwe
benden Verfahren. 

(Abg. Hertel: Sie geben Werturteile ab!) 

- Das sind keine We~turteile! 
(Abg. Hertel; Docht - Abg. Sassenroth: Von Ihrem 

Optimismus ist nicht viel zu merken!) 

Ich möchte kurz z.u der Dauer des Ermittlungsverfah
rens sprechen. Der fragliche Autobrand hat sich am 9. 
Februar 1954 ereignet. Bereits am 13. Mai 1954, also 
nach knapp drei Monaten, waren die Ermittlungen des 
Staatsanwaltes im wesentlichen abgeschlossen, d. h. S-O

weit es sich um Ermittlungen handelte, die seitens der 
Staatsanwaltschaft selbst durchgeführt werden konn
ten. Der sachbearbeitende Staatsanwalt hat unter Lei
tung des Oberstaat:sa111waltes mit großer Sorgfalt und 
ebenso großem Fleiß in diesen Monaten die Ermitt
lungen geführt und geleitet und dabei alles getan, 
was menschenmöglich war. Auch ein Unt ersuchungs
richter hätte in dieser Zeit n icht mehr tun können und 
auch nicht mehr getan. Ahles, was sich nun nach dem 
13. Mai 1954 abgespielt hat, hat sich im wesentlichen 
auf die Vorbereit ung technischer und medizinischer 
Gutachten beschränkt. Insoweit war die Strafverfol
gungsbehörde auf die Mitarbeit von Gerichtssachver
ständigen angewiesen, die nicht nur über ein 'geliittel-
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tes Maß an Ar.beit, sondern angesichts der wachsenden 
Schwierigkeit der zu erstattenden Gutachten hierfür 
auch eine geraume Zeit ben.ötigt haben. Ein erstes vor
läufiges Gutachten des Sachverständigen Professor Dr. 
Wagner ist kurz vor dem 13- Mai 1954 eingegaI}.gen. 
Das erste Sachverständigengutachten -des Brandsach
verständigen Dr. Lizinsky traf am 2ß. Juli 1954 ein. 
Ein zweites ergänzendes Gutachten Profess0c Dr. Wag
ners konnte trotz wiederholter Anmahnungen nicht 
vor dem 4. Oktober 1954 erstellt werden. Von entsd'lei
dender Bedeutung war jedoch das ~ruruilegen.de Gut
acllten des Brandsachverständigen, -dias erst am 7. 
Mai 195? eingegangen ist. Die notwendigen Brand-. 
versuChe waren am 26. November 1954 durchgeführt 
worden. Ihre Durchführung erforderte sehr einge
hende Vorbereitungen. Sie konnten erst .nach Aus
wertung vorangegangener technischer und medizini
scher Gutachten erfolgen. Es darf hier no0ch einmal 
bemerkt werdmi, daß die. besondere Sd'lwierigkeit des 
Falles eine Anzahl von technischen und medizinischen 
Versuchsreihen erforderlich gemacht hat, die ein-er au
ßerordentlichen Genauigkeit bedurften und daher viele 
Monate in Anspruch nehmen mußten. Daß das Bundes
kriminalamt und seihe Experten infolge anderweiti
ger Inanspruchnahme zeitweise überhaupt .nicht zur 
Verfügung stehen konnten, sei nur am Rande er
wähnt. Die Staatsanwalt,schaft _ist jedoch in der Zwi
schenzeit nicht untätig gewesen, sondern hat zwischen
zeitlich mögliche eigene ErmittJ.ungen getätigt. Sie hat 
auch alles getan, um die Aokl~ge soweit vorzuberei
ten, daß sie nach Eingang des entscheidenden .Brand
gutachtens alsbald fertiggestellt werden konnte. Die
ses Gutachten ist, wie gesagt, am 7. Mai eingegangen. 
'Bereits am 20. Mai, also nach vierzehn Tagen, konnte 
die Anklage zum Schwurgerid'lt gehen. Die Weiter
verzögerung in der Folgezeit .e.rgfüt sich naturnot
wmidig aus den einschlägigen gesetzlicllen Bestim
mungen und Fristen und der Tätigkeit des Gerichtes 
im sogenannten Zwischenverfahren. 

Ich stelle also fest, daß die Vorbereitung des Verfah
rens, das als i:ler schwierigste Mordprozeß der Nach-: 
kriegszeit bezeichnet wird, mit menschem~öglicher 
Beschleunigung erfolgt ist. Die These, daß ein 
Unter.suchungsrichter sorgfältiger und schneller hätte 
arbeiten können, ist unrichtig. Niemand, der etwas von 
der gerichtlichen Praxis versteht, wird behaupten kön
nen, d'aß selbst der beste Untersuchungsrichter weniger . 
Zeit gebraucht hätte, als hier seitens der Staatsanwalt
$chaft' in Anspruch genommen worden ist. Er hätte auch 
nicht mehr tun können, da ja schließlich den mensch
lichen Erkenntnismöglichkeiten Grenzen gesetzt sind. 
Auch der beste Untersucbungsrichter wäre auf Sachver
ständigengutachten angewiesen gewesen und hätte diese 
nicht in stärkerem Maße beschleunigen können. Die Vor
untersuchung ist auch keineswegs etwa wegen Richter
mangels ".' wie behauptet worden ist - unterblieben. Die 
Staatsanwaltschaft hat nach pflichtgemäßem Ermessen 
geglaubt, von einer Voruntersutjlung absehen zu kön
nen. Dieses Recht gibt ilrr das Gesetz. Auch die Dienst 
aufsichtsbehörde hatte keine Veranlassung, ·eine andere 
Meinung zu v er treten. · 

Daß die Vorbereitungszeit seitens der Staatsanwalt
schaft nach mensd'llichem Ermessen angemessen war, 
ergibt sich aus einer sehr einleuchtenden Tatsache, die 
leider von den Berichterstqttern und Kritikern über
sehen wird, weil ·es eben an der notwendigen Gesetzes
kenntnis fehlt: Wenn nämlich das Verfahren nicht hin
reichend vorbereitet gewesen wäre, hätte das Gericht 
gemäß § 202 der Strafprozeßordnung das Hauptverfah
ren nicht eröffnen dürfen. Diese Bestimmung sieht näm
lich ausdrücklich vor, daß in einem solchen Fall entwe-
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der das Gericht von Amts wegen eine zusätzliche Vor
untersuchung oder aber selbst einzelne Ermittlungs
handlungen anordnet. Die Tatsache, daß dies n icht ge- · 
schehen ist, beweist, daß auch das Gericht im damaligen: ' 
Zeitpunkt geglaubt hat, daß in der Sache nicht mehr ge
schehen könne, als bereits gesd'lehen war. Und mit der . 
Eröffnung des Hauptverfahrens war jegliche -Verant
wortung illsoweit auch auf das Gericht übergegange~-
über Art und Umfang der Beweisaufnahme sind hier 
auch kritische Bemerkungen gemacht worden. Man hat 
behauptet, es seien zuviel Zeugen verno1I1II1en worden. 
USW. <USW. 

(Abg. Sassenroth: Das hat kein Mensch' behaup
'tet! - Weitere Zurufe der SPD: Wer hat das denn 
behaµptet? - Weitere erre~te Zurufe der SPD.) 

- Also bitte, ich habe erklärt, man hat behauptet! Wenn 
das in der ganzen Presse zu lesen ist, so hat man das 
doch behauptet! 

(Abg. Hertel: Wir hier sind'doch keine Pressel -
Abg. Sassenroth : Das haben wir dod'l nicht zu 

verantworten!) . 
- Aber Sie urteilen doch auf Grund dessen, was Sie in 
der Presse gelesen haben, und deshalb bemühe ich mich, 
Ihnen einen Sachverhalt darzustellen, der Ihnen - -

(Zurufe dei: SPD. - Glocke des Pi:äsidenten.) 

Vizepräsident .Schultz: 
Darf ich um etwas Ruhe bitten, und darf ich bitten, den 
Herrn Minister ausreden zu lassen. Ich glaube, Sie 
schaden sich selbst, wenn Sie die . Verhandlungen in 
die Länge ziehen. ·· 

Justizminister Becher (fortfahrend): 
Ic.."1 möc.h t.e also kurz sagen: Alle diese Fragen, die das 
Verfahren betreffen, werde ich hier nicht erörtern. Ich 
kann hierzu keine Stellung nehmen, weil ich mir dar
über klar bin, daß solche Erörterungen dem w eiteren 
Fortgang des Verfahrens schadE<n · können. Ich will 
auch nicht izu dem Selbstmord-versuch SteUung neh
men. Ich will .auch nicht da.zu Stellun·g nehmen, tn
wieweit es :zu erldären ist, daß die Verhandlungsfähig-
keit bejaht werden mußte. Es is t -behauptet VV"Orden -
das sage ich wiederwn -, daß der Angeklagte nicht 
verhandlungsfähig gewesen sei. Dabei ist eindeutig 
festgestellt worden, daß der Direktor der Klinik dem 
Gericht mitgeteilt hat, daß Dr. Müller verhandlungs
fähig sei. · 

(Zurufe der SPD. - Abg. Hertel: Die.Vernehmung 
der Hauptzeugin in der ÖffentliChkeit! Das sind 

die Sachen, die wir wissen wollen!) 
- Ich will auch nicht zu der Frage Stellung nehmen, ob 
die Vernehimung der Zeugin, die Sie a ngesprochen 
haben, richtig erfolgt ist. · . 

(Abg_ Sassenroth: In der Öffentlichkeit!) 
- Id'l will auch dazu keine Stellung nehmen. Ich möchte 
mich jeder Kritik in bezug auf das Verfahren selbst ent
halten, und will auch jede Erörte rung über diese Frage 
vermeiden. 

(Weitere Zurufe der SPD. - Abg. Sassenroth: Ja, 
das wäre aber gerade das Interessante!) 

Darüber hinaus möchte ich auch nicht im einzelnen dar
auf eingehen, was in der Presse, insbesondere in der 
Quick-Illustrierten, gestanden hat. Es ist h ierzu schon 
.etwas gesagt worden, und das genügt. 

(Abg. Hertel: Wir haben sie nicht gelesen!) 
Ich komme nun zu dem letzten Fall, zu dem Fall Klütz. 
Herr Abgeordneter Kuraner hat hieran ja eine sehr 
heftige Kritik geübt. Er hat sozusagen eine volle Breit-
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seite auf mich abgefeuert. Das geschah unerwartet. Ich 
habe es jedenfalls nicht erwartet, und trotzdem möchte 
ich sagen, daß Ihr .Angriff fehlgeht. Ich bin über den 
.Angriff auch nicht verärgert, ich bin über Ihren Angriff 
auch nicht verletzt. 

(Abg. Kuraner: Das wollte ich aucl: nicht!) 

Ich bin auch nicht davon betroffen, und auch. nicht ge
troffen. Abe1· eine ganz ·andere Frage ist es, ob das von 
Ihnen gewählte Verfahren richtig ist. Eine so massive 
Kritik und ein so schwerer Vorwurf scheinen mir nur 
·dann in Betracht zu kommen, wenn man vorher den 
Saclwerhalt nach allen Seiten sorgfältig geprüft und 
klargestellt hat; und dazu gehört nach meiner persön
lichen Auffassung, daß man vorher auch die andere 
Seite gehört und sich über die Gründe der anzugrei
fenden Entscheidung unterrichtet hat. Ich stelle fest, daß 
dies nicht geschehen ist. Sie scheinen - ich habe jeden
falls den Eindruck -, mit irgendeinem Sachbearbeiter 
gesprochen zu haben, von dem Sie behauptet haben -
ich habe das so verstanden -, daß er in dieser Sache an
derer Meinung gewesen sei und daß ich ihm mehr oder 
weniger diese Angelegenheit aus der Hand genommen 
habe. 

(Abg. Kuraner: Versuchen Sie bitte nicht, mir 
etwas in den Mund zu legen, was ich nicht 

gesagt habe!) 
- Ja, ich habe Sie so verstanden. 

(Abg. Kuraner: Nein! Neinl Nein!) 
- Also mit wem Sie gesprochen haben und woher Sie 
diese Weisheiten haben, das ist - -

(Abg. Völker: Aus dem Petitionsausschuß, Herr 
Minister!) 

- Na, dann muß es der Petitionsausschuß irgendwoher 
wissen. 

(Weitere Zurufe und leichte Heit.erkeit des Hauses.) 

Ich möchte nur einmal die Frage stellen: Weri.n man 
solche Vorv.rürfe erhebt, was liegt dann näher, mit dem
jenigen zu sprechen, der eine so falsche oder - nach Ihrer 
Auffassung - eine so völlig ungerechtfertigte Entschei
dung getroffen hat? 

(Abg. Hertel: Im Sehwindenhammer-Prozeß wollte · 
ich auch mit der Justiz sprechen!) 

Die in dieser Sache erhobenen Vorwürfe treffen mich 
also unvorbereitet, weil Sie ja nicht mit mir darüber 
gesprochen haben. Aber trotzdem will ich zur Sache 
Stellung nehmen. Der Fall schwebt seit Anfang 1954. · 
Klütz hat geltend gemacht, daß er den .Anspruch auf 
Unterbringung nach dem 131er. Gesetz. ha be, weil seine 
Beamtenstellun'g als Oberregierungsrat keinesfalls 
überwiegend auf seiner Zugehörigkeit zur NSDAP be
ruhe. Das war die Behauptung Klütz', der schon vor 1933 
Mitglied der Partei war. Aber die Verhältnisse liegen 
troti.dem in dieser Frage nicht so einfach, wie Herr 
Abgeordneter Kuraner sich das vorstellt. Klütz hat eine 
ganze Reihe von Zeugen und Persönlichkeiten benannt. 
die über seine dienstlichen Leistungen und seine Be
währung in dieser Stellung, die er von 1933 bis 1945 am 
Kammergericht bekleidet hat, Auskunft geben sollten. 
Er hat auch eine ganze Reihe von Gutachten, von Beur
teilungen anerkannter Persönlichkeiten, ibei.gebracht; 
nicht von irgendwem, keine billige'n Persilscheine. Wir 
haben daraufhin auch eig~ne Ermittlungen angestellt, 
und ich kann nur das eine sagen, daß im Endergebnis 
sich aus diesen Gutachten ergibt, daß der Beamte sich 
in seiner Stellung gut !bewährt hat und daß seine dienst
lichen Leistungen in Ordnung waren. Es war auch nicht 
so, wie es seine Auftraggeber vielleicht vermutet hat
ten, daß Klütz sich im Kammergericht als alter Natio-

nalsozialist bewähren würde - als Pressereferent sollte 
er die Informationsquelle für die Partei sein-, sondern 
in Wirklichkeit hat er in all den Jahren sich bemüht, 
ungerechte Angriffe auf das Gericht abzuwehren. Das 
ist ihm bescheinigt woroen. 
Wir haben also diese Dinge sehr ernsthaft geprüft. Zu
nächst haben wir die Ansprüche abgelehnt. Klütz hat 
dann weiteres Material beigebracht und sich entschlos
sen, das Oberverwaltungsgericht anzurufen. Nach Ein
gang dieser Klage beim Oberverwaltungsgericht hatte 
die Justizbehörde natürlich darüber .zu entscheiden, ob 
sie diesen Proi.eß führen wollte oder nicht, und zwar 
war hierbei maßgebend die Frage, ob der Beamte seine 
Beamtenstellung wegen seiner Beziehungen zum Natio
nalsozialismus erhalten hatte. Darüber bestanden Zwei
fel, berechtigte Zweifel. Ich habe mich dann auf den 

. Standpunkt gestellt, daß ich den Widerstand gegen die 
Erteilung des Unterbringungsscheines aufgeben sollte. 
Das Innenministerium hat daraufhin diesen Unterbrin
gungsschein ausgestellt. Damit wurde das Prozeßverfah
ren für erledigt erklärt. 
Ich erkläre hier ganz eindeutig, daß ich für diese Ent
scheidung die persönliche volle Verantwortung habe. 
Diese habe ich auch, wenn ein Mitarbeiter in meinem 
Auftrage ein Schreiben unterzeichnet. Wenn der Staat 
einen Prozeß durchführen will, muß er sich auch danach 
richten, welche Erfolgsaussichten ein solcher Prozeß bat 
und welches Prozeßrisiko damit übernommen wird. Ich 
darf hierzu auf die Kritik im Prozeßfall Burbach hin
weisen. In diesem Falle hat der Oberlandesgerichts
präsident, der für dieses Verfahren zuständig war, es 
auf die Klage ankommen lassen, und er hat in hart
näckiger Weise in drei Verfahren den Standpunkt, den 
er vertrat und den er für richtig hielt, durchsetzen wol
len. Es ist ihm deshall:? eine herbe Kritik z4teil gewor
der.L, und ich -will mic.'1 auch niu"it vleiter dazu äußern. 
Er hat sie aber gefunden, und im vorliegenden Fall ist 
es umgekehrt. In diesem Falle habe ich die Übernahme 
eines Prozeßrisikos abgelehnt. Ein sorgfältiger Kauf
mann weiß, daß eine Pro:i:eßführung immer mit einem 
erheblichen Risiko verbunden ist und deshalb unter Um
ständen von Schaden ist. Er handelt deshalb nach der 
Faustregel :Ein magerer Vergleich ist besseI" als ein fetter 
Prozeß. Ich könnte ganz interessante Ausführungen dar
über machen, welche Chancen die Prozesse haben, bei 
denen der Staat als Beklagter engagiert ist. Ich will 
solche Ausführungen aber hier gar nicht machen, um 
nicht noch für diejenigen, die Ansprüche steµen wollen, 
anregend zu wirken. Andererseits berufe ich mich dar
auf, daß ich nach bestem Wissen und Gewissen und im 
Rahmen meiner Verantwortlichkeit diese Entscheidung 
getroffen habe. Ve,rdiene ich darum Tadel? Selbst wenn 
ich eine falsche Entscheidung getroffen hätte, dann 
müßten Sie mir - genau so, wie man das bei jedem von 
Ihnen tun würde - das Recht au! einen menschlichen 
Irrtum zugestehenl 

Wie Sie aber behaupten können, drul .dieses Verfaihren 
den Anlaß = einer derartigen Kritik gegen mich er
gebe und daß ich deshalb kein politisches Vertrauen 
verdie~, ist mir unerfindli<:h. Ich nehme für mich in 
Anspruch, daß ich in die.ser Sache von rein sachlichem 
und a!b.solurt objektivem Standpunkte aus.gegiangen bin. 
Mir ist der Herr Klütz niclJ.t 1bekannt. Seine wieder
holten Ver.;uche, bei miir vol"Zllßprechen, habe ich be
harrlich abgelehnt. Ich nehme aber an, daß Herr 
Abgeordneter Kuraner Herrn 'Klütz besser kenn.t als 
ich. Ich kann also nur sagen, daß ich mich nur nach 
dem Inb:alt der Akten gerichtet habe und nach den 
Bfil-ichten, die mir vorgelegt worden sind. Es kommt 
doch auf die entscheidende Frage an, ob dli.e Rechts
steUunT die der Beamte im Jahre 1945 hatte, auf der 
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Zugehörigkeit zur NSDAP -beruht hat. Eine Verletzung 
von Laufbahnvorschi-iften ist sicher nicht von beacht
licher Bedeutung. Denn wir wissen· ja, daß au..ch nach 
1945 Und· überhaupt nach jedem ZuStammenbruch solche 
normalen Vorschriften nicht dur~b:ar sind:· Wir 
haben es ja erlebt, daß wir Herren i.n Beamtenstell':-ln
gen gehoben haben, ·die keinerlei Beamtenvorausset-
zungen erfüllt haiben. · 

(HeiteI'keit im Hause.) 

Die Tatsache, daß Laufbahnivorschrüten nicht erfüllt 
sind, ist nach meiner Auffassung unbeac:htlich. Einoa 
anJdere Frage ist es allerdin.gs, ob der Beamte die im 
Jahre 1945 innegehaibte Stellung - der Bundesgerichts
hof -hat .in einer En1lscheidunig ausdrücklich festgestellt, 
daß es al\lf di~n Zeitpunkt ankommt - die der Ober
regierungsrat deshalb erlangt hat, weil er Parteimann 
war, oder ob er eine sachliche und fachliche Bewäh
rung aufzuweisen hatte.· Diese Friage ist umstritten. 
Ich ha:be mich en tschtlossen, ·.diesen Prorzeß nicht .mi 

führen. Damit sind natürlich nicht alle Möglichkeiten 
erschöpft. &!:IJbstverständlkh besteht nach wie "l(,.Or <lie 
Möglichkeit, ei·n> Veor:fa:qren nach § 7 des 131er Geset
zes einzuleiten. Und wenn das Parlament oder der 
Petitition.sausschuß Wert darMI·f legt, daß in diesem 
Falle ein solcher Proreß geführt wird, diann würde ich 
mich nicht dagegen sträuben. In diesem Falle würde 
aber das Pariament die Verantwortung für den Aus
gang dieses Verfahrens und alle Folgen, die daraus 
entstehen, zu tragen haben. Das möchte ich zu der 
Sache erklärt haben. Ich halte mich für \rerpflichtet, die 
Vorwürfe, d:ie man gegen mich gerichtet hat, mit aJ.lem 
Nachdruck :ru"rückiwJ..,eisen. · 

(Zuruf bei der SPD: Das .haben Sie nicht gut 
· gemacht[) 

Z·um Abschliuß meiner. Ausliüihrungen möchte ich, wie 
in früheren Jahren, allen Angehörigen der Justiz mei
nen aufrichtigen Dank für ihre unermüdliche und er
folgreiche ,Mitarbeit aussprechen. Mein besondereT 
Dank ·gilt auch Ihnen, meine Damen und Herren, für 

.dias Verständnis und für <!;ie Unterstützung, die Sie 
der Justiz bisher entgegengebracht h~ben. Wir wissen 
alle, daß eine gute Entwicklung unseres demokratischen 
Staates von dem rechtsstaatlichen Fundament wesent
lich mit abhäng~ ist. Mein heutiger W;unsch ist, daß 
wir uns über alles sonst Trenai.ende hinM>-eg für die 
W.aihr>Un.g und für die Sicherung unserer rechtsstaat
lichen Grundlagen und vor allem für die unerschütter
liche Anerkennung der Unabhängigkeit unserer Ge
richte als unibedingte Voraussetzung des demokrati
schen Staates einsetzen. 

(Beifall bei de.n Regierurugsparteien.) 

Vizepräsident Schultz: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Kuraner von der 
Fraktion der SPD. 

Abg. Kuraner: 

Herr Präsidenitl Meine Damen und Her.rent Ich habe 
nur eine glanZ kurze Erklärung ab~ugeben. 
Von dem Falle, der hier angesprochen worden und 
der in der Drucksame II/101 an dritter Stelle vennerkt 
ist, habe ich das erste :M'..aI Kenntnis bekommen am 
ver~genen Donnerstag im Petition.saus.schuß. Ich bin 
im Anschluß an die Sitzung des Petitionsa·us:schusise.5 
mit zwei Kollegen meiner Fraktfon, die hier im Saale 
sind - unmittelbar ~m Anschluß qaran, wie der Vor
sitzende des Ausschusses sich sicherlich erinnern kann, 
habe ich mich noch von ihm verabschiedet - mit einem 
sehr frühen Zug nach Hause gefa'?-ren und war von dann 

bis gestern morgen frb~rhaupt nicht in Ma-inl.!:, so daß 
alle Bemerkungen des Herrn Ministers und alfe Ver- . · 
suche, irgend jemand aus seinem Hause als Informan-. 
ten .zu verdächtigen, völlig aus der Luft gegriffen sind. 
Erst im Petitionsausschuß habe ich die Akte gesehen -
dbrt ist" die Petition zurückgewiesen worden -, dadurCh 
habe ich ztim ersten Male Kenntnis von". dem Fail be.,. 
kommen. Nach der Sitzung bin ich - wie gesagt - so:
fort nach· Hause gefahren. Alle irgendwie gearteten 
Vermutungen, irgend- jemand zu belasten, sind daher 
aus dei: Luft gegriffen. 

Er Scheint mir, daß ich diese Erklärung abgeben mußte. 

Vizepräsident Schultz: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Bögler von der 
Fraktion der SPD. 

Abg. Bögler: 

Ich möchte xu dieser &!ehe für meinie Person ei.Ile Er
klärung 0'bgeben. Mir ist der betre:Mende Herr, um 
den es sich hier handelt, seit langem persönlich bekannt. 
Mir war· von dem Aktenihhalt, der 'Gegenstand der 
Besprechung des F.a!Jres hier war, nicht bekannt und 
kh ·kenne ihn aus eigener Anschauung auch heute 
noch nicht. 

Ich kann aber Stellung nehmen zum Fall. wenn ich 
die Person beurteile, wie sie heute aussieht. Aus dlie
-sem Grunde erkläre ich für mieine Person, daß ich mich: 
vorn AngriJlf des Kollegen Kurianer auf diesen Ma= 
a'llsdrücklich distanziere. Das ist für mich ein politi
sches. Mo!llent. Es muß endlich der letzte begreifen, 
daß die E,ntnazifizierung aibgeschlossen sein mJUß. 

(Selhr :wahr! bei den Regierungs.parteien.) 
Wenn ich hier schon eine Erklärung abgebe, will ich 
gar keinen Zweifel darüber lassen, daß die Entnazi
fizierung abgeschlossen sein muß. Ich erkläre aber 
auch, daß· ich mit der gleichen Entschiedenheit, wie ich 
es mein · Leben lang gegen Feinde der Demokratie 
getan habe, auch jetzt ~egen neue Feinde der Demo
kratie stehe. Ich würde gegen jeden neuen National
sozi~isten mit genau der gleiclten Schärfe kämpfen, ·· 
wie ich das mein Leben lang getan habe. Aber w~nn 
Leute mit einer früheren politischen Auffassung ab
geschlossen und im Laufe von .Jahren eine echte Um
kehrung durch ihr Verhalten gezeigt haben, dann soll
ten wir alte Akteninhalte, wenn sie auch noch so 
schlimm aussE'.hen, endlich geschlosesn lassen. 

(Beifiall im Hause.) 

Vi.zepräsi~ent Schultz: 

WortmeLdiungen liegen nicht mehr VO!I". Ich schließe die 
Besprechung. Wir lwmmen ~ Abstimmung. Bevor ic..11 
den Antrag Druck9ache IV91 zur Ab.stimam.1!n.g stelle, 
darf ich Sie bitten, einen kleinen Druckfehler zu be
richtigen. Aui Seite 550 steht unter Titel 101 Gruppe 
A Ba.: 200. Justizanssistenten. Das „n" muß wegfallen. 
!Ch stelle nunmehr den Antrag Drucksache II/9'1 des· 
Ha'UJ.s!halts- und Fäin.anzausschusses rur Abstimrmmg.
Wer für die Annahme dieses Antrages ist, den bitte ich 
wn <ioa.s. Handzeichen! - Die Gegen.probe1 - Stimment
haltung! -
Ich stelle "fest, daß der Antrag mit den Stimmen der 
CDU und FDP gegen die Stimmen der SPD ange
nommen ist. Ich rufe nun auf den Einzelplan 05, Justiz-. 
verwall;uJrug, die einzelnen Kapitel 1, 3, 4 und 5 und 
stelle .sie. zur Abstimmung . 
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Wer für die Annahme des Einzelplanes 05 ist, den 
bitte ich die Hand zu erheben! - Die Gegenprobe! -
Stimmenthaltung! - · 

Der Einzelplan 05 ist in zweiter Lesung mit den Stim
men der CDU und der FDP gegen die Stimmen der 
SPD an~ommen. 
Damit sind wir am SchltJ.Sse der Sitzung angelangt. 
Die nächste Sitzung des Landtages findet morgen früh 
um 9.30 Uhr statt. - Das Wort hat noch Herr Abge
ordneter Dr. ·Boden von der Fraktion der CDU. 

.Abg. Dr. Boden: 
Ich darf noch bekanntgeben, dia.ß die für heute abend 
angesetzte Sitzung meiner Fraktion a'llsfällt. Weiterer 
Bescheid ergeht noch. · 

Vizepräsident Schultz: 

Sie haben davon Kermtn1s genommen. - Die Sitzung 
ist geschlossen. 

Ende der Sitzung: 20.10 Uhr. 
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